
Zweiter Landes­
integrationsbericht



Autorinnen und Autoren 
Projektleitung am Mannheimer Zentrum  
für Europäische Sozialforschung (MZES),  
Universität Mannheim

Jörg Dollmann
Nadia Granato
Frank Kalter
Emma Waltersbacher

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am  
Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES),  
Universität Mannheim

Lena Arnold
Naomi Bader
Andrea Chagas López
Hannah Reitz
Hannah Soiné
Markus Weißmann

Bearbeitung im Ministerium für Soziales,  
Arbeit und Gesundheit Baden-Württemberg

Nicole Saks
Fabian Sprengholz
Lea Wehe

Impressum

Herausgeber:
Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesundheit Baden-Württemberg
Else-Josenhans-Straße 6
70173 Stuttgart
sm.baden-wuerttemberg.de

Gesamtkonzeption und wissenschaftliche Bearbeitung:
Projektleitung 
Jörg Dollmann, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 
Nadia Granato, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 
Frank Kalter, Universität Mannheim 
Emma Waltersbacher, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Lena Arnold, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim
Naomi Bader, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 
Andrea Chagas López, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 
Hannah Reitz, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 
Hannah Soiné, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 
Markus Weißmann, Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES), Universität Mannheim 

Bearbeitung im Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesundheit Baden-Württemberg:
Gesamtkoordination und Konzeption
Fabian Sprengholz

Durchführung der Ressortbefragung
Nicole Saks

Ergebnisdokumentation der Ressortbefragung – Abschnitt 3.2
Nicole Saks
Lea Wehe

Hinweis zur Nutzung digitaler Assistenzsysteme:
Bei der Erstellung dieses Berichts wurden digitale Assistenzsysteme, einschließlich KI-gestützter Sprach- und Korrekturwerk-
zeuge, zur Unterstützung bei Strukturierung, Formulierung und sprachlicher Überarbeitung eingesetzt. Die Verantwortung  
für Inhalt, Daten und Bewertungen liegt ausschließlich beim Herausgeber sowie bei den Autorinnen und Autoren.

Gestaltung und Satz
unger+ kreative strategen GmbH
ungerplus.de

Bildnachweise
Titel, Seite 6, Seite 8, Seite 120, Seite 166, Seite 232, Seite 240: © Verena Müller  
Seite 6: © Roland Geiger, Seite 18: © AdobeStock/M. Schoenfeld

Stand 
September 2026

Landesintegrationsbericht 2025

3



Vorwort		  06

1 Einleitung		  08

2 Integrationspolitische Strukturen in den Kommunen		  18
	 2.1 Integrationsbeauftragte als zentrale Anlauf-, Beratungs- und Koordinationsstelle		  24
	 2.2 Verankerung von Leitlinien: Strategische Steuerung durch Integrationskonzepte		  38
	 2.3 Integrationsräte und -ausschüsse: Verbreitung und Einbindung auf kommunaler Ebene		  46
	 2.4 Zivilgesellschaftliche Akteure in der kommunalen Integrationsarbeit		  65
	 2.5 Integrationsfördernde Angebote und Maßnahmen		  75
	 2.6 �Interkulturelle Öffnung, Vielfalt und Antidiskriminierung innerhalb 	  

der kommunalen Verwaltungsstrukturen		  84
	 2.7 Netzwerke im Fokus: Die Zusammenarbeit zwischen den Kommunen		  91
	 2.8 �Erfolge, Gelingensbedingungen und bestehende Herausforderungen 	  

in den Kommunen – eine Zwischenbilanz		  106

3 Integrationsfördernde Strukturen auf Landesebene		  120
	 3.1 �Interessenvertretungen auf Landesebene: Landesbeirat für 		

Integration und Landesverband der kommunalen Migrantenvertretungen (LAKA)	 122
	 3.2 �Wahrnehmung und Umsetzung des PartIntG in den 		

Ressorts der Landesministerien		  128

4 �Das Partizipations- und Integrationsgesetz (PartIntG) – 					   
Wahrnehmung, Umsetzung und Handlungsoptionen		  144

5 Indikatorengestütztes Integrationsmonitoring für Baden-Württemberg		  166
	 5.1 Demografie		  169
	 5.2 Bildung		  178
	 5.3 Arbeitsmarkt		  196
	 5.4 Soziale, identifikative und politische Integration		  214

6 Gesamtfazit		  232

7 Literatur			   240

Anhang			   250
A1 Forschungsdesign des Landesintegrationsberichts		  250
	� A1.1 �Quantitative Befragungen der Gemeinden, Stadt- und		

Landkreise sowie der VwV-Integrationsbeauftragten		  250
	� A1.2 �Qualitative Befragung der Kommunen sowie kommunaler und 		

landesweiter Interessenvertretungen		  255
	 A1.3 Befragung der Landesministerien		  258
	 A1.4 Informationen zu externen Daten		  259
A2 Anhangstabellen		  270
A3 Glossar		  290

Abbildungsverzeichnis	 294

Inhaltsverzeichnis

4

Landesintegrationsbericht 2025

5



Liebe Leserinnen und Leser,  
Integration entscheidet sich vor allem vor Ort –  
dort, wo Menschen ihren Alltag verbringen, 
miteinander lernen, arbeiten und leben:  
in Kindergärten und Schulen, in Betrieben,  
Vereinen und Nachbarschaften. In den  
Kommunen entstehen die Begegnungen  
und Strukturen, die Teilhabe ermöglichen  
und ein gutes Miteinander fördern. 

Der vorliegende Landesintegrationsbericht 
nimmt deshalb die kommunale Ebene und deren 
Integrationsstrukturen in Baden-Württemberg 
in den Blick: Wer sind die zentralen Akteure  
der kommunalen Integrationsarbeit vor Ort? 
Welche Maßnahmen wurden etabliert?  
Was funktioniert bereits gut und wo besteht 
Verbesserungspotenzial? 

Für ein möglichst umfassendes Bild wurden 
Städte, Gemeinden und Landkreise sowie  

 
zahlreiche Integrationsbeauftragte und Mitglie-
der von Integrationsräten und eines Integra-
tionsausschusses zu ihren Erfahrungen befragt. 
Ihre Einschätzungen und Anregungen stehen 
im Mittelpunkt dieses Berichts. Sie machen 
sichtbar, wie vielfältig kommunale Integrations-
arbeit ist – und wo bereits gute Lösungen ent-
standen sind, die Mut machen und Anregungen 
für andere geben können.

Die Landesregierung erfüllt mit dem vorliegen-
den Bericht auch ihren gesetzlichen Auftrag, 
die Umsetzung des Partizipations- und Integra-
tionsgesetzes zu überprüfen sowie den Stand 
der Integration in Baden-Württemberg insge-
samt abzubilden. Migration gehört zu unserer 
Gesellschaft. Sie bringt unterschiedliche Erfah-
rungen und Perspektiven zusammen, bereichert 
unser Zusammenleben und trägt wesentlich  
zur Innovationskraft unseres Landes bei. 

Die Integration von Eingewanderten und  
ihren Nachfahren ist und bleibt deshalb eine 
verantwortungsvolle Aufgabe, die auch  
künftig von zentraler Bedeutung für Politik,  
Verwaltung und Gesellschaft sein wird und  
nur im Zusammenspiel aller Beteiligten  
erfolgreich gestaltet werden kann.

Mein herzlicher Dank gilt allen Städten, 
Gemeinden und Landkreisen sowie allen  
Integrationsbeauftragten und Mitgliedern von 
institutionalisierten Interessenvertretungen,  
die sich an den Befragungen beteiligt haben. 
Mit ihrer Zeit, ihrer Expertise und ihren  
konkreten Erfahrungen haben sie wesentlich 
dazu beigetragen, ein aussagekräftiges Bild  
der Integrationsarbeit vor Ort zu zeichnen.

Ich wünsche Ihnen eine anregende und  
aufschlussreiche Lektüre! 

Vorwort

Ihr Oliver Hildenbrand MdL 
Minister für Soziales, Arbeit und Gesundheit
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Das Partizipations- und Integrationsgesetz 
Baden-Württemberg sieht die Erstellung eines 
Landesintegrationsbericht alle fünf Jahre vor. 

Der vorliegende zweite Landesintegrationsbe-
richt ist im Rahmen eines Kooperationsprojekts 
zwischen dem Ministerium für Soziales, Arbeit 
und Gesundheit Baden-Württemberg und der 
Universität Mannheim entstanden. Die inhalt-
liche und methodische Ausgestaltung des 
Berichts lag dabei federführend bei der  
Universität Mannheim und erfolgte in engem 
fachlichen Austausch mit dem Ministerium.  
Die wissenschaftliche Unabhängigkeit und  
Freiheit der Forschung waren dabei zu jedem 
Zeitpunkt gewährleistet. 

Der Bericht legt nach Maßgabe des Partizipati-
ons- und Integrationsgesetzes Baden-Württem-
berg dar, wie sich die Integration im Land ent-
wickelt und welche Strukturen hierfür bestehen. 
Die Universität Mannheim zeigt zudem Hand-
lungsoptionen auf. Die Konzeption des Berichts, 
die Planung und Durchführung der Erhebungen, 
die Auswertung der Daten sowie die Erstellung 
des Textes – mit Ausnahme von Abschnitt 3.2 –  
lagen beim Projektteam der Universität Mann-
heim. Eine detaillierte Darstellung des methodi-
schen Vorgehens und der verwendeten Daten-
grundlagen findet sich auf den Seiten 14 und 15 
im Infokasten „Beschreibung der Datengrund-
lage“ sowie im Methodenanhang (Anhang A1).

1  
Einleitung

Deutschland ist nicht nur de facto, sondern – 
seit der grundlegenden Reform des Aufenthalts- 
und Zuwanderungsrechts im Jahr 2005 – auch 
rechtlich ein Einwanderungsland. Für Baden-
Württemberg bedeutet dies, dass Zuwande-
rung dauerhaft zu den prägenden Merkmalen 
der demografischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung gehört. Schon 
der Landesintegrationsbericht 2020 hat gezeigt, 
dass die Zuwanderung in das Bundesland die 
Abwanderung seit Langem übersteigt – ein 
Befund, der sich seither weiter verfestigt hat.

Die langfristige Wanderungsstatistik  
verdeutlicht diese Entwicklung eindrücklich.  
Abbildung 1.1 zeigt für die vergangenen fünf 

Jahrzehnte, dass die Zuzüge aus dem Ausland 
die Fortzüge ins Ausland in den meisten Jahren 
deutlich übertreffen und Baden-Württemberg 
damit nahezu durchgehend einen positiven 
Außenwanderungssaldo aufweist. Phasen 
geringerer Mobilität – etwa während der 
COVID-19-Pandemie in den Jahren ab 2019 – 
wechseln sich mit Jahren besonders hoher 
Zuwanderung ab, in jüngster Zeit vor allem im 
Zuge der Fluchtbewegungen aus Syrien ab 
2015 und infolge des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine ab 2022. Insgesamt verdeut-
lichen die Entwicklungen, dass Migration aus 
anderen Ländern nach Baden-Württemberg 
kein vorübergehendes Ereignis ist, sondern  
ein strukturelles Merkmal des Bundeslandes.

Baden-Württemberg als  
Einwanderungsland
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Abbildung 1.1: Zu- und Fortzüge zwischen Baden-Württemberg und dem Ausland einschließlich 
Außenwanderungssaldo in den Jahren 1970–2024
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Datenquelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2024. Lesebeispiel: Der blaue Balken zeigt die Zuzüge nach Baden-Württemberg aus 
dem Ausland, der orangene Balken die Fortzüge aus Baden-Württemberg ins Ausland. Die schwarze Linie markiert den Wanderungssaldo und ergibt 
sich aus Zuzügen minus Fortzügen. Für 2024 heißt das: Insgesamt sind 239.602 Personen aus dem Ausland nach Baden-Württemberg zugezogen, 
199.087 Personen sind aus Baden-Württemberg ins Ausland weggezogen. Daraus ergibt sich ein positiver Wanderungssaldo von 40.515 Personen. 
Das heißt, 2024 sind 40.515 Personen mehr aus dem Ausland nach Baden-Württemberg zugezogen, als aus Baden-Württemberg ins Ausland weg-
gezogen sind.

Heute hat mehr als ein Drittel (38 Prozent)  
der Bevölkerung Baden-Württembergs eine 
Einwanderungsgeschichte1 (Statistisches  
Bundesamt, 2025b). Eingewanderte und ihre 
Nachkommen sind in allen Bereichen von  
Wirtschaft und Gesellschaft präsent und  
tragen wesentlich zur Innovations- und Leis-
tungsfähigkeit des Landes bei. Migration ist 
damit nicht nur eine Antwort auf demografische 
Herausforderungen und Fachkräftebedarfe, 
sondern prägt auch das gesellschaftliche 
Zusammenleben, die Bildungslandschaft  
und das kulturelle Leben im Südwesten.

Die migrationspolitischen Reformen der ver-
gangenen Jahre – etwa zur Erleichterung der 
Erwerbs- und Ausbildungseinwanderung –  
haben diesen Trend verstärkt. Baden-Württem-
berg ist als wirtschaftlich starkes und export-
orientiertes Bundesland ein besonders attrak-
tiver Standort für internationale Fachkräfte, 
Studierende und Auszubildende. Gleichzeitig 
erfordert die anhaltende Zuwanderung von 

Schutzsuchenden kontinuierliche Anstren- 
gungen bei Aufnahme, Unterbringung und  
Integration.

Die regionale Verteilung von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte ist in Baden-Würt-
temberg ausgesprochen heterogen (siehe 
Abbildung 1.2).2 Sie konzentrieren sich vor 
allem in den großen Ballungsräumen, etwa in 
der Region Stuttgart, im Rhein-Neckar-Raum 
und entlang des Oberrheins. Gleichzeitig gibt 
es zahlreiche eher ländlich geprägte Gemein-
den, in denen der Anteil von Personen mit 
Einwanderungsgeschichte unter 10 Prozent 
liegt. Am anderen Ende des Spektrums stehen 
Kommunen, in denen mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung eine Einwanderungsgeschichte 
aufweist. Die folgende Karte visualisiert den 
Anteil von Personen mit Einwanderungsge-
schichte in den Gemeinden Baden-Württem-
bergs und macht die Spannweite zwischen 
den Gemeinden sichtbar.

1 �In diesem Bericht wird das Konzept der Einwanderungsgeschichte verwendet. Das Konzept wurde durch die Fachkommission der Bundesregierung 
zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit (2020) empfohlen. Eine ausführliche Beschreibung des Konzepts findet sich auf den Seiten 
14 und 15 in dem Infokasten „Beschreibung der Datengrundlage“.

2 �Im Methodenanhang dieses Berichts findet sich in Abschnitt A1.4 („Informationen zu externen Daten“) ein Link, unter dem diese Daten abrufbar 
sind.

Abbildung 1.2: Verteilung der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte über die Gemeinden in 
Baden-Württemberg 
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Datenquelle: Zensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. 9 Stadtkreise und 1.092 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwande-
rungsgeschichte. Lesebeispiel: Jede Gemeinde ist ihrem Anteil an Personen mit Einwanderunsgeschiche entsprechend eingefärbt. Je dunkler der 
Farbton, desto höher dieser Anteil. In der Legende ist angegeben, welche Farbfläche welchem prozentualen Anteil entspricht. Eine Gemeinde in der 
dunkelsten Farbstufe gehört demnach zur Gruppe mit dem höchsten Anteil von Personen mit Einwanderungsgeschichte (45 Prozent oder mehr).

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, warum  
es für Baden-Württemberg von zentraler 
Bedeutung ist, sich mit der Situation von  
Menschen mit Einwanderungsgeschichte und 
den Rahmenbedingungen vor Ort auseinander-
zusetzen. Ob es gelingt, allen hier lebenden 
Menschen gute Chancen auf Bildung, Arbeit, 
Wohnen, Gesundheit und politische Teilhabe  
zu eröffnen, entscheidet mit darüber, wie 
gerecht, resilient und zukunftsfähig Baden-
Württemberg ist. Integration ist somit eine 
gesamtgesellschaftliche Querschnittsaufgabe, 
die alle Politikfelder und Ebenen betrifft.

Um diese Aufgabe zu bewältigen, hat das Land 
Baden-Württemberg in den vergangenen Jah-
ren umfangreiche Strukturen und Angebote 
entwickelt, die Integration im Alltag ermögli-
chen und erleichtern. Dazu gehören frühkind-
liche Bildungs- und Sprachförderangebote, 
Schulen und berufliche Ausbildungssysteme, 
auf Integration ausgerichtete Instrumente der 
Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderung, kom-
munale Integrationskonzepte3 und -beauftragte, 
Beratungs- und Unterstützungsstrukturen 
sowie ein starkes zivilgesellschaftliches Enga-
gement. Diese Infrastruktur bildet den Rahmen, 
in dem Eingewanderte und ihre Familien ihre 
Potenziale entfalten können. 

3 �In diesem Bericht wird der Begriff „Integrationskonzept“ für sämtliche Formen kommunaler Integrationsleitlinien verwendet. In der Praxis werden 
diese auch unter Bezeichnungen wie „Integrationsplan“ oder „Leitbild“ geführt.
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Ein wesentliches Element ist dabei das PartIntG, 
das im Dezember 2015 in Kraft getreten ist und 
Ziele, Aufgaben und Akteure der Integrations-
arbeit in Baden-Württemberg beschreibt und 
vorgibt. Das PartIntG greift den Leitgedanken 
auf, dass Integration vor Ort stattfindet und 
übersetzt ihn in das Leitbild einer chancenge-
rechten und inklusiven Einwanderungsgesell-
schaft. Integration wird als „gesamtgesell-
schaftlicher Prozess“ verstanden, der auf 

Gegenseitigkeit beruht und von allen Menschen 
im Land – Personen mit und ohne Einwande-
rungsgeschichte – getragen wird. Vielfalt wird 
ausdrücklich als Ressource anerkannt, zugleich 
werden die gemeinsame Grundlage der Verfas-
sung und die Bedeutung des Deutschen als 
Verkehrssprache betont. Das PartIntG bildet 
damit die rechtlich-normativ Grundlage für die 
Integrationsarbeit in Baden-Württemberg.

Gegenstand der Untersuchung und Ziele des 
Landesintegrationsberichts 2025
Der zweite Landesintegrationsbericht rückt die 
Kommunen als zentrale Akteure für Teilhabe, 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die 
Umsetzung des PartIntG in den Mittelpunkt.  
Er untersucht kommunale Strukturen auf Basis 
eigens zu diesem Zweck erhobener Daten in 
Gemeinden, Stadt- und Landkreisen sowie bei 
Integrationsbeauftragten. Weiterhin wird auch 
die Landesebene berücksichtigt, die im PartIntG 
ebenfalls eine wichtige Rolle einnimmt. Dies 
geschieht über Befragungen aller Landesminis-
terien in Baden-Württemberg sowie des Landes-
beirats für Integration und des Landesverbands 
der kommunalen Migrantenvertretungen 
Baden-Württemberg (LAKA). Ergänzt werden 
diese Befragungsdaten durch zentrale Indika-
toren zum Stand der Integration mit Daten der 
amtlichen Statistik und Erhebungen zum Thema 
Integration.

Mit diesem systematischen Blick auf die kommu-
nale Ebene unterscheidet sich der vorliegende 
Bericht 2025 in seiner Schwerpunktsetzung 
vom Vorgängerbericht 2020, der vor allem 
integrationspolitische Entwicklungen und  
Indikatoren in den Blick nahm. Zugleich erfüllt 
die Landesregierung Baden-Württemberg 
nicht nur ihre gesetzliche Berichtspflicht  
(§ 15 PartIntG) und dokumentiert den Stand 
der Integration im Land sowie die Umsetzung 
zentraler Bestimmungen des PartIntG, sondern 
benennt mit diesem Bericht auch Fortschritte 
und bestehende Defizite und gibt konkrete 
Impulse für die Weiterentwicklung der Inte
grationspolitik auf Landes- und kommunaler 
Ebene. 

Aufbau des Berichts

Der Bericht ist wie folgt 
gegliedert: 

Nach einer kurzen Einführung widmet sich 
Kapitel 2 den Akteuren, Strukturen und 
Maßnahmen der kommunalen Integrations-
arbeit in Baden-Württemberg. Im Mittel-
punkt stehen die Rolle der Integrationsbe-
auftragten (Abschnitt 2.1), die strategische 
Ausrichtung durch Integrationspläne und 
-konzepte (Abschnitt 2.2), die Einbindung 
migrantischer Perspektiven über Integra-
tionsräte und -ausschüsse (Abschnitt 2.3) 
sowie die Bedeutung zivilgesellschaftlicher 
Akteure (Abschnitt 2.4). Ergänzend unter-
sucht der Bericht zentrale integrations
fördernde Angebote (Abschnitt 2.5), den 
Stand der interkulturellen Öffnung der  
Verwaltungen (Abschnitt 2.6) sowie For-
men kommunaler Zusammenarbeit und 
Netzwerke (Abschnitt 2.7). In Abschnitt 2.8  
werden die zentralen Stärken, Herausforde-
rungen und Entwicklungsbedarfe für die 
kommunale Integrationsarbeit zusammen-
gefasst. Weiterhin wird die besondere 
Bedeutung von Integrationsbeauftragten 
als zentrale Gelingensbedingung für erfolg-
reiche Integrationsarbeit herausgearbeitet.

Darauf aufbauend werden in Kapitel 3  
die integrationspolitischen Strukturen  
auf Landesebene, darunter die Arbeit  
des Landesverbands der kommunalen  
Migrantenvertretungen (LAKA) und des 
Landesbeirats für Integration (Abschnitt 
3.1) sowie die Umsetzung des PartIntG in 
den Ressorts der Landesregierung 
(Abschnitt 3.2) dargestellt.

Kapitel 4 beleuchtet das PartIntG detail-
liert. Es analysiert die Wahrnehmung und 
Bekanntheit des Gesetzes, seine wahrge-
nommenen Auswirkungen sowie beste-
hende Hürden und Empfehlungen für eine 
Novellierung. 

Im Mittelpunkt der Kapitel 2 bis 4 dieses 
Berichts steht die Frage, in welchem 
Umfang die im PartIntG vorgesehenen 
Strukturen zur Förderung von Teilhabe und 
Repräsentanz in der Praxis umgesetzt sind.

Kapitel 5 untersucht den Stand der Inte
gration in Baden-Württemberg in den The-
menbereichen Demografie (Abschnitt 5.1), 
Bildung (Abschnitt 5.2), Arbeitsmarkt 
(Abschnitt 5.3) sowie soziale, identifikative 
und politische Integration (Abschnitt 5.4) 
anhand ausgewählter Indikatoren und aktu-
eller Daten der amtlichen Statistik sowie 
verschiedener Befragungen mit einem 
inhaltlichen Bezug zum Thema Integration. 
Die Indikatoren wurden gezielt ausgewählt, 
um den Integrationsstand möglichst diffe-
renziert abzubilden und Entwicklungen der 
vergangenen Jahre sichtbar zu machen. 
Dabei richtet sich der Blick auf die unter-
schiedlichen Teilgruppen, die zur Bevölke-
rung mit Einwanderungsgeschichte gehören. 

Ein abschließendes Gesamtfazit (Kapitel 6) 
bündelt die zentralen Ergebnisse und for-
muliert auf Basis der empirischen Befunde 
und ihrer Interpretation Empfehlungen und 
Perspektiven für die zukünftige Weiterent-
wicklung der Integrationspolitik.

Eine detaillierte Beschreibung der zugrunde 
liegenden Datenbasis findet sich im 
anschließenden Infokasten.

Für einen schnellen Überblick sind die inhalt-
lichen Teile des Berichts einheitlich strukturiert: 
In den Kapiteln 2 bis 5 beginnen die jeweiligen 
Abschnitte (bzw. in Kapitel 4 das Kapitel als 
Ganzes) mit einer Zusammenfassung der  
wichtigsten Ergebnisse und schließen mit 
einem kurzen Fazit sowie der Darstellung  

von möglichen Handlungsoptionen.  
Fazit und Handlungsoptionen wurden  
vom wissenschaftlichen Projektteam der  
Universität Mannheim auf Grundlage der 
berichteten empirischen Befunde und  
deren Gesamtinterpretation entwickelt.
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Beschreibung der Datengrundlage

Um die Anwendung des Partizipations- und Integrationsgesetzes Baden-Württemberg 
(PartIntG) in der Praxis und den Stand der Integration im Land zu überprüfen, stützt sich 
der zweite Landesintegrationsbericht auf mehrere, sich ergänzende Datenquellen. Ein 
besonderes Merkmal sind die eigens vom Mannheimer Zentrum für Europäische Sozial-
forschung (MZES) der Universität Mannheim für den Bericht durchgeführten quantitativen 
und qualitativen Befragungen der Kommunen und ihrer Integrationsbeauftragten. Auf  
Landesebene wurden zudem Mitglieder des Landesbeirats für Integration und des  
Landesverbands der kommunalen Migrantenvertretungen (LAKA) qualitativ befragt sowie 
alle Landesministerien im Rahmen einer Ressortbefragung einbezogen. Hinzu kommen 
Daten der amtlichen Statistik und ausgewählter sozialwissenschaftlicher Befragungen. 

Zunächst wird das im gesamten Bericht verwendete Konzept der Einwanderungsgeschichte 
erläutert. Anschließend folgt ein Überblick über das Forschungsdesign und die zentralen 
Datengrundlagen, auf denen die Analysen in den Kapiteln 2 bis 5 beruhen.

Das Konzept „Einwanderungsgeschichte“

Um den aktuellen Stand der Integration und ihre Entwicklung abzubilden, wird das  
Konzept der Einwanderungsgeschichte verwendet, das von der Fachkommission der  
Bundesregierung zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit empfohlen wurde. 
Es gliedert die Bevölkerung in vier Kategorien: Eingewanderte, Nachkommen (Personen, 
die in Deutschland geboren sind und deren beide Elternteile eingewandert sind), Personen 
mit einseitiger Einwanderungsgeschichte (in Deutschland geboren mit nur einem einge-
wanderten Elternteil) sowie Personen ohne Einwanderungsgeschichte (selbst und beide 
Elternteile in Deutschland geboren). Zur Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte  
werden Eingewanderte, Nachkommen und Personen mit einseitiger Einwanderungsge-
schichte gezählt.

Im Gegensatz zum bislang verbreiteten Konzept des Migrationshintergrunds, das im  
Landesintegrationsbericht 2020 genutzt wurde, orientiert sich die Einwanderungsge-
schichte am international üblichen Kriterium des Geburtsorts und bezieht die Staatsan
gehörigkeit nicht ein. Während sich die Staatsangehörigkeit im Lebensverlauf ändern 
kann, bleibt der Geburtsort unverändert und ermöglicht damit eine konsistente Auswer-
tung über die Zeit. Außerdem wird der dritten und allen folgenden Generationen keine 
Einwanderungsgeschichte mehr zugeschrieben. Innerhalb der zweiten Generation erlaubt 
das Konzept eine Unterscheidung zwischen Nachkommen und Personen mit einseitiger 
Einwanderungsgeschichte. Insgesamt ist das neue Konzept damit zugleich differenzierter 
und leichter nachvollziehbar als das Konzept des Migrationshintergrunds.

Die quantitativen und qualitativen Befragungen auf kommunaler Ebene

Die nachfolgend dargestellten Ergebnisse zu den integrationspolitischen Strukturen in 
Baden-Württemberg beruhen auf standardisierten Online-Befragungen der kreisangehöri-
gen Städte und Gemeinden sowie der Stadt- und Landkreise. Diese Befragungen wurden 
von Mitte Mai bis Ende August 2025 durchgeführt. Ziel war es, systematisch Informationen 
zur Umsetzung der im PartIntG festgelegten Regelungen zu erheben. Schwerpunktmäßig 
wurden dabei insbesondere Regelungen bezüglich kommunaler Integrationsbeauftragter, 
Gremien zur Interessenvertretung, Angebotsstrukturen, interkultureller Öffnungsprozesse 
sowie der Zusammenarbeit zwischen Kommunen in den Blick genommen.

Zwischen Mitte Juli und Ende August 2025 wurden zusätzlich alle nach der „Verwaltungs-
vorschrift Integrationsbeauftragte“ des Ministeriums für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
geförderten Integrationsbeauftragten zu den kommunalen Integrationsstrukturen, der 
Ausgestaltung ihrer Stelle sowie dem Förderprogramm „VwV Integrationsbeauftragte“ 
befragt. Hierdurch können die integrationspolitischen Strukturen, Maßnahmen und 
Abläufe in den Kommunen aus unterschiedlichen Perspektiven sowie für unterschiedliche 
Verwaltungsebenen beschrieben werden. 

Ergänzend wurden ab Juli 2025 leitfadengestützte qualitative Interviews durchgeführt, 
die vertiefende Einblicke in die Funktionsweise und Herausforderungen dieser Strukturen 
ermöglichen. Befragt wurden dabei sowohl kommunale Integrationsbeauftragte, Führungs-
kräfte innerhalb der Verwaltung und Mitglieder mehrerer Integrationsräte sowie eines Inte
grationsausschusses auf kommunaler Ebene. 

Die Auswertungen der Gemeindebefragung werden im Bericht differenziert nach drei zen-
tralen Strukturmerkmalen der Gemeinden dargestellt (siehe Anhang A1.1 für weitere Infor-
mationen zu diesen Strukturmerkmalen): ihrer Größe (unter bzw. ab 10.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern), ihrer regionalen Lage (städtisch oder ländlich geprägt) sowie dem Anteil 
der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte (unter 15 Prozent, 15–< 20 Prozent, 20–< 25  
Prozent und mindestens 25 Prozent). Die folgende Abbildung 1.3 zeigt in vier Karten, wie 
sich diese Merkmale räumlich über Baden-Württemberg verteilen: Deutlich wird, dass insbe-
sondere größere, städtisch geprägte Gemeinden – aber auch einzelne ländliche Regionen –  
vergleichsweise hohe Anteile von Personen mit Einwanderungsgeschichte aufweisen, 
während viele kleinere Gemeinden des ländlichen und insbesondere des städtischen 
Raums durch eher niedrige Anteile geprägt sind.

An der Erhebung beteiligten sich 693 der 1.092 Gemeinden sowie alle neun kreisfreien 
Städte, womit rund 82 Prozent der Bevölkerung Baden-Württembergs abgedeckt werden. 
Zudem nahmen alle 35 Landkreise und 144 der 187 VwV-Integrationsbeauftragten an der 
Befragung teil. Die Daten aus diesen Befragungen wurden um 16 qualitative Interviews 
ergänzt, die die Integrationsstrukturen von Kommunen mit und ohne Integrationsbeiräten 
oder Integrationsausschüssen thematisieren und die Perspektiven von VwV-Integrations-
beauftragten einbringen. Für einige Abbildungen wurden die Erhebungsdaten zudem mit 
Bevölkerungsdaten aus dem Zensus 2022 und Daten zur Raumklassifikation des Bundes-
verkehrsministeriums angereichert. Eine ausführliche Beschreibung aller Befragungen auf 
Kommunalebene findet sich in den Abschnitten A1.1 und A1.2 im Anhang. Die kommunalen 
Befragungen und Interviews bilden die zentrale Datengrundlage für die Analysen in den 
Kapiteln 2 und 4 des Berichts.
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Abbildung 1.3: Verteilung der Gemeinden in Baden-Württemberg nach den drei Struktur
merkmalen Größe, Regionstyp und Anteil an Personen mit Einwanderungsgeschichte 

 
 
Befragungen auf Landesebene 

Qualitative Befragung von Vertreterinnen und Vertretern des Landesbeirats für Integra-
tion und des Landesverbands der kommunalen Migrantenvertretungen (LAKA)

Mit dem Landesbeirat für Integration und dem Landesverband der kommunalen Migranten-
vertretungen (LAKA) fördert das Land zwei Gremien, durch deren Arbeit auf unterschied-
liche Weise die Perspektiven von Menschen mit Einwanderungsgeschichte vertreten und  
in die Integrationspolitik des Landes sowie der Kommunen eingebracht werden sollen. Um 
ihre Rolle, Arbeitsweise und Einbindung in politische Prozesse näher zu beleuchten, wurden 
insgesamt 5 qualitative Interviews mit Mitgliedern beider Gremien durchgeführt.

Die Auswertung dieser Interviews bildet die Datengrundlage für Abschnitt 3.1 und ermög-
licht es, die Aufgaben, Arbeitsweisen und Einflussmöglichkeiten von Landesbeirat und 
LAKA aus der Perspektive der Beteiligten nachzuzeichnen.

Anteil EWG (in %)

< 15
15–< 20
20–< 25
≥ 25

(N = 147)
Bevölkerungszahl ≥ 10.000, städtische Region

(N = 111)
Bevölkerungszahl ≥ 10.000, ländliche Region

(N = 289)
Bevölkerungszahl < 10.000, städtische Region

(N = 554)
Bevölkerungszahl < 10.000, ländliche Region

Befragung der Landesministerien

Auf Landesebene wurde ergänzend vom Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
eine standardisierte Ressortbefragung durchgeführt, die sich an alle Ministerien des Landes 
Baden-Württemberg richtete. Im Mittelpunkt standen unter anderem geplante, laufende und 
abgeschlossene Maßnahmen mit Bezug zu Integration, interkultureller Öffnung, Formen der 
Zusammenarbeit mit relevanten Akteursgruppen (z. B. Kommunen, Migrantenselbstorgani-
sationen, Landesgremien) sowie neue integrationspolitisch relevante Themen bzw. Heraus-
forderungen und wahrgenommene Hürden bei der Umsetzung des PartIntG aus Sicht der 
Landesministerien.

Die Ressortbefragung bildet die Datengrundlage für Abschnitt 3.2. Sie ermöglicht es, die im 
Gesetz verankerte ressortübergreifende Verantwortung für Integration aus der Perspektive 
der Ministerien nachzuzeichnen und sichtbar zu machen, in welchem Umfang und auf 
welche Weise das PartIntG in unterschiedliche Politikfelder hineinwirkt.

Die Befragung der Ressorts erfolgte als standardisierte Befragung in Form eines Frage-
bogens. Die Befragung wurde von Ende Oktober bis Mitte November 2025 durchgeführt. 
Alle Landesministerien beteiligten sich daran. Weiterführende Informationen zur Befragung 
der Ministerien finden sich in Anhang A1.3.

Externe Daten

Kapitel 5 beschreibt den Stand der Integration in Baden-Württemberg anhand relevanter 
Indikatoren, also messbarer Merkmale aus den Bereichen Demografie, Bildung, Arbeitsmarkt 
sowie kultureller, sozialer, identifikativer und politischer Integration. Diese Bereiche haben 
sich in der soziologischen Forschung als besonders relevant für die Integration von Einge-
wanderten und ihren Nachkommen herausgestellt.

Die Auswertungen in diesem Teil des Berichts basieren auf verschiedenen externen Daten-
sätzen, die im Anhang ausführlich vorgestellt werden (siehe hierzu die Informationen zu den 
externen Daten in Abschnitt A1.4). Hauptsächlich werden Daten der amtlichen Statistik ver-
wendet, insbesondere der Mikrozensus und die Schulstatistik. Zusätzlich werden sozialwis-
senschaftliche Befragungsdaten genutzt. Diese wurden danach ausgewählt, ob sie weitere 
Indikatoren zu relevanten Integrationsaspekten bereitstellen und es ermöglichen, Eingewan-
derte und ihre Nachkommen in Baden-Württemberg in angemessenem Umfang abzubilden.

Die externen Datensätze ermöglichen es, die kommunalen Befunde in einen breiteren 
Kontext einzuordnen: Sie zeigen, wie sich demografische, bildungsbezogene, arbeitsmarkt-
bezogene und sozial-integrative Entwicklungen über die Zeit darstellen und wie sich 
Personen mit und ohne Einwanderungsgeschichte im Vergleich zueinander positionieren.

Datenquelle: Zensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. 9 Stadtkreise und 1.092 Gemeinden. Anmerkung: EWG = 
Einwanderungsgeschichte; Anzahl Kommunen nach Anteil EWG: Unter 15 %: N = 185, 15 % bis unter 20 %: N = 302, 20 % bis unter 25 %:  
N = 269, 25 % und mehr: N = 345. Lesebeispiel: Jede Gemeinde ist entsprechend ihrem Anteil an Personen mit Einwanderungs-
geschichte eingefärbt. Je dunkler der Farbton, desto höher dieser Anteil. In der Legende ist angegeben, welche Farbfläche welchem 
prozentualen Anteil entspricht. Eine Gemeinde in der dunkelsten Farbstufe gehört demnach zur Gruppe mit dem höchsten Anteil an 
Personen mit Einwanderungsgeschichte (25 Prozent oder mehr).
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2  
Integrationspolitische 
Strukturen in  
den Kommunen

Integration findet vor allem vor Ort in den  
Städten, Gemeinden und Landkreisen statt. 
Dort, wo eingewanderte Menschen und ihre 
Nachkommen am gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen, arbeiten, wohnen oder zur Schule 
gehen. In den folgenden Abschnitten wird des-
halb die Integrationsarbeit auf der Gemeinde- 
und Kreisebene in Baden-Württemberg genauer 
betrachtet: Welche Akteure sind daran betei-
ligt? Welche Maßnahmen werden durch wen 
ergriffen? Was funktioniert gut und wo gibt es 
vielleicht noch Verbesserungspotenzial? 

Die Anforderungen, die sich für Kommunen im 
Bereich der Integration ergeben, sind vielfältig 
und betreffen unterschiedliche Lebensbereiche, 
weshalb häufig von Integration als „Querschnitts-
aufgabe“ gesprochen wird. Diese umfasst 
sowohl die strategische Planung und Ausrich-
tung der kommunalen Integrationsarbeit als 
auch ihre konkrete Umsetzung in Form von  

Veranstaltungen und Projekten, wie zum Bei-
spiel Sprachkursen, Beratungen oder Festen. 
Nach dem kommunalen Selbstverwaltungs-
recht des Artikels 28 Absatz 2 Grundgesetz 
muss den Gemeinden das Recht gewährt wer-
den, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln. Dabei lässt sich eine 
Unterscheidung treffen zwischen sogenannten 
„pflichtigen“ und „freiwilligen“ Selbstverwal-
tungsaufgaben (Walter, 2023). Kommunen sind 
zum Beispiel verpflichtet, Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) zu 
gewähren oder unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete zu betreuen. Ob und mit welchen 
Schwerpunkten sie integrationsfördernde Maß-
nahmen und Projekte umsetzen, ein Integra-
tionskonzept entwickeln oder Integrationsbe-
auftragte ernennen, können sie demgegenüber 
eigenständig entscheiden (Bogumil et al., 2023). 

Das PartIntG setzt sich die „gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit und ohne Migra-
tionshintergrund in allen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens über soziale und ethnische 
Grenzen hinweg“ zum Ziel. Um dies zu erreichen, 
ist die Verantwortung für die Integrationspolitik 
in Baden-Württemberg zwischen Land und 
Kommunen aufgeteilt. 

Das Land4 hat nach § 5 PartIntG die Aufgabe, 
integrationsfördernde Strukturen zu entwickeln 
und zu unterstützen und „dabei insbesondere 
mit den kommunalen Landesverbänden, den 
kommunalen Integrationsbeauftragten und 
Migrantenorganisationen5 zusammenzuarbeiten“. 
Dabei soll das Land den Spracherwerb fördern, 

„nachhaltige Strukturen der Elternbeteiligung 
am Bildungsweg von Kindern und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund6 “entwickeln und 
stärken, „Menschen mit Migrationshintergrund 
beim Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung 
unterstützen“, den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt fördern, Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Diskriminierung und Rassismus sowie 
geschlechtsspezifischer Gewalt implementieren 
und die „Bildung für Akzeptanz und Toleranz 
von kultureller und ethnischer Vielfalt an 
Schulen und im frühkindlichen Bereich“ fördern. 
Zudem unterstützt das Land nach § 6 die inter-
kulturelle Öffnung der Gemeinden, der Land-
kreise und der Gesellschaft.

Verantwortlichkeiten in der Integrationsarbeit  
in Baden-Württemberg

Aufgaben der Kommunen nach dem  
Partizipations- und Integrationsgesetz

4 Vorgaben des PartIntG, die sich direkt an das Land und seine Verwaltung richten, werden in Kapitel 3 vorgestellt.
5 Im Landesintegrationsbericht werden diese als „Migrantenselbstorganisationen“ geführt. 
6 �Der Bericht arbeitet mit dem Konzept der „Einwanderungsgeschichte“ – an dieser Stelle wird die Formulierung des „Migrationshintergrundes“ 

aus dem PartIntG übernommen.
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Die Kommunen können nach §§ 11–13 eigene 
Strukturen zur Förderung der Teilhabe von  
Menschen mit Einwanderungsgeschichte wie 
Integrationsräte oder -ausschüsse schaffen. 
Außerdem haben sie die Möglichkeit, zur  
Koordination und Steuerung der kommunalen 
Integrationsarbeit Integrationsbeauftragte zu 
ernennen (§ 14). Die Vorgaben des PartIntG  
sind an dieser Stelle nicht verpflichtend und  

es bleibt den Kommunen überlassen, ob und in 
welchem Umfang sie Gremien einrichten oder 
Integrationsbeauftragte ernennen und fördern. 
Es wird deshalb auch von „Kann-Regelungen“ 
gesprochen: Die Paragrafen des Gesetzes bilden 
einen inhaltlichen Anstoß, die konkrete Ausge-
staltung und Umsetzung liegt jedoch im Ermes-
sensspielraum der Kommunen. 

Wie fördert Baden-Württemberg die  
Kommunen in ihrer Integrationsarbeit?
Das Land unterstützt die Kommunen durch ver-
schiedene Förderprogramme7 in ihrer Integra-
tionsarbeit. Hierzu zählen die Verwaltungsvor-
schriften für Integrationsbeauftragte, das 
Integrationsmanagement sowie die Sprachför-
derung, das Förderprogramm „Integration vor 
Ort – Stärkung kommunaler Strukturen“ sowie 
Förderungen im Bereich der Elternbeteiligung, 
Sprachmittlung und Sprachförderung. Verwal-
tungsvorschriften sind von übergeordneten 
Behörden innerhalb einer Verwaltungsorgani-

sation ergangene Weisungen, die gegenüber 
nachgeordneten Behörden ihre Wirkung entfal-
ten. Sie haben den Zweck, die Organisation und 
das Handeln der Verwaltung zu bestimmen und 
sicherzustellen, dass die Verwaltungsaufgaben 
einheitlich und effizient durchgeführt werden. 

Eine Übersicht über einige der wichtigsten Ver-
waltungsvorschriften zur Regelung von Förder-
programmen befindet sich in den Infokästen. 

7 �Eine Übersicht über vergangene und laufende Fördermaßnahmen findet sich auf der Website des Ministeriums für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit.

Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung von Integrationsbeauftragten  
(„VwV IB“) 

Laufzeit 
Seit 2019

Zweck der Förderung 
Die Verwaltungsvorschrift zielt darauf ab, eine zentrale Stelle in den Landkreisen, Städten 
und Gemeinden zu etablieren, an der die kommunale Integrationsarbeit systematisch 
geplant und gezielt gesteuert sowie koordiniert werden kann. Die Verwaltungsvorschrift 
enthält eine ausführliche Beschreibung der Tätigkeiten von Integrationsbeauftragten. Die 
Höhe und Laufzeit der Förderung hängen von der Einwohnerzahl der Kommune ab.

Inanspruchnahme der Förderung durch die Kommunen 
Im Förderjahr 2025 erhielten in Baden-Württemberg 187 kommunale Integrationsbeauf-
tragte eine Förderung nach der Verwaltungsvorschrift. Insgesamt stehen jährlich rund  
3 Millionen Euro für die Förderung der kommunalen Integrationsbeauftragten in  
Gemeinden, Städten, Landkreisen, Verwaltungsgemeinschaften sowie sonstigen  
Zusammenschlüssen kommunaler Gebietskörperschaft zur Verfügung.

Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums zur Förderung des  
Integrationsmanagements in Baden-Württemberg  
(„VwV Integrationsmanagement“) 

Laufzeit 
Seit 2017

Zweck der Förderung 
Mit der Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums zur Förderung des Integrations-
managements in Baden-Württemberg sollen die Kommunen bei der Integration von 
Geflüchteten in die Anschlussunterbringung unterstützt werden. Durch die gezielte 
Beratung durch Integrationsmanagerinnen und Integrationsmanager sollen „eine  
frühzeitige und nachhaltige Orientierung und Teilhabe“ ermöglicht und der „individuelle 
Integrationsprozess“ gefördert werden.

Inanspruchnahme der Förderung durch die Kommunen 
Bis Ende 2024 erhielten 192 Kommunen eine Zuwendung nach der „VwV Integrationsma-
nagement“. Nach einer Novellierung sind seit 2025 die 44 Stadt- und Landkreise Zuwen-
dungsempfänger. Die Zuwendung kann an die kreisangehörigen Städte und Gemeinden 
sowie an Träger der Freien Wohlfahrtspflege weitergeleitet werden. Im Rahmen der Sofort-
hilfe Ukraine waren von 2022 bis 2025 ebenfalls 44 Stadt- und Landkreise Zuwendungs-
empfänger, die wiederum Zuwendungen an die kreisangehörigen Städte und Gemeinden 
sowie an Träger der Freien Wohlfahrtspflege weiterleiten durften. 

Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums über die Gewährung von 
Zuwendungen an die Stadt- und Landkreise zur Förderung von Deutsch­
kenntnissen sowie zur Sprachmittlung bei Geflüchteten und anderen Men­
schen mit Migrationshintergrund in Baden-Württemberg („VwV Deutsch“) 

Laufzeit 
Seit 2015

Zweck der Förderung 
Mit dem Landessprachförderprogramm unterstützt das Land Baden-Württemberg die 
Stadt- und Landkreise, indem es finanzielle Mittel für Deutschkurse bereitstellt. Die Ziel-
gruppe des Programms sind neben Geflüchteten auch Menschen mit Einwanderungsge-
schichte, die schon länger hier leben. Die VwV Deutsch ergänzt die Sprachkursangebote 
des Bundes und richtet sich an die Stadt- und Landkreise als Zuwendungsempfänger mit 
der Möglichkeit der Weitergabe an kreisangehörige Städte und Gemeinden. Neben den 
allgemeinen Landessprachkursen werden auch Sprachkurse mit beruflichem Kontext 
gefördert. Zudem gibt es durch die VwV Deutsch geförderte ergänzende Maßnahmen,  
um an zertifizierte Sprachkurse heranzuführen oder die bereits bestehende deutsche 
Sprachkompetenz zu erhalten, zu verbessern und zu vertiefen.  

Inanspruchnahme der Förderung durch die Kommunen 
Antragsberechtigt für diese Förderung sind Stadt- und Landkreise in Baden-Württemberg.  
In der Förderperiode 2024/2025 haben 33 Stadt- und Landkreise Mittel in Anspruch 
genommen.
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Integration vor Ort – Stärkung kommunaler Strukturen

Laufzeit 
Seit 2019

Zweck der Förderung 
Mit dem Förderprogramm „Integration vor Ort – Stärkung kommunaler Strukturen“ werden 
seit 2019 jedes Jahr mit wechselnden Schwerpunkten lokale Integrationsprojekte unter-
stützt, um damit die Teilhabe von Menschen mit Migrationsgeschichte8 vor Ort zu verbessern.

Inanspruchnahme der Förderung durch die Kommunen 
Die Förderung können Landkreise, Städte, Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften 
sowie sonstige Zusammenschlüsse kommunaler Gebietskörperschaften in Baden- 
Württemberg erhalten. Insgesamt wurden seit 2019 209 Integrationsprojekte mit rund  
11 Millionen Euro gefördert. 

Neben den hier dargestellten Förderprogram-
men gibt es weitere, an die Kommunen gerich-
tete Landesförderungen im Integrationsbereich 
wie Elternmentorenprogramme, Modellprojekte 
zur Sprachförderung und die Qualifizierung von 
Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern im 
Gesundheitsbereich. In den für den Landesinte-
grationsbericht durchgeführten Befragungen 

kommen insbesondere die „VwV Integrations-
beauftragte“ und die „VwV Integrationsmanage-
ment“ an verschiedener Stelle zur Sprache, 
beispielsweise wenn es um die Bedeutung von 
VwV-Integrationsbeauftragten9 für die Vernet-
zung zwischen Kommunen geht (Abschnitt 2.7) 
oder Herausforderungen im Integrationsbereich 
beschrieben werden (Abschnitt 2.8). 

Integrationsfördernde Strukturen in den  
Kommunen: Welche Themen beleuchten  
die folgenden Abschnitte?
Ob und in welchem Umfang die Kommunen in 
Baden-Württemberg die beschriebenen Vorga-
ben des PartIntG umsetzen und integrations
fördernde Strukturen etablieren, welche Her-
ausforderungen ihnen dabei begegnen und 
welche Erkenntnisse sich daraus für die zukünf-
tige Ausgestaltung der kommunalen Integra-
tionsarbeit ableiten lassen, wird in den folgen-
den Abschnitten untersucht. Da Integrations- 
beauftragten hierbei eine zentrale Rolle 

zukommt, beginnt das Kapitel zunächst mit 
einer Beschreibung ihrer Rolle als zentrale 
Anlauf-, Beratungs- und Koordinationsstelle  
in den Kommunen (Abschnitt 2.1). Eine der  
Aufgaben, mit denen sich Integrationsbeauf-
tragte beschäftigen, ist die Erstellung und die 
Weiterentwicklung von Integrationskonzepten, 
anhand derer die kommunale Integrations-
arbeit strukturiert, geplant und gesteuert  
werden kann. Deshalb wird in Abschnitt 2.2 

8 �Der Bericht arbeitet mit dem Konzept der „Einwanderungsgeschichte“ – an dieser Stelle wird die Formulierung der „Migrationsgeschichte“ aus dem 
Förderaufruf übernommen. 

9 �Kommunale Integrationsbeauftragte, die eine Förderung nach der „Verwaltungsvorschrift Integrationsbeauftragte“ erhalten, werden in diesem 
Bericht als VwV-Integrationsbeauftragte bezeichnet. 

analysiert, wie verbreitet Integrationskonzepte 
in den Kommunen in Baden-Württemberg sind, 
was sie beinhalten und welche Rahmenbedin-
gungen ihre Umsetzung fördern. Abschnitt 2.3 
widmet sich anschließend der Frage, wie die 
Interessen und Perspektiven von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte durch Integrations-
räte und -ausschüsse sowie anderweitige 
Interessenvertretungen an die kommunale  
Politik herangetragen werden und in Entschei-
dungsprozesse einfließen können. Ergänzend 
dazu rückt Abschnitt 2.4 die zivilgesellschaft-
lichen Akteure, insbesondere Migrantenselbst-
organisationen (MSO), in den Fokus und stellt 
deren Bedeutung sowie ihre Kooperation mit 
den Kommunen im Rahmen der lokalen Integra-
tionsarbeit dar. Abschnitt 2.5 beschäftigt sich 
mit integrationsfördernden Angeboten und 
Maßnahmen auf Gemeinde- und Kreisebene 
und zeigt, wie Gemeinden, Stadt- und Land-
kreise die in § 5 PartIntG formulierten Landes-

aufgaben wie Sprachförderung, Förderung  
des gesellschaftlichen Zusammenhalts und 
Bekämpfung von Diskriminierung auf kommu-
naler Ebene umsetzen. In Abschnitt 2.6 wird 
gezeigt, welche verwaltungsinternen Maßnah-
men in den Gemeinden, Stadt- und Landkreisen 
angeboten werden und welche Bedeutung der 
interkulturellen Öffnung10 von Verwaltungs-
strukturen dabei zukommt. Da die Vernetzung 
von Akteuren im Bereich Integration explizit in  
§ 14 Absatz 2 PartIntG als eine Aufgabe für Inte-
grationsbeauftragte genannt wird, untersucht 
Abschnitt 2.7 die Verbreitung und Bedeutung 
von Integrationsnetzwerken. Abschließend 
zieht Abschnitt 2.8 eine Zwischenbilanz zum 
Stand der Integrationsarbeit und der Umsetzung 
der Vorgaben des PartIntG auf kommunaler 
Ebene. Dabei werden sowohl Gelingensbedin-
gungen als auch zentrale Herausforderungen 
und bestehende Handlungsbedarfe für die kom-
munale Integrationsarbeit herausgearbeitet. 

10 �„Interkulturelle Öffnung“ wird in § 6 PartIntG als ein Prozess definiert, durch den eine Verwaltungskultur, -struktur und Organisationsentwicklung 
etabliert wird, die der kulturellen Vielfalt Rechnung trägt und mit der die Entwicklung angemessener Angebote, Kommunikationsformen und Ver-
fahren einhergeht. Hierzu zählt auch das Ziel, einen Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund zu erreichen, der dem Anteil an Menschen 
mit Migrationshintergrund an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen im Land entspricht, und den Wissens- und Kompetenzerwerb im Bereich der 
interkulturellen Kompetenz von Beschäftigten zu fördern. 
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2.1  
Integrationsbeauftragte als  
zentrale Anlauf-, Beratungs- und 
Koordinationsstelle

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Alle Stadt- und fast alle Landkreise in Baden-Württemberg haben entweder eine 

Abteilung für Integrationsangelegenheiten oder Integrationsbeauftragte.

• �In mehr als drei Vierteln aller befragten Gemeinden gibt es eine zuständige Stelle  
für Integrationsangelegenheiten (Integrationsbeauftragte, Abteilung oder zuständige 
Person). Je höher die Bevölkerungszahl einer Gemeinde, desto wahrscheinlicher ist  
es, dass Integrationsbeauftragte ernannt werden.

• �Fehlende personelle und finanzielle Ressourcen werden von den Kommunen als  
häufigste Gründe dafür genannt, warum es keine Organisationseinheit für  
Integrationsangelegenheiten gibt.

• �Am häufigsten benennen Integrationsbeauftragte den Aufbau und die  
Weiterentwicklung eines Integrationsnetzwerks als eine ihrer zentralen Aufgaben.

• �Geflüchtete, aber auch die Gesamtbevölkerung sind die am häufigsten genannten  
Zielgruppen der Integrationsarbeit von Integrationsbeauftragten.

• �Nach Ansicht der VwV-Integrationsbeauftragten sollte die „Verwaltungsvorschrift 
Integrationsbeauftragte“ verstetigt und bedarfsgerecht weiterentwickelt werden.

Die Tätigkeit von Integrationsbeauftragten ist 
darauf ausgerichtet, die Integration von Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte zu fördern. 
Integrationsbeauftragte sind die zentrale 
Anlaufstelle für Integrationsangelegenheiten. 
Die Entwicklung einer lokalen Integrations
strategie oder der Aufbau von Netzwerken mit 
Akteuren aus Verwaltung und Zivilgesellschaft 
zählen zu ihren typischen Tätigkeiten.

In Baden-Württemberg haben die Kommunen 
laut § 14 PartIntG die Möglichkeit, Integrations-
beauftragte zu ernennen. Hierbei handelt es 
sich um eine sogenannte Kann-Regelung im 
Sinne der freiwilligen kommunalen Selbstver-
waltung. Um die Kommunen bei der Einrich-
tung von Integrationsbeauftragten zu fördern, 
gibt es in Baden-Württemberg seit 2019 die 
„Verwaltungsvorschrift Integrationsbeauf-
tragte“ (VwV IB). Ziel dieser Förderung ist es, 

nachhaltige Integrationsstrukturen auf kom-
munaler Ebene zu entwickeln und zu stärken 
(Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesund-
heit Baden-Württemberg, 2022b). Integrations-
beauftragte, die eine Förderung erhalten, sollen 
gemäß der Verwaltungsvorschrift insbesondere 
als zentrale Anlauf-, Beratungs- und Koordinie-
rungsstelle für institutionelle Akteure innerhalb 
und außerhalb der Verwaltung fungieren. Sie 
sollen zudem ein Integrationsnetzwerk aufbauen 
oder weiterentwickeln, einen Integrationsplan 
entwickeln bzw. fortführen, die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung sowie von Organisa-
tionen außerhalb der Verwaltung fördern und 

regelmäßig in den zuständigen Gremien der 
Kommune über ihre aktuelle Arbeit informieren. 
Ihre Tätigkeit ist dabei vornehmlich konzeptionell 
und strategisch ausgerichtet und soll dazu  
beitragen, Integration als Querschnittsaufgabe 
in den Kommunen zu verankern. Gefördert  
werden Landkreise, Städte, Gemeinden und  
Verwaltungsgemeinschaften sowie sonstige 
Zusammenschlüsse kommunaler Gebietskörper
schaften (Kommunen) in Baden-Württemberg. 
Insgesamt werden 187 Integrationsbeauftragte 
im Rahmen dieser Verwaltungsvorschrift geför-
dert (Stand Juli 2025).

Wie ist die Integrationsarbeit  
vor Ort organisiert?
Die Ergebnisse der im Rahmen des Landesinte-
grationsberichts durchgeführten Befragung der 
Kommunen11 zeigen, dass 44 Prozent der Stadt-
kreise und 46 Prozent der Landkreise eine Inte-
grationsbeauftragte oder einen -beauftragten 
haben (siehe Abbildung 2.1.1). Bei den Gemein-
den12 liegt dieser Anteil mit 40 Prozent nur 
knapp darunter. In Stadt- und Landkreisen  
ist eine gesonderte Abteilung für Integrations
angelegenheiten die am häufigsten realisierte 
Organisationsform (56 Prozent bzw. 51 Pro-
zent). Dieser Anteil ist unter den Gemeinden  
mit 10 Prozent deutlich niedriger. Weiterhin  
gibt etwas mehr als ein Viertel der Gemeinden 
an, dass es zwar weder eine Integrations
beauftragte bzw. einen Integrationsbeauftrag-
ten noch eine gesonderte Abteilung in der  
Kommunalverwaltung gibt, wohl aber eine für 

Integrationsaufgaben zuständige Person. Dies 
ist ein deutlicher Unterschied zu den Stadt- und 
Landkreisen, bei denen diese weniger formelle 
Organisationsform nur sehr selten vorkommt. 
Ein weiterer Unterschied zu den Kreisen ist der 
mit rund 19 Prozent vergleichsweise hohe Anteil 
an Gemeinden, die berichten, keine derartigen 
Positionen oder Abteilungen zu haben. Es ist zu 
vermuten, dass die Unterschiede in der Organi-
sation kommunaler Integrationsarbeit zwischen 
Kreisen und Gemeinden einerseits vom Bedarf 
vor Ort abhängen, andererseits aber auch von 
den verfügbaren Ressourcen. Um diese Vermu-
tung zu beleuchten, wird im nächsten Schritt 
untersucht, ob die Organisationsform der kom-
munalen Integrationsarbeit mit der Größe und 
Lage der Gemeinden – als Indikatoren für 
Bedarfe und Ressourcen – zusammenhängt.

11 Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.
12 Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden, 9 Stadtkreise, 35 Landkreise. Lesebeispiel: 64,3 Prozent der Gemeinden in städtischen Regionen 
mit einer Bevölkerungszahl von mindestens 10.000 haben eine Integrationsbeauftragte oder einen -beauftragten.

Tatsächlich haben Gemeinden mit einer Bevöl-
kerungszahl von mindestens 10.000 in städti-
schen Regionen den höchsten Anteil an Inte
grationsbeauftragten (64 Prozent13), gefolgt von 
größeren Gemeinden in ländlichen Räumen  
(49 Prozent). Mit etwas mehr als einem Viertel 
sind Integrationsbeauftragte in kleineren 
Gemeinden (Bevölkerungszahl unter 10.000)  
in ländlichen Räumen deutlich seltener etabliert 
als in größeren Gemeinden oder städtischen 
Regionen. Ein ähnliches Muster ist auch für  
das Bestehen von gesonderten Abteilungen für 
Integration zu erkennen: Mit über 21 Prozent 
sind sie in größeren städtischen und ländlichen 
Gemeinden deutlich häufiger zu finden als in 
kleineren (unter 7 Prozent). In den kleineren 

ländlichen Gemeinden ist die Integrationsarbeit 
am häufigsten so organisiert, dass es eine für 
Integrationsaufgaben zuständige Person gibt, 
die weder die Position einer/eines Integrations-
beauftragten innehat, noch in einer gesonder-
ten Abteilung angesiedelt ist.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass alle Stadt- und Landkreise entweder Inte-
grationsbeauftragte, eine gesonderte Abteilung 
oder eine zuständige Person haben, die sich mit 
Integrationsangelegenheiten beschäftigt. Mit 
Ausnahme der kleineren Gemeinden in ländli-
chen Räumen sind Integrationsbeauftragte die 
am häufigsten realisierte Organisationsform für 
Integrationsangelegenheiten in Gemeinden.

Abbildung 2.1.1: Gibt es in Ihrer Verwaltung eine gesonderte Organisationseinheit für  
Integrationsangelegenheiten?

Warum gibt es in manchen Gemeinden  
keine gesonderte Organisationseinheit  
für Integrationsangelegenheiten?
Als Hauptgründe, weshalb es keine gesonderte 
Organisationseinheit für Integrationsangelegen-
heiten gibt, nennen die Gemeinden ohne eine 
solche Einheit knappe Ressourcen. 70 Prozent 
geben an, dass es an personellen Ressourcen 
fehlt, 54 Prozent sehen einen Mangel an finan-
ziellen Ressourcen als Ursache. Auf Platz drei 
der meistgenannten Gründe ist der geringe 

Anteil von Menschen mit Einwanderungsge-
schichte zu finden. Knapp ein Drittel der 
Gemeinden ohne Organisationseinheit für  
Integrationsangelegenheiten sieht den gerin-
gen Anteil an Personen mit Einwanderungs
geschichte vor Ort als Ursache dafür (siehe 
Tabelle A2.1.1 im Anhang).

Zentrale Aufgaben der Integrationsarbeit
Eine Auswertung der für diesen Bericht im Jahr 
2025 durchgeführten Befragung unter den 
VwV-Integrationsbeauftragten14 ergibt, dass der 
Aufbau und die Weiterentwicklung eines Inte
grationsnetzwerks mit 79 Prozent am häufigsten 
als eine der zentralen Aufgaben genannt wird 
(siehe Abbildung 2.1.2). An zweiter Stelle folgt 
mit 71 Prozent die Aufgabe, als Anlauf- und 
Beratungsstelle für institutionelle Akteure zu 
fungieren. Die Entwicklung und Fortführung 
eines Integrationsplans nennen noch 39 Pro-
zent der Integrationsbeauftragten. Allgemeine 
Beratungstätigkeiten, die regelmäßige Bericht-
erstattung über die eigene Arbeit in den zustän-
digen kommunalen Gremien und die Förderung 

der interkulturellen Öffnung der Verwaltung 
und der Regeldienste werden mit jeweils unter 
30 Prozent seltener als zentrale Aufgaben ein-
geschätzt. Einige der beschriebenen Tätigkeiten 
werden in den folgenden Abschnitten noch 
einmal vertieft, wenn es um die Verbreitung  
von Integrationskonzepten und Kooperationen 
sowie die interkulturelle Öffnung von Verwal-
tungsstrukturen geht. Insgesamt zeigen die 
Befragungsergebnisse, dass die am häufigsten 
genannten Aufgaben mit denjenigen korres-
pondieren, die in der „Verwaltungsvorschrift 
Integrationsbeauftragte“ als vorrangig 
beschrieben werden.

14 Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.13 Aufgrund von rundungsbedingten Abweichungen ergeben die folgenden Prozentwerte in der Summe nicht immer 100 %.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, ist die 
Summe der Prozentangaben größer als 100. Von 144 VwV-Integrationsbeauftragten haben 6 keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für 
die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 78,5 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten nennen den Aufbau und die 
Weiterentwicklung eines Integrationsnetzwerks als eine ihrer zentralen Aufgaben.

Abbildung 2.1.2: Welche der folgenden Aufgaben sind Teil Ihrer Tätigkeit?  
Bitte wählen Sie bis zu drei Aufgaben aus.
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Um einzelne Aspekte der quantitativen Befra-
gung der Kommunen vertiefend zu untersuchen, 
wurden im Rahmen des Landesintegrations
berichts auch qualitative Interviews mit aus
gewählten Integrationsbeauftragten in Städten 
und Gemeinden durchgeführt. Auch hier werden 
die Vernetzung mit relevanten Akteuren, die 
Koordination und Beratung mehrfach als zen
trale Tätigkeiten beschrieben. Die Integrations-
beauftragten sind diejenigen, die einen Über-
blick über aktuelle Entwicklungen und Bedarfe 
behalten, sich mit den relevanten Akteuren aus-
tauschen und die kommunale Integrationsarbeit 
planen, koordinieren und steuern:

„Also ich versuche tatsächlich, immer so ein 
bisschen up to date zu bleiben. Was sind die 
Angebote, die es hier gibt? Was sind die 
Bedarfe? Und dann immer so die richtigen 
Infos an die richtigen Stellen zu bringen und 
auch immer so ein bisschen den Überblick zu 
behalten: Wo gibt es denn noch Lücken? Wo 

müsste man noch irgendwie was verbessern? 
Und dann zu schauen, wie kann man das am 
besten irgendwie bedarfsgerecht füllen, die 
jeweiligen Bedarfe.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 6)

Obwohl die Position der Integrationsbeauf-
tragten gemäß der Verwaltungsvorschrift sowie 
dem PartIntG vorrangig darauf ausgelegt ist,  
die kommunale Integrationsarbeit strategisch 
zu planen, zu steuern und zu koordinieren, zeigt 
sich in der Praxis, dass sie zum Teil auch opera-
tive Aufgaben wie die Betreuung einzelner Pro-
jekte oder die Organisation von Veranstaltungen 
übernehmen, die über eine reine Steuerungs- 
und Koordinationsfunktion hinausgehen. Als 
Grund hierfür wird in einem Interview beschrie-
ben, dass die Stellen, die eigentlich für die 
Umsetzung zuständig wären, manchmal nicht 
über genügend personelle oder zeitliche Res-
sourcen verfügen:

„Im Grunde genommen ist es eine sehr kon­
zeptionelle und strategisch erdachte Stelle 
und das ist meine Aufgabe. Aber ich merke 
auch, dass ich auch sehr viel im operativen 
Bereich einfach wirken muss. Weil, wenn ich 
das nicht mache, dann sind die anderen Stel­
len, die das vielleicht übernehmen müssten, 
entweder personell so schlecht ausgestattet 
[…] oder die Stellen haben keine Zeitkapazitä­
ten. Das heißt, manches muss man einfach 
auch selber umsetzen.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 7)

Dass Integrationsbeauftragte teilweise Aufgaben 
übernehmen, die eigentlich für die bestehenden 
Regelstrukturen, beispielsweise das Integra-
tionsmanagement, vorgesehen sind, wird in 
einigen Interviews kritisch beschrieben. Die 
Aufgabe der Integrationsbeauftragten bestehe 
demnach vor allem darin, koordinierend und 
unterstützend tätig zu sein, Prozesse anzusto-
ßen, Zielvorgaben festzulegen sowie fachliche 
Expertise einzubringen. Die Verantwortung für 
die eigentliche Umsetzung von Integrations-
maßnahmen müsse jedoch bei den zuständigen 
Stellen liegen.

Welche Zielgruppen stehen im Fokus  
der Integrationstätigkeit?
Um zu erfahren, welche Zielgruppen Integra-
tionsbeauftragte mit ihrer Arbeit adressieren, 
sollten in der Befragung der VwV-Integrations-
beauftragten aus einer Auswahl bis zu drei 
Gruppen benannt werden. Die Befragungs
ergebnisse zeigen, dass die Integrationsbeauf-
tragten geflüchtete Personen, die Gesamt
bevölkerung und Menschen mit langfristigem 
Aufenthalt am häufigsten als zentrale Fokus-
gruppen angeben (siehe Abbildung 2.1.3). 
Dabei werden Geflüchtete von der überwie-

genden Mehrheit der befragten Integrations-
beauftragten als vorrangige Zielgruppe 
bezeichnet (76 Prozent). Knapp 63 Prozent 
geben an, dass sich ihre Arbeit an die Gesamt-
bevölkerung richtet, danach folgt die Nennung 
von Menschen mit langfristigem Aufenthalt mit 
35 Prozent. Die Auswertung verdeutlicht, dass 
die Arbeit der Integrationsbeauftragten sich an 
Menschen aus Gruppen mit sehr unterschied-
lichen rechtlichen Ausgangsbedingungen und 
integrationsspezifischen Bedürfnissen richtet.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund der Möglichkeit, bis 
zu drei Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. Von 144 VwV-Integrationsbeauftragten haben 8 keine Angabe 
gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 75,7 Prozent der VwV-Integrations-
beauftragten nennen Geflüchtete als eine ihrer vorrangigen Zielgruppen.

Abbildung 2.1.3: Auf welche Zielgruppen konzentriert sich Ihre Arbeit vorrangig?  
Bitte wählen Sie bis zu drei Zielgruppen aus.
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Auch in den qualitativen Interviews beschrei-
ben Integrationsbeauftragte, dass sich ihre 
Arbeit nicht immer ausschließlich an spezifi-
sche Bevölkerungsgruppen wie zum Beispiel 
Eingewanderte richtet, sondern auch die 
Gesamtgesellschaft in den Blick genommen 
und adressiert wird:

„Die Stelle ist immer schon so gedacht gewe­
sen, dass man eine zentrale Ansprechperson 
für die Verwaltung und für die Welt da drau­
ßen ist. Also dass man sozusagen jemanden 
hat, bei dem man das Thema platzieren kann. 
Probleme, gute Entwicklungen, was auch 
immer.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 7)

Integrationsbeauftragte können dabei sowohl 
eine wichtige Schnittstelle zwischen der Ver-
waltung und der Bevölkerung als auch zwi-
schen Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
und der aufnehmenden Gesellschaft bilden:

„Ich sehe mich immer als Lobbyist beider  
Stellen, der Migranten und der aufnehmenden 
Gesellschaft, weil, ich bin sozusagen derje­
nige, der die Klammer bindet und sagt, kommt 
zusammen und bleibt miteinander.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 7)

Wer trägt Anliegen von Menschen mit  
Einwanderungsgeschichte an  
Integrationsbeauftragte heran?
Neben den zentralen Aufgaben und vorrangi-
gen Zielgruppen stellt sich auch die Frage, 
welche Personengruppen oder Organisationen 
häufig Anliegen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte an Integrationsbeauftragte 
herantragen. Laut Einschätzung der befragten 
Integrationsbeauftragten zählen Helferkreise 
oder ehrenamtliche Initiativen (65 Prozent), 
Beschäftigte des Integrationsmanagements 
(60 Prozent), aber auch Sozialarbeiterinnen 
und -arbeiter (35 Prozent) dabei zu den Haupt-
akteuren, die sich mit Anliegen von Eingewan-

derten und ihren Nachkommen an Integra-
tionsbeauftragte wenden (siehe Tabelle A2.1.2 
im Anhang). Etwas weniger als ein Drittel der 
Integrationsbeauftragten benennt Migranten-
selbstorganisationen (30 Prozent), Wohlfahrts-
verbände und Bildungsinstitutionen (jeweils 
28 Prozent) als weitere Gruppen, die Bedarfe 
vermitteln. Detaillierte Ergebnisse, welche 
Rolle zivilgesellschaftliche Akteure für die 
Integrationsarbeit vor Ort spielen, sind in 
Abschnitt 2.4 zu finden.

Strukturelle Anbindung und Beschäftigungs­
umfang der VwV-Integrationsbeauftragten
Die Frage danach, an welcher Stelle Integra-
tionsbeauftragte in der kommunalen Verwal-
tung angesiedelt und wem sie organisatorisch 
untergeordnet sind, ist mit Blick auf die Wirk-
samkeit ihrer Tätigkeit und die Möglichkeiten, 
bei Entscheidungen zu Integrationsangelegen-
heiten gehört zu werden, von besonderer Bedeu-
tung. Ein Drittel der VwV-Integrationsbeauf-

tragten ist im Sozial- oder Ordnungsamt 
angesiedelt. 20 Prozent geben an, dass ihre 
Stelle im Haupt- oder Bürgermeisteramt veror-
tet ist, während 15 Prozent Ämtern für Integra-
tion oder Migration zugeordnet sind (siehe 
Abbildung 2.1.4). Weitere typische Nennungen 
sind Ämter oder Fachbereiche für Bildung, 
Familie, Soziales oder Jugend.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Lesebeispiel: 32,6 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten sind im Sozial- oder 
Ordnungsamt angesiedelt.

Abbildung 2.1.4: Wo ist Ihre Stelle als Integrationsbeauftragte oder Integrationsbeauftragter ange-
siedelt?
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Wem sie organisatorisch direkt untergeordnet 
sind, beantworten 42 Prozent der VwV-Integra-
tionsbeauftragten mit der Amts- oder Fachbe-
reichsleitung. 19 Prozent sind demnach ihrer 
Abteilungsleitung organisatorisch untergeord-
net, 17 Prozent der Sachgebietsleitung (siehe 
Tabelle A2.1.3 im Anhang).

Im Hinblick auf ihre organisatorische Verortung 
beschreiben die in den qualitativen Interviews 
befragten Integrationsbeauftragten, dass sich 
eine enge Anbindung an Politik und Verwaltung 
positiv auf ihre Arbeit auswirkt: 

„Grundsätzlich muss der/die Integrations­
beauftragte strukturell organisatorisch gut 
verankert sein. Es muss von der Verwaltungs­
spitze gewünscht sein. Es braucht eine  
Anbindung an die Politik durch irgendeine  
Art von Ausschuss. Und die sollte im Prinzip 
eine gesetzliche Aufgabe sein.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 9)

Mit Blick auf den Stellenumfang gibt in der 
quantitativen Befragung der VwV-Integrations-
beauftragten die Mehrheit an, wöchentlich  

30 Stunden oder mehr zu arbeiten (51 Prozent). 
28 Prozent geben ihren wöchentlichen Beschäf-
tigungsumfang mit 20 bis 29 Stunden an und  
17 Prozent der befragten Integrationsbeauftrag-
ten arbeiten wöchentlich bis zu 19 Stunden 
(siehe Tabelle A2.1.4 im Anhang).

In einem qualitativen Interview deutet sich an, 
dass der wöchentliche Arbeitsumfang von Inte-
grationsbeauftragten zum Teil deutlich über der 
regulären Arbeitszeit liegt: 

„Ich kenne keinen Integrationsbeauftragten, 
der nicht am Limit arbeitet, ich kenne keinen, 
der nicht auch am Wochenende arbeitet. Die 
allermeisten tun das, das merke ich ja daran, 
weil wir uns auch am Wochenende alle 
schreiben.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 12)

Auch in anderen Interviews wird deutlich, dass 
Integrationsbeauftragte einen hohen Arbeits-
umfang haben und unterschiedliche Anforde-
rungen sowie Erwartungen verschiedener 
Akteure berücksichtigen und vereinbaren  
müssen.

Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse der 
Befragung der VwV-Integrationsbeauftragten, 
dass ihre Stellen typischerweise in den Sozial- 
oder Ordnungsämtern angesiedelt sind, sie der 

Amts- oder Fachbereichsleitung organisatorisch 
untergeordnet sind und einen wöchentlichen 
Arbeitszeitumfang von 30 Stunden oder mehr 
haben.

Vernetzung innerhalb der kommunalen  
Verwaltung und Austausch mit relevanten  
Akteuren
In den zuständigen kommunalen Gremien 
Bericht zu erstatten, gehört laut VwV IB explizit 
zu den Aufgaben von Integrationsbeauftragten. 
Etwas mehr als die Hälfte der befragten Inte-
grationsbeauftragten gibt an, im Gemeinde-, 
Stadt- oder Kreisrat vertreten zu sein (siehe 
Abbildung 2.1.5). Die überwiegende Mehrheit 
(87 Prozent) der in diesen Räten vertretenen 
Integrationsbeauftragten erstattet etwa einmal 
im Jahr im Rahmen ihrer Tätigkeit in diesem 

Gremium Bericht (siehe Tabelle A2.1.5 im 
Anhang). Auch interne Verwaltungsrunden  
werden häufig als kommunale Gremien genannt 
(45 Prozent), in denen Integrationsbeauftragte 
vertreten sind. Hier ist die angegebene Berichts-
häufigkeit deutlich höher als im Gemeinde-, 
Stadt- oder Kreisrat: Ein Drittel der Integrations-
beauftragten berichtet monatlich in diesen 
internen Runden, ein weiteres Drittel viertel
jährlich (siehe Tabelle A2.1.5 im Anhang).

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die 
Summe der Prozentangaben größer als 100. Von 144 VwV-Integrationsbeauftragten haben 9 keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für 
die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 52,1 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten geben an, im Gemeinde-, 
Stadt- oder Kreisrat vertreten zu sein.

Abbildung 2.1.5: In welchen kommunalen Gremien sind Sie mindestens einmal im Jahr  
vertreten? Bitte geben Sie alles an, was zutrifft.
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Zu den drei am häufigsten genannten kommu-
nalen Gremien gehört neben den Räten und 
den internen Verwaltungsrunden der Sozial-
ausschuss (siehe Abbildung 2.1.5). Hier gibt 
etwa ein Drittel der befragten VwV-Integra-
tionsbeauftragten an, in diesem Ausschuss 
vertreten zu sein. Die Berichtshäufigkeit ähnelt 
wieder derjenigen im Gemeinde-, Stadt- oder 
Kreisrat: Die überwiegende Mehrheit (72 Pro-
zent) der vertretenen Integrationsbeauftragten 
berichtet einmal im Jahr oder seltener im Sozi-
alausschuss (siehe Tabelle A2.1.5 im Anhang).

Da Integrationsbeauftragte zentrale Ansprech-
personen zum Thema Integration für viele rele-
vante Akteure sind, stehen sie sowohl mit der 
Amtsspitze als auch mit dem Integrationsma-
nagement und den Regeldiensten wie z. B. der 
Jugendhilfe oder Gesundheitsdiensten in stän-
digem Austausch. Mit der Amtsspitze tauscht 
sich die Hälfte der VwV-Integrationsbeauftrag-
ten regelmäßig, also mindestens quartals-
weise, aus (siehe Tabelle A2.1.6 im Anhang). 
Etwas mehr als ein Viertel gibt an, dass ein 
Austausch auf Anfrage beziehungsweise bei 
Bedarf stattfindet. Einen gelegentlichen Aus-
tausch mit der Amtsspitze berichten 10 Pro-
zent der Integrationsbeauftragten.

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Lesebeispiel: 39,2 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten geben an, sich 
wöchentlich mit dem Integrationsmanagement auszutauschen.

Abbildung 2.1.6: Wie häufig gibt es einen Austausch mit den Integrationsmanagerinnen und 
-managern? Wie häufig gibt es einen Austausch mit den Regeldiensten?
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Der Austausch zwischen den Integrationsbe-
auftragten und den Beschäftigten des Integra-
tionsmanagements findet deutlich häufiger 
statt als mit den Regeldiensten (siehe Abbil-
dung 2.1.6). Wöchentliche Besprechungen gibt 
es bei 39 Prozent der Integrationsbeauftragten, 
einen monatlichen Rhythmus geben weitere  
21 Prozent an. Etwa ein Viertel berichtet, sich 

quartalsweise mit den Integrationsmanagerin-
nen und -managern auszutauschen. Bespre-
chungen mit den Regeldiensten finden haupt-
sächlich jährlich (30 Prozent) oder quartalsweise 
(26 Prozent) statt. Die Ergebnisse der Befragung 
legen also nahe, dass Integrationsbeauftragte 
den engsten Austausch mit dem Integrations-
management pflegen.

Was hilft, was behindert, wo gibt es großen 
Handlungsbedarf? Einige Einschätzungen  
der VwV-Integrationsbeauftragten
Nachdem bereits verschiedene Aspekte der 
Arbeit von Integrationsbeauftragten wie z. B. 
die Tätigkeiten, Zielgruppen und die Vernetzung 
in diesem Abschnitt beschrieben wurden, folgt 
ein erster Einblick, wie Integrationsbeauftragte 
die Wirksamkeit ihrer Tätigkeit einschätzen 
oder welche Faktoren von ihnen als besonders 
förderlich oder hinderlich für die Integrations-
arbeit benannt werden. Eine ausführliche 
Beschreibung dieser Einschätzungen findet 
sich in Abschnitt 2.8.

Wie schätzen Integrationsbeauftragte die  
Wirksamkeit ihrer Arbeit auf die kommunale 
Integrationspolitik ein? Diese Frage beantwor-
ten 60 Prozent der VwV-Integrationsbeauftrag-
ten mit sehr bzw. eher wirkungsvoll (siehe 
Tabelle A2.1.7 im Anhang). Integrationsbeauf-
tragte, die ihre Tätigkeit als sehr oder eher wir-
kungsvoll einschätzen, benennen als förder-
lichen Faktor für die Integrationsarbeit am 
häufigsten (85 Prozent) die eigene Erfahrung 
oder Fachkompetenz (siehe Tabelle A2.1.8 im 
Anhang). Geringe oder fehlende politische 
Rückendeckung wird von Integrationsbeauf-
tragten, die ihre Tätigkeit als wenig oder gar 
nicht wirkungsvoll einstufen, am häufigsten  
als hinderlicher Faktor bewertet (64 Prozent) 

(siehe Tabelle A2.1.9 im Anhang). Zudem wün-
schen sich 60 Prozent der VwV Integrationsbe-
auftragten individuelle Förderung durch fach-
liche Fortbildungen (siehe Tabelle A2.1.10 im 
Anhang).

Als Integrationsbereich, bei dem besonderer 
Handlungsbedarf besteht, sehen die Integra-
tionsbeauftragten an erster Stelle das Thema 
„Wohnen und Unterbringung“ (55 Prozent) 
(siehe Tabelle A2.1.11 im Anhang). Wie beurtei-
len die Integrationsbeauftragten die Integration 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte  
in ihrer Kommune? Etwas mehr als ein Drittel 
(36 Prozent) bewertet die Integration als sehr 
gut oder gut (siehe Tabelle A2.1.12 im Anhang).

55%
Besonderer Handlungsbedarf:  
„Wohnen und Unterbringung“  
am häufigsten genannt
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Welche Wünsche äußern die VwV-Integrations-
beauftragten für eine Weiterentwicklung der 
VwV IB? Knapp ein Drittel der befragten Inte
grationsbeauftragten spricht sich dafür aus, das 
Förderprogramm zu verstetigen und die Förder-
höhe an gestiegene und steigende Kosten 
anzupassen (siehe Abbildung 2.1.7). Gerade 
der Wunsch nach einer Verstetigung spiegelt 
den Stellenwert des Förderprogramms wider, 
der ihm für eine wirksame Integrationsarbeit  
in den Kommunen beigemessen wird.

Die Förderung im Rahmen der „Verwaltungs-
vorschrift Integrationsbeauftragte“ wird in den 
qualitativen Interviews grundsätzlich als positiv 
hervorgehoben. Das Land habe dadurch eine 

Unterstützungsstruktur geschaffen, mit der 
das Thema Integration systematisch und nach-
haltig in den Kommunen verankert werden 
kann: 

„Das Signal durch diese finanzielle Förderung 
ist, wir wollen, dass es Integrationsbeauf­
tragte gibt. Und das finde ich total wichtig.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 9)

In der quantitativen Befragung umfasst ein 
weiteres Themengebiet für die Weiterentwick-
lung des Förderprogramms die Aufgaben, die 
Rolle und die Qualifikationsprofile von Integra-
tionsbeauftragten. 

Impulse für die Weiterentwicklung des Förder­
programms „VwV Integrationsbeauftragte“

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: IB = Integrationsbeauftragte; BevZahl = Bevölkerungszahl.  
Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu geben, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. Von 144 VwV-Integrationsbeauftragten 
haben 44 keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 31,2 Prozent 
der VwV-Integrationsbeauftragten wünschen sich eine Verstetigung der VwV IB Förderung und eine Anpassung der Finanzierung.

Abbildung 2.1.7: Was möchten Sie dem Land Baden-Württemberg für die Weiterentwicklung des 
Förderprogramms „VwV Integrationsbeauftragte“ mitgeben?
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Hier wird der Wunsch geäußert, die Aufgaben 
der Integrationsbeauftragten künftig konkreter 
zu fassen, ihre Zuständigkeiten klarer zu defi-
nieren und die Qualifikationsanforderungen 
zu präzisieren. Auch die Stellung von Inte-
grationsbeauftragten in der Verwaltung wird 
thematisiert. Hier sprechen sich 12 Prozent der 
VwV-Integrationsbeauftragten dafür aus, die 
organisatorische Verortung der Integrations-
beauftragten in höheren Hierarchieebenen der 
Verwaltung vorzusehen und damit ihre Stellung 
und Einflussmöglichkeiten innerhalb der Ver-
waltung zu stärken (siehe Abbildung 2.1.7). In 
Zukunft sollte Integration aus Sicht der VwV-
Integrationsbeauftragten zudem verbindlich 
als Pflichtaufgabe festgeschrieben werden. 

Weitere Vorschläge zielen darauf ab, regionale 
Unterschiede zwischen Kommunen bei der För-
derung stärker zu berücksichtigen und Koope-
rationen und Netzwerke von Integrationsbeauf-
tragten zu fördern. Gewünscht wird weiterhin, 
die VwV IB dahingehend weiterzuentwickeln, 
dass Integration als Querschnittsaufgabe zu 
verstehen ist und die Zielgruppen der Integra-
tionsarbeit weiter gefasst werden. Einige Inte
grationsbeauftragte sprechen sich dafür aus, 
das Nachweisverfahren zu vereinfachen und an 
die Gegebenheiten vor Ort anzupassen sowie 
die Fortbildung von Integrationsbeauftragten 
und die interkulturelle Öffnung der Verwaltung 
zu fördern.

Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empi-
rischen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Analyse von Bedarfen für eine institutionali­
sierte Organisationseinheit für Integrations­
angelegenheiten in ländlichen Räumen

In diesem Abschnitt hat sich gezeigt, dass 
gerade in ländlichen Gemeinden mit einer 
Bevölkerungszahl unter 10.000 vergleichs-
weise häufig keine gesonderte Organisations-
einheit existiert, die für Integrationsangelegen-
heiten zuständig ist. Hier wäre zunächst zu 
ermitteln, ob eine Anlaufstelle zu Integrations-
fragen benötigt wird, da gerade in kleineren 
Gemeinden in ländlichen Räumen der Anteil 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
eher niedrig ist. Wird ein Bedarf erkannt, kann 
eine Beratung bei der Auswahl helfen, die für 
die Ausgangslage passende Organisations-
form zu wählen. Darüber hinaus könnte eine 
Unterstützung bei der Ernennung von Inte
grationsbeauftragten oder bei der Einrichtung 
einer gesonderten Abteilung beziehungsweise 
zuständigen Person dazu beitragen,  

die erwähnte Knappheit an finanziellen oder  
personellen Ressourcen abzufedern.

Stärkung der Vernetzung mit der kommunalen 
Verwaltung und Förderung des Austauschs 
mit gesellschaftlichen Akteuren

Um die Vernetzung mit der kommunalen Ver-
waltung zu stärken und den Austausch mit 
dem Integrationsmanagement und den Regel-
diensten zu fördern, wäre ein möglicher erster 
Schritt, die Ursachen dafür zu ermitteln, warum 
einige Integrationsbeauftragte nur wenig in die 
kommunalen Strukturen eingebunden sind. 
Zwar gibt nur ein sehr geringer Anteil der VwV-
Integrationsbeauftragten an, in keinem kom-
munalen Gremium vertreten zu sein oder nicht 
im Austausch mit dem Integrationsmanage-
ment oder den Regeldiensten zu stehen. Durch 
eine verstärkte Einbindung ließe sich die Wirk-
samkeit derjenigen Integrationsbeauftragten, 
die kaum in kommunale Strukturen eingebun-
den sind, sicherlich erhöhen. Denn gerade in 
den qualitativen Interviews mit Integrationsbe-
auftragten zeigte sich immer wieder, dass die 
kommunale Integrationsarbeit deutlich durch 
eine enge Vernetzung von Integrationsbeauf-
tragten mit ihrer jeweiligen Verwaltungsspitze 
und weiteren örtlichen Akteuren profitiert.
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2.2  
Verankerung von Leitlinien:  
Strategische Steuerung durch  
Integrationskonzepte

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Integrationskonzepte können Kommunen als Grundlage dienen, um ihre Integrations­

arbeit systematisch zu planen und gezielt zu steuern.

• �In Baden-Württemberg hat fast die Hälfte aller befragten Kommunen ein  
Integrationskonzept.

• �Je mehr Einwohnerinnen und Einwohner eine Kommune hat und je höher der Anteil an 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte in der Kommune, desto wahrscheinlicher ist 
es, dass die Kommune ein Integrationskonzept erarbeitet.

• �Fehlende personelle und finanzielle Ressourcen und ein fehlender Bedarf von Seiten 
der Zivilgesellschaft oder der Politik werden von den Kommunen als häufigste Gründe 
dafür genannt, warum es kein Integrationskonzept gibt.

Kommunen legen in Integrationskonzepten15 
unter Berücksichtigung der lokalen Gegeben-
heiten und oft in Zusammenarbeit mit relevanten 
Akteuren aus Zivilgesellschaft und Verwaltung 
fest, welche Ziele mit der Integrationsarbeit in 
einer Kommune verfolgt werden. In einem Inte-
grationskonzept wird beschrieben, mit welchen 
strategischen Ansätzen, organisatorischen 
Strukturen und Formen der Zusammenarbeit 
Integration vor Ort gefördert wird (Ministerium 
für Soziales, Arbeit und Gesundheit Baden-
Württemberg, 2024). Häufig werden dabei 
Handlungsbedarfe in Bereichen wie Bildung, 
Sprache, Arbeit oder Teilhabe festgelegt. 
Durch die verschriftlichten Ziele legitimieren 
Integrationskonzepte die integrationspolitischen 
Entscheidungen von Kommunen nach innen 

und außen (Bogumil et al., 2024; Haug & 
Schmidbauer, 2020). Sie bieten Kommunen 
darüber hinaus die Möglichkeit, Integration  
als wichtiges politisches Anliegen sichtbar  
zu machen und gezielt in die Öffentlichkeit  
zu tragen (Sachverständigenrat deutscher  
Stiftungen für Integration und Migration, 2018).

Das PartIntG enthält keine ausdrückliche Rege-
lung zur Erarbeitung von Integrationskonzepten 
in den Kommunen. Diese werden indirekt in § 14 
PartIntG erwähnt, der sich mit der Funktion und 
den Tätigkeiten von Integrationsbeauftragten 
beschäftigt. Hier wird die „Steuerung und Koor-
dinierung der kommunalen Integrationsarbeit“ 
als typische Aufgabe von Integrationsbeauf-
tragten definiert. Integrationskonzepte sind 

eines von mehreren Instrumenten, die es 
ermöglichen, kommunale Integrationsarbeit  
zu steuern. Kommunen können selbst darüber 
entscheiden, ob und in welchem Ausmaß sie 
kommunale Integrationskonzepte entwickeln. 
Grundsätzlich zeigt sich, dass die Zahl der  
Kommunen, in denen Integration als Quer-
schnittsaufgabe institutionell verankert und  
in Konzepten, Plänen oder Leitlinien festge-
schrieben wird, seit Anfang der 2000er-Jahre 
deutlich angestiegen ist (Bogumil et al., 2024; 
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für 
Integration und Migration, 2018).

In Baden-Württemberg ist die Entwicklung und 
Fortführung eines Integrationskonzeptes als 

fester Bestandteil des Tätigkeitsprofils von  
Integrationsbeauftragten in der „Verwaltungs-
vorschrift Integrationsbeauftragte“16 festge-
schrieben (Ministerium für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit Baden-Württemberg, 2022b). Die 
Verwaltungsvorschrift sieht vor, konkrete Maß-
nahmen zur Förderung der Integration zu veran-
kern. Um ein Integrationskonzept zu entwickeln 
oder fortzuführen, sollen bereits vorhandene 
Strukturen sowie relevante Akteure identifiziert 
und eingebunden werden. Integrationsbeauf-
tragte, die im Rahmen dieser Verwaltungsvor-
schrift gefördert werden, sind also explizit dazu 
angehalten, Integrationskonzepte zu entwickeln 
und fortzuführen.

15 �In diesem Bericht wird der Begriff „Integrationskonzept“ für sämtliche Formen kommunaler Integrationsleitlinien verwendet. In der Praxis werden 
diese auch unter Bezeichnungen wie „Integrationsplan“ oder „Leitbild“ geführt.

16 �Eine ausführliche Beschreibung der „Verwaltungsvorschrift Integrationsbeauftragte“ findet sich in der Einleitung zu Kapitel 2.
17 Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragungen befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.
18 �Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein. 

Entwicklung und Verbreitung von  
Integrationskonzepten
Im Rahmen der für diesen Bericht durchge
führten Befragung der Städte, Gemeinden  
und Landkreise geben etwa 43 Prozent der  
35 Landkreise in Baden-Württemberg an,  
über ein schriftlich festgehaltenes Integrations-
konzept zu verfügen, und weitere 23 Prozent 
berichten, ein informelles Konzept entwickelt  
zu haben (siehe Abbildung 2.2.1).17 Sieben der 
neun Stadtkreise in Baden-Württemberg haben 
ein Integrationskonzept erarbeitet. Davon 
geben sechs an, dass es eine schriftlich fixierte 
Version des Konzeptes gibt, ein Stadtkreis 
berichtet von einem informellen Konzept.  
Von allen Gemeinden18, die an der Befragung 
teilgenommen haben, geben etwas mehr als  
40 Prozent an, dass sie über ein Integrations-
konzept verfügen (Abbildung 2.2.1, Säule 
„Gemeinden“). Etwa ein Drittel davon berichtet, 
dass das Konzept schriftlich festgehalten 
wurde, zwei Drittel geben an, dass es sich um 
ein informelles, nicht schriftlich festgehaltenes 
Konzept handelt. Etwa die Hälfte der befragten 
Gemeinden hat kein Integrationskonzept.

In der Befragung der VwV-Integrationsbeauf-
tragten geben 69 Prozent der teilnehmenden 
Integrationsbeauftragten an, dass es ein 
schriftlich festgehaltenes oder ein informelles 
Konzept gibt. Unter den 114 VwV-Integrations-
beauftragten, die davon in Gemeinden tätig 
sind, liegt dieser Wert ebenfalls bei 69 Prozent 
(siehe Tabelle A2.2.1 im Anhang). Das sind fast 
30 Prozentpunkte mehr als der Durchschnitt 
aller Gemeinden (Abbildung 2.2.1, Säule 
„Gemeinden“). Eine Erklärung hierfür ist, dass  
die Vorgaben der VwV IB in der Praxis zu einer 
größeren Verbindlichkeit führen als die Vorga-
ben des PartIntG und eher als verpflichtend 
verstanden und umgesetzt werden – was auch 
daran liegt, dass die Förderung von Stellen 
daran geknüpft ist. Da neben der Entwicklung 
von Integrationskonzepten noch weitere zen
trale Aufgaben in der VwV IB definiert sind, 
erarbeiten dennoch nicht alle Gemeinden mit 
VwV-Integrationsbeauftragten ein Integrations-
konzept. 
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 144 VwV-Integrationsbeauftragte, 693 Gemeinden. Anmerkung: VwV Integrationsb. 
= Integrationsbeauftragte, die nach der Verwaltungsvorschrift gefördert werden. In der Befragung der VwV-Integrationsbeauftragten wurde nach 
Integrationsplan, in den übrigen Befragungen nach Integrationskonzept gefragt. Lesebeispiel: 37,5 Prozent der Gemeinden in städtischen Regionen 
mit über 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern haben ein schriftlich fixiertes Integrationskonzept.

Abbildung 2.2.1: Gibt es ein Integrationskonzept für Ihre Kommune?

Ob in einer Gemeinde ein Integrationskonzept 
entwickelt wird, hängt auch von strukturellen 
Gegebenheiten wie ihrer Größe und räumlichen 
Lage ab. Größere, besser angebundene Gemein-
den haben in der Regel andere Verwaltungs-
strukturen und Vernetzungsmöglichkeiten als 
kleine, isolierte Gemeinden. Dies bestätigt sich, 
wenn man die vier Säulen auf der rechten Seite 
in Abbildung 2.2.1 betrachtet. Kleine Gemeinden 
in ländlichen Gebieten entwickeln am seltens-
ten Integrationskonzepte: 21 Prozent geben an, 
ein informelles Konzept zu haben, 6 Prozent 
haben ein schriftlich festgehaltenes Konzept. 
Im Gegensatz dazu geben insgesamt 68 Prozent 
der großen Gemeinden in städtischen Regionen 
an, ein formelles oder informelles Integrations-

konzept zu haben. Große Gemeinden in länd-
lichen Gebieten (60 Prozent mit Integrations-
konzept) und kleine Gemeinden in städtischen 
Gebieten (39 Prozent mit Integrationskonzept) 
liegen zwischen diesen Extremen. Die Größe 
einer Gemeinde scheint dabei bedeutender für 
die Entwicklung eines Integrationskonzeptes  
zu sein als ihre Lage.

Neben strukturellen Faktoren wie der Gemeinde-
größe spielt auch der Anteil an Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte eine wesentliche 
Rolle für die Entwicklung eines kommunalen 
Integrationskonzeptes. Ist dieser Anteil niedrig, 
haben die Themen Migration und Integration 
politisch nicht die gleiche Relevanz und Priorität 

wie in Kommunen, in denen viele Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte leben. Damit ist 
auch die Notwendigkeit, ein Integrationskon-
zept zu entwickeln, im Vergleich zu anderen, 
drängenderen Aufgaben geringer. In Abbildung 
2.2.2 zeigt sich dieser Zusammenhang: Gemein-
den mit einem hohen Anteil an Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte entwickeln tenden-
ziell eher ein Integrationskonzept. Unter denje-

nigen Gemeinden, in denen der Anteil der 
Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte 
mindestens 25 Prozent beträgt, gibt mehr als 
die Hälfte an, ein Integrationskonzept zu haben. 
Demgegenüber sind schriftliche und informelle 
Integrationskonzepte in Gemeinden, in denen 
dieser Anteil bei weniger als 15 Prozent liegt, 
deutlich seltener vertreten.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: 25,9 Prozent der Gemeinden mit 
einem Anteil an Personen mit Einwanderungsgeschichte von 25 Prozent oder mehr haben ein schriftlich fixiertes Integrationskonzept.

Abbildung 2.2.2: Gibt es ein Integrationskonzept für Ihre Gemeinde?

Für die Förderung der Integration und Teilhabe 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
sind Integrationskonzepte nur ein im PartIntG 
benanntes Mittel. Etwa 79 Prozent der Gemein-
den mit Integrationskonzept haben daneben 
noch mindestens eine Abteilung für Integra-
tionsangelegenheiten, eine Integrationsbeauf-
tragte oder einen Integrationsbeauftragten, 

einen Integrationsrat oder einen Integrations-
ausschuss (siehe Tabelle A2.2.2 im Anhang). 
Dieser Prozentsatz liegt bei Gemeinden ohne 
Integrationskonzept mit 31 Prozent deutlich 
niedriger. Dies deutet darauf hin, dass Maßnah-
men zur Einrichtung und Stärkung kommunaler 
Strukturen der Integrationsarbeit eng miteinan-
der verbunden sind.
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Warum wird in manchen Kommunen  
kein Integrationskonzept entwickelt?
Kommunen ohne Integrationskonzept wurden 
gebeten, aus einer Liste bis zu drei Gründe 
dafür auszuwählen, warum sie kein solches 
Konzept entwickelt haben (Abbildung 2.2.3). 
Der Mangel an personellen Ressourcen wurde 
am häufigsten als wichtiger Grund angegeben 
(65 Prozent). Diese Begründung wird oft von 
Gemeinden angeführt, die keine Abteilung für 
Integrationsangelegenheiten, keine(n) Integra-
tionsbeauftragte oder Integrationsbeauftrag-
ten und/oder keinen Integrationsrat oder  

-ausschuss haben (71 Prozent). In Gemein-
den, in denen solche Strukturen bereits eta-
bliert wurden, wird dieser Grund seltener 
genannt (52 Prozent, siehe Tabelle A2.2.3 im 
Anhang). Weitere wichtige Gründe sind man-
gelnde finanzielle Ressourcen (von 40 Prozent 
genannt) und die fehlende Einforderung eines 
Integrationskonzeptes durch die Zivilgesell-
schaft (von 27 Prozent genannt) oder die  
Politik (von 26 Prozent genannt).

Datenquelle: eigene Erhebung, 349 Gemeinden ohne Integrationskonzept. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, 
ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. Von 349 Gemeinden haben 11 keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozent-
berechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 13,2 Prozent der Gemeinden ohne Integrationskonzept geben mangelndes Interesse der 
Verwaltung als einen der drei wichtigsten Gründe dafür an, warum sie kein Integrationskonzept haben.

Abbildung 2.2.3: Welche Gründe sehen Sie dafür, dass es kein Integrationskonzept gibt?  
Bitte wählen Sie bis zu drei der wichtigsten Gründe aus.
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Dieser Befund wird durch die qualitativen  
Interviews mit Integrationsbeauftragten,  
Mitgliedern mehrerer Integrationsbeiräte  
und eines Integrationsausschusses sowie  
Führungskräften innerhalb der Verwaltung 
bestätigt. Ohne ausreichende personelle und 
finanzielle Ressourcen ist die Entwicklung  
eines wirksamen Integrationskonzeptes  
nicht möglich: 

„Viele Kommunen sind nicht so gut ausge­
stattet, es ist oft eine One-Woman-Show, die 
dann auch noch Gleichstellungsbeauftragte 
gleichzeitig ist, alles in 70 Prozent und nur  
in E10 eingruppiert, das kann kein Mensch. 
Dann würde ich nicht dazu raten, so ein  
Integrationskonzept zu machen.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 9)

Insbesondere in kleinen Kommunen, in denen 
keine Integrationsbeauftragten benannt sind, 
ist das notwendige Wissen darüber, wie ein sol-
ches Konzept gestaltet werden kann und was 
hierfür benötigt wird, nicht immer vorhanden:

„Es gab Helferkreise und auch Versamm­
lungen oder Treffen von verschiedenen  
Helferkreisen, die zusammengekommen  
sind. Die sich ausgetauscht haben, die sich 
Erfahrungen weitergegeben haben, die von 
Schulungen berichtet haben, die man besu­
chen kann, und was gut wäre und so. Aber 
dass wir das jetzt irgendwie noch koordiniert 
hätten oder irgendwas auf Papier gebracht 
hätten und gesagt haben, daran könnt ihr 

euch orientieren, haben wir keine Kapazität 
und auch keine Erfahrung […]“  
(Verwaltungsspitze, Interview 13)

In kleineren Kommunen mit informellen Struk-
turen kann der Nutzen eines schriftlich fixierten 
Integrationskonzepts für die Steuerung der 
Integrationsarbeit begrenzt sein. Anstelle von 
schriftlich fixierten Konzepten und standardi-
sierten Abläufen werden Maßnahmen und  
Entscheidungen hier durch direkte Kontakte 
womöglich verstärkt sowie pragmatische Ad-
hoc-Lösungen getroffen und implementiert. 
Nicht immer sind Integrationskonzepte hier eine 
notwendige Voraussetzung für gelingende Inte
grationsarbeit. 

Voraussetzungen für ein  
wirksames Integrationskonzept
Die Aufgabe, ein Integrationskonzept zu ent
wickeln, fällt häufig in den Verantwortungs
bereich der Integrationsbeauftragten. In den 
qualitativen Interviews mit den für Integration 
zuständigen Personen in Städten und Gemein-
den zeigt sich, dass für die Konzeption und 
Implementierung eines Integrationskonzeptes 
neben den Integrationsbeauftragten viele  
weitere relevante Akteure wie Integrations
manager, Beratungsstellen oder das Jobcenter 
eingebunden werden sollten. Eine solche 
Beteiligung könne zudem dazu beitragen, die 
zentralen Anlaufstellen und Institutionen in 
diesem Bereich systematisch zu identifizieren:

„Wenn ich […] mich nicht im Netzwerk darüber 
abgestimmt habe, braucht es das? Seid ihr 
dabei? Gibt es eine Aufgabenzuordnung für 
die verschiedenen Integrationsakteure?  
Die es ja in einer Stadt gibt. Dann ist es ein 
Papiertiger.“ 
 (Integrationsbeauftragte/r, Interview 9)

Für die systematische Identifikation und  
Einbindung verschiedener Akteure sei die 
Unterstützung durch die jeweilige kommunale 
Verwaltungsspitze entscheidend. In mehreren 
Interviews mit Integrationsbeauftragten wird 

betont, wie wichtig der klare Rückhalt der Ver-
waltungsspitze, beispielsweise der Dezernen-
ten oder Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
sei, um ein wirksames Integrationskonzept 
entwickeln und umsetzen zu können:

„Das muss von einer Stelle weiter oben  
kommen. Also im Idealfall muss das der 
Dezernent oder vielleicht sogar der Ober­
bürgermeister sein, der dann sagt: So, wir 
möchten jetzt strategisch planen, wie die 
Integrationsarbeit für die kommenden Jahre 
aussehen soll, und dazu brauchen wir Sie  
als Kooperationspartner und ich lade ein  
zum Dialog.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 6)

Idealerweise sollte der Prozess der Erarbeitung 
und Implementierung eines Integrationskon-
zeptes von der Verwaltungsspitze aus ange-
stoßen, mitbefürwortet und begleitet werden. 
Dies erfordere, dass das Thema Integration in 
der jeweiligen Kommune grundsätzlich als 
wichtig erachtet wird. Eine Kommune plädiert 
deshalb dafür, die vereinbarten Handlungsfel-
der und Ziele des Integrationskonzepts durch 
den Gemeinderat beschließen zu lassen und 
somit abzusichern. Die Verabschiedung des 
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Integrationskonzeptes durch den Gemeinderat 
erzeuge ein politisches Mandat, die darin ver-
abredeten Aspekte und Maßnahmen tatsäch-
lich umzusetzen. Diese wird deshalb als ent-
scheidende Grundlage und Voraussetzung für 
die tatsächliche Wirkung und Umsetzung von 
Integrationskonzepten beschrieben. Diese 
werden in den Interviews zudem dann als wirk-
sam erachtet, wenn sie in einem breiten Betei-
ligungsprozess unterschiedlicher kommunaler 
Akteure entwickelt, kontinuierlich überprüft, 

weiterentwickelt und an veränderte Integra-
tionsbedingungen sowie -bedarfe angepasst 
werden:

„Also oft ist es so, dass man nur ein Konzept 
erstellt hat und dann passiert aber irgendwie 
nichts damit […] So gesehen sind integrations­
fördernde Strukturen meines Erachtens solche, 
wo auch was gemacht wird und nicht pro 
forma kreiert wird, sozusagen.“  
(Mitglied des Landesbeirats, Interview 1)

der zentralen Akteure zu gewährleisten, benö-
tigen Integrationsbeauftragte Unterstützung 
durch ihre Verwaltungsspitze. Zudem kann es 
sich als förderlich erweisen, das Integrations-
konzept durch den Gemeinderat beschließen 
zu lassen, um die Integrationsarbeit einer  
Kommune institutionell zu verankern und  
ihr Fortbestehen nachhaltig abzusichern. 

Integrationskonzepte sind dann besonders 
wirksam, wenn sie regelmäßig überprüft,  
weiterentwickelt und in der Praxis gelebt  
werden

Integrationskonzepte können eine wirkungs-
volle strategische Grundlage für die Integra-
tionsarbeit von Kommunen bilden, wenn sie 
regelmäßig überprüft, fortgeschrieben und in 
der Praxis umgesetzt werden. Eine Empfehlung 
aus den qualitativen Interviews ist hierbei,  
dass ein Integrationskonzept nicht immer  
zwingend eine Vielzahl an Handlungsfeldern 
abdecken muss, sondern in einem regelmäßigen 
Rhythmus wechselnde thematische Schwer-
punkte setzen könne. Eine solche kontinuier-
liche Weiterentwicklung setze jedoch voraus, 
dass ausreichende personelle und finanzielle 
Ressourcen zur Verfügung stehen.

Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empiri-
schen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Die Benennung von Integrationsbeauftragten 
sowie verbindliche Handlungsvorgaben  
fördern die Erarbeitung von Integrations­
konzepten

Die vorliegende Befragung zeigt, dass Kommu-
nen mit Integrationsbeauftragten, insbesondere 
wenn sie eine Förderung nach der VwV IB erhal-
ten, häufiger ein Integrationskonzept entwickeln. 
Hier zeigt sich, dass die Verwaltungsvorschrift 
in der Praxis verbindlicher wirkt als das Partizi-
pations- und Integrationsgesetz. Das könnte 
damit zusammenhängen, dass ihre Umsetzung 
in Form von Verwendungsnachweisen überprüft 
wird, wohingegen das PartIntG keine entspre-
chende Nachweispflicht vorsieht. Die Erarbei-
tung von Integrationskonzepten sollte jedoch 
bedarfsorientiert geschehen. Nicht immer sind 
schriftlich festgelegte Integrationskonzepte für 
die kommunale Integrationsarbeit erforderlich. 
Insbesondere in kleinen Kommunen mit gerin-
gen Ressourcen können informelle, flexible 
Ansätze zielführend sein, die die lokalen  
Gegebenheiten berücksichtigen. 

Bei der Konzeption von Integrationskonzepten 
ist eine querschnittsorientierte Einbindung 
unterschiedlicher kommunaler Akteure sinn­
voll 

Die Erarbeitung eines kommunalen Integra-
tionskonzepts kann sich förderlich auf die  
Vernetzung der zentralen Akteure innerhalb 
einer Kommune auswirken. In den qualitativen 
Interviews sprachen sich einige Integrations-
beauftragte deshalb für einen breiten Beteili-
gungsprozess aus, in dem die wesentlichen 
Handlungsfelder, Aufgaben und Ziele gemein-
sam innerhalb des Netzwerks von Integra-
tionsakteuren abgestimmt und festgelegt  
werden. Wer hierbei als zentraler Akteur gilt, 
könne von der Kommune selbst festgelegt 
werden. Darüber hinaus kann die Beauftragung 
eines externen Instituts hilfreich sein, das  
die Integrationsbeauftragten fachlich bei  
der Konzeption unterstützt und das Integra-
tionskonzept unabhängig überprüft. 

Für die Erarbeitung von Integrationskonzep­
ten sind die Unterstützung und Begleitung 
durch Verwaltung und Politik wesentlich

Die Entwicklung von Integrationskonzepten 
setzt voraus, dass alle relevanten Akteure der 
Integrationsarbeit eingebunden werden. Um 
eine umfassende Beteiligung und Ansprache 
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2.3  
Integrationsräte und -ausschüsse: 
Verbreitung und Einbindung auf 
kommunaler Ebene

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Integrationsräte und -ausschüsse sind in den Landkreisen und Gemeinden in  

Baden-Württemberg insgesamt selten. In Stadtkreisen sind sie als Interessen­
vertretung deutlich häufiger verbreitet. 

• �Wichtige Gründe dafür, dass Integrationsräte und -ausschüsse nicht eingerichtet 
werden, sind die fehlende Nachfrage durch Politik, Verwaltung oder Zivilgesellschaft 
sowie mangelnde personelle Ressourcen. 

• �Der politische Einfluss von Integrationsräten wird unterschiedlich bewertet: Die  
Mehrheit der Stadtkreise schätzt ihn als eher groß ein, während er in Gemeinden  
häufig als eher gering bis nicht vorhanden bewertet wird. 

• �Als wichtige Gründe dafür, weshalb Integrationsräte einen geringen oder keinen  
Einfluss auf kommunale politische Entscheidungsprozesse nehmen, werden die  
fehlende Einbindung in politische Gremien, mangelnde personelle Ressourcen und 
ausbleibende Kontaktaufnahme durch politische Akteure genannt.

• �In Landkreisen ohne Integrationsgremien werden die Interessen und Anliegen  
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte am häufigsten durch anderweitige  
zivilgesellschaftliche Zusammenschlüsse an die kommunale Politik herangetragen.  
In Gemeinden übernehmen am häufigsten Einzelpersonen diese Funktion.

Integrationsräte und -ausschüsse dienen  
als Schnittstellen zwischen Personen mit  
Einwanderungsgeschichte sowie Politik und 
Verwaltung und sollen die Perspektiven von 
Eingewanderten und ihren Nachkommen syste-
matisch in lokale Entscheidungsprozesse ein-
bringen. Im PartIntG werden diese Gremien in  

§§ 11–13 beschrieben. Wie sie genau heißen, 
zusammengesetzt sind und welche Rechte sie 
haben, entscheiden jedoch Gemeinderäte und 
Kreistage, sodass ihre Bezeichnung, Zusammen-
setzung und Einbindung in integrationspoliti-
sche Entscheidungsprozesse zwischen den 
Kommunen in Baden-Württemberg variieren.

Integrationsräte sind Gremien, in denen sich 
Menschen mit und ohne Einwanderungsge-
schichte zu integrationsbezogenen Themen 
und Anliegen austauschen und diese an die 
kommunale Politik herantragen können. Sie 
übernehmen vor allem Öffentlichkeitsarbeit,  
die Ermittlung von Bedarfen, die Durchführung 
von Veranstaltungen und die Beratung des 
Gemeinderats. Zum Teil verfügen sie über ein 
eigenes kleines Budget (Roth, 2018). Integra-
tionsausschüsse sind demgegenüber stärker in 
die kommunale Integrationspolitik eingebunden 
und meist politisch und verwaltungsnah besetzt 
(Bogumil & Hafner, 2017). Auch sie beraten den 
Gemeinderat und befassen sich mit integrations-
spezifischen Bedarfen und Themen.

Die Forschung zu Integrationsräten und -aus-
schüssen verweist auf verschiedene strukturelle 
Herausforderungen, die mit ihrer Einrichtung 
verbunden sind: Häufig sind diese Gremien  
nur begrenzt mit personellen und finanziellen 
Ressourcen ausgestattet und verfügen über 
eingeschränkte Mitwirkungsrechte bei integra-
tionspolitischen Entscheidungsprozessen, 
sodass ihr Einfluss beschränkt bleibt. Eine  
weitere Herausforderung ergibt sich aus der 
Repräsentation von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte innerhalb von Kommunen: 

Zum einen wird kritisiert, dass die Vielfalt der 
unterschiedlichen Gruppen von Eingewander-
ten in den Gremien nicht hinreichend repräsen-
tiert ist. Zum anderen erfolgt deren Besetzung 
teilweise selektiv, abhängig vom jeweiligen 
Wahlverfahren, dem Einfluss und Organisations-
grad einzelner Interessengruppen sowie der 
öffentlichen Bekanntheit des jeweiligen Beirats 
(Fregin et al., 2025). 

Gleichwohl werden Integrationsräte und -aus-
schüsse in der Praxis positiv bewertet, da sie 
institutionalisierte Beteiligungsmöglichkeiten 
eröffnen, integrationspolitische Perspektiven 
in kommunale Entscheidungsprozesse einzu-
bringen. Insbesondere für Drittstaatsangehörige, 
die nicht über ein kommunales Wahlrecht ver-
fügen, können Integrationsräte ein wichtiges 
Instrument der politischen Partizipation bilden 
(Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesund-
heit Baden-Württemberg, 2020). Im Folgenden 
wird dargestellt, wie verbreitet Integrationsräte 
und Integrationsausschüsse in Baden-Württem-
berg sind, wie sie zusammengesetzt und ausge-
stattet sind und welchen Einfluss sie auf kommu-
nalpolitische Entscheidungen haben. Zusätzlich 
wird beleuchtet, welche Akteure die Interessen 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in 
Kommunen ohne solche Gremien vertreten.

Integrationsräte in Baden-Württemberg: Wie 
verbreitet sind sie und weshalb fehlen sie?
Integrationsräte sind in Baden-Württemberg 
unterschiedlich stark verbreitet. Wie Abbil-
dung 2.3.1 verdeutlicht, existieren Integrations-
räte in allen neun Stadtkreisen, während dies 
in 14 Prozent der Landkreise der Fall ist.19 Auch 
auf Gemeindeebene sind Integrationsräte mit  
9 Prozent eher selten. Allerdings zeigt sich ein 
Zusammenhang mit der Gemeindegröße: Etwa 
20 Prozent der städtischen Gemeinden20 mit 

10.000 oder mehr Einwohnerinnen und Ein
wohnern geben an, über einen Integrationsrat 
zu verfügen sowie 21 Prozent der ländlichen 
Gemeinden in derselben Größenordnung. 
Gleichzeitig geben nur etwa 7 Prozent der  
städtischen und 4 Prozent der ländlichen 
Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern an, einen Integrations-
rat zu haben. 

19 �Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragungen befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.
20 �Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Lesebeispiel: 82,9 Prozent der Landkreise geben an, nicht über einen 
Integrationsrat zu verfügen.

Abbildung 2.3.1: Gibt es in Ihrer Kommune einen Integrationsrat, Integrationsbeirat,  
Ausländerbeirat, Internationalen Rat oder Ähnliches?

Neben der Verbreitung wurden auch die Gründe 
für das Fehlen von Integrationsräten erfragt. In 
den Landkreisen zeigt sich, dass vor allem eine 
mangelnde Forderung seitens der Politik und 
der Zivilgesellschaft sowie ein geringes Inte
resse der Verwaltung ausschlaggebend sind, wie 
Abbildung 2.3.2 verdeutlicht. In den Gemeinden 
zeigt sich mit Blick auf die fehlende Einforde-

rung durch Zivilgesellschaft und Politik ein ähn-
liches, wenn auch etwas abgeschwächtes Bild. 
Ein mangelndes Interesse der Verwaltung spielt 
hier dagegen eine geringere Rolle. Stattdessen 
wird häufiger auf fehlende personelle Ressour-
cen verwiesen, die zur Nicht-Einrichtung eines 
Integrationsrats in der Gemeinde beitragen.

Abbildung 2.3.2: Welche Gründe sehen Sie dafür, dass es in Ihrer Kommune keinen  
Integrationsrat gibt? Bitte wählen Sie bis zu drei der wichtigsten Gründe aus.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 29 Landkreise, 579 Gemeinden ohne Integrationsrat. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund 
der Möglichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 2 Landkreise und 56 Gemeinden haben keine 
Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 55,2 Prozent der Landkreise 
geben als Grund für das Fehlen eines Integrationsrats an, dass dieser nicht von der Zivilgesellschaft gefordert wird.

In einem Interview mit der für Integrationsan
gelegenheiten zuständigen Person einer Kom-
mune zeigt sich darüber hinaus eine weitere 
Perspektive darauf, weshalb Kommunen sich 
dagegen entscheiden, einen Integrationsrat 
einzurichten. Hier wird beschrieben, dass 
zunächst die Vernetzung und Stärkung von 
Migrantenselbstorganisationen im Vordergrund 
stehen. Ohne die Perspektiven von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte drohe ein Inte
grationsrat an der Lebensrealität derjenigen 
vorbeizuarbeiten, die er eigentlich vertreten 
soll: 

„Damals hieß es Ausländerbeirat und es gab 
eben diese kuriosen Ausländerbeiräte, in 
denen kein einziger Ausländer war. Und da 
konnte man aus der Vergangenheit lernen,  
das heißt, wir wollen jetzt hier keinen Beirat 
hochziehen, wie es dann so oft passiert ist in 
verschiedenen Städten […] das wollen wir 
nicht, sondern wir wollen erst mal innen die 
Struktur der Partizipation von Zugewanderten 
stärken über die Migrantenorganisationen,  
um von dort aus mit denen zusammen in die 
Verwirklichung eines Integrationsbeirats zu 
gehen und dann auch die Strukturen so zu 
schaffen, wie die Zugewanderten das haben 
wollen, und nicht, wie die Verwaltung sich  
das denkt.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 12)
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Zusammensetzung, Aufgaben und Rechte von 
Integrationsräten
Hinsichtlich der Zusammensetzung der Integra-
tionsräte in Bezug auf Mitglieder mit Einwande-
rungsgeschichte zeigen sich Unterschiede zwi-
schen Stadtkreisen und Gemeinden (siehe 
Tabelle A2.3.1 im Anhang).21 In 89 Prozent der 
Stadtkreise setzen sich Integrationsräte über-
wiegend oder ausschließlich aus Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte zusammen, während 
sich in Gemeinden ein deutlich heterogeneres 
Bild zeigt: In mehr als einem Drittel der Integra-
tionsräte auf Gemeindeebene stellen Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte die Mehrheit, in 
fast 40 Prozent ist es hingegen umgekehrt und 
Menschen ohne Einwanderungsgeschichte 
überwiegen. In rund 15 Prozent der Fälle sind 
beide Gruppen ungefähr gleich stark vertreten. 
Vor allem in kleineren Gemeinden setzen sich 
Integrationsräte häufiger überwiegend aus 
Menschen ohne Einwanderungsgeschichte 
zusammen. Dass Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte in der Vergangenheit zum  
Teil nur selten in Integrationsräten vertreten 
waren, wird von der für Integrationsangelegen-
heiten zuständigen Person einer Kommune  
kritisch beschrieben:

„Man sagt ja, dass man MIT den Zugewan­
derten reden soll und nicht ÜBER sie. Und 
das ist eine gute Formulierung. Und der  
Fehler der älteren Integrations- oder Aus­
länderbeiräte war, dass sich hier Akteure 
zusammengetan haben aus dem sozialen 
Bereich, die meinten, kraft Amtes und ihrer 
Arbeit schon zu wissen, wo der Schuh drückt 
und was hier getan werden muss für die 
Zugewanderten.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 12)

Neben ihrer Zusammensetzung unterscheiden 
sich Integrationsräte auch hinsichtlich ihrer 
Aufgaben. Diese sind im PartIntG nicht verbind-
lich festgelegt, sondern werden in den jeweiligen 
Gemeinde- bzw. Geschäftsordnungen definiert. 
Neben ihrer beratenden Rolle gegenüber dem 
Gemeinderat übernehmen Integrationsräte 
vielfältige Aufgaben. In Abbildung 2.3.3 zeigt 
sich, dass in den Stadtkreisen die Beratung und 
Stellungnahme zu Vorlagen und Vorhaben des 
Gemeinderats sowie Öffentlichkeitsarbeit und 
die Ermittlung von Bedarfen von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte einen zentralen 
Stellenwert einnehmen.22 In Gemeinden werden 
besonders häufig die Ermittlung von Bedarfen, 
die Durchführung von Veranstaltungen sowie 
die Kontaktpflege zu zivilgesellschaftlichen 
Akteuren genannt. 

21 �Aufgrund der geringen Zahl an Integrationsräten auf Landkreisebene wird im Folgenden auf eine differenzierte Darstellung der Ergebnisse auf 
dieser Kommunenebene verzichtet.

22 �Da nur fünf Landkreise angegeben haben, einen Integrationsrat eingerichtet zu haben, wird in diesen Fällen auf eine gesonderte Darstellung, was 
die zentralen Aktivitäten dieses Gremiums sind, verzichtet.

Abbildung 2.3.3: Was sind die zentralen Aktivitäten des Integrationsrats?  
Bitte wählen Sie bis zu drei der wichtigsten Aktivitäten aus.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, 65 Gemeinden mit Integrationsrat. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund der Mög-
lichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 2 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in 
der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 77,8 Prozent der Stadtkreise geben an, dass Beratungen 
oder Stellungnahmen zu Vorlagen zu den zentralen Aktivitäten des Integrationsrats gehören.

Im Hinblick auf die Themen, die innerhalb von 
Integrationsräten bearbeitet werden, wird in 
einem Interview beschrieben:

„Also wir haben das Thema religiöse Vielfalt. 
Wir haben aber auch das Thema knappen 
Wohnraum, Diskriminierungserfahrungen  
von Menschen mit Migrationsgeschichte,  
beispielsweise bei der Wohnraumsuche, aber 
auch bei Freizeitaktivitäten. Wir hatten letz­
tens eine große Sitzung um das Thema Remi­
gration. Also Ängste, wenn die Zugehörigkeit 
abgesprochen wird von Dritten einem gegen­
über. Wie sieht es aus? Schulerfolge von  
jungen Menschen mit Migrationsgeschichte 
im Stadtgebiet. Also alles, was eben im Leben, 
für das Stadtleben und für die Menschen 
wichtig ist, wird angesprochen.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 18)

Neben den Aufgaben wurden auch die Rechte 
der Integrationsräte erfasst, die in Abbildung 
2.3.4 veranschaulicht werden. Integrationsräte 
verfügen am häufigsten über ein Anhörungs-
recht.23 Es besteht in 78 Prozent der Stadtkreise 
und 34 Prozent der Gemeinden. In Stadtkreisen 
verfügen zudem 56 Prozent der Integrationsräte 
über ein Antrags- und Rederecht. In Gemeinden 
kommt das Antragsrecht bei 31 Prozent und das 
Rederecht bei 26 Prozent der Integrationsräte 
vor. Das Stimmrecht ist demgegenüber in den 
Stadtkreisen wie auch in den Gemeinden am 
seltensten vorhanden.

23 �Da nur fünf Landkreise angegeben haben, einen Integrationsrat eingerichtet zu haben, wird in diesen Fällen auf eine gesonderte Darstellung der 
Rechte dieses Gremiums verzichtet.

89%
der Stadtkreise haben einen Integrationsrat, 
der sich überwiegend oder ausschließlich aus 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
zusammensetzt
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Abbildung 2.3.4: Welche Rechte hat der Integrationsrat in den Ausschüssen der Kommune? Bitte 
geben Sie alles an, was zutrifft.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, 65 Gemeinden mit Integrationsrat. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu 
wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 14 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozent-
berechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 77,8 Prozent der Stadtkreise geben an, dass der Integrationsrat ein Anhörungsrecht hat.

Über welche Rechte ein kommunaler Integra-
tionsrat verfügen soll, ist eine Frage, die sich 
Kommunen bei der Einrichtung eines solchen 
Gremiums vorab bewusst machen müssen,  
wie sich in einem Interview zeigt:

„Da gibt es verschiedene, es gibt welche, die 
nur beraten, es gibt welche, die beschließen. 
Auch das muss man gut abwägen, was man  
in der Kommune genau braucht. Also mehr 
Tempo, dann ist das mit dem Beschließen 
sicher langwierig, aber es ist natürlich  
schwächer, wenn nur beraten wird.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 12)

Politischer Einfluss von Integrationsräten und 
Gründe für seine Begrenzung
Aus den Befragungen geht hervor, dass die Ein-
schätzung des Einflusses von Integrationsräten 
auf politische Entscheidungen in den Kommunen 
eher gemischt ausfällt (siehe Tabelle A2.3.2 im 
Anhang). Auf der Ebene der Stadtkreise wird 

der Einfluss in mehr als der Hälfte der Fälle als 
eher groß eingeschätzt, während er in den 
Gemeinden in über 75 Prozent der Fälle als eher 
gering, sehr gering oder gar nicht vorhanden 
bewertet wird. 

In den qualitativen Interviews mit kommunalen 
Integrationsbeauftragten und Beiratsmitgliedern 
zeigt sich, dass die Wahrnehmung des politi-
schen Einflusses mit der Zusammensetzung  
und den institutionellen Rahmenbedingungen 
der Beiräte verknüpft wird:

„Es gibt nämlich Pro- und Kontra-Argumente. 
Und das nehmen die auch mit in ihre Fraktio­
nen und tragen das da mit rein, sodass der  
Integrationsrat dadurch natürlich Einfluss hat. 
Aber auch dadurch, dass die auch in den gan­
zen Ausschüssen vertreten sind. Also, das ist 
nämlich auch keine Selbstverständlichkeit.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 19)

In Integrationsräten, in denen auch Gemeinde-
rätinnen und Gemeinderäte vertreten sind, wer-
den die Belange von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte direkt eingebunden. Das 
Beispiel zeigt, dass die Einflussmöglichkeiten 
eines Integrationsrates auch von den kommu-
nalpolitischen Strukturen abhängen und davon, 

über welche Kanäle seine Anliegen in politische 
Entscheidungsprozesse herangetragen werden.

In den quantitativen Befragungen werden  
ähnliche Gründe für einen geringen Einfluss 
benannt. So geben jeweils drei von vier Stadt-
kreisen, die den Einfluss ihres Integrationsrats 
als gering oder gar nicht vorhanden einschät-
zen, an, dass Integrationsräte nur unzureichend 
in politische Gremien eingebunden sind und 
dass es an personellen Ressourcen mangelt 
(siehe Tabelle A2.3.3 im Anhang). Zudem 
berichtet die Hälfte der Stadtkreise, dass politi-
sche Akteure kaum den Kontakt zu den Inte
grationsräten suchen. In den Gemeinden zeigt 
sich ein ähnliches Muster: 55 Prozent geben an, 
dass der Integrationsrat kaum in politische 
Gremien eingebunden ist. 37 Prozent nennen 
als weiteren Grund für den geringen Einfluss, 
dass politische Akteure selten den Austausch 
mit dem Integrationsrat suchen. 

Heterogenität und strukturelle Herausforde­
rungen von kommunalen Integrationsräten
Die Ergebnisse zeigen, dass Integrationsräte  
in Baden-Württemberg in ihrer Ausgestaltung 
sehr unterschiedlich organisiert sind. Sie unter- 
scheiden sich in Zusammensetzung, Aufgaben-
profil und Rechten ebenso wie in ihrer Einbin-
dung in die kommunalpolitischen Strukturen. 
Ihre Tätigkeitsfelder reichen von Öffentlichkeits-
arbeit und der Ermittlung von Bedarfen bis hin 
zur Beratung kommunaler Gremien. Wie weit 
ihr Handlungsspielraum reicht, hängt maßgeb-
lich von den Rechten ab, die ihnen durch den 
Gemeinderat eingeräumt werden, und von der 
Qualität der Zusammenarbeit mit Verwaltung 
und Politik.

Diese Vielfalt spiegelt sich auch in den 
Bezeichnungen wider, unter denen die  
Gremien geführt werden. Abbildung 2.3.5 
macht dies sichtbar, indem sie die von Kreisen 
und Gemeinden genannten Namen in Form 
einer Wortwolke darstellt. Je größer ein Begriff 
abgebildet ist, desto häufiger wurde er in der 
Befragung genannt. „Integrationsrat“ und 
„Integrationsbeirat“ sind damit die am weitesten 
verbreiteten Bezeichnungen. Zugleich wird 
deutlich, dass es eine Vielzahl weiterer Begriffe 
gibt, die von deutlich weniger Kreisen und 
Gemeinden genutzt werden – bis hin zu 
Bezeichnungen, die nur in einer einzigen  
Kommune vorkommen.
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Abbildung 2.3.5: Wie wird der Integrationsrat in Ihrer Kommune konkret genannt?

Datenquelle: eigene Erhebung, 5 Landkreise, 9 Stadtkreise, 58 Gemeinden mit Integrationsrat. Lesebeispiel: Integrationsrat und Integrationsbeirat 
sind die am häufigsten genannten Bezeichnungen für den Integrationsrat in den Kommunen.

Diese Heterogenität verdeutlicht die strukturel-
len Herausforderungen, vor die Integrationsräte 
auf kommunaler Ebene gestellt werden. Zwar 
verschaffen fehlende verbindliche Vorgaben 
den Kommunen größere Gestaltungsspielräume, 
zugleich erschweren sie die Etablierung 
gemeinsamer Standards und einer übergreifen-
den Vergleichbarkeit. Ein Mitglied des LAKA 
betont, dass sich diese Vielfalt nicht nur auf  
die institutionelle Ausgestaltung, sondern auch  
auf das Selbstverständnis und die Außenwahr
nehmung der Integrationsräte – insbesondere 
durch Journalistinnen und Journalisten und 
politische Entscheidungsträgerinnen und  
-träger – auswirkt:

„Die heißen wirklich alle, je nach kommunaler 
Selbstverwaltung, anders. Es macht schwie­
rig, ein Verständnis füreinander oder auch für 
die Journalistinnen und Journalisten ist es 
schwierig, das zu verstehen. Eigentlich für 
alle. Auch Politikerinnen und Politiker.  

Wer weiß denn, dass der Internationale  
Beirat das Gleiche ist wie der ‚Runde Tisch 
Mitgemischt‘.“ 
(Mitglied des LAKA, Interview 3)

Das Zitat macht deutlich, dass die uneinheit
lichen Bezeichnungen und Organisationsformen 
die Sichtbarkeit der Integrationsräte mindern 
und ihre klare Verortung im kommunalpoliti-
schen Gefüge erschweren. Dies betrifft nicht 
nur die interne Kommunikation zwischen den 
Gremien, sondern auch ihre Wahrnehmung 
durch Medien und Politik. Die fehlende begriff-
liche Klarheit kann somit die öffentliche Wahr-
nehmung schwächen und die politische 
Anschlussfähigkeit der Integrationsräte  
begrenzen.

In den qualitativen Interviews mit Beiratsmitglie-
dern, Integrationsbeauftragten und Führungs-
kräften innerhalb der Verwaltung werden weitere 
Herausforderungen von Integrationsräten sicht-

bar, die über die Heterogenität bei der Benen-
nung dieser Gremien hinausgehen. Das Mitglied 
eines Integrationsrates beschreibt, dass dessen 
Gestaltungsmöglichkeiten begrenzt sind, weil 
der Beirat nicht über ein Stimmrecht verfügt. 
Zudem wird der Integrationsrat in dieser Kom-
mune durch den Gemeinderat gewählt, was  
das Mitglied als Entmündigung empfindet: 

„Ich glaube, das Problem mit diesem Beirat 
ist, dass der Beirat tatsächlich nicht gewählt 
wird. Also es gibt Beiräte in anderen Städten, 
wo sie auch gewählt werden […] Dieser Beirat 
wird ja in einem Rahmen gewählt, aber er  
wird gewählt eigentlich vom Gemeinderat.  
Ich finde, das ist zum Teil fragwürdig, weil das  
gibt ja die Möglichkeit wieder den gleichen 
Spielern weiter zu spielen. Und das entmün­
digt irgendwie auch zum Teil, weil, es gibt ja 
nicht diese Wahrnehmung auch, dass das ein 
gewähltes Gremium ist.“  
(Mitglied eines Integrationsrates, Interview 8)

Der Integrationsrat repräsentiere dadurch nicht 
diejenigen Menschen mit Einwanderungsge-
schichte, die politisch unterrepräsentiert sind. 
Um einen tatsächlichen Einfluss auf kommunale 
politische Entscheidungsprozesse ausüben zu 
können, sei der Integrationsrat deshalb nicht 
geeignet. Stattdessen wird betont, dass eine 
wirksame politische Einflussnahme nur durch 
die unmittelbare Beteiligung im Gemeinderat 
möglich sei:

„Ich denke, eigentlich der richtige Weg ist, 
dann wirklich auf der Gemeinderatsebene 
politisch tätig zu werden. Also wenn man 
dann wirklich was bewegen will und möchte, 
dann müssen die Personen wie ich, die  
Internationalen, müssen sich aktiver in  
diese Richtung bewegen.“  
(Mitglied eines Integrationsrates, Interview 8)

Als eine Möglichkeit, die Arbeit des Integrations-
rates sichtbar zu machen und an politische  
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs-
träger heranzutragen, wird hier vorgeschlagen, 
relevante Ämter zu den Sitzungen des Integra-
tionsrates einzuladen. Auch in einem anderen 
Interview wird kritisch besprochen, dass Inte

grationsräte nicht mit den ohnehin schon star-
ken Akteuren einer Kommune, wie den Kirchen, 
Wohlfahrtsverbänden oder Gemeinderatsmit-
gliedern besetzt werden sollten, die mit den 
Abläufen in Ausschusssitzungen vertraut sind 
und ihre eigenen Ziele und Interessen dadurch 
möglicherweise besser hervorbringen und  
stärken können. 

Häufig vertreten Mitglieder in Integrationsräten 
eine spezifische Gruppe von Eingewanderten, 
sogenannte Communities, und ihre Anliegen. 
Eine Schwierigkeit, die sich hier im Hinblick  
auf die Zusammensetzung und Zusammen-
arbeit der Mitglieder ergibt, ist, dass einzelne 
Gruppen möglicherweise besser organisiert 
sind und über mehr Ressourcen verfügen, um 
ihre Interessen stark zu machen. Hierdurch 
kann die Entwicklung von gemeinsamen, über-
geordneten Positionen erschwert werden. Die 
Herausforderung, dass Partikularinteressen in 
Integrationsräten eine große Rolle einnehmen 
können, wird hier folgendermaßen beschrieben:

„Ich bin der Meinung, dass ein Integrations­
beirat nicht nur dafür da ist, einfach Migranten 
zu vertreten und irgendwelche Communities 
zu vertreten. Ich zum Beispiel vertrete keine 
Community. Ich bin so eine Migrantin, die, ich 
weiß nicht, ob Sie das verstehen, ich habe 
keine Community. Ich bin nicht in einer Dias­
pora, ich bin, ja, ich habe einen Migrations­
hintergrund. Aber ich bin interessiert an  
diesem politischen Leben der Stadt, ich bin 
eine Einwohnerin, ich bin eine Bürgerin.“  
(Mitglied eines Integrationsrates, Interview 8)

Im Hinblick auf etwaige Handlungsoptionen  
für die zukünftige Gestaltung von Integrations-
räten in Baden-Württemberg resümiert eine 
Führungskraft innerhalb der kommunalen  
Verwaltung im Interview:

„Was es braucht, sind Beiräte, die sich bereit 
erklären, die Anliegen dann im Gemeinderat 
vorzustellen, und Gemeinderäte, die dafür ein 
offenes Ohr haben. Ich glaube, das ist das 
Wichtigste.“  
(Führungskraft in einer kommunalen  
Verwaltung, Interview 15)
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Wie sich schon bei den Integrationsräten 
gezeigt hat, sind auch Integrationsausschüsse 
vorwiegend in Stadtkreisen und mit einigem 
Abstand auch in Gemeinden im städtischen 
Raum zu finden, während sie sowohl auf Land-
kreisebene als auch in ländlichen Gemeinden 
kaum vorhanden sind.

Kommunen ohne Integrationsausschuss  
wurden gefragt, weshalb es ihrer Einschätzung 
nach dieses Gremium vor Ort nicht gibt.24 Die 
Ergebnisse in Abbildung 2.3.7 zeigen, dass 
Landkreise als häufigste Gründe angeben,  
dass die Einrichtung eines Integrationsaus-
schusses nicht von der Politik nachgefragt  
wird (50 Prozent) und die Verwaltung kein  
Interesse an einer Einrichtung bekundet  

(44 Prozent). Als dritthäufigster Grund wird 
angeführt, dass Integrationsausschüsse nicht 
von der Zivilgesellschaft gefordert werden. Auf 
Gemeindeebene werden die Ursachen für das 
Fehlen von Integrationsausschüssen etwas 
anders bewertet. Zwar nennen auch Gemeinden 
am häufigsten fehlende politische Initiative  
(47 Prozent) als Grund, allerdings folgt dann 
mit 45 Prozent die Einschätzung, dass die Ein-
richtung dieses Gremiums von der Zivilgesell-
schaft nicht gefordert wird. Aus der Perspektive 
von Gemeinden spielt außerdem die Ressour-
cenausstattung oft eine Rolle. 38 Prozent der 
Gemeinden geben an, dass auch ein Mangel an 
personellen Ressourcen dazu führt, dass es vor 
Ort keinen Integrationsausschuss gibt.

Integrationsausschüsse in Baden-Württemberg: 
Wie verbreitet sind sie und weshalb fehlen sie?
Neben Integrationsräten können Kommunen 
auch Integrationsausschüsse einrichten. Wird 
ein Integrationsausschuss eingerichtet, dann 
zählt er zu den formellen Ausschüssen des 
Gemeinderats. Die Hauptaufgaben liegen in  
der Beratung zu integrationsrelevanten Themen 
sowie der kommunalpolitischen Steuerung und 
Koordination bei integrationsbezogenen Fragen.  
Mitglieder des Integrationsausschusses werden 
häufig nicht öffentlich gewählt, sondern vom 
Gemeinderat in den Ausschuss entsandt. Die 
Ausschussmitglieder werden vielfach aus dem 
Gemeinderat rekrutiert. Zusätzlich können 
Kommunen sachkundige Personen, die nicht 
dem Gemeinderat angehören, als beratende 
Mitglieder in den Integrationsausschuss berufen, 
sie sind allerdings nicht stimmberechtigt.

Wie die Ergebnisse der Befragungen zeigen, 
sind Integrationsausschüsse am häufigsten in 
Stadtkreisen zu finden (siehe Abbildung 2.3.6). 
Während 78 Prozent der Stadtkreise angeben, 
dass es einen Integrationsausschuss gibt, liegt 
dieser Anteil bei Landkreisen und Gemeinden 
mit 3 Prozent und 4 Prozent darunter. Betrachtet 
man die Gemeinden differenziert nach Bevölke-
rungszahl und Regionstyp wird deutlich, dass 
die Einrichtung von Integrationsausschüssen 
mit der Gemeindegröße variiert. Von den 
Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl von 
10.000 und mehr geben 10 Prozent (städtischer 
Raum) bzw. 12 Prozent (ländlicher Raum) an, 
dass es in ihrer Kommune einen Integrations-
ausschuss gibt. In den kleineren Gemeinden 
liegt dieser Anteil unter 1 Prozent.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Lesebeispiel: 77,8 Prozent der Stadtkreise geben an, über einen 
Integrationsausschuss zu verfügen.

Abbildung 2.3.6: Gibt es in Ihrer Kommune einen Integrationsausschuss?

24 �Da nur zwei Stadtkreise angegeben haben, keinen Integrationsausschuss eingerichtet zu haben, wird in diesen Fällen auf eine gesonderte  
Darstellung, weshalb es dieses Gremium nicht gibt, verzichtet.

Abbildung 2.3.7: Warum gibt es in Ihrer Kommune keinen Integrationsausschuss?  
Bitte wählen Sie bis zu drei der wichtigsten Gründe aus.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 32 Landkreise, 606 Gemeinden ohne Integrationsausschuss. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte.  
Aufgrund der Möglichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 3 Landkreise und 60 Gemeinden 
haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 50 Prozent  
der Landkreise geben an, dass es keinen Integrationsausschuss gibt, weil dies von der Politik nicht gefordert wird.

Bei den Einschätzungen, weshalb es dieses 
Gremium vor Ort nicht gibt, gleichen sich die 
Befunde zu Integrationsräten und -ausschüssen 

erneut – wie bereits bei den Befunden dazu, wo 
diese Gremien am häufigsten ansässig sind.
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Zusammensetzung und Aufgaben  
von Integrationsausschüssen
Ob ein Integrationsausschuss eingerichtet  
und wie das Gremium besetzt wird, entscheidet 
die jeweilige Kommune. Alle Stadtkreise mit 
Integrationsausschuss geben an, dass sowohl 
Gemeinderatsmitglieder als auch sachkundige 
Personen mit Einwanderungsgeschichte Mit-
glied im Gremium sind (siehe Tabelle A2.3.4 im 
Anhang). In Gemeinden, die einen Integrations-
ausschuss haben, werden sowohl Gemeinde-
ratsmitglieder (88 Prozent) als auch die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister (80 Prozent) 
am häufigsten als Mitglieder benannt. An dritter 
Stelle der häufigsten Nennungen folgen sach-
kundige Personen mit Einwanderungsgeschichte 
und Integrationsbeauftragte (jeweils 76 Prozent).

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass politische 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs-
träger regelmäßig in die Ausschüsse eingebun-
den sind. Neben diesen zentralen Akteuren sind 
zudem sachkundige Personen mit Einwande-
rungsgeschichte vertreten. Eine solche Zusam-
mensetzung ermöglicht es, sowohl verwaltungs-
interne als auch zivilgesellschaftliche und 
integrationsspezifische Perspektiven in politi-
sche Entscheidungsprozesse einzubeziehen.

Diese wesentliche Funktion von Integrations-
ausschüssen beschreibt auch das Mitglied 
eines solchen Ausschusses in einem qualitativen 
Interview:

„Aber das ist ein sehr wichtiger Beratungs­
kontext für die Fraktionen. Um ein Stimmungs­
bild zu holen, wo Impulse dann reinkommen 
können. Unsere Rolle als sachkundige Ein­
wohnerinnen und Einwohner ist, dass wir 
dann wirklich Perspektive reinbringen in die 
Themen. Also Perspektive zu, wenn es Bezahl­
karte-Themen gibt oder so, kann man so die 
Perspektive sozialer Träger bis hin zu Betrof­
fenen geben […] Und es geht darum, diesen 
Einblick zu schaffen.“  
(Mitglied eines Integrationsausschusses,  
Interview 11)

Welche Aktivitäten gehören zu den zentralen 
Aufgaben von Integrationsausschüssen? Die 
Befragungsergebnisse zeichnen bei den Stadt-
kreisen ein sehr deutliches Bild. Dort sind die 
Beratung oder Stellungnahme zu Vorlagen und 
Vorhaben des Gemeinderats die am häufigsten 
genannte Aktivität (86 Prozent; siehe Tabelle 
A2.3.5 im Anhang). An zweiter Stelle folgt die 
Ermittlung von Bedarfen von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte (71 Prozent). In den 
Gemeinden scheint die Aufgabenstellung 
diverser zu sein als bei den Stadtkreisen.  
Mehr als die Hälfte der Gemeinden benennt  
die Ermittlung von Bedarfen von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte als häufigste Aktivi-
tät des Integrationsausschusses. Die Beratung 
oder Stellungnahme zu Vorlagen und Vorhaben 
des Gemeinderats, die Öffentlichkeitsarbeit und 
die Durchführung von Veranstaltungen werden 
von jeweils 36 Prozent der Gemeinden mit Inte-
grationsausschuss als weitere zentrale Aufgaben 
benannt.

Aus kommunaler Sicht: Wie gut vertreten  
Integrationsausschüsse die Belange von  
Menschen mit Einwanderungsgeschichte?
Bei der Frage, wie gut es Integrationsausschüs-
sen gelingt, die Belange von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte zu vertreten, unterschei-
den sich die Einschätzung von Stadtkreisen und 
Gemeinden nur unwesentlich (siehe Tabelle 
A2.3.6 im Anhang). 43 Prozent der Stadtkreise 
mit Integrationsausschuss berichten, dass dies 
den Ausschüssen gut gelingt. Bei den Gemein-
den liegt dieser Anteil bei 40 Prozent. Dass die 
Vertretung der Interessen nur zum Teil gelingt, 
geben 43 Prozent der Stadtkreise und 48 Pro-
zent der Gemeinden an.

Auch wenn es Integrationsausschüssen aus 
Sicht der Kommunen noch nicht in optimaler 

Weise gelingt, die Belange von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte zu vertreten, wird 
ihre Arbeit mit Blick auf die Vorbereitung und 
Einbringung relevanter Themen durchaus  
positiv bewertet. Die für Integrationsangelegen-
heiten zuständige Person einer Kommune for-
muliert es so:

„Letztendlich überstimmt im Integrationsaus­
schuss natürlich die Politik die Sachkundigen, 
das ist klar. Aber hier kann man schon ganz 
viel vorbereiten und das Agenda-Setting 
betreiben.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 9)

Wie werden die Interessen von Menschen  
mit Einwanderungsgeschichte vertreten, 
wenn es weder einen Integrationsrat noch  
einen Integrationsausschuss gibt?
In insgesamt 28 Landkreisen und 549 der 
befragten Gemeinden existiert weder ein Inte-
grationsrat noch ein Integrationsausschuss. 
Ob und wie die Interessen und Anliegen von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte auch 
dort an die lokale Politik herangetragen und 
repräsentiert werden können, wird im Folgen-

den diskutiert. Dabei wird aufgezeigt, welche 
Akteure an Stelle der formalisierten Integrations-
gremien wirksam werden, wie sie ihre Anliegen 
an die Gemeinde- und Kreisverwaltungen  
herantragen und wie sich der Austausch mit 
der kommunalen Verwaltung gestaltet. 
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Akteure der Interessenvertretung in Landkreisen 
und Gemeinden ohne Integrationsgremien 
Wie in Abbildung 2.3.8 dargestellt, spielen in 
den Landkreisen vor allem zivilgesellschaft-
liche Zusammenschlüsse wie ehrenamtliche 
Initiativen oder Vereine eine zentrale Rolle 
dabei, Anliegen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte an die lokale Politik heranzu-
tragen. 46 Prozent der befragten Landkreise 

geben an, dass eine oder mehrere solcher 
Gruppen dort aktiv sind. Darüber hinaus  
engagieren sich dort Einzelpersonen als Inte
ressenvertretungen (36 Prozent). Auch bei  
36 Prozent der Landkreise übernehmen 
Migrantenselbstorganisationen diese  
Aufgabe.

Abbildung 2.3.8: Gibt es eine andere Interessenvertretung außerhalb der Gemeinde- oder  
Kreisverwaltung, die Belange von Menschen mit Einwanderungsgeschichte an die jeweilige  
Verwaltung heranträgt? Bitte geben Sie alles an, was zutrifft.

Gemeinden Landkreise

In Prozent

Ja, eine/mehrere Einzelpersonen

Ja, eine/mehrere Migrantenselbstorganisationen

Ja, eine/mehrere andere organisierte Gruppen

Nein
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Datenquelle: eigene Erhebung, 28 Landkreise, 549 Gemeinden ohne Integrationsrat oder Integrationsausschuss. Anmerkung: Aufgrund der Mög-
lichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 2 Landkreise und 15 Gemeinden haben keine Angabe 
gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 36,4 Prozent der Gemeinden ohne 
Integrationsrat oder Integrationsausschuss geben an, dass eine oder mehrere Einzelpersonen Belange von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
an die Kommunalverwaltung herantragen.

In den Gemeinden zeigt sich ein etwas anderes 
Bild: Auch hier tragen insbesondere Einzelper-
sonen die Interessen und Belange von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte an die jeweilige 
Verwaltung heran (36 Prozent). Anders als in 
den Landkreisen ist die Interessenvertretung 
durch Einzelne in den Gemeinden die am häu-
figsten angegebene Repräsentationsform. Dann 
folgen mit 32 Prozent zivilgesellschaftliche 

Zusammenschlüsse wie ehrenamtliche Initiati-
ven als zweithäufigste Nennung. Migranten-
selbstorganisationen sind hier weniger präsent; 
lediglich 9 Prozent der Gemeinden berichten 
von entsprechenden Aktivitäten dieser Organi-
sationen. Der Anteil von Kommunen ohne jeg-
liche Form der Interessenvertretung ist in den 
Landkreisen mit 18 Prozent geringer als in den 
Gemeinden (31 Prozent). 

Die Angaben verdeutlichen, dass die Vertretung 
der Belange von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte in den Landkreisen und Gemeinden 
vielfach durch zivilgesellschaftliche Zusammen-
schlüsse und Einzelpersonen erfolgt. Sie zeigen 
aber auch, dass Migrantenselbstorganisationen 
in Gemeinden vergleichsweise selten als Inte
ressenvertretung agieren. Zudem berichtet fast 
ein Drittel der Gemeinden ohne Integrationsrat 
oder -ausschuss, dass es vor Ort keine zivilge-
sellschaftlichen Akteure gibt, die die Interessen 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
vertreten.

Sind zivilgesellschaftliche Gruppen in einer 
Kommune aktiv, stellt sich als Nächstes die 
Frage, an welche Stellen in der Verwaltung sich 
diese Akteure wenden. Die Angaben der befrag-
ten Gemeinden und Kreise in Abbildung 2.3.9 
zeigen, dass zivilgesellschaftliche Interessen-

vertretungen vor allem den direkten Kontakt zu 
den für Integrationsfragen zuständigen Stellen 
suchen. Am häufigsten werden Integrationsbe-
auftragte bzw. das Integrationsmanagement 
genannt (28 Prozent), gefolgt von der Verwal-
tungsspitze, etwa Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern (24 Prozent). Eine wichtige 
Rolle spielt zudem das Hauptamt (19 Prozent), 
das häufig als strukturgebende Schnittstelle 
innerhalb der Verwaltung fungiert. Darüber 
hinaus werden Ordnungs- und Sozialämter 
sowie Integrationsämter, Abteilungen oder 
Stabsstellen bzw. Fachbereiche für Integration 
und weitere Anlaufstellen innerhalb der Ver-
waltung genannt. Auch Ehrenamtliche, Sozial-
arbeiterinnen und Sozialarbeiter oder Mitarbei-
tende von Kirchen oder Wohlfahrtsverbänden 
bilden neben dem Bürgerbüro bzw. Bürgerser-
vice eine Anlaufstelle für Interessenvertretungen 
in Gemeinden und Landkreisen. 

Datenquelle: eigene Erhebung, 21 Landkreise, 363 Gemeinden ohne Integrationsrat oder -ausschuss. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere 
Angaben zu machen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 31 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für 
die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: In Kommunen ohne Integrationsrat oder -ausschuss werden Integrationsbe-
auftragte oder das Integrationsmanagement mit 27,9 Prozent am häufigsten als Anlaufstelle für zivilgesellschaftliche Akteure genannt.

Abbildung 2.3.9: An welche Stelle in der Gemeinde- oder Kreisverwaltung treten anderweitige 
Interessenvertretungen hauptsächlich heran? (Offene Angabe)
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Insgesamt zeigt sich, dass sich Interessenver-
tretungen vor allem an Stellen wenden, die  
strategisch verantwortlich (Verwaltungsspitze), 
operativ unmittelbar zuständig (Integrations
beauftragte, Integrationsmanagement) oder 

organisatorisch zentral verankert sind (Haupt-
amt, Fachämter), während allgemeine Bürger-
dienste und spezialisierte Fachstellen eine 
geringere Rolle spielen.

Wie gestaltet sich der Austausch zwischen  
zivilgesellschaftlichen Interessenvertretungen 
und Gemeinde- oder Kreisverwaltungen?
In Landkreisen und Gemeinden ohne Integra-
tionsrat und -ausschuss wurde erhoben, wie 
häufig der Austausch zwischen zivilgesell-
schaftlichen Akteursgruppen und der Verwal-
tung stattfindet und welche Themen dabei im 
Mittelpunkt stehen. Es zeigt sich, dass 38 Pro-
zent der Landkreise sich einmal im Quartal  

mit den zivilgesellschaftlichen Akteuren aus-
tauschen (siehe Tabelle A2.3.7 im Anhang). Bei 
weiteren 29 Prozent der Landkreise findet der 
Austausch jährlich statt. Bei den Gemeinden 
wurde ein vierteljährlicher Austausch (26 Pro-
zent) am häufigsten berichtet, 23 Prozent der 
Gemeinden geben einen monatlichen Turnus an.

Abbildung 2.3.10: Welche der folgenden Themen werden in diesem Austausch am häufigsten 
angesprochen? Bitte wählen Sie maximal drei Themen aus.

Landkreise Gemeinden

61,9

47,6

14,3

57,1

38,1

28,6

4,8

0,0

35,0

27,0

5,2

76,3

44,6

37,7

17,6

1,1

Bildung und Weiterbildung

Wohnen und Unterbringung

Arbeitsmarktintegration

Soziale Beratung/Betreuung
auf individueller Ebene

Soziale Integration

Gesundheit und Pflege

Sicherheit und Ordnung

Politische Partizipation

0 10 20 30 40 50 60 70 80
In Prozent

Datenquelle: eigene Erhebung, 21 Landkreise, 363 Gemeinden ohne Integrationsrat oder Integrationsausschuss, in denen eine zivilgesellschaftliche 
Interessenvertretung die Belange von Menschen mit Einwanderungsgeschichte an die Gemeinde- oder Kreisverwaltung heranträgt. Anmerkung: 
Aufgrund der Möglichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 2 Landkreise und 21 Gemeinden 
haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 76,3 Prozent 
der Gemeinden ohne Integrationsrat oder Integrationsausschuss geben an, dass Wohnen und Unterbringung zu einem der häufigsten Themen des 
Austausches zwischen der Verwaltung und zivilgesellschaftlichen Interessenvertretungen gehört.

Neben der Häufigkeit des Austauschs ist auch 
von Interesse, welche inhaltlichen Schwerpunkte 
gesetzt werden (siehe Abbildung 2.3.10). In den 
Landkreisen werden im Austausch zwischen 
zivilgesellschaftlichen Akteursgruppen und der 
Verwaltung vor allem die Themen Bildung und 
Weiterbildung (62 Prozent), Wohnen und Unter-
bringung (57 Prozent) sowie Arbeitsmarktinte
gration (48 Prozent) angesprochen. Auf Gemein-
deebene liegt der Schwerpunkt des Austauschs 
ebenfalls auf alltagsrelevanten Themen. Hier 
wird der Bereich Wohnen und Unterbringung 
mit 76 Prozent am häufigsten genannt. Danach 
folgen Themen wie die soziale Beratung oder 
Betreuung (45 Prozent), soziale Integration  
(38 Prozent) und Bildung und Weiterbildung 
(35 Prozent).

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass der Austausch 
zwischen zivilgesellschaftlichen Akteursgruppen 
und den kommunalen Verwaltungen vor allem 

Themen umfasst, die direkte Auswirkungen auf 
die Lebenslagen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte haben. Fragen des Wohnens, 
der Bildung, der sozialen Unterstützung und der 
Integration bilden zentrale Schwerpunkte. Die 
Themen Wohnen und Arbeitsmarktintegration 
werden in Abschnitt 2.8 erneut aufgegriffen, 
wenn es um die zentralen Herausforderungen  
in den Kommunen geht. Der Bereich der politi-
schen Partizipation wird im Austausch zwischen 
zivilgesellschaftlichen Akteursgruppen und der 
kommunalen Verwaltung hingegen fast gar 
nicht thematisiert.

Abschließend ist festzuhalten, dass in Gemein-
den und Landkreisen ohne Integrationsrat oder 
-ausschuss häufig zivilgesellschaftliche Zusam-
menschlüsse, ehrenamtliche Initiativen oder 
engagierte Einzelpersonen die Interessen und 
Anliegen von Menschen mit Einwanderungsge-
schichte an die kommunale Politik herantragen. 

Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empiri-
schen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Verbreitungsgrad von Integrationsräten und 
-ausschüssen fördern

Integrationsräte und -ausschüsse gibt es in 
Baden-Württemberg vor allem in Stadtkreisen. 
In Landkreisen und Gemeinden bestehen sie 
selten. Als Hauptgründe, weshalb sie nicht 
eingerichtet werden, werden fehlende Einfor-
derung durch Politik und Zivilgesellschaft 
sowie insbesondere in Gemeinden personelle 
Engpässe genannt. Maßnahmen zur Erhöhung 
des Verbreitungsgrads dieser Gremien sollten 
möglichst darauf zielen, die institutionellen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen 
so zu gestalten, dass die Einrichtung von Inte-
grationsräten und -ausschüssen – insbeson-
dere in kleineren und ländlichen Kommunen – 
erleichtert wird. 

Wirksamkeit von Räten und Ausschüssen 
ausbauen

Der politische Einfluss der Gremien wird in 
Stadtkreisen mehrheitlich als eher groß, in 
Gemeinden jedoch in über 75 Prozent als gering 
bis nicht vorhanden eingeschätzt. Das Ausmaß 
der Rechte von Räten und Ausschüssen ist oft 
begrenzt und gerade das Stimmrecht wird den 
Gremien nur selten verliehen. Zu den Gründen 
für ihren geringen Einfluss zählen vor allem die 
unzureichende Einbindung in politische Gremien 
und fehlende personelle Ressourcen. Um ihren 
Einfluss zu erhöhen, könnten Integrationsräte 
und -ausschüsse verlässlich in die kommunalen 
Entscheidungsprozesse eingebunden werden. 
Dies umfasst zum einen Mindeststandards bei 
Rechten und Beteiligungsmöglichkeiten, zum 
anderen eine frühzeitige Mitwirkung in den ver-
schiedenen Phasen kommunalpolitischer Ent-
scheidungen – von der Problemdefinition über 
die Erarbeitung von Lösungen bis hin zur 
Umsetzung und Auswertung. Wichtig sind 
außerdem Rückmeldungen darüber, welche 
Vorschläge der Gremien aufgegriffen wurden 
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und welche nicht. Ergänzend können eine ver-
lässliche Ressourcenausstattung, Professiona-
lisierung und eine klare Kommunikation nach 
außen dazu beitragen, Einfluss und Sichtbar-
keit der Gremien zu stärken.

Die Wirksamkeit von zivilgesellschaftlichen 
Vertretungen in Kommunen ohne Gremien 
erhöhen

Ein Großteil der Landkreise und Gemeinden 
hat weder einen Integrationsrat noch einen 
Integrationsausschuss. Dort, wo eine Interessen-
vertretung existiert, tragen vor allem zivilgesell-
schaftliche Zusammenschlüsse und  
 
 

Einzelpersonen Anliegen von Personen mit 
Einwanderungsgeschichte an die Verwaltung 
heran. Wenn ein Austausch stattfindet, sind  
die kommunalen Ansprechpartner vorrangig 
Integrationsbeauftragte und das Integrations-
management oder die Verwaltungsspitze. Um 
die Handlungsfähigkeit zivilgesellschaftlicher 
Akteure zu stärken, sollten konkrete Anlauf-
stellen und klare Verantwortlichkeiten festge-
legt werden. Diese Maßnahmen ermöglichen 
den Ausbau strukturierter und inklusiver Aus-
tauschformate, um einen kontinuierlichen Dia-
log zu institutionalisieren und dort, wo es sich 
als notwendig erweist, einen Übergang hin zu 
formalen Gremien einzuleiten.

2.4  
Zivilgesellschaftliche Akteure  
in der kommunalen  
Integrationsarbeit

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Migrantenselbstorganisationen sind vor allem in Stadt- und Landkreisen präsent.  

In der überwiegenden Mehrzahl der Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl unter 
10.000 sind hingegen keine Migrantenselbstorganisationen aktiv.

• �Ein Großteil der Stadtkreise bindet Migrantenselbstorganisationen in  
integrationspolitische Entscheidungsprozesse ein.

• �Sowohl auf Kreis- als auch auf Gemeindeebene werden ehrenamtliche Initiativen und 
Wohlfahrtsverbände am häufigsten als Akteure außerhalb der Verwaltung genannt, 
die die Integrationsarbeit unterstützen.

• �Die meisten Stadtkreise berichten, dass es zivilgesellschaftlichen Akteuren gut 
gelingt, die Belange von Menschen mit Einwanderungsgeschichte zu vertreten.  
Mehr als die Hälfte der Landkreise gibt an, dass das nur zum Teil gelingt.

Neben den kommunalen Verwaltungsstrukturen 
sind zivilgesellschaftliche Organisationen zen-
trale Partner der Integrationsarbeit vor Ort. Sie 
tragen auf kommunaler Ebene dazu bei, Teilha-
bechancen von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte in verschiedenen Lebensbereichen 
zu erhöhen. Dies bezieht sich zum Beispiel auf 
eine Verbesserung der Zugänge zu Bildung, 
Arbeit, Gesundheit oder Wohnen. Zu den wich-
tigsten Akteursgruppen zählen Migranten-
selbstorganisationen, Wohlfahrtsverbände  
und ehrenamtliche Initiativen. Ergänzend unter-
stützen Sport‑ und Kulturvereine, Eltern‑ und 
Bildungsvereine, berufsbezogene Netzwerke 
sowie Religionsgemeinschaften die Integra-
tionsarbeit auf kommunaler Ebene.

Migrantenselbstorganisationen sind Vereine, 
Initiativen oder Netzwerke, die von Menschen 
mit Einwanderungs- oder Fluchtgeschichte 
getragen und geführt werden (SVR-Forschungs-
bereich, 2020). Zu ihren wichtigsten Funktionen 
in der kommunalen Integrationsarbeit zählt die 
Interessenvertretung von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte und die Mitgestaltung 
von integrationspolitischen Entscheidungen. 
Sie bringen Erfahrungswissen und Perspektiven 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in 
Fachgremien ein und weisen die Verwaltung 
auf konkrete Hürden in Bereichen wie Schule, 
Gesundheit oder Wohnen hin. Dank ihrer Sprach- 
und Kulturkompetenz vermitteln sie zwischen 
der Verwaltung und schwer erreichbaren Ziel-
gruppen und erhöhen die Akzeptanz und Reich-
weite kommunaler Maßnahmen.
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Ergänzend zu Migrantenselbstorganisationen 
gibt es weitere Gruppen zivilgesellschaftlicher 
Akteure. Dazu zählen insbesondere Wohlfahrts-
verbände, die zentrale Partner der kommunalen 
Versorgung sind. Sie erbringen kontinuierlich 
Leistungen für Personen mit Einwanderungs
geschichte wie zum Beispiel spezifische Bera-
tungen oder psychosoziale Unterstützung.  
Ihre etablierten Trägerstrukturen und Qualitäts
standards gewährleisten die Professionalität 
der erbrachten Leistungen.

Ehrenamtliche Initiativen und Helferkreise  
sind demgegenüber häufig themenbezogen 
und können aufgrund ihrer Präsenz vor Ort  
auf aktuelle Bedarfe reagieren und kurzfristig 

Versorgungslücken schließen. Darüber hinaus 
fördern gerade Sport- und Kulturvereine die 
Teilhabe am Vereinsleben und unterstützen 
damit die kommunale Integrationsarbeit.

Besonders wirkungsvoll wird die kommunale 
Integrationsarbeit dann unterstützt, wenn 
diese Akteure ihre komplementären Stärken 
gezielt einbringen: Migrantenselbstorganisa-
tionen sichern Beteiligung und zielgruppen
gerechte Ausgestaltung, Wohlfahrtsverbände 
gewährleisten professionelle und kontinuier-
liche Angebote, ehrenamtliche Initiativen 
reagieren flexibel und alltagsnah, während 
Sport- und Kulturvereine Begegnungsräume 
schaffen.

Wie verbreitet sind Migrantenselbstorganisa­
tionen auf kommunaler Ebene?
Migrantenselbstorganisationen spielen deshalb 
eine wichtige Rolle in der Integrationsarbeit vor 
Ort, weil sie die Belange von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte vertreten und darauf 
hinwirken, dass diese in integrationspolitische 
Entscheidungsprozesse einfließen. Bei der 
Befragung von Kommunen im Rahmen des  
Landesintegrationsberichts werden Migranten-
selbstorganisationen als Zusammenschlüsse, 
Netzwerke oder Vereine definiert, die von Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte ins Leben 
gerufen wurden, um ihre Interessen zu vertreten 
und ihre gesellschaftliche Teilhabe zu stärken.25

Abbildung 2.4.1 verdeutlicht, wie verbreitet 
Migrantenselbstorganisationen aus Sicht der 
Kommunen sind und welche Unterschiede 
dabei zwischen Landkreisen, Stadtkreisen und 
Gemeinden26 bestehen. 69 Prozent der Land-
kreise berichten, dass Migrantenselbstorgani-
sationen in ihrem Kreis aktiv sind. Bei den 
Stadtkreisen liegt dieser Anteil bei 89 Prozent. 
Auf Gemeindeebene sieht es hingegen anders 
aus. Hier gibt jede fünfte Gemeinde an, dass 
eine Migrantenselbstorganisation vor Ort aktiv 

ist. Wie bereits in den vorherigen Abschnitten 
gezeigt werden konnte, spielt oft die Größe 
oder Lage einer Gemeinde eine Rolle für das 
Vorhandensein integrationsfördernder Struk-
turen. So sind zum Beispiel Integrationsbeauf-
tragte seltener in kleineren Gemeinden zu  
finden (siehe Abschnitt 2.1), so wie dort auch 
Integrationskonzepte weniger weit verbreitet 
sind als in größeren Gemeinden (siehe Abschnitt 
2.2). Ein ähnliches Muster lässt sich auch bei 
den Migrantenselbstorganisationen finden.  
Sie sind in Gemeinden mit einer Bevölkerungs-
zahl von 10.000 und mehr mit 43 Prozent 
(städtische Region) und 54 Prozent (ländliche 
Region) sehr viel häufiger zu finden als in  
kleineren Gemeinden. Dort liegt der Anteil an 
Gemeinden mit aktiven Migrantenselbstorga-
nisationen bei jeweils 8 Prozent. Wie bereits  
an verschiedenen Stellen erläutert, können 
diese Größenunterschiede der Tatsache 
geschuldet sein, dass gerade in kleineren 
Gemeinden der Anteil an Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte niedrig ist und das 
Thema „Integration“ dort weniger relevant ist.

25 �Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.
26 Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Lesebeispiel: 68,6 Prozent der Landkreise geben an, dass Migranten-
selbstorganisationen im Landkreis aktiv sind.

Abbildung 2.4.1: Sind in Ihrer Kommune Migrantenselbstorganisationen aktiv?

Wie unterstützen Kommunen die Arbeit von 
Migrantenselbstorganisationen?
Kommunen können die Arbeit von Migranten-
selbstorganisationen auf unterschiedliche Art 
und Weise unterstützen. Diejenigen Kommunen, 
in denen Migrantenselbstorganisationen vor 
Ort aktiv sind, wurden gefragt, mit welchen 
Angeboten oder Maßnahmen sie diese unter-
stützen. Vernetzungsangebote werden dabei 
sowohl von Stadt- und Landkreisen als auch 
von Gemeinden am häufigsten als Unterstüt-
zungsmaßnahme genannt (siehe Abbildung 
2.4.2). Allerdings zeigen sich Unterschiede 
zwischen den drei Kreis- und Gemeindetypen: 
Alle Stadtkreise, in denen Migrantenselbstor-
ganisationen aktiv sind, bieten diesen Vernet-
zungsangebote an. Unter den Gemeinden liegt 
dieser Anteil bei 77 Prozent und bei den Land-

kreisen bei 63 Prozent. Am zweithäufigsten 
nennen Stadtkreise und Gemeinden die Bereit-
stellung von materiellen oder finanziellen Mit-
teln oder von Räumlichkeiten. Das trifft auf 88 
Prozent der Stadtkreise, 59 Prozent der Gemein-
den und 29 Prozent der Landkreise zu. Bei den 
Landkreisen belegt die Bereitstellung von Mit-
teln oder Räumlichkeiten allerdings nur Platz 
drei unter den am häufigsten genannten Unter-
stützungsangeboten. Beratungsangebote liegen 
bei Stadtkreisen mit 88 Prozent und Gemeinden 
mit 42 Prozent auf dem dritten Rang der am 
häufigsten genannten Unterstützungsange-
bote, während diese unter den Landkreisen mit 
38 Prozent die zweithäufigste Nennung sind.
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Schulungen oder Fortbildungen zur Förderung 
von Selbstverwaltung werden von den Kommu-
nen am wenigsten häufig als Unterstützungs-
maßnahme angeboten. Hier liegt der Anteil 
unter den Stadtkreisen bei 63 Prozent, bei 
Gemeinden und Landkreisen um die 20 Prozent. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass der Anteil 
von Kommunen, die eines der beschriebenen 
Unterstützungsangebote machen, unter den 

Stadtkreisen durchweg am höchsten ist im  
Vergleich zum entsprechenden Anteil unter 
Gemeinden oder Landkreisen. Zudem zeigt  
sich, dass der Anteil der Verwaltungen, die eine 
bestimmte Unterstützungsleistung anbieten, 
zwischen den Kreis- und Gemeindetypen deut-
lich variiert. Besonders auffällig ist dies bei der 
Bereitstellung von Mitteln oder Räumlichkeiten. 
Hier variieren die Anteile zwischen 88 Prozent 
(Stadtkreise) und 29 Prozent (Landkreise).

Abbildung 2.4.2: Wie unterstützt Ihre Kommune Migrantenselbstorganisationen?  
Bitte geben Sie alles an, was zutrifft.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 24 Landkreise, 8 Stadtkreise, 135 Gemeinden, in denen Migrantenselbstorganisationen aktiv sind. Anmerkung: Auf-
grund der Möglichkeit mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 3 Landkreise und 4 Gemeinden haben keine 
Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 62,5 Prozent der Landkreise 
geben an, dass sie Migrantenselbstorganisationen mit Vernetzungsangeboten unterstützen.

Die Einbindung von Migrantenselbst­
organisationen in integrationspolitische 
Entscheidungen
Während 88 Prozent der Stadtkreise mit aktiven 
Migrantenselbstorganisationen berichten, dass 
diese oft oder manchmal in integrationspolitische 
Entscheidungen einbezogen werden, liegt die-
ser Anteil unter den Landkreisen bei 29 Prozent 
(siehe Abbildung 2.4.3). Auf Gemeindeebene 
findet eine Einbindung in 36 Prozent der Fälle 
statt. Allerdings ist hier zu beachten, dass 18 
Prozent der Gemeinden mit aktiven Migranten-
selbstorganisationen keine Angabe zu dieser 
Frage machen. Aufgrund der Tatsache, dass die 

Anzahl der Gemeinden mit aktiven Migranten-
selbstorganisationen vergleichsweise klein ist 
und 18 Prozent dieser Gemeinden die Frage 
nach der Einbindung nicht beantwortet haben, 
ist eine weitere Auffächerung nach Gemeinde-
typ nicht sinnvoll. Daher ist es nicht möglich  
zu beleuchten, ob und inwieweit Unterschiede 
zwischen Gemeinden mit strukturellen Merk-
malen wie zum Beispiel der Bevölkerungszahl 
zusammenhängen.

Ja, oft/manchmal Keine AngabeNein
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Datenquelle: eigene Erhebung, 24 Landkreise, 8 Stadtkreise, 135 Gemeinden, in denen Migrantenselbstorganisationen aktiv sind. Lesebeispiel: 29,2 
Prozent der Landkreise geben an, dass Migrantenselbstorganisationen oft oder manchmal in integrationspolitische Entscheidungen einbezogen 
werden.

Abbildung 2.4.3: Werden Migrantenselbstorganisationen in Ihrer Kommune in  
integrationspolitische Entscheidungen eingebunden?
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In den qualitativen Interviews beschreiben Inte-
grationsbeauftragte, dass Migrantenselbstorgani-
sationen auf unterschiedliche Weise in kommu-
nale Beteiligungsprozesse eingebunden werden. 
Dabei erfolgt die Einbindung zunächst über 
Beteiligungsformate, in denen Bedarfe und  
Perspektiven erfasst werden. Im Anschluss 
werden diese Anliegen an politische Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungsträger 
sowie an die Verwaltungsspitze weitergegeben.  
In einzelnen Kommunen werden partizipative 
Verfahren als besonders geeignet beschrieben, 
um Migrantenselbstorganisationen systematisch 
in die kommunale Integrationsarbeit einzubinden, 
wie der folgende Ausschnitt zeigt:

„Also, wir hatten ja [Jahr] das erste Integra­
tionskonzept von [Ort] erarbeitet in dem  
breiten Beteiligungsprozess. Und da waren 

die Migrantenselbstorganisationen sehr 
intensiv beteiligt. […] Und aus diesem Prozess 
heraus ist ein regelmäßiger Austausch mit dem 
Oberbürgermeister entstanden. Also das 
heißt, im Durchschnitt einmal im Jahr lädt der 
Oberbürgermeister die […] Vereine zu einem 
Austausch ein. Und die Themen, die werden 
entweder von der Verwaltung gesetzt oder 
die Vereine tragen die Themen an uns heran.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 19)

Dieses Beispiel verdeutlicht, wie Beteiligungs-
prozesse die Kommunikation zwischen Ver-
waltung, Politik und Migrantenselbstorgani-
sationen stärken können. Die Einbindung von 
Migrantenselbstorganisationen ermöglicht es, 
die Perspektiven und Bedarfe von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte direkt in Ent-
scheidungsprozesse einfließen zu lassen.

Wer sind die Schlüsselakteure der  
kommunalen Integrationsarbeit  
außerhalb der Verwaltung?
Neben den Migrantenselbstorganisationen  
gibt es außerhalb der kommunalen Verwaltung 
weitere Akteure, die die Integrationsarbeit von 
Kommunen aktiv unterstützen. Dazu zählen 
sowohl zivilgesellschaftliche Akteure – wie 

etwa Wohlfahrtsverbände oder ehrenamtliche 
Helferinnen und Helfer – als auch Bildungsin
stitutionen oder die Träger der Grundsicherung 
und Arbeitsvermittlung.

Abbildung 2.4.4: Welche Akteure, die nicht Teil der Verwaltung sind, unterstützen aktiv die Inte-
gration von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in Ihrer Kommune? Bitte geben Sie alles an, 
was zutrifft.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, 
ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 60 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung 
enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 65,2 Prozent der Gemeinden nennen ehrenamtliche Initiativen und Helferkreise als Akteure, die die 
Integrationsarbeit vor Ort unterstützen.

Bei Stadt- und Landkreisen zählen ehrenamt-
liche Initiativen oder Helfer, Wohlfahrtsver-
bände und die Agentur für Arbeit bzw. die  
Jobcenter zu den am häufigsten genannten 
Akteuren, die die Integrationsarbeit aktiv 
unterstützen (siehe Abbildung 2.4.4). Fast  
alle Stadtkreise und um die 90 Prozent der 
Landkreise berichten, von diesen drei Akteurs-
gruppen unterstützt zu werden. Gemeinden 
nennen ehrenamtliche Initiativen (65 Prozent) 
und Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter  
(40 Prozent) am häufigsten als Akteure, die 
ihre Integrationsarbeit unterstützen. Danach 
folgen Kirchen beziehungsweise Religionsge-
meinschaften mit 36 Prozent. 

Insgesamt fällt auf, dass Gemeinden deutlich 
seltener berichten, von den in Abbildung 2.4.4 
genannten Organisationen oder Akteuren 
unterstützt zu werden, als dies bei den Land-, 
aber vor allem bei den Stadtkreisen der Fall  
ist. Dies lässt sich am Beispiel der Agentur für 

Arbeit beziehungsweise an den Jobcentern 
verdeutlichen: Während um die 90 Prozent der 
Stadt- und Landkreise diese als Akteure benen-
nen, die die Integrationsarbeit aktiv unterstüt-
zen, sind es bei den Gemeinden 27 Prozent. 
Auch geben 5 Prozent der Gemeinden an, keine 
Unterstützung von Akteuren außerhalb der  
Verwaltung zu erhalten. Zur Einordnung der 
beschriebenen Unterschiede zwischen Kreisen 
und Gemeinden sei erneut darauf verwiesen, 
dass gerade in kleineren Gemeinden die ent-
sprechenden Akteure nicht unbedingt vor Ort 
präsent sind oder eben der Anteil an Personen 
mit Einwanderungsgeschichte so gering ist, 
dass eine externe Unterstützung der Integra-
tionsarbeit nicht erforderlich ist.

In einem ergänzend zur quantitativen Befragung 
durchgeführten qualitativen Interview zeigt 
sich, dass Integrationsarbeit nicht ausschließlich 
durch Migrantenselbstorganisationen oder 
Vereine mit einem spezifischen Migrations
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bezug erfolgt. Eine Integrationsbeauftragte 
betonte im Interview die Bedeutung einer breiten 
Perspektive und eines flexiblen Verständnisses 
von relevanten Akteursgruppen:

„Und wichtig ist, glaube ich, dass man da  
out of the box denkt und dass man an Akteure 
denkt, die man sonst eben nicht auf dem 
Schirm hat. Weil, die Kollegin sagte nämlich, 
‚Na ja, ich habe halt keine Migrantenorganisa­
tion, ich bin zu klein als Kommune, […] was 
mache ich denn jetzt?‘ Dann habe ich gesagt: 

‚Na ja, du hast doch Kirchen, du hast Sportver­
eine, du hast die Feuerwehr, die freiwillige 
Feuerwehr, du hast einfach selbstorganisierte 
Formen, die man für das Thema Demokratie, 
Vielfalt und so weiter ja ins Boot holen kann.‘“ 
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 9)

Das Zitat verdeutlicht exemplarisch, dass es ein 
vielversprechender Ansatz sein kann, in der 
kommunalen Integrationsarbeit über etablierte 
Strukturen hinauszudenken.

Wie gut gelingt es den zivilgesellschaftlichen 
Akteursgruppen, die Belange von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte zu vertreten?
Im Rahmen der Befragung für den Landesinte-
grationsbericht werden die Kommunen nicht 
nur befragt, welche Akteure in die Integrations-
arbeit eingebunden sind, sondern auch, wie gut 
es speziell den zivilgesellschaftlichen Akteuren 
gelingt, die Belange von Menschen mit Ein-

wanderungsgeschichte zu vertreten. Zivil
gesellschaftliche Akteure werden dabei bei-
spielsweise als Vertreterinnen oder Vertreter 
von Religionsgemeinschaften, Vereinen oder 
ehrenamtlichen Initiativen beschrieben.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Lesebeispiel: 37,1 Prozent der Landkreise geben an, dass es zivilge-
sellschaftlichen Akteuren in ihrer Kommune gut gelingt, die Belange von Menschen mit Einwanderungsgeschichte zu vertreten.

Abbildung 2.4.5: Ganz allgemein gesprochen, wie gut gelingt es zivilgesellschaftlichen Akteuren 
in Ihrer Kommune, die Belange von Menschen mit Einwanderungsgeschichte zu vertreten? 

Hier berichten 78 Prozent der Stadtkreise,  
dass es den zivilgesellschaftlichen Akteuren 
sehr gut oder eher gut gelingt, die Belange  
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
zu vertreten (siehe Abbildung 2.4.5). Bei Land-
kreisen liegt dieser Anteil bei 37 Prozent und 
bei Gemeinden bei 31 Prozent. 54 Prozent der 
Landkreise und 36 Prozent der Gemeinden 
geben an, dass es den Akteuren zum Teil gelingt, 
die Belange von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte zu vertreten, bei den Stadtkreisen 
sind es 22 Prozent. Der Anteil der Kommunen, 
die angeben, dass dies weniger gut oder über-
haupt nicht gut gelingt, liegt bei den Landkrei-
sen bei 9 Prozent und bei den Gemeinden bei 
10 Prozent. Bei den Gemeinden fällt auf, dass 
fast ein Viertel diese Frage nicht beantwortet.

Eine differenzierte Betrachtung nach Regions-
typ und Bevölkerungszahl verdeutlicht weitere 
Unterschiede. Gemeinden mit einer Bevölke-
rungszahl von 10.000 oder mehr (sowohl städ-
tisch als auch ländlich geprägt) bewerten zu  
40 Prozent, dass die Anliegen von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte gut vertreten 
werden. Demgegenüber liegt dieser Anteil in 
Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl von 
weniger als 10.000 bei 28 Prozent (städtische 
Region) bzw. 26 Prozent (ländliche Region). 
Unter den verschiedenen Gemeindetypen liegt 
der Anteil derjenigen, die die Belange von Men-
schen nicht gut vertreten sehen, zwischen  
12 Prozent (kleinere städtische Gemeinde) und  
9 Prozent (kleinere ländliche Gemeinde). Auffällig 
ist zudem der vergleichsweise hohe Anteil  
fehlender Angaben in kleinen Gemeinden.
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Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empiri-
schen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt. 

Die Verbreitung und Einbindung von  
Migrantenselbstorganisationen stärken

Die quantitativen Ergebnisse zeigen, dass  
Migrantenselbstorganisationen am häufigsten 
in Stadt- und Landkreisen aktiv sind, auf 
Gemeindeebene sind sie hingegen weniger 
stark verbreitet. Ihre Einbindung in integra-
tionspolitische Entscheidungsprozesse ist in 
Landkreisen und Gemeinden nicht sehr stark 
ausgeprägt. Dabei könnte eine intensivere  
Einbindung von Migrantenselbstorganisatio-
nen – sofern entsprechende Strukturen und 
Ressourcen vorhanden sind – dazu beitragen, 

integrationspolitische Maßnahmen stärker an 
den Bedarfen der Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte auszurichten und damit die 
Akzeptanz dieser Maßnahmen zu erhöhen.

Unterstützungsangebote für Migranten­
selbstorganisationen ausbauen und  
verstetigen

Die Befunde zeigen deutliche Unterschiede bei 
Art und Umfang der Unterstützung für Migran-
tenselbstorganisationen: Während Vernetzung 
häufig angeboten wird, variieren Mittel- und 
Raumangebote stark. Schulungen zur Selbst-
verwaltung werden insgesamt am seltensten 
bereitgestellt. Bei der Bereitstellung könnten 
gerade Landkreise eine koordinierende Rolle 
übernehmen, etwa durch regionale Ressourcen-
pools für Räumlichkeiten, gemeinsame Fortbil-
dungen und mobile Beratungsangebote – ins-
besondere zugunsten kleinerer Gemeinden.

2.5  
Integrationsfördernde  
Angebote und Maßnahmen 

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Insgesamt geben die befragten Gemeinden27, Stadt- und Landkreise in Baden- 

Württemberg an, eine Vielzahl von integrationsfördernden Maßnahmen anzubieten.

• �Sprachförderprogramme zählen hierbei zu den am häufigsten angebotenen Maßnahmen.

• �Das Angebot an integrationsfördernden Maßnahmen steht in einem Zusammenhang 
mit dem Bedarf an solchen Maßnahmen sowie der Verfügbarkeit von Ressourcen: 
Stadtkreise, größere Gemeinden und Gemeinden mit einem vergleichsweise hohen 
Anteil an Personen mit Einwanderungsgeschichte geben im Durchschnitt an, mehr 
Maßnahmen anzubieten.

• �Insgesamt gesehen gibt es eine Deckung von Landkreisangeboten zur Unterstützung 
der Integrationsarbeit in den Gemeinden und der Nutzung dieser Angebote durch die 
Gemeinden.

In welcher Art und Weise Kommunen die  
Integration von Personen mit Einwanderungs-
geschichte fördern, folgt keinem festgeschriebe-
nen Regelwerk, sondern liegt zu einem großen 
Teil in ihrer eigenen Hand. Während Pflichtauf-
gaben wie das Ausländerwesen als kommunale 
Aufgaben wahrgenommen werden müssen, 
fallen Integrationsaufgaben und -angebote in 
den Bereich der freiwilligen Selbstverwaltungs-
aufgaben. Kommunen entscheiden somit, ob, 
wie und in welchem Umfang sie integrations
fördernde Angebote und Maßnahmen anbieten 
(Bogumil et al., 2023). Im PartIntG werden Inte-
grationsziele im Aufgabenbereich des Landes  
in § 5 definiert. Hierunter fallen Sprachförderung, 

die Entwicklung von integrationsfördernden 
Strukturen, Bildungsgerechtigkeit, Stärkung  
des gesellschaftlichen Zusammenlebens  
sowie Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskri-
minierung und zur Stärkung von gesellschaft-
licher Akzeptanz und Toleranz von ethnischer 
Vielfalt. Weiterhin ist die kommunale Integra-
tionsarbeit als eine zentrale Aufgabe der Integra-
tionsbeauftragten in § 14 PartIntG verankert. 
Das Land unterstützt Kommunen bei ihrer Inte-
grationsarbeit durch Förderprogramme wie 
beispielsweise „Integration vor Ort – Stärkung 
kommunaler Strukturen“ (siehe Einleitung zu 
Kapitel 2). Wie in Abschnitt 2.2 beschrieben, 
werden integrationsfördernde Angebote und 

27 �Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein.
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Maßnahmen von den Kommunen und den Inte-
grationsbeauftragten in Teilen in Form eines 
Integrationskonzeptes festgehalten. Hand-
lungsfelder dieser Angebote und Maßnahmen 
umfassen hierbei beispielsweise Bereiche wie 
Sprache, berufliche Bildung, Arbeitsmarktinte
gration, Wohnen, Gesundheit, gesellschaftliche 
Teilhabe, Antidiskriminierung oder soziale  
Beratung (Damm, 2019). 

In der für diesen Bericht durchgeführten  
Befragung der Gemeinden, Stadtkreise und 
Landkreise in Baden-Württemberg wurde die 
(Ko-)Finanzierung und/oder Steuerung ver-
schiedener integrationsfördernder Angebote 
und Maßnahmen abgefragt.28 Zu Zwecken der 
Übersichtlichkeit und in Passung mit den in  
§ 5 PartIntG aufgeführten Landesaufgaben 
werden diese Angebote und Maßnahmen im 
Folgenden in drei übergeordnete Handlungs-
felder untergliedert. Handlungsfeld 1 „Struktu-
relle Integration“ umfasst alle Maßnahmen  

mit dem Ziel, Personen mit Einwanderungsge-
schichte in gesellschaftlich zentrale Kernin
stitutionen zu integrieren. Handlungsfeld 2 
„Beratungsangebote“ beschreibt Maßnahmen 
mit dem Ziel, Personen mit Einwanderungsge-
schichte konkrete Beratung oder Unterstützung, 
beispielsweise bei Behördengängen, anzubie-
ten. Handlungsfeld 3 „Maßnahmen zur Stär-
kung von gesellschaftlichem Zusammenhalt“ 
umfasst all solche Angebote mit dem Ziel,  
Diskriminierung zu reduzieren sowie gesell-
schaftliche Akzeptanz und Toleranz von kultu-
reller und ethnischer Vielfalt zu fördern. 
Anhand dieser drei Handlungsfelder stellt der 
vorliegende Abschnitt die jeweilige Verbreitung 
von integrationsfördernden Aufgaben und 
Maßnahmen auf Gemeinde- und Stadtkreis-
ebene dar. Weiterhin wird beleuchtet, anhand 
welcher Angebote Landkreise Gemeinden bei 
ihrer Integrationsarbeit unterstützen und in 
welchem Ausmaß Gemeinden auf Landkreis
angebote zurückgreifen.

28 �Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.

Integrationsfördernde Angebote und Maß­
nahmen von Gemeinden und Stadtkreisen
In der Auswertung der durchgeführten  
Befragung zeigt sich, dass im Handlungsfeld 1 
„Strukturelle Integration“ in den Gemeinden 
(siehe Abbildung 2.5.1) Sprachförderpro-
gramme mit 34 Prozent zu den am häufigsten 
genannten Maßnahmen zählen, gefolgt von 
Bildungs- und Weiterbildungsprogrammen  
(17 Prozent), Arbeitsmarktprogrammen (10 
Prozent) und Programmen zur politischen  
Partizipation (4 Prozent). Innerhalb der Stadt-
kreise liegen Arbeitsmarkt- und Bildungspro-
gramme mit jeweils 100 Prozent auf Platz eins 

der am häufigsten genannten strukturellen 
Integrationsangebote. Darauf folgen Sprach-
förderprogramme mit 89 Prozent und Pro-
gramme zur politischen Partizipation mit  
78 Prozent. Auffällig ist, dass Stadtkreise zu 
einem großen Anteil angeben, fast alle der 
aufgeführten strukturellen Integrationsmaß-
nahmen anzubieten. Innerhalb der Gemeinden 
zeigt sich, dass Gemeinden mit einer größeren 
Bevölkerungszahl häufiger angeben, struktu-
relle Integrationsangebote anzubieten (siehe 
Tabelle A2.5.1 im Anhang). 

Abbildung 2.5.1: Welche integrationsfördernden Angebote bieten Sie selbst in Ihrer Kommune an? 
Bitte geben Sie alles an, was zutrifft. Handlungsfeld 1 „Strukturelle Integration“

Gemeinden Stadtkreise

100

100
Arbeitsmarktprogramme

Bildungs- und Weiterbildungsprogramme

Programme zur politischen Partizipation

Sprachförderprogramme
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77,84,3

88,9

16,6

9,7

34,2

In Prozent

Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe 
der Prozentangaben größer als 100. 113 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, 
aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 100 Prozent der Stadtkreise geben an, Arbeitsmarktprogramme anzubieten.

In einem Interview wird deutlich, dass der 
Bedarf an Sprachförderung sehr groß ist, die 
Kommunen diesem jedoch nicht immer gerecht 
werden können:

„[…] wir haben wirklich so viele Leute, die 
praktisch irgendwie mangelnde Sprachkennt­
nisse haben und [wir] aber keine Möglichkeit 
haben, die Sprachkurse weiterzuführen und 
das ist wirklich total schwierig.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 20)

Im Handlungsfeld 2 „Beratungsangebote“ 
(siehe Abbildung 2.5.2) zeigen sich insgesamt 
geringere Unterschiede in der Häufigkeit der 
Nennung der angebotenen Maßnahmen. Mit  
44 Prozent bei Gemeinden und 100 Prozent bei 
Stadtkreisen liegt die Unterstützung von Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte bei Behör-
denangelegenheiten auf Platz eins, dicht 

gefolgt von Migrations- und Integrationsbera-
tung (41 Prozent für Gemeinden und 89 Prozent 
für Stadtkreise). Weiterhin ist auch hier erkenn-
bar, dass Gemeinden mit einer größeren Bevöl-
kerungszahl häufiger angeben, Beratungsange-
bote anzubieten (siehe Tabelle A2.5.2 im 
Anhang). 

Neben den formellen Beratungsangeboten, die 
in der quantitativen Erhebung erfasst wurden, 
geben Integrationsbeauftragte in qualitativen 
Interviews an, Lücken in bestehenden Bera-
tungsstrukturen zu schließen – etwa dort, wo 
Regeldienste oder Integrationsmanagerinnen 
und Integrationsmanager keine oder nur einge-
schränkte Unterstützung anbieten können 
(siehe auch Abschnitt 2.1 für eine genauere 
Beschreibung der Tätigkeitsbereiche von Inte
grationsbeauftragten). In einem Interview wird 
das wie folgt beschrieben:
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„[…] wir haben auch eine Arbeitsvermitt­
lungssprechstunde, die wir immer regelmä­
ßig machen. Einmal im Monat drei Stunden 
können eben zu uns Geflüchtete kommen. 
Wir helfen dann bei den Bewerbungsunter­
lagen, bei Bewerbungen und so weiter. […]
Ja, also solche Dinge. Oder wir haben auch 
dann die Geflüchteten teilweise begleitet in 
so Gruppen zu Jobmessen in der Umgebung, 
einfach auch um diesen Bereich Arbeit noch 
ein bisschen mit abzudecken und halt Hilfe­
stellungen zu leisten […]“.  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 20)

Diese ergänzenden Beratungsangebote von 
Integrationsbeauftragten tragen dazu bei, indi-
viduelle Integrationsprozesse zu erleichtern 
und bestehende Versorgungslücken zu über-
brücken. Die Umsetzung solcher Maßnahmen 
ist jedoch nicht standardisiert und hängt 
wesentlich von den verfügbaren finanziellen 
und personellen Kapazitäten sowie vom politi-
schen Rückhalt innerhalb der jeweiligen Ver-
waltung ab.

Abbildung 2.5.2: Welche integrationsfördernden Angebote bieten Sie selbst in Ihrer Kommune an? 
Bitte geben Sie alles an, was zutrifft. Handlungsfeld 2 „Beratungsangebote“ 

Gemeinden Stadtkreise

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100
In Prozent

Unterstützung von Personen mit EWG
bei Behördenangelegenheiten

Migrations- und Integrationsberatung

100

88,9

44,3

41,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund der Möglichkeit, mehrere 
Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 113 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl 
für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 100 Prozent der Stadtkreise geben an, Unterstützung von Personen mit 
Einwanderungsgeschichte bei Behördenangelegenheiten anzubieten.

Handlungsfeld 3 „Maßnahmen zur Stärkung 
von gesellschaftlichem Zusammenhalt“ (siehe 
Abbildung 2.5.3) veranschaulicht, dass sowohl 
in Gemeinden wie auch in Stadtkreisen häufiger 
interkulturelle Begegnungsformate (35 Prozent 
für Gemeinden; 100 Prozent für Stadtkreise) als 
Antidiskriminierungsprogramme29 angeboten 
werden (7 Prozent für Gemeinden; 67 Prozent 
für Stadtkreise). Antidiskriminierungsprogramme 
in Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl von 

weniger als 10.000 spielen dagegen nahezu 
keine Rolle. Generell lässt sich auch hier 
erkennen, dass die Häufigkeit an genannten 
Angeboten in einem Zusammenhang mit der 
Gemeindegröße steht und dass Stadtkreise –  
im Vergleich zu Gemeinden – häufiger angeben, 
Maßnahmen zur Stärkung von gesellschaftlichem 
Zusammenhalt anzubieten (siehe Tabelle A2.5.3 
im Anhang).

Abbildung 2.5.3: Welche integrationsfördernden Angebote bieten Sie selbst in Ihrer Kommune an? 
Bitte geben Sie alles an, was zutrifft. Handlungsfeld 3 „Maßnahmen zur Stärkung von gesellschaft-
lichem Zusammenhalt“
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Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe 
der Prozentangaben größer als 100. 113 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, 
aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 100 Prozent der Stadtkreise geben an, interkulturelle Begegnungsformate anzubieten.

Vergleicht man die integrationsfördernden 
Angebote und Maßnahmen von Gemeinden 
über die drei Handlungsfelder hinweg (siehe 
Abbildung 2.5.1, Abbildung 2.5.2, Abbildung 
2.5.3), wird deutlich, dass Gemeinden tenden-
ziell am häufigsten angeben, Beratungsange-
bote anzubieten (44 Prozent und 41 Prozent). 
An zweiter Stelle stehen interkulturelle Begeg-

nungsformate (35 Prozent), gefolgt von 
Sprachförderprogrammen (34 Prozent),  
Bildungs- und Weiterbildungsprogrammen  
(17 Prozent), Arbeitsmarktprogrammen  
(10 Prozent), Antidiskriminierungsprogrammen  
(7 Prozent) und Programmen zur politischen 
Partizipation (4 Prozent). 

29 �Mit Antidiskriminierungsprogrammen wird Wissen über Diskriminierung, also die Benachteiligung von Personen aufgrund bestimmter Merkmale, 
erarbeitet und vermittelt. Antidiskriminierungsprogramme können sich sowohl der Aufarbeitung und Sichtbarmachung als auch dem Schutz vor 
Diskriminierung widmen (Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft, 2025).
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Insgesamt geben außerdem 19 Prozent der 
Gemeinden an, keine integrationsfördernden 
Angebote anzubieten. Wie bei den einzelnen 
Handlungsfeldern bereits erwähnt, ergibt sich 
dabei auch über die Handlungsfelder hinweg 
das Bild, dass größere Gemeinden und Stadt-
kreise an sich insgesamt häufiger angeben, 
integrationsfördernde Angebote und Maßnah-
men anzubieten (siehe Tabellen A2.5.1, A2.5.2, 
A2.5.3 im Anhang). Dies steht in einem Zusam-
menhang mit dem Anteil an Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte und dem damit einher-
gehenden Bedarf für solche Maßnahmen. So 
weisen größere Gemeinden meist einen prozen-
tual höheren Anteil an Personen mit Einwan-
derungsgeschichte auf. Eine Unterteilung der 
Anzahl an insgesamt angegebenen Angeboten 
pro Gemeinde nach dem Anteil an Personen  
mit Einwanderungsgeschichte zeigt, dass 
Gemeinden mit 25 Prozent und mehr Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte im Durch-
schnitt 2,8 Angebote anbieten, wohingegen 
Gemeinden mit einem Anteil von weniger als 
15 Prozent Personen mit Einwanderungs-
geschichte im Durchschnitt 0,7 Angebote 
anbieten (siehe Tabelle A2.5.4 im Anhang). 
Weiterhin haben kleinere Gemeinden zudem 
weniger Ressourcen zur Bereitstellung von 
integrationsfördernden Angeboten und Maß-
nahmen zur Verfügung, was sich beispiels-
weise in den Fördervorgaben der „VwV Inte
grationsbeauftragte“ zeigt: Kommunen mit 
einer Bevölkerungszahl ab 20.000 erhalten 
höhere Förderungen als Kommunen mit  
einer Bevölkerungszahl zwischen 10.000  
und 20.000 oder unter 10.000. 

In den qualitativen Interviews wird erwähnt, 
dass sich Angebote, die sich nicht nur auf 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
konzentrieren, sondern unterschiedliche Bevöl-
kerungsgruppen (beispielsweise Frauen, Kinder, 
Senioren, queere Menschen) adressieren, als 
besonders erfolgreich erweisen:

„[…] ein Kindergartenplatz für jedes Kind ist 
eine riesige Integrationsmaßnahme. Ein guter 
Schulplatz mit einer guten personellen Aus­
stattung ist eine riesige Integrationsmaß­
nahme. Schöne Wohnhäuser, in denen es sich 
gut leben lässt, sind eine große Integrations­
maßnahme. Keine kaputten Straßen, Investi­
tionen in die Infrastruktur, schöne Parks,  
Freibäder […] ich komme immer mehr zu der 
Einsicht, die größten Integrationsmaßnahmen 
sind einfach eine gute Bürger- und Einwohner­
politik.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 7)

Dies verdeutlicht die Wichtigkeit von Integration 
als Querschnittsaufgabe: Integration betrifft 
verschiedene Bereiche des alltäglichen Lebens 
aller Bürgerinnen und Bürger. Der spezifische 
Bedarf an Maßnahmen, die sich explizit an  
Menschen mit Einwanderungsgeschichte richten, 
kann gegebenenfalls zu einem Teil bereits 
durch eine gute Infrastruktur, Arbeitsmarkt-  
und Sozialpolitik abgedeckt werden. 

Welche integrationsfördernden Angebote  
und Maßnahmen zur Unterstützung der  
Integrationsarbeit von Gemeinden bieten 
Landkreise an?
Neben integrationsfördernden Angeboten  
und Maßnahmen, die von Gemeinden und 
Stadtkreisen selbst angeboten werden, unter-
stützen Landkreise zusätzlich Gemeinden bei 
ihrer Integrationsarbeit. Dies geschieht zum 
einen durch Landkreisangebote, welche sich 
an Personen in der Bevölkerung oder der Ver-
waltung richten. Angebote und Maßnahmen in 
diesem Bereich entsprechen thematisch der 
oben vorgenommenen Einteilung in die drei 
Handlungsfelder „Strukturelle Integration“, 
„Beratungsangebote“ und „Maßnahmen zur 
Stärkung von gesellschaftlichem Zusammen-
halt“ mit einem Zusatz von zwei Angeboten: 
„Programme mit thematischem Bezug zu 
Sicherheit und Ordnung“, welches für die hier 
vorliegenden Darstellungen dem Handlungs-
feld der strukturellen Integration zugeordnet 
wird; sowie „Schulungen oder Fortbildungen 
zu integrationsrelevanten Themen“, welche 
dem Handlungsfeld der Beratungsangebote 
zugeordnet werden. Zum anderen bieten Land-
kreise Angebote zur Unterstützung der Inte
grationsarbeit von Gemeinden an, welche sich 
direkt an die jeweilige Gemeinde als Ganzes 
richten. Darunter fallen beispielsweise Ange-
bote wie Vernetzungsprogramme oder finan-
zielle Förderprogramme. Diese Angebote wer-
den in den folgenden Darstellungen als 
weiteres Handlungsfeld 4 „Gemeinde-Ziel-
gruppenangebote“ dargestellt. 

Abbildung 2.5.4 zeigt Unterschiede in der  
Häufigkeit der von Landkreisen genannten 
Angebote zur Unterstützung der Integrations-
arbeit von Gemeinden. Ähnlich wie bei den 
integrationsfördernden Angeboten der 
Gemeinden, werden auch bei den Landkreis-
angeboten innerhalb des Handlungsfelds 1 
„Strukturelle Integration“ Sprachförderpro-
gramme mit 86 Prozent am häufigsten angege-

ben, gefolgt von Angeboten, bei denen ein 
Pool aus Sprachmittlern, Lotsen oder  
Ehrenamtlichen zur Verfügung gestellt wird 
(74 Prozent), Arbeitsmarktprogrammen (49 
Prozent), Bildungs- und Weiterbildungspro-
grammen (46 Prozent), Programmen mit the-
matischem Bezug zu Sicherheit und Ordnung 
(17 Prozent) und Programmen zur politischen 
Partizipation (3 Prozent). Die Prominenz des 
Angebotes an Sprachförderprogrammen steht 
hierbei vermutlich in einem Zusammenhang 
mit der Landessprachförderung nach der Ver-
waltungsvorschrift (VwV) Deutsch, in der das 
Land Baden-Württemberg seit 2015 Stadt- und 
Landkreisen Gelder für Deutschkurse zur Ver-
fügung stellt (Ministerium für Soziales, Arbeit 
und Gesundheit Baden-Württemberg, 2022a). 
Im Handlungsfeld 2 „Beratungsangebote“ ste-
hen in den befragten Landkreisen Schulungen 
zu integrationsrelevanten Themen mit 83 Pro-
zent an erster Stelle, daraufhin folgen Migrati-
ons- und Integrationsberatung mit 71 Prozent 
und die Unterstützung von Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte bei Behördenangele-
genheiten mit 57 Prozent. Im Handlungsfeld  
3 „Maßnahmen zur Stärkung von gesellschaft-
lichem Zusammenhalt“ belegen interkulturelle 
Begegnungsformate mit 60 Prozent Platz eins, 
gefolgt von Antidiskriminierungsprogrammen 
mit 23 Prozent. Handlungsfeld 4 „Gemeinde-
Zielgruppenangebote“ setzt sich zusammen 
aus Beratungs- und Informationsangeboten 
mit 69 Prozent, Vernetzungsprogrammen (60 
Prozent), Entwicklung von Leitfäden zu integ-
rationsrelevanten Themen (37 Prozent) und 
finanziellen Förderprogrammen (23 Prozent). 
Ein Blick über die vier Handlungsfelder hinweg 
zeigt, dass in den Landkreisen Sprachförder-
programme die am häufigsten genannte Maß-
nahme sind. An letzter Stelle stehen Programme 
zur politischen Partizipation. 
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Abbildung 2.5.4: Welche Angebote zur Unterstützung der Integrationsarbeit von Gemeinden bietet 
Ihr Kreis an? Welche der folgenden Angebote des Landkreises zur Unterstützung der Integrations-
arbeit von Gemeinden nutzt Ihre Gemeinde? (Mehrfachantworten möglich) 
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Migrations- und Integrationsberatung

Unterstützung von Personen mit EWG bei Behördenangelegenheiten

Interkulturelle Begegnungsformate
Antidiskriminierungsprogramme

Beratung und Information (z. B. zu Fördermöglichkeiten)
Vernetzungsprogramme
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 693 Gemeinden. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die  
Summe der Prozentangaben größer als 100. 2 Landkreise und 157 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die  
Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 85,7 Prozent der Landkreise geben an, Sprachförderprogramme als Angebote 
zur Unterstützung der Integrationsarbeit von Gemeinden anzubieten.

Welche Landkreisangebote und Maßnahmen 
zur Unterstützung der Integrationsarbeit von 
Gemeinden werden tatsächlich von den  
Gemeinden genutzt?
Abbildung 2.5.4 zeigt weiterhin auf, welche der 
oben dargestellten Landkreisangebote die 
Gemeinden nutzen. In den Handlungsfeldern 1 
„Strukturelle Integration“, 3 „Maßnahmen zur 
Stärkung von gesellschaftlichem Zusammen-

halt“ und 4 „Gemeinde-Zielgruppenangebote“ 
geben Gemeinden an, diejenigen Angebote am 
häufigsten zu nutzen, welche auch von den 
Landkreisen am häufigsten angeboten werden: 
Sprachförderprogramme in Handlungsfeld 1 

mit 44 Prozent, interkulturelle Begegnungs
formate in Handlungsfeld 3 mit 19 Prozent  
und Beratungs- und Informationsangeboten  
in Handlungsfeld 4 mit 27 Prozent. Im Hand-
lungsfeld 2 „Beratungsangebote“ geben 
Gemeinden an, am häufigsten Landkreisange-
bote mit dem Schwerpunkt Migrations- und 
Integrationsberatung zu nutzen (47 Prozent), 
während dieses Angebot bei den Landkreisen 
auf Platz zwei steht. Über die vier Handlungs-
felder hinweg geben Gemeinden an, am häu-
figsten Landkreisangebote zu Migrations- und 
Integrationsberatung zu nutzen. Programme 
zur politischen Partizipation sowie Programme 
mit thematischem Bezug zu Sicherheit und 

Ordnung belegen den letzten Platz und wer-
den nur von 3 Prozent der Gemeinden genutzt. 

Weiterhin zeigt sich, dass größere Gemeinden 
und solche mit einem höheren Anteil an Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte im Durch-
schnitt angeben, mehr Landkreisangebote zu 
nutzen als kleinere Gemeinden und Gemein-
den mit einem geringeren Anteil von Personen 
mit Einwanderungsgeschichte (siehe Tabelle 
A2.5.5 und Tabelle A2.5.6 im Anhang). Dies 
deutet darauf hin, dass die Nutzung von Land-
kreisangeboten in einem Zusammenhang mit 
dem Bedarf an Angeboten steht.

Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empiri-
schen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Das Angebot an integrationsfördernden  
Maßnahmen steht mit Bedarf und  
Ressourcen in Verbindung

Größere Gemeinden und Gemeinden mit einem 
höheren Anteil an Personen mit Einwande-
rungsgeschichte geben insgesamt an, eine 
höhere Anzahl, wie auch eine größere Vielzahl 
an integrationsfördernden Maßnahmen anzu-
bieten. Dies deutet auf eine Deckung des Ange-
bots an integrationsfördernden Maßnahmen mit 
einem entsprechenden Bedarf sowie finanziel-
len und personellen Ressourcen hin. 

Antidiskriminierungsprogramme werden  
vergleichsweise selten angeboten

Antidiskriminierungsprogramme und Programme 
zur politischen Partizipation zählen zu den von 

Gemeinden und Landkreisen am seltensten 
angebotenen Maßnahmen zur Förderung von 
Integration. Unter der Berücksichtigung, dass 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminie-
rung als eine der zentralen Landesaufgaben  
im PartIntG erwähnt werden, könnten das  
Vorhandensein von und der Bedarf an solchen 
Maßnahmen auf Gemeinde- und Landkreis-
ebene genauer beleuchtet und gegebenenfalls 
ausgebaut werden.

Ein geringes Angebot an integrationsfördern­
den Maßnahmen ist nicht zwangsläufig als 
Defizit zu werten

Ein vergleichsweise geringes Angebot an  
integrationsfördernden Maßnahmen in 
Gemeinden ist nicht zwangsläufig als Defizit  
zu werten, sondern mag einem geringeren 
Bedarf für solche Maßnahmen geschuldet  
sein. In der Beurteilung der Zulänglichkeit  
von integrationsfördernden Angeboten und 
Maßnahmen in Gemeinden sind daher sowohl 
die vorhandenen Ressourcen wie auch der 
Bedarf an Maßnahmen heranzuziehen.
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2.6	  
Interkulturelle Öffnung,  
Vielfalt und Antidiskriminierung  
innerhalb der kommunalen  
Verwaltungsstrukturen 

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Neben Angeboten zur Förderung der Integration von Eingewanderten gibt es auch 

Maßnahmen, die sich an die kommunale Verwaltung selbst richten. Im Bereich der 
interkulturellen Öffnung, Vielfalt und Antidiskriminierung werden vor allem in den 
Stadtkreisen Maßnahmen angeboten. 

• �In den Gemeinden werden Maßnahmen in diesem Bereich insgesamt selten angeboten. 
Gemeinden mit einem höheren Anteil an Personen mit Einwanderungsgeschichte 
geben häufiger an, Maßnahmen zur Förderung von interkultureller Öffnung und  
Vielfalt sowie gegen Diskriminierung innerhalb der Verwaltungsstrukturen  
durchzuführen. 

• �Die befragten VwV-Integrationsbeauftragten schätzen den Handlungsbedarf für die 
Förderung von interkultureller Öffnung der kommunalen Verwaltungsstrukturen ins­
gesamt als hoch ein. In den qualitativen Interviews nennen Integrationsbeauftragte 
zugleich wahrgenommene Herausforderungen in der Umsetzung wie fehlende Res­
sourcen und mögliche Ansatzpunkte, um langfristige Veränderungen in der Verwal­
tungskultur zu bewirken.

In § 6 Absatz 1 PartIntG setzt sich das Land die 
interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung 
zum Ziel. Dies umfasst die Entwicklung einer 
Verwaltungskultur, -struktur und Organisations-
entwicklung, die kultureller Vielfalt Rechnung 
trägt. Weiterhin wird das Erreichen eines 
Anteils an Beschäftigten mit Einwanderungs-
geschichte, der dem Anteil der Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte an der Gesamtzahl 
der Erwerbstätigen im Land entspricht, ange-
strebt. Hinzu kommt die Förderung eines Wis-
sens- und Kompetenzerwerbs bei allen Beschäf-
tigten zum Umgang mit einer vielfältigen 

Gesellschaft30. Zudem verpflichtet sich das Land 
in § 6 Absatz 2 PartIntG, die interkulturelle 
Öffnung der Gemeinden, Landkreise und der 
Gesellschaft zu unterstützen und die interkul-
turelle Kompetenz als wichtige Qualifikation 
der Beschäftigten zu fördern. Interkulturelle 
Kompetenz wird hierbei definiert als „[…] die 
Fähigkeit, die Anliegen von Menschen mit  
Einwanderungsgeschichte im Verwaltungs-
handeln zu berücksichtigen und in interkultu-
rellen Begegnungssituationen angemessen zu 
kommunizieren.“ (§ 6 Absatz 2 Nr. 2 PartIntG). 

Ebenso ist in der „Verwaltungsvorschrift Inte-
grationsbeauftragte“ (VwV IB Nr. 2.3.4) die För-
derung der interkulturellen Öffnung der Ver-
waltung und der Regeldienste als eine zentrale 
Aufgabe der Integrationsbeauftragten aufge-
führt. Interkulturelle Öffnung wird hierbei als 
ein Prozess verstanden, der auf den Ebenen 
Personal, Organisation, Angebote und Vernet-
zung wirkt und „[…] Organisationen in die Lage 
[versetzt], ihre Strukturen, Angebote und 
Dienstleistungen so zu gestalten, dass sie zu 
der sich unter anderem durch Migration stetig 
weiterentwickelnden Bürgerschaft passen.“ 

Die Ausformulierung und Umsetzung konkreter 
Maßnahmen, die sich an die kommunalen Ver-
waltungsstrukturen richten, liegt im individuel-
len Handlungsgebiet der Kommunen und Inte-
grationsbeauftragten. Maßnahmen lassen sich 
im Allgemeinen drei Teilbereichen zuordnen: 
Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung, 
Maßnahmen gegen Diskriminierung31 und  

Maßnahmen zur Förderung des Zusammen
lebens in religiöser Vielfalt. Beispiele solcher 
Maßnahmen umfassen unter anderem: Die 
Definition von Zielgrößen in Bezug auf den 
Anteil von Personen mit Einwanderungsge-
schichte in Einstellungsprozessen, Kampagnen 
zur Nachwuchsgewinnung, Einrichtung von 
kommunalen Antidiskriminierungsstellen und 
Beschwerdemanagement oder Fortbildungs-
maßnahmen zu interkulturellem und interreli-
giösem Lernen (Filsinger, 2023; Walther &  
Bertelsmann Stiftung, 2014).

Im Folgenden wird ein Überblick über Maß-
nahmen zur interkulturellen Öffnung kommu-
naler Verwaltungsstrukturen sowie Maßnahmen 
gegen Diskriminierung und zur Förderung des 
Zusammenlebens in Vielfalt innerhalb von 
Gemeinden, Stadt- und Landkreisen gegeben. 
Anschließend wird die Förderung von interkul-
tureller Öffnung als eine Aufgabe von Integra-
tionsbeauftragten näher beleuchtet. 

Maßnahmen zur Förderung der interkulturellen 
Öffnung, Vielfalt und Antidiskriminierung inner­
halb der kommunalen Verwaltungsstrukturen 
Die durchgeführte Befragung unter Gemein-
den32, Stadtkreisen und Landkreisen zeigt, 
dass Stadtkreise am häufigsten angeben, 
Maßnahmen anzubieten, die sich an die Ver-
waltung selbst richten. Danach folgen Land-
kreise und Gemeinden (siehe Abbildung 
2.6.1).33 In den Gemeinden und Landkreisen 
werden dabei am häufigsten konkret Maßnah-
men zur interkulturellen Öffnung (23 Prozent 
für Gemeinden; 60 Prozent für Landkreise)  
und Maßnahmen gegen Diskriminierung (16 
Prozent für Gemeinden; 46 Prozent für Land-
kreise) genannt. In den Stadtkreisen belegen 

Maßnahmen gegen Diskriminierung sowie 
Maßnahmen zur Förderung des Zusammenle-
bens in religiöser Vielfalt Platz eins (mit jeweils 
89 Prozent), gefolgt von Maßnahmen zur inter-
kulturellen Öffnung auf Platz zwei (mit 78 Pro-
zent). 

Betrachtet man den Anteil der Kommunen, die 
keine der drei Angebote nennen, wird sichtbar, 
dass Gemeinden mit 47 Prozent am häufigsten 
angeben, keine Maßnahmen anzubieten. In den 
Stadtkreisen liegt dieser Wert bei 11 Prozent 
und in den Landkreisen bei 23 Prozent. 

31	� Unter Antidiskriminierung werden hier Maßnahmen gefasst, die sich entweder der Aufarbeitung und Sichtbarmachung oder dem Schutz vor Dis-
kriminierung widmen (Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft, 2025). Im PartIntG ist in § 5 Nr. 6a) festgehalten, dass das Land Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Diskriminierung, Rassismus und anderen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ergreift.

32	�Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein.
33	�Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.

30 �Unter Vielfalt wird hier die Heterogenität der Gesellschaft im Hinblick auf Merkmale wie Alter, körperliche und geistige Voraussetzungen, eth-
nische Herkunft, Nationalität, sexuelle Orientierung, soziale Herkunft, Geschlecht und geschlechtliche Identität, Religion und Weltanschauung 
verstanden.
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Abbildung 2.6.1: Gibt es in Ihrer Kommune die folgenden an die Kommunalverwaltung  
gerichteten Maßnahmen? Bitte geben Sie alles an, was zutrifft.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wäh-
len, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 3 Landkreise und 162 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl 
für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 88,9 Prozent der Stadtkreise geben an, Maßnahmen zur Förderung des 
Zusammenlebens in religiöser Vielfalt anzubieten.

In der durchgeführten Befragung wurden VwV-
Integrationsbeauftragte gebeten, aus einer Liste 
von zwölf Integrationsbereichen, die drei Berei 
größte Handlungsbedarf besteht. In Einklang 

mit der Verwaltungsvorschrift VwV IB (siehe 
Einleitung zu Kapitel 2 für eine Beschreibung), 
welche die Förderung von interkultureller Öff-
nung kommunaler Verwaltungsstrukturen als 
wichtigen Punkt beinhaltet, schätzen Integra-
tionsbeauftragte den Handlungsbedarf bei der 
Förderung der interkulturellen Öffnung von 
kommunalen Verwaltungsstrukturen insgesamt 
als hoch ein: Unter den zwölf möglichen Hand-
lungsbedarfen belegt die Förderung von inter-
kultureller Öffnung Platz drei. 31 Prozent der 
befragten VwV-Integrationsbeauftragten geben 
die Förderung von interkultureller Öffnung als 
einen der drei Integrationsbereiche mit beson-
derem Handlungsbedarf an (siehe Tabelle 
A2.6.2 im Anhang).

Dass Gemeinden die interkulturelle Öffnung 
ihrer Verwaltungsstrukturen nicht oder nur in 
geringem Maße fördern, steht in Verbindung mit 
dem Anteil an Personen mit Einwanderungs-
geschichte und somit dem potenziellen Bedarf 
für solche Maßnahmen: Je größer der Anteil an 
Personen mit Einwanderungsgeschichte inner-
halb der Gemeinde, desto häufiger geben diese 
an, Maßnahmen anzubieten. Oder umgekehrt 
ausgedrückt: 63 Prozent der Gemeinden mit 
einem Anteil von weniger als 15 Prozent an 
Personen mit Einwanderungsgeschichte geben 
keine der drei Maßnahmen an, wohingegen 34 
Prozent der Gemeinden mit einem Anteil von 
mehr als 25 Prozent an Personen mit Einwande-
rungsgeschichte angeben, keine Maßnahmen 
anzubieten (siehe Tabelle A2.6.1 im Anhang). 

In den qualitativen Interviews wird erwähnt,  
dass Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung 
auf Verwaltungsebene häufig über Fortbildungs-
programme umgesetzt werden, die beispiels-
weise auf den Abbau von Diskriminierung 
abzielen. So wird berichtet:

„[…] ist in unserem internen Fortbildungspro­
gramm in der Verwaltung auf jeden Fall diese 
Themen mit einzubauen. Also wertschätzende 

Kommunikation, diskriminierungssensible 
Sprache, Leichte Sprache, Umgang mit Bür-
ger:innen Also das sind ganz unterschiedliche 
Fortbildungsformate. Was wir als [Stelle] 
machen, ist auch, ganz konkret unsere Themen 
an Kolleg:innen herantragen. Sei es jetzt über 
das Fortbildungsprogramm oder wir gehen 
auch vereinzelt in Teambesprechungen von 
anderen Organisationseinheiten und stellen 
unsere Arbeit vor, unsere Themen vor. Und 
das ist ja alles auch für die Sensibilisierung 
gedacht.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 19)

Diese Aussage zeigt auf, dass Fortbildungsmaß-
nahmen Diskriminierung adressieren und für 
unterschiedliche gesellschaftliche Dimensionen 
von Marginalisierung sensibilisieren. Sie haben 
aber nicht zwingend einen spezifischen Fokus 
auf Migration oder sprachlich-kulturelle Vielfalt. 
Die Sensibilisierung kann sowohl über formale 
Fortbildungsprogramme erfolgen wie auch 
informell, beispielsweise in Teambesprechungen 
oder durch die Arbeit spezialisierter Antidiskri-
minierungsstellen. Themen der interkulturellen 
Öffnung können zusätzlich über persönliche 
Initiativen und das Engagement von Leitungs-
positionen in die Verwaltung getragen werden.

Wie schätzen VwV-Integrationsbeauftragte 
den Handlungsbedarf bei der Förderung  
von interkultureller Öffnung kommunaler  
Verwaltungsstrukturen ein?

Inwieweit wird die Förderung von  
interkultureller Öffnung kommunaler  
Verwaltungsstrukturen als Aufgabe von  
VwV-Integrationsbeauftragten ausgeübt?

Neben der Einschätzung zu etwaigen Hand-
lungsbedarfen wurden VwV-Integrationsbe
auftragte gebeten, aus einer Liste von sieben 
Aufgaben bis zu drei Aufgaben auszuwählen, 
die zentraler Teil ihrer Tätigkeit sind. Die Förde-
rung von interkultureller Öffnung der Verwal-
tung und der Regeldienste wurde hierbei von  
26 Prozent der befragten VwV-Integrationsbe-
auftragten als eine der drei zentralen Aufgaben 
ausgewählt (siehe Tabelle A2.6.3 im Anhang). 
Betrachtet man die Rangfolge der ausgewählten 
Aufgaben, belegt die Förderung von interkultu-
reller Öffnung jedoch Platz sechs von sieben. 
Dies steht in Teilen gegensätzlich zu dem von 
Integrationsbeauftragten insgesamt als hoch 
eingeschätzten Handlungsbedarf von interkul-
tureller Öffnung. 

31%
Förderung von interkultureller Öffnung als 
einer von drei Bereichen mit besonderem 
Handlungsbedarf

26%
Förderung von interkultureller Öffnung der 
Verwaltung und der Regeldienste als eine  
der zentralen Aufgaben
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Wird die Förderung von interkultureller Öffnung 
der kommunalen Verwaltungsstrukturen als 
eine ihrer drei zentralen Aufgaben ausgewählt, 
geben VwV-Integrationsbeauftragte mit 35 Pro-
zent am häufigsten an, sich dieser Aufgabe min-
destens einmal im Quartal zu widmen (siehe 

Abbildung 2.6.2). 16 Prozent der VwV-Integra-
tionsbeauftragten geben an, sich mindestens 
einmal die Woche mit der Förderung von inter-
kultureller Öffnung zu beschäftigten, 24 Pro-
zent mindestens einmal im Monat, 24 Prozent 
seltener als einmal im Quartal.

Datenquelle: eigene Erhebung, 37 VwV-Integrationsbeauftragte. Lesebeispiel: 16,2 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten geben, an mindestens 
einmal die Woche die Förderung der interkulturellen Öffnung der Verwaltung und der Regeldienste als Aufgabe wahrzunehmen. 

Abbildung 2.6.2: Wie häufig nehmen Sie folgende Aufgaben wahr? 
„Förderung der interkulturellen Öffnung der Verwaltung und der Regeldienste“
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Wahrgenommene Probleme in der Umsetzung 
von interkultureller Öffnung kommunaler 
Verwaltungsstrukturen
In den qualitativen Interviews wurde erwähnt, 
dass die Finanzierung von Maßnahmen zur 
interkulturellen Öffnung eine Herausforderung 
darstellt. Insbesondere Integrationsbeauftragte 
mit begrenztem Budget beschreiben Schwie-
rigkeiten, entsprechende Angebote zu initiieren 
oder durchzuführen. In einem Interview wird 
dies am Beispiel von Fortbildungen zur inter-
kulturellen Öffnung erläutert:

„Also es gab mal, das ist schon vor zwei, drei 
Jahren gewesen, so eine Art Fortbildung, aber 
da waren dann auch nur ein paar aus dem Rat­
haus, die dann teilgenommen haben, und halt, 
das ist dann freiwillig und eigentlich müsste 
es aus unserer Sicht das Ordnungsamt, […] 
oder auch das Ausländeramt, dann müsste 
das eigentlich verpflichtend sein, aber wir 
können sowas halt nicht durchsetzen […]  
dazu fehlen auch einfach die Gelder.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 20)

Das Beispiel verdeutlicht, dass Fortbildungen 
zur interkulturellen Öffnung oftmals von der 
Verfügbarkeit kommunaler Mittel abhängen. 
Wenn Integrationsbeauftragte nur über ein 
geringes Budget verfügen, sind sie auf den 
Etat der Personalabteilung angewiesen, um 
entsprechende Maßnahmen genehmigen zu 
lassen. Dies reduziert die Wahrscheinlichkeit, 
dass Fortbildungsangebote eingerichtet oder 
umgesetzt werden können, da die Personalab
teilung für sämtliche Fortbildungsmaßnahmen 
der gesamten Verwaltung zuständig ist. Zudem 
zeigt sich, dass freiwillige Fortbildungsangebote 
nicht alle relevanten Verwaltungsmitarbeiten-
den erreichen. 

Weiterhin wird angesprochen, dass Fortbildungs-
maßnahmen zur Förderung der interkulturellen 
Öffnung zwar eine wichtige, aber nicht hinrei-
chende Grundlage für die tatsächliche inter-
kulturelle Öffnung der Verwaltung sind. Ent-
scheidend sei ergänzend, dass Verwaltung  
und Zivilgesellschaft aktiv in gemeinsame  
Prozesse eingebunden werden: 

„Ich glaube, also alles bringt was. Die Fort­
bildungen bringen was, die Pläne bringen 
was. Aber was am stärksten wirkt, ist doch 
immer noch die Tatsache, dass Menschen 
zusammenkommen und zusammen etwas 
erarbeiten. Also Beteiligungsprozesse beim 
Erarbeiten von Dingen. Darauf zu achten,  
dass in diesen Prozessen auch wirklich unter­
schiedliche Gruppen angesprochen werden. 
Dass nicht immer die Gleichen kommen und 
immer die Gleichen ihre Meinung sagen,  
sondern dass wir gezielt schauen, es gibt 
auch im Spektrum zugewanderte Menschen 
beispielsweise, wenn wir das intersektional 
anschauen, das ist uns wichtig als [Stelle], 
dass wir das intersektional anschauen,  
dass wir Frauen und Männer, junge und alte 
Menschen, mit Einschränkungen, ohne Ein­
schränkungen, queere Menschen, also alle 
diese auch erreichen. Wir finden, dass jede 
Maßnahme intersektional gedacht werden 
muss.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 19)

Das Zitat verdeutlicht, dass interkulturelle  
Öffnung auch aktive Beteiligung und gemein-
same Aushandlungsprozesse erfordert. Ent-
scheidend sei dabei, interkulturelle Öffnung  
als Querschnittsaufgabe zu betrachten, die 
verschiedene gesellschaftliche Positionierun-
gen (beispielsweise Geschlecht, Alter, Behinde-
rung oder sexuelle Orientierung) in den Blick 
nimmt und den direkten Austausch zwischen 
Gruppen fördert.

Die Perspektive eines Mitglieds des Landes
beirats für Integration betont außerdem, dass 
interkulturelle Öffnung nicht durch einmalige 
Maßnahmen erreicht werden kann, sondern 
einen kontinuierlichen Prozess erfordert:

„Ich habe den Eindruck, dass, also es gibt ja 
dann gerade Schulungen, wo die Mitarbeiter 
teilnehmen sollen, und dann nehmen sie teil, 
aber das war es dann. Und also das kennen 
wir auch aus unserer eigenen Arbeit, dass es 
nur ein Anfang oder nur ein Teil vom Ganzen 
sein kann, weil diese Haltungssachen zum 
Beispiel, die muss man kontinuierlich im 
Blick haben und auch wissen, wie man mit 
gewissen Sachen umgeht und was das 
bewirkt in der Arbeit mit Menschen.“  
(Mitglied des Landesbeirats, Interview 1)

Schulungen und Fortbildungen seien ein not-
wendiger Einstieg in die interkulturelle Öffnung, 
jedoch allein nicht ausreichend, um langfristige 
Veränderungen in der Verwaltungskultur zu 
bewirken. Interkulturelle Kompetenz wird hier  
als Haltungsfrage verstanden, die ständiger 
Reflexion und Übung bedarf. Damit wird der 
Gedanke der Prozesshaftigkeit von Öffnung 
und Sensibilisierung hervorgehoben: Haltung 
entstehe nicht durch punktuelle Lerngelegen-
heiten, sondern durch fortlaufende Auseinander-
setzung im beruflichen Alltag. Diese Sichtweise 
ergänzt die vorherige qualitative Befundlage, 
in der Beteiligung und intersektionales Denken 
als zentrale Bausteine genannt wurden, um die 
Notwendigkeit einer dauerhaften institutionel-
len Verankerung und kontinuierlichen Weiter-
entwicklung.
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Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empiri-
schen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Die Hälfte aller befragten Gemeinden gibt an, 
Maßnahmen zur Förderung von interkulturel­
ler Öffnung und Vielfalt sowie Antidiskriminie­
rung anzubieten

Obgleich verschiedene Maßnahmen zur Förde-
rung von interkultureller Öffnung der Verwal-
tungsstrukturen sowie zur Förderung von Viel-
falt und Bekämpfung von Diskriminierung von 
Gemeinden, Stadtkreisen und Landkreisen ange-
boten werden, geben auch circa die Hälfte der 
befragten Gemeinden und circa ein Viertel der 
befragten Landkreise an, keine Maßnahmen in 
diesen Bereichen anzubieten. Da sich das Land 
in § 6 Absatz 2 PartIntG dazu verpflichtet, die 
interkulturelle Öffnung der Gemeinden, Land-
kreise und der Gesellschaft zu unterstützen, 
zeigt dies eine Notwendigkeit, das Vorhanden-
sein von und den Bedarf an Maßnahmen in  
diesem Bereich – speziell innerhalb der 
Gemeinden – genauer zu analysieren und 
gegebenenfalls auszubauen.  

Die Förderung der interkulturellen Öffnung 
von kommunalen Verwaltungsstrukturen 
scheint mit dem Bedarf für eine solche  
Förderung in Verbindung zu stehen 

Gemeinden mit einem höheren Anteil an Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte geben ins-
gesamt häufiger an, Maßnahmen zur Förderung 
der interkulturellen Öffnung von kommunalen 
Verwaltungsstrukturen anzubieten. Dies deutet 
in Teilen auf eine Kopplung zwischen Angebot 
und Bedarf hin. Jedoch empfiehlt es sich, das 
Vorhandensein einer solchen Kopplung näher 
zu untersuchen und gegebenenfalls Gemein-
den mit einem geringeren Anteil an Personen 
mit Einwanderungsgeschichte in der Förderung 
der interkulturellen Öffnung ihrer Verwaltungs-
strukturen eingehender zu unterstützen. 

Für VwV-Integrationsbeauftragte zeigt sich 
eine Diskrepanz zwischen wahrgenommenem 
Handlungsbedarf und der tatsächlichen Aus­
übung der Förderung von interkultureller Öff­
nung der kommunalen Verwaltungsstrukturen 
als Tätigkeit

VwV-Integrationsbeauftragte schätzen den 
Handlungsbedarf für die Förderung der inter-
kulturellen Öffnung von kommunalen Verwal-
tungsstrukturen als hoch ein. In der Liste ihrer 
Aufgaben rangiert die Förderung von interkultu-
reller Öffnung jedoch weit hinten. Dies deutet 
darauf hin, dass die Ausübung dieser Aufgabe 
nicht durch fehlende Bereitschaft und unterge-
ordnete Wichtigkeit behindert wird, sondern 
potenziell fehlende zeitliche, personelle und 
finanzielle Ressourcen und Kapazitäten eine 
Rolle spielen. Unter der Berücksichtigung, dass 
die Förderung von interkultureller Öffnung der 
kommunalen Verwaltungsstrukturen als eine 
zentrale Aufgabe der Integrationsbeauftragten 
in der VwV IB festgeschrieben ist, könnte eine 
Stärkung der Integrationsbeauftragten in der 
Ausübung dieser Aufgabe geprüft werden.

In qualitativen Interviews werden Probleme 
und Verbesserungsmöglichkeiten in der 
Umsetzung der Förderung von interkultureller 
Öffnung und Vielfalt sowie Antidiskriminierung 
innerhalb der kommunalen Verwaltungsstruk­
turen angesprochen

In qualitativen Interviews wird erwähnt, dass 
die Finanzierung von Maßnahmen zur Förderung 
von interkultureller Öffnung der kommunalen 
Verwaltungsstrukturen ein Problem darstellt. 
Außerdem wird betont, dass Fortbildungs
maßen allein kein ausreichendes Instrument 
darstellen, sondern es einer gemeinschaftlichen 
Beteiligung, gemeinsamer Aushandlungspro-
zesse und eines Verständnisses von interkultu-
reller Öffnung als Haltungsfrage und Quer-
schnittsaufgabe bedarf. Diese Perspektiven 
können wichtige Ansatzpunkte für den Ausbau 
der interkulturellen Öffnung der kommunalen 
Verwaltungsstrukturen darstellen.

2.7	  
Netzwerke im Fokus:  
Die Zusammenarbeit  
zwischen den Kommunen

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Kooperationen zwischen Gemeinden finden statt, allerdings hängt die Intensität  

mit bestimmten Merkmalen der Gemeinden zusammen. Sie sind ausgeprägter in  
städtischen Regionen und insbesondere zwischen größeren Städten vorhanden.

• �Der Anteil an Personen mit Einwanderungsgeschichte in der jeweiligen Gemeinde  
ist ebenfalls bedeutsam für Kooperationen. Gemeinden mit einem höheren Anteil  
an Personen mit Einwanderungsgeschichte gehen häufiger Kooperationen ein.

• �Kooperationen über Landkreisgrenzen sind deutlich seltener – und wenn sie  
stattfinden, dann zwischen größeren Städten, die einen höheren Anteil an  
Personen mit Einwanderungsgeschichte aufweisen.

• �Gibt es VwV-Integrationsbeauftragte in der Gemeinde, erhöht dies die Chance,  
dass diese Gemeinde auch mehr Kooperationen mit anderen Gemeinden hat.

Der Bericht hat bislang vor allem die Strukturen 
innerhalb der Gemeinden34 sowie innerhalb der 
Stadt- und Landkreise beleuchtet: Welche 
organisatorischen Lösungen gibt es vor Ort? 
Wie arbeiten die relevanten Akteure zusammen, 
und wie funktioniert der Austausch innerhalb 
der jeweiligen Gebietskörperschaft? Für eine 
wirksame Integrationsarbeit ist jedoch ebenso  
der Austausch zwischen den Kommunen wichtig.  

Hierbei kann zwischen horizontalen Koopera-
tionsstrukturen auf der gleichen Verwaltungs-
ebene (Gemeinden kooperieren mit Gemeinden, 
Stadt- und Landkreise kooperieren mit Stadt- 
und Landkreisen) und vertikalen Kooperations-
strukturen (Landkreise kooperieren mit den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden) 
unterschieden werden. 

Einleitung

34 �Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein.
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Horizontale Kooperationsbeziehungen zwischen 
Gemeinden finden oft innerhalb eines Land-
kreises statt, können aber auch über Kreis-
grenzen hinausreichen. Sie beschleunigen den 
Transfer bewährter Lösungen und verhindern 
Doppelstrukturen, etwa wenn mehrere Nach-
barkommunen gemeinsame Anlaufstellen 
betreiben, einen Dolmetscherpool teilen oder 
ihre Verfahren in der Beratung und Fallsteue-
rung angleichen (Eurocities, 2024; URBACT, 
2025). Zusätzlich kann Vernetzung dazu bei-
tragen, integrationsrelevante Infrastrukturen 
zu bündeln und für Ratsuchende besser 
erreichbar zu machen. Zudem sind auch  
Tandem-Partnerschaften zwischen erfahrene-
ren und weniger erfahrenen Gemeinden sowie 
ein Informations- und Erfahrungsaustausch 
zwischen Kommunen mit ähnlichen Heraus
forderungen vorstellbar (Hans & Zimmer- 
Hegmann, 2022).

Gleichfalls von Bedeutung sind horizontale 
Kooperationen auf Kreisebene, also zwischen 
den Land- und Stadtkreisen. Hier kann sich ein 

Raum für regelmäßigen Erfahrungsaustausch 
eröffnen, durch den bewährte Ansätze aus 
anderen Kreisen übernommen und weiterent-
wickelt werden können. Zugleich ermöglicht 
dieser Austausch den Kreisen, sich über aktu-
elle Entwicklungen zu informieren, etwa zur 
Unterstützung der Gemeinden bei Sprachför-
derung, Beratung und Arbeitsmarktintegration. 
So lassen sich in der Folge gemeinsame Stan-
dards, Fortbildungen oder abgestimmte Verfahren 
vereinbaren. Kreise können voneinander profi-
tieren und die Unterstützungsstrukturen vor  
Ort stärken.

Wie wesentlich horizontale Vernetzungsstruk-
turen für eine effektive Integrationsarbeit sind, 
wurde bereits erkannt: So wurden Netzwerke 
wie die „AG Integration zugewanderte Menschen 
Baden-Württemberg“ des Städtetags oder die 
„AG der Integrationsbeauftragten der Land-
kreise“ etabliert, in denen sich kommunale  
Integrationsbeauftragte aus Städten bezie-
hungsweise Landkreisen miteinander austau-
schen können, um Erfahrungen aus bisherigen 

Projekten nutzbar zu machen und Synergien zu 
schaffen. Darüber hinaus bestehen landesweite 
Netzwerke wie das Netzwerk Integration oder 
die Plattform Kompetenz Kommunale Integra-
tionsarbeit (KKI).

Ebenso bedeutsam ist die vertikale Vernetzung, 
also die Verbindungen zwischen den Land-
kreisen und den kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden. Sie kann über formalisierte, 
vom Landkreis initiierte und koordinierte Inte-
grationsnetzwerke erfolgen oder in flexiblen, 
informellen Formaten stattfinden. Solche 
Strukturen erleichtern die Abstimmung von 
Zuständigkeiten und Ressourcen über Verwal-
tungsebenen hinweg, etwa bei Unterbringung, 
Gesundheitsversorgung, Sprachförderung 
oder Arbeitsmarktintegration. Zugleich stärken 
sie ein gemeinsames Monitoring, sodass Ziele, 
Indikatoren und Rückmeldeschleifen vergleich-
bar werden (Görgen et al., 2021; OECD, 2018). 

Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden 
die Vernetzung auf unterschiedlichen Ebenen 
beleuchtet. Zunächst steht die Analyse der 
Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden im 
Vordergrund. Grundlage sind die im Rahmen  
der Gemeindebefragung erhobenen Angaben 
zu Kooperationspartnern.35 Auf dieser Basis 
lassen sich bestehende Netzwerke sichtbar 
machen, typische Muster innerhalb eines Land-
kreises und zwischen benachbarten Kreisen 
beschreiben und bislang wenig dokumentierte 
Formen der Zusammenarbeit nachvollziehbar 
darstellen.

Anschließend werden die Kooperationen  
zwischen den Kreisen selbst betrachtet; in 
diesem Abschnitt werden ausdrücklich sowohl 
Stadt- als auch Landkreise einbezogen. Und 
schließlich richtet sich der Blick auf den Aus-
tausch zwischen Landkreisen und ihren 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden.

Darstellung der Netzwerkstrukturen unter Wahrung der Anonymität

Um die Netzwerkstrukturen darzustellen und zugleich die Anonymität der beteiligten 
Gemeinden zu schützen, sind folgende Schritte umgesetzt worden: 

Erstens wurden die teilnehmenden Gemeinden innerhalb jedes Landkreises zufällig ver-
teilt, wobei als mögliche Positionen die Standorte aller Gemeinden des jeweiligen Land-
kreises dienten. Dadurch kann eine dargestellte Gemeinde an der Stelle einer Gemeinde 
liegen, die nicht an der Befragung teilgenommen hat; die räumliche Anordnung entspricht 
also nicht der tatsächlichen geografischen Lage. In Einzelfällen erfolgte ein Tausch auch 
über Landkreisgrenzen hinweg. Zweitens wurden alle in der Karte gezeigten Standorte 
zufällig um einige Kilometer verschoben. Drittens blieb die Symbolik unverändert: Form 
(Dreieck oder Punkt) und Farbe beziehen sich weiterhin auf die tatsächliche Größe, 
den Raumtyp und den Anteil von Menschen mit Einwanderungsgeschichte derjenigen 
Gemeinde, die an der Befragung teilgenommen und die jeweilige Kooperation berichtet 
hat – auch wenn diese Gemeinde im Netzwerk an einem anderen Ort im Landkreis ver-
ortet ist.

Durch dieses Vorgehen ist weder erkennbar, welche Gemeinden an der Befragung teil-
genommen haben, noch, welche Gemeinde welche Kooperationsbeziehungen gemeldet 
hat. Da es in diesem Bericht nicht um konkrete Verbindungen einzelner Gemeinden geht, 
sondern um das Muster der Kooperationen insgesamt, ist diese Methode geeignet, 
Anonymität zu sichern und dennoch belastbare Aussagen zu den Netzwerkstrukturen  
zu ermöglichen.

35 �Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.

Was zählt als Kooperation?

Für die Darstellung der horizontalen Kooperationsstrukturen auf Gemeindeebene wird 
bewusst eine breite Definition verwendet: Erfasst werden nicht nur formell institutio-
nalisierte Kooperationen, sondern auch kontinuierliche informelle Formen der Zusam-
menarbeit. Zugleich werden durch eine präzise Fragestellung zufällige Einzelkontakte 
ausgeschlossen (etwa ein einmaliges Telefonat ohne weiteren Austausch). In den Befra-
gungen der Gemeinden, Land- und Stadtkreise sowie der VwV-Integrationsbeauftragten 
wurde jeweils dieselbe Frage verwendet; lediglich die Bezeichnung der jeweils befragten 
Gebietskörperschaft bzw. Adressatengruppe wurde angepasst (Hervorhebungen im  
Original, im Folgenden das Beispiel der Gemeindebefragung).

„Nun interessieren wir uns für die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden in Baden- 
Württemberg im Bereich Integration. 

Gibt es Gemeinden in Baden-Württemberg, mit denen Sie konkrete Projekte durchführen 
oder diese planen, oder Gemeinden, mit denen Sie sich regelmäßig zu spezifischen  
Fragestellungen im Bereich Integration austauschen?“

Damit werden Kooperationen erfasst, die entweder in gemeinsamen Projekten oder Pro-
jektplanungen bestehen oder in einem regelmäßigen, fachlich fokussierten Austausch. 
Einmalige Kontakte, allgemeine Rundschreiben oder unverbindliche Nachfragen zählen 
nicht dazu. So werden auch informelle, aber fortlaufende Kooperationen sichtbar, die 
ebenfalls einen konkreten fachlichen Nutzen haben.
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Horizontale Kooperationsstrukturen zwischen 
einzelnen Kommunen
Die folgenden Darstellungen geben einen 
Überblick darüber, wie Gemeinden innerhalb 
von Landkreisen zusammenarbeiten. Dabei wird 
einerseits die regionale Verteilung der Koope-
rationsstrukturen berücksichtigt. Weiterhin wird 
betrachtet, wie Kooperationsstrukturen mit  
dem Raumtyp (städtisch versus ländlich) und 
der Größe der Gemeinden sowie dem Anteil der 
Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte in 
Zusammenhang stehen. 

Abbildung 2.7.1 veranschaulicht die Koopera-
tionsstrukturen für die Gemeinden der 35 Land-
kreise in Baden-Württemberg.36 Bei dieser ersten 
Darstellung werden sowohl der Raumtyp der 
Gemeinden (städtisch oder ländlich) als auch 
ihre Größe berücksichtigt. Jeder Marker steht 
für eine Gemeinde: Dreiecke kennzeichnen 
Städte mit 10.000 oder mehr Einwohnerinnen 
und Einwohnern, Punkte Gemeinden unterhalb 
dieser Schwelle. Die Farbe gibt die Lage der 
Gemeinden im Raum an – Blau für Gemeinden  
in städtisch geprägten, Orange für Gemeinden  
in ländlich geprägten Regionen. Eine Linie zwi-
schen Punkten oder Dreiecken zeigt an, dass 
zwischen den betreffenden Gemeinden eine 
Kooperation besteht. Für die Darstellung genügt 
die Meldung einer der beiden Gemeinden; eine 
wechselseitige Nennung ist nicht erforderlich.

Betrachtet man zunächst die räumliche Vertei-
lung, zeigen sich die meisten Kooperationsbe-
ziehungen entlang der großen Verdichtungs-
achsen: besonders ausgeprägt am Rheingraben 
(von der Metropolregion Rhein-Neckar bis ins 
Markgräflerland), im Verdichtungsraum Stutt-
gart sowie im Raum Heilbronn. Ebenfalls sicht-
bar sind ausgeprägte Kooperationsstrukturen 
am Bodensee und in Teilen Oberschwabens. In 
den übrigen Regionen fallen die Kooperations-
strukturen teilweise deutlich zurückhaltender 
aus oder sind gar nicht existent.

Ein Teil dieser räumlichen Unterschiede ist 
sicherlich darauf zurückzuführen, dass das  
Aufkommen von Kooperationen mit dem Anteil 
städtisch geprägter Gemeinden variiert: In 

Kreisen mit mehr Gemeinden, die in städtisch 
geprägten Regionen liegen (hier blau markiert), 
sind die Kooperationsstrukturen auf Gemeinde-
ebene insgesamt ausgeprägter als in Kreisen mit 
einer größeren Anzahl von Gemeinden in länd-
lich geprägten Regionen (hier orange markiert). 

Aber auch in Kreisen mit einer größeren Anzahl 
von Gemeinden in ländlichen Regionen finden 
sich Beispiele intensiver Zusammenarbeit. 
Diese Fälle bleiben jedoch die Ausnahme;  
insgesamt sind die Kooperationsstrukturen auf 
Gemeindeebene in Kreisen mit einer Mehrzahl 
eher ländlich geprägter Gemeinden deutlich 
weniger ausgeprägt.

Wird allerdings die Gemeindegröße betrachtet, 
deutet sich an, dass dieses Muster in erster 
Linie mit der Größe der Gemeinden in den von 
städtischen Gemeinden geprägten Kreisen 
zusammenhängen könnte: Vor allem Gemein-
den mit 10.000 oder mehr Einwohnerinnen und 
Einwohnern berichten von einer Zusammen-
arbeit mit anderen Gemeinden, und diese Art 
von Gemeinden sind in städtisch geprägten 
Landkreisen deutlich häufiger zu finden als in 
ländlich geprägten Landkreisen. Ein möglicher 
Grund könnte in begrenzten Ressourcen oder 
fehlendem Bedarf für interkommunalen Aus-
tausch kleinerer Gemeinden liegen (Scham-
mann et al., 2020). Detailliertere Analysen 
bestätigen die Vermutung, dass die Zahl der 
Kooperationen weniger von der räumlichen 
Lage (städtisch oder ländlich) abhängt als  
von der Größe der Gemeinde (siehe Tabelle 
A2.7.1 im Anhang).

In einem nächsten Schritt wird betrachtet, wie 
das Aufkommen von Kooperationen mit dem 
Anteil der Einwohnerinnen und Einwohner mit 
Einwanderungsgeschichte in den Gemeinden 
zusammenhängt. Dieser Anteil dient als Hinweis 
auf den möglichen Bedarf: Je höher dieser 
Anteil ausfällt, desto größer ist in der Regel 
auch der Bedarf an einem abgestimmten Vor
gehen in Integrationsfragen über Gemeinde-
grenzen hinweg.

36 �Die neun Stadtkreise sind darin nicht enthalten, da sie jeweils nur aus einer einzigen Gemeinde bestehen und somit keine Kooperationen  
innerhalb des Kreises möglich sind.

Im Vergleich zu Abbildung 2.7.1 verändert sich 
in Abbildung 2.7.2 ausschließlich die Bedeutung 
der Farben. Sie zeigen nun nicht mehr den 
Raumtyp (städtisch/ländlich) und die Gemeinde-
größe an, sondern den Anteil der Bevölkerung 

mit Einwanderungsgeschichte in einer 
Gemeinde. Die geografische Lage der Gemein-
den sowie die dargestellten Verbindungslinien 
zur Kennzeichnung von Kooperationen bleiben 
unverändert.

Abbildung 2.7.1: Kooperationen zwischen Gemeinden innerhalb von Landkreisen (Gemeinden aus-
gewiesen nach Raumtyp und Gemeindegröße)

Städtische Region
Bevölkerungszahl ≥ 10.000
Bevölkerungszahl < 10.000

Ländliche Region
Bevölkerungszahl ≥ 10.000
Bevölkerungszahl < 10.000

Datenquelle: eigene Erhebung, 661 Gemeinden, die entweder selbst an der Befragung teilgenommen haben (599 Gemeinden) oder von einer teil-
nehmenden Gemeinde als Kooperationspartnerin genannt wurden (62 Gemeinden). Anmerkung: Kooperationen zwischen Gemeinden sind durch 
Verbindungslinien dargestellt.
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Abbildung 2.7.2: Kooperationen zwischen Gemeinden innerhalb von Landkreisen (Gemeinden aus-
gewiesen nach Bevölkerungsanteil mit Einwanderungsgeschichte)

Unter 15 % 15 % bis unter 20 % 20 % bis unter 25 % 25 % und mehr
Bevölkerungsanteil mit Einwanderungsgeschichte

Datenquelle: eigene Erhebung, 661 Gemeinden, die entweder selbst an der Befragung teilgenommen haben (599 Gemeinden) oder von einer teil-
nehmenden Gemeinde als Kooperationspartnerin genannt wurden (62 Gemeinden). Anmerkung: Kooperationen zwischen Gemeinden sind durch 
Verbindungslinien dargestellt.

Im Gesamtbild zeigt sich: Kooperationen ent-
stehen häufiger in Gemeinden mit einem höhe-
ren Anteil von Personen mit Einwanderungsge-
schichte. Weiterführende Auswertungen, die  
die Zahl der Kooperationen in Abhängigkeit von 
diesem Anteil betrachten, bestätigen dies. Nur 
4 Prozent der Gemeinden, in denen der Anteil 
der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte 
unter 15 Prozent liegt, berichten mindestens 
eine Kooperation. Dagegen geben Gemeinden 
mit einem Anteil von über 25 Prozent an Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte deutlich 
häufiger eine solche Zusammenarbeit an: 11 
Prozent nennen ein bis zwei, 9 Prozent drei  
bis vier und 7 Prozent fünf oder mehr Koopera-
tionspartner (siehe Tabelle A2.7.2 im Anhang).

Kooperationen zwischen Gemeinden finden 
nicht nur innerhalb der jeweiligen Landkreise 

statt, sondern auch landkreisübergreifend. 
Diese Verbindungen – differenziert nach Raum-
typ und Gemeindegröße – sind in Abbildung 
2.7.3 dargestellt. Zur besseren Übersicht sind 
dort alle Gemeinden, die ausschließlich inner-
halb ihres Landkreises kooperieren, sowie deren 
Verbindungen innerhalb des Landkreises aus-
gegraut. Hervorgehoben sind nur jene Gemein-
den, die Kooperationen über die Landkreisgren-
zen hinweg eingehen, und die dazugehörigen 
Verbindungslinien.

Abbildung 2.7.3 macht deutlich, dass land-
kreisübergreifende Kooperationen wesentlich 
seltener sind als Kooperationen innerhalb der 
Landkreise – und das, obwohl die Auswahl an 
möglichen Kooperationspartnern hier erheb-
lich größer ist, da sie sich auf ganz Baden-
Württemberg ausdehnt. 
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Abbildung 2.7.3: Kooperationen zwischen Gemeinden verschiedener Landkreise (Gemeinden aus-
gewiesen nach Raumtyp und Gemeindegröße)

Städtische Region
Bevölkerungszahl ≥ 10.000
Bevölkerungszahl < 10.000

Ländliche Region
Bevölkerungszahl ≥ 10.000
Bevölkerungszahl < 10.000

Datenquelle: eigene Erhebung, 661 Gemeinden, die entweder selbst an der Befragung teilgenommen haben (599 Gemeinden) oder von einer teil-
nehmenden Gemeinde als Kooperationspartnerin genannt wurden (62 Gemeinden). Anmerkung: Kooperationen zwischen Gemeinden verschiedener 
Landkreise sind durch rote Verbindungslinien dargestellt.

Bei näherem Blick auf die beteiligten Gemeinden 
zeigt sich kein einheitliches räumliches Muster: 
Es gibt grenzüberschreitende Kooperationen 
im unmittelbaren Umfeld – etwa zwischen 
Gemeinden, die in angrenzenden Landkreisen 
liegen – ebenso wie Verbindungen über deut-
lich größere Distanzen. Unabhängig von der 
Entfernung sind es jedoch vor allem größere 
Gemeinden, die über Landkreisgrenzen hinweg 
kooperieren. 

Ein Blick auf den Anteil der Einwohnerinnen 
und Einwohner mit Einwanderungsgeschichte 
(siehe Tabelle A2.7.3 im Anhang) bestätigt den 
zuvor beschriebenen Zusammenhang nach 
Größe: Gemeinden mit einem höheren Anteil 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
berichten häufiger landkreisübergreifende 
Kooperationen.

Die bisherigen Analysen zeigen: Gemeinden 
kooperieren vielfach mit anderen Gemeinden – 
vor allem innerhalb ihres Landkreises, teils 
aber auch darüber hinaus. Größere Gemeinden 
und Gemeinden mit höheren Anteilen von Per-
sonen mit Einwanderungsgeschichte geben 
dabei häufiger Kooperationen mit anderen 
Gemeinden an als kleinere Gemeinden oder 
Gemeinden mit geringeren Anteilen von Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte. Daraus 
ergibt sich die Frage, ob eine Häufung von 
Kooperationen zu erkennen ist, wenn weitere 
Merkmale auf Gemeindeebene berücksichtigt 
werden. Finden interkommunale Kooperatio-
nen häufiger statt, wenn es in der Gemeinde 
einen Integrationsrat oder -ausschuss gibt? 
Fördert ein schriftlich fixiertes Integrations-
konzept den Austausch?

Variiert die Anzahl der Kooperationen mit be­
stimmten integrationspolitischen Strukturen? 
Die folgenden Auswertungen liefern einen ersten 
Überblick über mögliche Zusammenhänge 
zwischen integrationspolitischen Strukturen 
von Gemeinden und ihrer Kooperationsneigung. 
Auf Grundlage der vorliegenden Daten lässt 
sich allerdings nicht bestimmen, ob zum Beispiel 
ein Integrationskonzept neue Kooperationen 
anstößt, ob bestehende Kooperationen die 
Entwicklung eines Konzepts begünstigen oder 
ob beide Aspekte auf andere Rahmenbedin-
gungen zurückgehen. Es ist also wichtig, zu 

beachten, dass es sich bei den aufgezeigten 
Mustern nicht um Hinweise auf Ursache und 
Wirkung handelt.

Es zeigt sich, dass die strategische Verankerung 
des Themas „Integration“ häufiger mit Koopera-
tion einhergeht. In Gemeinden mit Integrations-
konzept berichten 37 Prozent mindestens eine 
Kooperation: 12 Prozent nennen ein bis zwei 
Kooperationsgemeinden, 13 Prozent nennen 
drei bis vier Kooperationsgemeinden und rund 
12 Prozent sogar fünf oder mehr. In Gemeinden 
ohne Integrationskonzept geben hingegen 
lediglich 10 Prozent an, eine oder mehrere Part-
nergemeinden zu haben (siehe Tabelle A2.7.4 
im Anhang). Ein ähnliches Bild zeigt sich beim 
institutionellen Rahmen der Integrationsarbeit: 
Von den Gemeinden ohne Integrationsrat oder 
ohne Integrationsausschuss melden 20 Prozent 
beziehungsweise 21 Prozent mindestens eine 
Kooperation. Gibt es einen Integrationsrat, 
steigt dieser Anteil auf 35 Prozent; bei einem 
Integrationsausschuss sogar auf 44 Prozent 
(siehe Tabelle A2.7.5 im Anhang). 

37%
der Gemeinden mit Integrationskonzept 
kooperieren mit mindestens einer anderen 
Gemeinde
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Auffällig ist der Zusammenhang mit zivilgesell-
schaftlichen Strukturen (siehe Tabelle A2.7.6 im 
Anhang): In Gemeinden ohne Migrantenselbst-
organisationen geben 17 Prozent an, mindes-
tens eine gemeindeübergreifende Kooperation 
zu haben; in Gemeinden mit Migrantenselbst-
organisationen sind es 43 Prozent.

Zusammengefasst deuten die Ergebnisse  
darauf hin, dass eine formelle, strategische und 
institutionelle Verankerung (Konzept, Rat oder 
Ausschuss) sowie zivilgesellschaftliche Präsenz 
(beispielsweise durch Migrantenselbstorgani-
sationen) mit einem höheren Grad gemeinde-
übergreifender Vernetzung einhergehen.

10%
der Gemeinden ohne Integrationskonzept 
kooperieren mit mindestens einer anderen 
Gemeinde

Der Beitrag der VwV-Integrationsbeauftrag­
ten zur Vernetzung auf Gemeindeebene
Wie in den vorherigen Analysen deutlich 
wurde, geht eine stärkere institutionelle Ver
ankerung des Themenfelds Integration in den 
Gemeinden – etwa durch ein Integrationskon-
zept oder die Einrichtung von Integrationsrat 
bzw. -ausschuss – mit einer höheren Vernet-
zung einher. Auch wenn mit den vorliegenden 
Daten nicht belegt werden kann, was Ursache 
und was Wirkung ist, spricht vieles dafür, dass 
verfügbare Strukturen Kooperation überhaupt 
erst ermöglichen und verstetigen.

Um solche Strukturen zu stärken, fördert das 
Land Baden-Württemberg kommunale Integra-
tionsbeauftragte. Die zugrunde liegende Ver-
waltungsvorschrift sieht ausdrücklich vor,  
dass sich Integrationsbeauftragte regional  

mit Kolleginnen und Kollegen vernetzen und 
den Aufbau tragfähiger Netzwerke vorantreiben. 
Im Folgenden wird daher geprüft, inwieweit 
dieses Ziel erreicht wird, indem die Anzahl der 
Kooperationen danach betrachtet wird, wie  
die Integrationsarbeit in der Kommune organi-
satorisch verankert ist.

Wie aus Abbildung 2.7.4 hervorgeht, deutet 
vieles darauf hin, dass das Ziel einer stärkeren 
Vernetzung durch die Förderung von Integra-
tionsbeauftragten erreicht wird. Gemeinden 
mit einer nach VwV geförderten Stelle berich-
ten deutlich häufiger und mehr Kooperationen 
als Gemeinden mit einem Integrationsbeauf-
tragten ohne diese zusätzliche Förderung.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 667 Gemeinden mit Angaben zu Organisationseinheit für Integrationsangelegenheiten in der Gemeinde. Anmerkung: 
IB = Integrationsbeauftragte/r; VwV Integrationsb. = VwV-Integrationsbeauftragte/r. Die Kategorie „Keine Angabe“ umfasst Gemeinden, zu denen 
entweder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der Kooperationen vorliegen. Lesebeispiel: 35,4 Pro-
zent der befragten Gemeinden, in denen es eine/n VwV-Integrationsbeauftragte/n gibt, geben keine Kooperation mit einer anderen Gemeinde an.

Abbildung 2.7.4: Anzahl der Kooperationen mit anderen Gemeinden, getrennt nach  
Organisationseinheiten für Integrationsangelegenheiten in der Gemeinde

Insgesamt zeigt sich ein klarer Zusammenhang: 
Je stärker die organisatorischen Strukturen – 
von einzelnen Ansprechpersonen über eigene 
Abteilungen bis hin zu VwV-Integrationsbeauf-
tragten –, desto höher ist die Zahl der Koopera-
tionspartnergemeinden.

Wie wichtig Austausch und überregionale Ver-
netzung für die Integrationsarbeit sind, zeigen 
mehrere Befunde: In der Befragung der VwV-
Integrationsbeauftragten geben 79 Prozent der 
Befragten an, dass Aufbau und Weiterentwick-
lung eines Integrationsnetzwerks zu ihren 
Hauptaufgaben gehören (siehe Abbildung 2.1.2 

in Abschnitt 2.1). Ergänzend hierzu nennen 
kommunale Integrationsbeauftragte auch in 
den qualitativen Interviews Vernetzungsaktivi-
täten als eine ihrer zentralen Tätigkeiten. Meh-
rere Integrationsbeauftragte beschreiben den 
Wissens- und Erfahrungsaustausch mit ande-
ren Integrationsbeauftragten als wesentlich  
für ihre Arbeit in der eigenen Kommune. In 
einem Arbeitsfeld, das von kontinuierlichem 
Wandel und hoher Komplexität geprägt ist,  
bietet die Vernetzung mit anderen Integrations-
beauftragten die Möglichkeit, auf die Expertise 
und bewährten Praktiken anderer Kolleginnen 
und Kollegen zurückzugreifen:
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„Darum ist hier Schwarmwissen, das ist ein 
starkes Stichwort, was ich hier mitgebe, nötig. 
Und damit Strukturen des Austauschs, die 
dieses Schwarmwissen abrufbar werden  
lassen und auch nachhaltig machen. Man 
muss ja nicht immer wieder von vorne anfan­
gen. Sondern kann sich dann auch auf die 
Schultern von Riesen stellen. Und dann ist  
da schon was fertig, sozusagen. Und dann 
kann man von dort aus weiter gucken. Das 
heißt, diese Vernetzung der Integrationsbe­
auftragten ist sehr wichtig.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 12)

Neben dem fachlichen Austausch kann die  
Vernetzung mit anderen Integrationsbeauftrag-
ten auch zur Stärkung der eigenen beruflichen 
Resilienz für die kommunale Arbeit führen, wie 
eine Person beschreibt: 

„Diese Form von Resilienz durch Fachlichkeit, 
von Resilienz durch Solidarität sozusagen. 
Man muss Verbündete suchen. Den findet  
man immer in dem nächsten Integrations­
beauftragten.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 12)

Darüber hinaus eröffnet die Rolle der Integra-
tionsbeauftragten die Möglichkeit, sowohl hori-
zontale als auch vertikale Vernetzungsarbeit zu 
leisten. Während sich horizontale Vernetzung 
auf den Austausch zwischen gleichgestellten 
Ebenen – etwa zwischen Kommunen oder zwi-
schen Ämtern innerhalb eines Landkreises – 

bezieht, umfasst vertikale Vernetzung den Aus-
tausch über verschiedene Verwaltungsebenen 
hinweg. In den Interviews wird deutlich, wie 
bedeutsam diese doppelte Perspektive für die 
Integrationsarbeit ist. Eine befragte Person 
beschreibt diese besondere Reichweite so: 

„Weil diese Flexibilität eben nicht nur, ich 
sage jetzt mal, horizontal in der eigenen Ebene 
funktioniert, dass man sagt, Kommune zu 
Kommune oder im Landkreis die Kommunen 
oder Amt zu Amt, sondern eben auch, und  
jetzt vertikal denken, dass man sagt, auch 
Kommune zu Landkreis mal sprechen kann 
oder dann eben Kommune, Land oder eben 
auch mal auf Bundesebene. Wir haben auch 
Austausch auf europäischer Ebene in gewis­
sen Punkten.“ 
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 17)

Diese Möglichkeit, auf mehreren Ebenen – lokal, 
regional, landes- und bundesweit sowie punk-
tuell sogar europäisch – in den Austausch zu 
treten, wird von vielen Integrationsbeauftragten 
als besonders wertvoll beschrieben. Teilweise 
wird sie sogar als ein privilegierter Zugang 
bewertet, da sie nicht nur zusätzliche Informati-
ons- und Unterstützungsressourcen erschließt, 
sondern auch die eigene Handlungsfähigkeit 
stärkt. Die Kombination aus horizontaler und 
vertikaler Vernetzung erweitert damit den fach-
lichen Horizont und ermöglicht es, Impulse aus 
unterschiedlichen Verwaltungsebenen für die 
Arbeit vor Ort nutzbar zu machen.

Kooperationen zwischen den Kreisen
Innerhalb der Landkreise lässt sich ein teil-
weise stark ausgeprägtes Muster an Koopera-
tionen finden, insbesondere zwischen den 
Gemeinden desselben Landkreises. Wie sehen 
aber die Kooperationsstrukturen auf Kreis-
ebene aus? Auch hier zeigt sich ein Muster des 
regen Austausches zwischen den Stadt- und 
Landkreisen. In der Befragung der 44 Stadt- 
und Landkreise nennen lediglich 18 Prozent 
der Kreise keine Kooperation mit anderen  
Kreisen; 32 Prozent der Kreise geben an, mit  

ein bis zwei weiteren Kreisen zu kooperieren,  
18 Prozent kooperieren mit drei bis vier und  
16 Prozent der Kreise mit fünf oder mehr Kreisen. 
Insgesamt ist kreisübergreifender Austausch 
damit weit verbreitet (siehe Tabelle A2.7.7 im 
Anhang).

Es zeigen sich jedoch Unterschiede nach Lage 
und siedlungsstrukturellem Kreistyp. 78 Pro-
zent der Stadtkreise gaben Kooperationen mit 
ein bis zwei Kreisen an, 11 Prozent meldeten 

keine Kooperation. In städtischen Landkreisen 
lag der Anteil ohne Kooperation bei 12 Prozent, 
19 Prozent kooperieren mit ein bis zwei, 31 Pro-
zent mit drei bis vier und 23 Prozent mit fünf 
oder mehr Kreisen. In ländlichen Landkreisen 

ist die kreisübergreifende Zusammenarbeit 
schwächer ausgeprägt: 44 Prozent nennen 
keine Kooperation, 22 Prozent arbeiten mit ein 
bis zwei und 11 Prozent mit fünf oder mehr 
Kreisen zusammen.

Vertikale Kooperationsstrukturen zwischen 
Landkreisen und Gemeinden
Wie sich in den vorherigen Analysen gezeigt 
hat, sind Kooperationen zwischen Gemeinden 
vorhanden, jedoch noch nicht flächendeckend; 
wo sie bestehen, konzentrieren sie sich über-
wiegend auf den eigenen Landkreis. Landkreise 
können dieses Miteinander durch passende 
Strukturen initiieren und verstetigen. Eine zen
trale Rolle spielen dabei Integrationsnetzwerke. 
Gemeint sind damit Strukturen, die den konti-
nuierlichen Informationsaustausch sichern und 
die Vernetzung zwischen Kreis, Gemeinden und 
weiteren Akteuren stärken. 

Sie ermöglichen, Bedarfe im Integrationsbereich 
frühzeitig zu erkennen, gemeinsame Strategien 
und Lösungswege zu beraten und bei Bedarf 
tragfähige Konzepte zu entwickeln. Ein promi-
nentes Beispiel für ein solches Integrations-
netzwerk ist das landesweite „Netzwerk Inte
gration“, das vom Land Baden-Württemberg 
gefördert wird. 

Insgesamt gibt mit 86 Prozent der überwie-
gende Großteil der befragten Landkreise an,  
ein Integrationsnetzwerk eingerichtet zu haben 
(siehe Tabelle A2.7.8 im Anhang). Die dort 
behandelten Themen fokussieren klar die 
direkte Unterstützung von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte (siehe Abbildung 2.7.5). 
In über zwei Dritteln der Landkreise ist Sprach-
förderung ein zentrales Thema (70 Prozent), mit 
etwas Abstand wird die Arbeitsmarktintegration 
genannt (etwa 47 Prozent). Ebenfalls adressiert 
werden soziale Integration (etwa 27 Prozent) 

und Unterstützung bei Behördengängen (etwa 
23 Prozent). Darüber hinaus dienen die Netz-
werke dem Austausch zwischen Gemeinden 
und Kreisverwaltung, etwa zu integrationspoli-
tischen Schwerpunkten (30 Prozent) und zur 
Vernetzung (etwa 23 Prozent; für weitere inhalt-
liche Schwerpunkte siehe auch Tabelle A2.7.9 
im Anhang).

Ein Ziel der Integrationsnetzwerke ist es, den 
Austausch und die Kooperationen zwischen 
Gemeinden zu fördern. Das wird auch in dem 
in Abbildung 2.7.5 aufgeführten Austausch zu 
integrationspolitischen Themen sichtbar. Der 
Vergleich der Gemeinden in Landkreisen mit 
Integrationsnetzwerk mit jenen in Landkreisen 
ohne ein solches Netzwerk zeigt jedoch kaum 
Unterschiede in der Zahl der Kooperationen 
(siehe Tabelle A2.7.10 im Anhang): 22 Prozent 
der Gemeinden in Landkreisen mit Integrations-
netzwerk berichten mindestens eine Koopera-
tion, in Landkreisen ohne Integrationsnetzwerk 
sind es rund 16 Prozent.

Kooperationen entstehen demnach nicht aus-
schließlich über die Netzwerke, sondern offen-
bar auch über andere Wege. Einschränkend ist 
zu beachten, dass die Erhebung möglicherweise 
nur einen Teil der relevanten Strukturen auf 
Kreisebene erfasst hat. Landkreise können die 
Zusammenarbeit ihrer Gemeinden auch über 
andere Instrumente fördern, die nicht unter dem 
Titel „Integrationsnetzwerk“ laufen und in den 
vorliegenden Daten nicht abgebildet sind.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 30 Landkreise mit Integrationsnetzwerk. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund der Möglichkeit, bis 
zu drei Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. Lesebeispiel: 70 Prozent der Landkreise, die angeben, dass ein Integra-
tionsnetzwerk in ihrem Kreis existiert, geben Sprachförderung als einen inhaltlichen Schwerpunkt an.

Abbildung 2.7.5: Welche inhaltlichen Schwerpunkte hat dieses Netzwerk?  
Bitte wählen Sie bis zu drei der wichtigsten Schwerpunkte aus.
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Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empiri-
schen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Stärkung von Programmen, die interkommu­
nale Kooperationsstrukturen fördern 

Die Analysen in diesem Abschnitt zeigen, dass 
interkommunale Zusammenarbeit stattfindet, 
aber ungleich verteilt ist. Stärkere Vernetzungen 
treten häufiger in städtisch geprägten Regio-
nen und vor allem bei größeren Gemeinden 
auf; kleinere Kommunen kooperieren seltener, 
was unter Umständen auf mangelnde Kapazi-
täten, aber auch auf geringere Bedarfe zurück-
zuführen sein könnte (Schammann et al., 2020). 
Ein höherer Anteil von Menschen mit  

Einwanderungsgeschichte geht mit mehr 
Kooperation einher. Über Landkreisgrenzen 
hinweg sind Kooperationen deutlich seltener 
und werden vor allem von größeren Gemein-
den eingegangen. Demgegenüber sind Integ-
rationsnetzwerke auf Kreisebene weit verbrei-
tet und schaffen dabei Austauschformate, 
scheinen aber nicht der zentrale Auslöser von 
Kooperation zwischen den Gemeinden eines 
Landkreises zu sein. 

Stattdessen zeigen die Analysen, dass VwV-
Integrationsbeauftragte ein zentraler Baustein 
dafür sein können, dass Gemeinden mehrere 
Kooperationspartner auf Gemeindeebene 
haben. Daher sollte das Programm der VwV 
Integrationsbeuaftragten beibehalten werden 
und ein Ausbau geprüft werden. Weiterhin ist 
zu überlegen, ob die Vergabe der VwV-geför-
derten Stellen strikt am Bedarf orientiert sein 

sollte (Größe, Ressourcenlage, Migrations-
anteil). Bei finanziellen Restriktionen sollten 
kapazitätsschwache Kommunen anhand trans-
parenter Vergabekriterien priorisiert werden, 
um einen Matthäus-Effekt, also die Begünsti-
gung ohnehin ressourcenstarker Kommunen, 
zu verhindern.

Stärkung des Bewusstseins für den Aus­
tausch zu Best-Practice-Modellen

Gleichwohl ist das Ausbleiben von Kooperatio-
nen nicht zwingend als Defizit zu werten. Es 
kann schlicht keinen Bedarf geben – etwa weil 
in der Gemeinde nur sehr wenige Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte leben oder weil 
vorhandene Strukturen und Abläufe die Aufga-
ben verlässlich abdecken. Zudem ist denkbar, 
dass auch der Landkreis zentrale Funktionen 
so gut wahrnimmt, dass zusätzliche gemeinde-
übergreifende Abstimmungen nicht unbedingt 
notwendig sind. 

Dort, wo Integration besonders gut gelingt, 
bietet es sich allerdings an, diese Erfahrung 
gezielt weiterzugeben. Gemeinden mit erprob-
ten Lösungen könnten – etwa in Tandems oder 
durch praxisnahe Leitfäden – mit Kommunen 
in Kontakt treten, die vor größeren Herausfor-
derungen stehen. So wird vorhandenes Wissen 
nutzbar gemacht, ohne überall neue Strukturen 
aufbauen zu müssen. Städte und Gemeinden, 
die bei der Lösung von Integrationsfragen 
erfolgreich sind, könnten Partnerschaften mit 
weniger erfahrenen Gemeinden im Landkreis 
eingehen. So ließe sich der Transfer sicherstellen 
und es würde die Möglichkeit gegeben, Best-
Practice-Ansätze zu übernehmen und auch 
weniger erfolgreiche Ansätze schon im Vorfeld 
auszuschließen. Schließlich ist eine systemati-
sche Evaluation der kurz-, mittel- und langfris-
tigen Folgen dieser Kooperationen sinnvoll,  
sei es auf Gemeinde- oder Kreisebene, um  
eine Stärkung von Netzwerkstrukturen zu  
legitimieren. 
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2.8	  
Erfolge, Gelingensbedingungen  
und bestehende Herausforderungen 
in den Kommunen –  
eine Zwischenbilanz

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Integration wird von den VwV-Integrationsbeauftragten insbesondere dann als  

gelungen angesehen, wenn Menschen mit Einwanderungsgeschichte gleichberechtigt 
an verschiedenen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens teilhaben können. 

• �Als größte Herausforderungen für die Integrationsarbeit geben die Kommunen  
einen Mangel an geeignetem Wohnraum, fehlende personelle Kapazitäten und  
Zeitressourcen sowie eine unzureichende Finanzierung von Integrationsmaßnahmen 
oder -strukturen an. 

• �Zu den wesentlichen Gelingensbedingungen erfolgreicher Integrationsstrukturen 
gehört die Einrichtung und Förderung von Integrationsbeauftragten. Unter den VwV-
Integrationsbeauftragten schätzt mehr als die Hälfte ihre Arbeit in den Kommunen  
als eher wirkungsvoll oder sehr wirkungsvoll ein. 

• �Die Wirksamkeit der Arbeit von Integrationsbeauftragten wird insbesondere durch zu 
geringe oder fehlende politische Rückendeckung sowie eine schwache institutionelle 
Verankerung der kommunalen Integrationsarbeit begrenzt. Förderlich wirken sich 
demgegenüber fundiertes Fach- und Erfahrungswissen, eine gute interne Anbindung 
an die Verwaltung sowie eine breite Vernetzung aus. 

• �Der wichtigste Handlungsbedarf für die kommunale Integrationsarbeit besteht aus 
Sicht der VwV-Integrationsbeauftragten im Bereich Wohnen und Unterbringung. 

Die bisherigen Analysen haben einen ausführ-
lichen Überblick über die kommunalen Integra-
tionsstrukturen in Baden-Württemberg gegeben. 
Es zeigt sich, dass diese in ihrer Ausgestaltung 
und Wirksamkeit zwischen den Kommunen vari-
ieren. Manches ist in den Kommunen bereits fest 
etabliert: Integrationsbeauftragte fungieren 
vielerorts als zentrale Anlauf-, Beratungs- und 
Koordinationsstellen, es werden vielfältige 
Maßnahmen angeboten, Interessenvertretungen 
eingebunden und Kommunen vernetzen sich 
miteinander – auch landkreisübergreifend. 

Zugleich wird deutlich, dass kleinere ländliche 
Gemeinden häufiger ohne institutionalisierte 
Anlaufstellen auskommen und fehlende Res-
sourcen den Aufbau und die Verstetigung von 
integrationsfördernden Strukturen sowie die 
interkulturelle Öffnung teilweise erschweren. 
An dieser Stelle soll deshalb eine Zwischen
bilanz über bewährte Ansätze, bestehende  
Herausforderungen und Handlungsoptionen 
gezogen werden, die sich aus den Ergebnissen 
der kommunalen Befragungen ableiten lassen.

Gelingensbedingungen integrationsfördern­
der Strukturen in den Kommunen: Was  
erweist sich als wirksam – und für wen?
Um zu analysieren, welche Bedingungen aus 
Sicht der kommunalen Integrationsbeauftragten 
zu erfolgreicher Integration beitragen, ist es 
zunächst sinnvoll, ihr Verständnis von Inte
gration näher in den Blick zu nehmen. Die Frage, 
was unter Integration zu verstehen ist, wer sie 
verantwortet und wann sie als abgeschlossen 
gelten kann, ist Gegenstand intensiver gesell-
schaftlicher und wissenschaftlicher Debatten. 
Um unterschiedliche Integrationsverständnisse 
der Befragten differenziert erfassen und präzise 
beschreiben zu können, wurden Integrationsbe-
auftragte explizit gebeten darzulegen, wie sie 
„gelungene Integration“ definieren.37 Die Rück-
meldungen zeichnen ein vielschichtiges Bild 
(siehe Abbildung 2.8.1). Insgesamt 123 VwV-
Integrationsbeauftragte haben die offen for-
mulierte Frage nach gelungener Integration 
beantwortet, am häufigsten wurden hierbei 
Aspekte genannt, die sich als „Gleichberechtigte 
Teilhabe an verschiedenen Lebensbereichen“ 
zusammenfassen lassen. In diese Kategorie 
fallen beispielsweise Aussagen, die den gleich-
berechtigten Zugang und die Teilhabe an ver-
schiedenen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens thematisieren oder sich dafür ausspre-
chen, dass Integration dann gelungen ist, wenn 
die Herkunft einer Person keine Rolle mehr 
spielt und Vielfalt zur Normalität wird. 

Häufig genannt wurde zudem, dass Integration 
gelingt, wenn Personen mit und ohne Einwande-
rungsgeschichte sich aktiv aufeinander zube-
wegen, interkulturell öffnen und ein wertschät-
zendes Miteinander gestalten. Es zeigt sich 
auch hier, dass Integration aus Sicht einiger 
VwV-Integrationsbeauftragter nicht als einseiti-
ger Prozess zu verstehen ist und eine wechsel-
seitige Öffnung von Aufnahmegesellschaft und 
Eingewanderten erfordert. Hierzu zählt sowohl 
die Wahrnehmung und Anerkennung von Vielfalt 

als Bereicherung als auch ein wertschätzen-
des, diskriminierungsfreies Zusammenleben. 
Dass Eingewanderte ökonomisch unabhängig 
sind und ihr Leben eigenständig und selbstbe-
stimmt führen können, kann aus Sicht der 
befragten VwV-Integrationsbeauftragten eben-
falls als gelungene Integration aufgefasst werden. 
Gemeint ist hiermit zum Beispiel die Teilhabe 
am Arbeitsmarkt, eine geregelte Tagesstruktur 
und die Unabhängigkeit von staatlichen Leis-
tungen. Integration ist aus Sicht der befragten 
Integrationsbeauftragten außerdem dann 
gelungen, wenn Eingewanderte über gute 
Sprachkenntnisse verfügen, in einer eigenen 
Wohnung wohnen oder sozial gut eingebunden 
sind. Die Bedeutung, die eine eigene Wohnung 
für den Integrationsprozess von Eingewander-
ten haben kann, wird auch in einem Interview 
deutlich:

„Wir merken einfach, was für ein unglaublicher 
Booster das ist, sobald eine private Wohnung 
gefunden wurde, sobald sie sozusagen in sehr 
normalen, stabilen Verhältnissen wohnen, 
merken wir einfach, da geht einfach die 
Selbstständigkeit noch rapider los. Es ist 
wirklich ein Booster.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 21)

Integration kann zudem aus Sicht der befragten 
Integrationsbeauftragten auch dann als gelun-
gen gelten, wenn sich bei Eingewanderten ein 
Gefühl der Zugehörigkeit einstellt und sie sich 
wohl und sicher fühlen. Auch die Identifikation 
mit lokalen Werten wie der demokratischen 
Grundordnung oder der geschlechtlichen 
Gleichstellung und ein gleichberechtigter 
Zugang zu Bildung können ein Kennzeichen  
für gelungene Integration sein. Schließlich  
wurden unter gelungener Integration auch 
Strukturen genannt, die diese ermöglichen. 

37 �Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu geben, ist die Summe 
der Prozentangaben größer als 100. Von 144 VwV-Integrationsbeauftragten haben 21 keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Pro-
zentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 50 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten sehen Integration als gelungen an, wenn 
Eingewanderte gleichberechtigt an verschiedenen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens teilnehmen können.

Abbildung 2.8.1: Was bedeutet für Sie „gelungene Integration“? (Offene Angabe)
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Ein kurzer Rückblick auf die vorangegangenen 
Abschnitte zeigt, dass viele der Aspekte, die 
unter „gelungener Integration“ gefasst werden, 
bereits durch Maßnahmen und Förderungen 
adressiert werden. In allen Stadt- und fast allen 
Landkreisen sowie in über drei Viertel der 
Gemeinden existieren Integrationsbeauftragte 
bzw. zuständige Stellen, insbesondere größere 
und diversere Kommunen verfügen häufiger 
über solche Strukturen. Knapp die Hälfte der 
Kommunen hat zudem ein Integrationskonzept 
erarbeitet – dessen Wirksamkeit und tatsäch-
liche Anwendung in der Praxis hängt von ver-
schiedenen Faktoren wie der Beteiligung unter-
schiedlicher Akteure und einer regelmäßigen 
Überprüfung und Fortschreibung ab. In den 
Stadtkreisen sind Interessenvertretungen wie 
Integrationsbeiräte und -ausschüsse bereits 
vielfach etabliert und eingebunden. Das gilt 
auch für Migrantenselbstorganisationen. Unter 

den zivilgesellschaftlichen Akteuren werden 
besonders ehrenamtliche Initiativen als aktive 
Unterstützung der Integrationsarbeit vor Ort 
wahrgenommen. Je nach Bevölkerungsgröße, 
Anteil an Personen mit Einwanderungsge-
schichte und Ressourcen der Kommunen wer-
den vielerorts zudem vielfältige Integrations-
maßnahmen angeboten – insbesondere im 
Bereich der Sprachförderung. Maßnahmen im 
Bereich der interkulturellen Öffnung, Antidiskri-
minierung und der Umgang mit religiöser Vielfalt 
sind, vor allem in den Stadtkreisen, als Hand-
lungsfelder etabliert. Kommunen mit einem 
höheren Anteil an Personen mit Einwande-
rungsgeschichte setzen hier häufiger Maßnah-
men um. Insbesondere größere Gemeinden in 
städtischen Regionen kooperieren zudem mit 
anderen Gemeinden. VwV-Integrationsbeauf-
tragte erhöhen nachweislich die Wahrschein-
lichkeit dieser interkommunalen Kooperationen.

Bestehende Herausforderungen und Bedarfe 
der kommunalen Integrationsarbeit
Wenngleich bereits zahlreiche förderliche 
Strukturen etabliert worden sind, bestehen in 
der kommunalen Integrationsarbeit nach wie 
vor einige strukturelle Defizite. Die Gemeinden, 
Stadt- und Landkreise wurden im Rahmen des 
vorliegenden Berichts konkret danach gefragt, 
was sie als größte Herausforderung für ihre 
Integrationsarbeit identifizieren. Diese offen 
formulierte Frage wurde insgesamt von 531 
Kommunen beantwortet. 

Die Antworten zeigen eine große Bandbreite an 
Themenfeldern, die von Infrastrukturproblemen 
über die gesellschaftliche Stimmung bis hin zu 
bürokratischen Hürden vielfältige Problemlagen 
aufzeigen. Diese Themenfelder sind in Abbil-
dung 2.8.2 in Form einer Wortwolke abgebildet; 
häufigere Nennungen werden dabei größer dar-
gestellt, weniger häufig genannte Themenfelder 
sind dagegen entsprechend kleiner abgebildet. 
Der Bereich „Wohnen und Unterbringung“ wird 
am häufigsten als Herausforderung für die kom-
munale Integrationsarbeit genannt. Hierzu zählt 
vor allem fehlender bezahlbarer Wohnraum. 

Hinzu kommt, dass eingewanderte Menschen 
aufgrund des Mangels an Wohnraum zum Teil 
deutlich länger als geplant in der kommunalen 
Anschlussunterbringung verbleiben müssen. 
Auch der Personal- und Zeitmangel scheint eine 
große Herausforderung darzustellen: Konkret 
erwähnt werden hier beispielsweise ein Mangel 
an Personal in Behörden, an Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeitern, pädagogischen Fachkräften 
in der Kinderbetreuung und an Lehrpersonal. 
Zudem stellen begrenzte finanzielle Mittel Kom-
munen vor große Herausforderungen. Genannt 
werden hierbei beispielsweise die Kosten für 
Maßnahmen wie Sprachkurse. Mehrfach wird 
implizit oder direkt der Wunsch nach einer dau-
erhaften, zuverlässigen Finanzierung geäußert. 

Darüber hinaus werden auch Sprachbarrieren 
sowie fehlende Möglichkeiten der Sprachför-
derung und Sprachmittlung sowie die gesell-
schaftliche Stimmung und das politische Klima 
häufig als Herausforderungen für die kommu-
nale Integrationsarbeit genannt.
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Abbildung 2.8.2: Was sind die größten Herausforderungen für die Integrationsarbeit in Ihrer Kom-
mune? (Offene Angabe)

Datenquelle: eigene Erhebung, 31 Landkreise, 8 Stadtkreise, 492 Gemeinden. Lesebeispiel: Ein Mangel an Wohnraum wurde am häufigsten als 
Herausforderung für die kommunale Integrationsarbeit angegeben.

Vor dem Hintergrund der in den Abschnitten 
2.1–2.7 dargestellten Befunde kann im Hinblick 
auf kommunale Herausforderungen in der Inte
grationsarbeit festgehalten werden: 

Vor allem in kleineren ländlichen Gemeinden 
fehlen personelle und finanzielle Kapazitäten 
für die Einrichtung von Integrationsbeauftrag-
ten oder zuständigen Organisationseinheiten. 
Die fehlenden Ressourcen wirken sich zudem 
auf die interkulturelle Öffnung, die Beteiligung 
von Interessenvertretungen, die Vernetzung 
sowie die Umsetzung von Maßnahmen aus. 
Teilweise sind Integrationsbeauftragte nur 
unzureichend in Gremien, Regeldienste und 
Verwaltungsabläufe eingebunden, was ihre 
Wirksamkeit mindert. Dass Integrationsarbeit 
häufig projektbezogen finanziert wird, führt zu 
Brüchen und verhindert die Verstetigung von 
Maßnahmen. Größere städtische Kommunen 
verfügen häufiger über Integrationsbeauftragte, 

Konzepte, Netzwerke und aktive Migranten-
selbstorganisationen, wohingegen kleinere 
ländliche Gemeinden weniger gut ausgestattet 
sind, seltener mit anderen Gemeinden koope-
rieren und seltener Interessenvertretungen  
wie Integrationsräte oder Migrantenselbstor-
ganisationen etablieren beziehungsweise in 
Entscheidungsprozesse einbinden. Kooperatio-
nen über Landkreisgrenzen sind insgesamt rar 
und konzentrieren sich auf größere Städte mit 
einem höheren Anteil an Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte. Integrationsräte und 
-ausschüsse sind ebenfalls insgesamt wenig 
verbreitet, fehlende oder schwache Anhörungs-, 
Informations- und Rederechte sowie eine feh-
lende Anbindung an Politik und Verwaltung 
begrenzen ihren Einfluss. 

Ein Werkzeug, das die Arbeit von Integrations-
beauftragten strukturieren und systematisieren 
kann, sind Integrationskonzepte. Diese sind in 

knapp der Hälfte aller befragten Kommunen in 
Baden-Württemberg erarbeitet worden, wobei 
hier keine Aussage darüber getroffen werden 
kann, ob und inwiefern sie tatsächlich als Leit-
faden für die Integrationsarbeit genutzt werden. 
Integrationskonzepte können eine wirkungsvolle 
strategische Grundlage für die Integrationsarbeit 
von Kommunen bilden, wenn sie regelmäßig 
überprüft, fortgeschrieben und in der Praxis 
umgesetzt werden. Ihre Wirksamkeit steht und 
fällt damit, ob sie praxisnah und unter Einbe-
ziehung relevanter Akteure entwickelt werden. 
Fehlende personelle und finanzielle Ressourcen 
wurden dabei neben einem fehlenden Bedarf 
von Seiten der Zivilgesellschaft oder Kommu-
nalpolitik als häufigste Gründe dafür genannt, 
warum es kein Integrationskonzept gibt. 

Im Hinblick auf die Beteiligung von institutio-
nalisierten Interessenvertretungen zeigt sich, 
dass Integrationsbeiräte und -ausschüsse in 
Baden-Württemberg mit Ausnahme der Stadt-
kreise insgesamt wenig verbreitet sind. Da die 
Einrichtung und Beteiligung eines solchen 
Gremiums im PartIntG nicht verpflichtend  
vorgeschrieben ist und in den Bereich der frei-
willigen kommunalen Integrationsaufgaben 
fällt, hängt diese stark von der Gemeindegröße 
und den verfügbaren Ressourcen ab. Insbeson-
dere Integrationsausschüsse, die organisatorisch 
zumeist stärker in die kommunalen Entschei-
dungsstrukturen eingebunden werden und über 
mehr Rechte verfügen, werden in Gemeinden 
und Landkreisen nur sehr selten eingerichtet.

Eine Herausforderung ergibt sich ganz grund-
legend aus der uneinheitlichen Bezeichnung 
dieser Gremien, die mal als „Integrationsrat“, 
mal als „Migrationsrat“ oder als „Helferkreis“ 
geführt werden. Die unterschiedlichen Bezeich-
nungen erschweren ein gemeinsames Selbst-
verständnis, zudem ist es für Politikerinnen und 
Politiker sowie zivilgesellschaftliche Akteure 
dadurch womöglich nicht immer transparent 
und verständlich, wie sich Integrationsräte 
konstituieren und welche Rechte sie haben.  

Ob Integrationsbeiräte und -ausschüsse Ein-
fluss auf kommunale Entscheidungsprozesse 
nehmen können, ist davon abhängig, ob ein 
Bedarf erkannt wird und eine enge Zusammen-
arbeit mit politischen Entscheidungsträgerinnen 
und Entscheidungsträgern stattfindet. Integra-
tionsbeiräte haben oft dort weniger Einfluss,  
wo die Einbindung über den Gemeinderat nicht 
oder nur schwach ausgeprägt ist. In Gremien 
mit Gemeinderätinnen und -räten eröffnen sich 
demgegenüber mehr Einflussmöglichkeiten. 

Im Hinblick auf etablierte Maßnahmen in der 
Integrationsarbeit zeigt sich, dass Projekte oder 
Programme, die sich mit Antidiskriminierung 
oder politischer Partizipation beschäftigen, 
deutlich unterrepräsentiert sind. Teilweise sind 
Gemeinden nicht hinreichend über Angebote 
der Landkreise informiert, fehlende Transpa-
renz und Kommunikationswege führen hier zu 
ungenutzten Unterstützungsleistungen. Bei 
der interkulturellen Öffnung besteht eine Dis-
krepanz zwischen dem hohen Handlungsbedarf 
und der tatsächlichen Umsetzung, reine Fort-
bildungen greifen hier zu kurz, vielmehr bedarf 
es umfangreicher und wiederkehrender Schu-
lungen, die dabei unterstützen, eine gefestigte 
Haltung zu entwickeln. Die interkommunale 
Zusammenarbeit über Landkreisgrenzen ist 
selten und konzentriert sich auf größere, res-
sourcenstarke Kommunen. Kapazitätsschwä-
chere Gemeinden kooperieren seltener, obwohl 
gerade dort Vernetzung entlasten könnte. 

Insgesamt zeigt sich eine Diskrepanz zwischen 
den als gelungene Integration genannten 
Aspekten wie der gleichberechtigten Teilhabe 
in unterschiedlichen Lebensbereichen, dem 
Zugang zu Bildung sowie einem selbstbestimm-
ten Leben und Wohnen – und den als Heraus-
forderung identifizierten Aspekten, etwa dem 
Mangel an Wohnraum sowie den finanziellen 
und personellen Engpässen in den Kommunen. 
An dieser Stelle stellt sich die Frage, wie diese 
Lücken gezielt adressiert werden können.
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Integrationsbeauftragte können als zentrale 
Akteure die Lücken im Bereich der Integration 
erkennen und adressieren (siehe Abschnitt 2.1). 
Sie übernehmen eine koordinierende Funktion 
in den Kommunen, indem sie Integrationskon-
zepte entwickeln, relevante Akteure der Inte
grationsarbeit systematisch erfassen und ein 
belastbares Netzwerk – auch über die eigene 
Kommune hinaus – aufbauen. Durch ihren 
umfassenden Überblick über bestehende Ange-
bote und Bedarfe sind sie in der Lage, Anliegen 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
gezielt an die Verwaltung heranzutragen und 
passgenaue Maßnahmen zur Förderung von 
Integration zu initiieren. Somit tragen sie  

maßgeblich dazu bei, die Teilhabe von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte am gesellschaft-
lichen Leben zu stärken und Integrationspro-
zesse strukturiert zu gestalten. Im folgenden 
Abschnitt werden deshalb ihre Rolle und 
Gestaltungsmöglichkeiten in der kommunalen 
Integrationsarbeit noch einmal näher beschrie-
ben. 

Zunächst zeigt sich, dass die befragten VwV-
Integrationsbeauftragten ihre Einflussmöglich-
keiten auf kommunale Entscheidungsprozesse 
als eher gering oder sogar sehr gering einschät-
zen (siehe Abbildung 2.8.3). 

Strukturelle Stärkung von Integrations­
beauftragten als Bestandteil integrativer  
Governance?

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Lesebeispiel: 44,4 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten bewerten ihre  
Einflussmöglichkeiten auf kommunale Entscheidungsprozesse als eher gering.

Abbildung 2.8.3: Wie bewerten Sie den Einfluss Ihrer Tätigkeit auf kommunale  
Entscheidungsprozesse?
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44 Prozent der befragten VwV-Integrations
beauftragten beantworten diese Frage mit 
„eher gering“. 12 Prozent geben an, einen „sehr 
geringen“ Einfluss zu haben und 4 Prozent 
sehen keine Einflussmöglichkeiten auf kom-
munale Entscheidungsprozesse. Demgegen-
über schätzen 26 Prozent ihren Einfluss als 
„eher groß“ und etwa 3 Prozent als „sehr groß“ 
ein. Somit sehen mehr als die Hälfte der befrag-
ten Integrationsbeauftragten ihre Einflussmög-

lichkeiten auf kommunale Entscheidungspro-
zesse als eher gering, sehr gering oder nicht 
vorhanden an. Ihre Einflussmöglichkeiten 
scheinen an dieser Stelle somit an Grenzen zu 
stoßen. Fragt man die VwV-Integrationsbeauf-
tragten nach der Wirksamkeit ihrer Arbeit auf 
die kommunale Integrationspolitik insgesamt, 
zeigt sich ein etwas anders gelagertes Bild 
(siehe Abbildung 2.8.4).

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Lesebeispiel: 52,1 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten bewerten ihre Arbeit 
als eher wirkungsvoll.

Abbildung 2.8.4: Wie bewerten Sie die Wirksamkeit Ihrer Arbeit als Integrationsbeauftragte oder 
Integrationsbeauftragter auf die kommunale Integrationspolitik insgesamt?
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Über 60 Prozent der befragten Integrations
beauftragten geben an, dass ihre Arbeit eher 
oder sehr wirkungsvoll auf die kommunale  
Integrationsarbeit insgesamt einwirkt. Dem-
gegenüber beschreiben 18 Prozent ihre Arbeit 
als eher nicht und 7 Prozent als überhaupt  
nicht wirkungsvoll. 

Welche Faktoren tragen dazu bei, dass Inte
grationsbeauftragte ihre Arbeit als sinnvoll und 
wirksam erleben? Und was hemmt ihre Einfluss- 
und Gestaltungsmöglichkeiten? In Abbildung 
2.8.5 werden einige Aspekte aufgeführt, die 

Integrationsbeauftragte, die ihre Wirksamkeit  
in der Kommune als eher nicht wirkungsvoll 
oder überhaupt nicht wirkungsvoll einschätzen, 
als Hemmnisse für ihre Arbeit erkennen. Zentral 
scheint hierbei die fehlende politische Rücken-
deckung zu sein – sie wird von 64 Prozent dieser 
Gruppe an Integrationsbeauftragten als Heraus-
forderung angegeben. Ein weiteres wichtiges 
Hindernis scheint zudem die schwache institu-
tionelle Verankerung der Integrationsarbeit zu 
sein. Diese wird in dieser Gruppe von 61 Prozent 
angegeben. 
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Weitere Herausforderungen ergeben sich für 
jeweils 39 Prozent der Integrationsbeauftrag-
ten, die ihre Wirksamkeit in der Kommune als 
eher nicht wirkungsvoll oder überhaupt nicht 
wirkungsvoll einschätzen, aus der fehlenden 
gesellschaftlichen Akzeptanz für Integrations-
maßnahmen, einer begrenzten Stundenzahl 
und mangelnden personellen Ressourcen. 
Weiterhin genannt werden die fehlende interne 
Anbindung an die Verwaltung (36 Prozent) 
sowie begrenzte finanzielle Mittel (33 Prozent). 

Hier zeigen sich erneut einige der zu Beginn 
des Abschnitts in Abbildung 2.8.2 aufgeführten 
zentralen Herausforderungen der kommunalen 
Integrationsarbeit. Auch die fehlende Versteti-
gung der Finanzierung, die unzureichende 
Bekanntheit der eigenen Stelle, unklare Zustän-
digkeiten, fehlende eigene Erfahrung oder 
Fachkompetenz, fehlende fachliche Begleitung 
sowie fehlende externe Netzwerke und Partner 
stellen Integrationsbeauftragte vor Herausfor-
derungen.  

Datenquelle: eigene Erhebung, 36 VwV-Integrationsbeauftragte, die ihre Arbeit als eher nicht wirkungsvoll oder überhaupt nicht wirkungsvoll ein-
schätzen. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. Lesebeispiel: 63,9 
Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten, die ihre Arbeit als eher nicht wirkungsvoll oder überhaupt nicht wirkungsvoll einschätzen, geben fehlende 
politische Rückendeckung als Herausforderung für die Wirksamkeit ihrer Arbeit an.

Abbildung 2.8.5: Welche Herausforderungen behindern die Wirksamkeit Ihrer Arbeit als Integra-
tionsbeauftragte oder Integrationsbeauftragter? Bitte geben Sie alles an, was zutrifft.
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Um neben Herausforderungen auch begünsti-
gende Rahmenbedingungen zu identifizieren, 
wurden diejenigen Integrationsbeauftragten, 
die ihre Arbeit als eher wirkungsvoll oder sehr 
wirkungsvoll erleben, in der Erhebung ergän-
zend dazu gefragt, welche Faktoren diese 
Wirksamkeit erhöhen. In Abbildung 2.8.6 zeigt 
sich, dass die befragten Integrationsbeauf-
tragten es als besonders förderlich empfinden, 
wenn sie auf eigenes Erfahrungswissen und 
Fachkompetenz zurückgreifen können und 
intern gut an die Verwaltung angebunden sind. 
Diese Faktoren werden in dieser Gruppe der 
VwV-Integrationsbeauftragten von über 80 
Prozent als förderlich benannt. Darüber hinaus 
sehen die Befragten es als hilfreich an, wenn 

sie über externe Netzwerke und Partner ver-
fügen, mit denen sie sich austauschen können. 
Diesen Aspekt nennen 75 Prozent der Integra-
tionsbeauftragten, die ihre Arbeit als eher oder 
sehr wirkungsvoll erleben. Weitere förderliche 
Faktoren sind zudem der Zugang zu Förder-
mitteln, die Verstetigung der Finanzierung und 
dass die eigene Stelle bekannt ist und durch 
politische Akteure unterstützt wird. Auch eine 
starke institutionelle Verankerung der Integra-
tionsarbeit, die gesellschaftliche Akzeptanz  
für Integrationsmaßnahmen, ausreichende  
personelle und zeitliche Ressourcen sowie klare 
Zuständigkeiten und eine fachliche Begleitung 
werden als förderliche Faktoren genannt.

Datenquelle: eigene Erhebung, 87 VwV-Integrationsbeauftragte, die ihre Arbeit als eher wirkungsvoll oder sehr wirkungsvoll einschätzen. Anmerkung: 
Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. Lesebeispiel: 82,8 Prozent der Integra-
tionsbeauftragten, die ihre Arbeit als eher wirkungsvoll oder sehr wirkungsvoll einschätzen, geben an, dass eine gute interne Anbindung an die Verwal-
tung die Wirksamkeit ihrer Arbeit fördert.

Abbildung 2.8.6: Welche Faktoren fördern die Wirksamkeit Ihrer Arbeit als Integrationsbeauftragte 
oder Integrationsbeauftragter? Bitte geben Sie alles an, was zutrifft.
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Abschließend wurden die VwV-Integrations
beauftragten danach gefragt, in welchen Inte
grationsbereichen aus ihrer Sicht besonderer 
Handlungsbedarf besteht (Abbildung 2.8.7).  
Mit großem Abstand wird hier von 55 Prozent 
der befragten VwV-Integrationsbeauftragten 
als häufigstes Thema „Wohnen und Unterbrin-
gung“ genannt. Weiterer Handlungsbedarf 
besteht im Bereich der Arbeitsmarktintegration 
(36 Prozent), der interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung (31 Prozent) sowie der Bildung/ 
Weiterbildung (31 Prozent). Auch das gesell-

schaftliche Klima zu Integration erfordert für  
28 Prozent besonderen Handlungsbedarf. 
Zudem werden die soziale Integration, politi-
sche Partizipation, soziale Beratung und indivi-
duelle Betreuungsmöglichkeiten von 20 bis  
26 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten 
als Integrationsbereiche gewählt, die besonde-
ren Handlungsbedarf benötigen. Die Bereiche 
Gesundheit und Pflege, Antidiskriminierung und 
Sicherheit und Ordnung werden zwar ebenfalls 
ausgewählt, spielen jedoch im Vergleich eine 
eher untergeordnete Rolle.

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, ist die 
Summe der Prozentangaben größer als 100. Von 144 VwV-Integrationsbeauftragten haben 6 keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die 
Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 54,9 Prozent der befragten VwV-Integrationsbeauftragten sehen besonderen Hand-
lungsbedarf im Bereich „Wohnen und Unterbringung“. 

Abbildung 2.8.7: Bei welchen Integrationsbereichen besteht aus Ihrer Sicht besonderer  
Handlungsbedarf? Bitte wählen Sie bis zu drei Bereiche aus.
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass Integrationsbeauftragte eine zentrale Rolle 
für die kommunale Integrationsarbeit einnehmen. 
Ihre Stellung und Gestaltungsmöglichkeiten gilt 
es daher zu stärken. Um ihre Arbeit wirksam 
umsetzen zu können, benötigen sie eine gute 
interne Anbindung an die Verwaltung, externe 
Netzwerke und Partner, eine auskömmliche und 
verlässliche Finanzierung und sie müssen 
bekannt gemacht und politisch unterstützt  
werden. Kommunen brauchen – wie es eine für 

Integrationsanliegen zuständige Person im 
Interview auf den Punkt bringt – „jemanden,  
bei dem sie das Thema platzieren können.“ 
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 7). Wenn 
Integrationsbeauftragte entsprechend geför-
dert und unterstützt werden, können sie die 
bestehenden Herausforderungen im Bereich 
des Wohnens, der Arbeitsmarktintegration, 
Sprachförderung oder das gesellschaftliche 
Klima zielgerichtet adressieren und bearbeiten.

Fazit und Handlungsoptionen
Auf Grundlage der zuvor diskutierten empi-
rischen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Integration braucht verlässliche und  
nachhaltige Strukturen

Die Ergebnisse der kommunalen Befragungen 
verdeutlichen, dass Integrationsarbeit lang
fristig angelegt und konsequent als integraler 
Bestandteil kommunalpolitischer Strategien 
berücksichtigt werden sollte. Wenn dauerhafte 
Ansprechpersonen und Verantwortlichkeiten 
festgelegt, Abläufe klar geregelt und mit einer 
verlässlichen, auskömmlichen Finanzierung 
unterlegt sind, können Kommunen nachhaltige 
Maßnahmen in diesem Bereich entwickeln. 
Feste Anlaufstellen für die kommunale Integra-
tionsarbeit lassen sich jedoch nur dann nach-
haltig etablieren, wenn hierfür ausreichende 
personelle und finanzielle Ressourcen zur Ver-
fügung stehen. Der Mangel an entsprechenden 
Ressourcen wird von den Kommunen als häu-
figster Grund dafür genannt, warum es keine 
Organisationseinheit für Integrationsangele-
genheiten gibt. Fehlende personelle Ressour-
cen sind darüber hinaus der wichtigste Grund 
dafür, dass in einigen Kommunen bislang noch 
kein Integrationskonzept entwickelt wurde. 

Integrationsbeauftragte in ihrer Schlüssel­
rolle stärken

Integrationsbeauftragte nehmen eine zentrale 
Koordinations- und Schnittstellenfunktion 
zwischen Verwaltung, Politik und Zivilgesell-
schaft ein. Ihre zentralen Tätigkeiten liegen 
insbesondere im Aufbau und der Weiterent-
wicklung von Integrationsnetzwerken. Darüber 
hinaus fungieren sie häufig als Anlauf- und 
Koordinierungsstelle für institutionelle Akteure. 
In Kommunen, die Integrationsbeauftragte 
ernannt haben, wird die Integrationsarbeit  
häufiger in Form von Integrationskonzepten  
systematisiert, zudem trägt ihre Arbeit wesent-
lich zur Kooperation zwischen Kommunen 
bei. Es empfiehlt sich, dass ihre Rolle dement-
sprechend institutionell gestärkt und durch 
geeignete Förderinstrumente – wie die Ver-
waltungsvorschrift für Integrationsbeauftragte 
– dauerhaft abgesichert wird. Es sollte geprüft 
werden, inwieweit die Förderung verstetigt 
und bedarfsgerecht weiterentwickelt werden 
kann. Auch im Hinblick auf die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung sowie der Regel-
dienste sollte die Rolle von Integrationsbeauf-
tragten in Zukunft gestärkt werden: Der Hand-
lungsbedarf in diesem Bereich wird als hoch 
eingeschätzt, in der Praxis wird diese Aufgabe 
jedoch häufig zurückgestellt.
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Notwendigkeit politischer und administrativer 
Unterstützung

Erfolgreiche Integrationsarbeit erfordert klare 
politische Rückendeckung sowie administra-
tive Unterstützung. Hierzu gehört neben der 
entsprechenden finanziellen Ausstattung und 
den personellen Kapazitäten auch eine inte-
grationsfördernde Haltung von politischen 
und administrativen Entscheidungsträgerinnen 
und Entscheidungsträgern sowie die Kommu-
nikation dieser nach innen und nach außen. 
Die Befragungen zeigen, dass geringe oder 
fehlende politische Rückendeckung von Inte-
grationsbeauftragten, die ihre Tätigkeit als 
wenig oder gar nicht wirkungsvoll einstufen, 
am häufigsten als hinderlicher Faktor bewertet 
wird. Auch in den qualitativen Interviews mit 
Integrationsbeauftragten wird diese Einschät-
zung bestätigt: Fehlt der politische und admi-
nistrative Rückhalt, können zentrale Aufgaben 
wie die Erarbeitung von Integrationskonzepten 
oder die Etablierung von Gremien wie Inte-
grationsräten deutlich erschwert oder sogar 
verhindert werden. Auch die Einflussmöglich-
keiten von Integrationsräten und Integrations-
ausschüssen werden hierdurch bedingt.

Kommunale Daseinsfürsorge als Grundlage 
gelingender Integration sichern

Integration ist eng mit zentralen Bereichen 
der kommunalen Daseinsvorsorge verknüpft. 
Eine bedarfsgerechte Bildungs- und Woh-
nungspolitik, der Ausbau von Kitaplätzen, 
qualifiziertes pädagogisches Personal, eine 
flächendeckende Gesundheitsversorgung 
sowie der Zugang zu qualifikationsadäquaten 
Arbeitsplätzen – all das trägt wesentlich zur 
Teilhabe und Einbindung von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte bei. Die befrag-
ten VwV-Integrationsbeauftragten sehen im 
Bereich Wohnen und Unterbringung sowie der 
Arbeitsmarktintegration von Eingewanderten 
besonderen Handlungsbedarf. Die Möglichkeit, 
ein ökonomisch eigenständiges Leben zu füh-
ren und in einer eigenen Wohnung zu wohnen, 
wird darüber hinaus am häufigsten als wesent-
licher Baustein für gelingende Integration 
genannt. Auch in den qualitativen Interviews 

wird beschrieben, dass Integrationsarbeit nicht 
immer gezielt auf die spezifischen Bedarfe der 
Zielgruppe ausgerichtet sein muss, sondern 
vielmehr auch im Rahmen einer insgesamt 
wirksamen Arbeits- und Sozialpolitik erfolgen 
kann.

Interessenvertretungen systematisch  
einbinden und frühzeitig beteiligen

Durch Gremien wie Integrationsräte und -aus-
schüsse und Migrantenselbstorganisationen 
können die Interessen, Anliegen und Bedarfe 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
gezielt und systematisch an die kommunale 
Politik und Verwaltung herangetragen werden. 
Die Ergebnisse der kommunalen Befragungen 
zeigen, dass Integrationsräte und -ausschüsse 
auf kommunaler Ebene aktuell vorrangig in 
Stadtkreisen etabliert wurden und darüber  
hinaus selten vorhanden sind. Migrantenselbst-
organisationen sind am häufigsten in Stadt- 
und Landkreisen aktiv, auf Gemeindeebene  
hingegen weniger stark verbreitet. Zudem 
wurde gezeigt, dass die Einbindung und Berück-
sichtigung dieser Gremien bislang noch nicht 
systematisch genug erfolgt. Dementsprechend 
wird ihr Einfluss insgesamt – mit Ausnahme von 
Integrationsräten und -ausschüssen in Stadt-
kreisen – als gering eingestuft. Eine zentrale 
Herausforderung besteht darin, diese Gremien 
tatsächlich wirksam einzubinden und keine 
separaten Sonderstrukturen zu schaffen, in 
denen Integrationsanliegen zwar diskutiert 
werden, jedoch nicht in politische Entschei-
dungsprozesse einfließen können. 

Vernetzungsaktivitäten innerhalb und  
zwischen Kommunen gezielt ausbauen

Die Vernetzung aller relevanten lokalen 
Akteure bildet eine wichtige Grundlage für 
wirksame Integrationsarbeit in Kommunen.  
In den qualitativen Interviews wurde hierzu 
beschrieben, dass die Abstimmung innerhalb  
des kommunalen Integrationsnetzwerks 
wesentlich für den Erfolg und die Wirksamkeit 
von Integrationskonzepten sein kann. Die 
Befragungsergebnisse verdeutlichen darüber 
hinaus, dass die Einbindung unterschiedlicher 

Akteure in lokale Netzwerke auf Gemeindeebene 
sowie kreisweite Koordinierungsstellen dazu 
beitragen könnten, dass auch in kleineren 
Gemeinden tragfähige Strukturen entwickelt 
werden. 

Im Hinblick auf die Vernetzung zwischen Kom-
munen in Baden-Württemberg konnte gezeigt 
werden, dass diese bereits vielfach innerhalb 
der Landkreise und über deren Grenzen hin-
weg miteinander kooperieren. Diese Formen 
des Austausches und der Vernetzung sind 
besonders in Kommunen ausgeprägt, in denen 
VwV-Integrationsbeauftragte ernannt wurden 
und die Netzwerkarbeit stärken. Der syste-
matische Austausch innerhalb und zwischen 
Kommunen kann insbesondere hilfreich sein, 
um Erfahrungswissen über Abläufe oder Inte-
grationsmaßnahmen auszutauschen, und wird 
auch in den qualitativen Interviews mit Inte
grationsbeauftragten als wertvolle Ressource 
beschrieben, durch die die eigene Arbeit in der 
Kommune gestärkt werden kann: Erfahrenere 

Integrationsbeauftragte geben ihr Wissen und 
ihre Erfahrungswerte an jüngere Kolleginnen 
und Kollegen weiter. Darüber hinaus können 
durch Vernetzungsaktivitäten Angebote von 
Landkreisen und Gemeinden bekannt gemacht 
werden.

Zentrale Handlungsbedarfe prüfen

Das Thema Wohnen sowie die Arbeitsmarktin-
tegration von Menschen mit Einwanderungs
geschichte wurden in der Befragung der VwV-
Integrationsbeauftragten als zentrale Heraus- 
forderungen identifiziert, bei denen der Hand-
lungsbedarf besonders hoch ist. Eine systemati-
sche Kartierung und Analyse dieser und weiterer 
Handlungsfelder im Bereich der Integration 
kann dazu beitragen, bislang diffuse Problem-
lagen zu erkennen und gezielte Ansatzpunkte 
für die kommunale Integrationsarbeit abzulei-
ten. Der vorliegende Bericht bildet hierfür 
einen Ausgangspunkt. 
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Das vorherige Kapitel hat aufgezeigt, wie sich 
Integration in den für den Landesintegrations-
bericht befragten Kommunen in Baden-Würt-
temberg gestaltet. Analysiert wurde dabei, 
welche zentrale Rolle Integrationsbeauftragte 
als Anlauf-, Beratungs- und Koordinationsstel-
len einnehmen, wie kommunale Integrations-
arbeit durch Konzepte und Leitlinien strategisch 
geplant werden kann, welche Bedeutung Inte
ressenvertretungen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren zukommt, in welchem Umfang inter-
kulturelle Öffnungsprozesse in den Kommunen 
stattfinden und wie ausgeprägt die Zusammen-
arbeit innerhalb und zwischen den Kommunen 
ist. Anschließend wurden die hierbei erkenn-
baren Gelingensbedingungen und Herausforde-
rungen herausgearbeitet und zusammengefasst. 

Während der Fokus bislang auf den Ergebnissen 
der quantitativen und qualitativen Befragungen 
der Kommunen lag, richtet sich der Blick im 
Folgenden auf integrationsfördernde Strukturen 
auf Landesebene. Das Ministerium für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit unterstützt die Kommu-
nen durch Förderprogramme wie „Integration 
vor Ort – Stärkung kommunaler Strukturen“38 
oder verschiedene Verwaltungsvorschriften. 
Darüber hinaus entwickelt es Maßnahmen, die 
sich gezielt an die Landesverwaltung und deren 
Beschäftigte richten. Hierzu zählen unter ande-

rem eintägige Fortbildungen zu interkultureller 
Kompetenz39, die bis 2022 durchgeführt wurden, 
Informationsreihen sowie Broschüren zur inter-
kulturellen Öffnung der Landesverwaltung und 
zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz. 

Im Bereich der Integration sind auf Landesebene 
zudem insbesondere zwei Gremien40 tätig, die 
im PartIntG verankert sind: der Landesbeirat 
für Integration sowie der Landesverband der 
kommunalen Migrantenvertretungen (LAKA). 
Anhand der Ergebnisse einer qualitativen Befra-
gung von Mitgliedern beider Gremien wird im 
Folgenden untersucht, wie diese auf Landes-
ebene eingebunden und gefördert werden. Im 
Mittelpunkt steht hierbei die Frage, wie die 
beiden Gremien die Interessen von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte wirksam vertreten 
und sich aktiv an politischen Entscheidungspro-
zessen beteiligen können (Abschnitt 3.1). Das 
Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
hat zudem eine Ressortbefragung unter allen 
Landesministerien durchgeführt. Diese wurden 
zu geplanten, laufenden sowie bereits umge-
setzten Maßnahmen im Bereich der Integration, 
der Zusammenarbeit mit relevanten Akteuren 
und Hürden bei der Umsetzung des PartIntG 
befragt. Die Ergebnisse dieser Ressortbefra-
gung werden in Abschnitt 3.2 dargestellt. 

38 �Eine ausführliche Darstellung einiger Förderprogramme des Ministeriums für Soziales, Arbeit und Gesundheit im Bereich der Integration befindet 
sich in der Einleitung von Kapitel 2.

39 �Eine Beschreibung aller Maßnahmen, die sich an die Landesverwaltung richten, findet sich auf der Website des Ministeriums. 
40 �Seit 2023 gibt es in Baden-Württemberg zudem den Landesverband (post-)migrantischer Organisationen (LpMO), der ebenfalls durch das Minis-

terium für Soziales, Arbeit und Gesundheit finanziert wird. Der LpMO unterstützt (post-)migrantische Organisationen gezielt durch Fortbildungen, 
Trainings, Vorträge und finanzielle Zuwendung dabei, sich zu institutionalisieren, sichtbar zu werden und sich erfolgreich mit anderen Migranten-
selbstorganisationen zu vernetzen. 

3	 
Integrationsfördernde 
Strukturen auf  
Landesebene
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3.1	  
Interessenvertretungen auf Landes-
ebene: Landesbeirat für Integration 
und Landesverband der kommunalen 
Migrantenvertretungen (LAKA)

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Der Landesbeirat für Integration und der Landesverband der kommunalen  

Migrantenvertretungen (LAKA) nehmen eine zentrale Rolle als Expertengremien  
und Interessenvertretungen für die Anliegen und Bedarfe von Menschen mit  
Einwanderungsgeschichte auf Landesebene ein.  

• �Insgesamt wurde der Landesbeirat bislang eher punktuell und nicht über alle  
Landesministerien hinweg einbezogen. 

• �Die Wirksamkeit des Landesbeirats wird maßgeblich dadurch eingeschränkt, dass 
zeitliche Kapazitäten für die Vorbereitung und Durchführung von Beratungstätigkeiten 
sowie die Erarbeitung von Stellungnahmen fehlen und das Gremium bislang nicht früh­
zeitig und systematisch genug in Vorhaben der Landesregierung einbezogen wurde. 

• �Die befragten Mitglieder des LAKA äußern in den Interviews den Wunsch danach, die 
Bekanntheit des LAKA als Dachverband zu stärken, frühzeitig sowie zu einer größeren 
Bandbreite an Themen beteiligt zu werden und Rückmeldung darüber zu erhalten, 
inwiefern ihre Anmerkungen und Vorschläge berücksichtigt wurden.

Mit dem Landesbeirat für Integration und dem 
Landesverband der kommunalen Migranten-
vertretungen (LAKA) fördert das Land zwei 
Gremien, durch deren Arbeit auf unterschied-

liche Weise die Perspektive von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte vertreten und in 
die Integrationspolitik des Landes eingebracht 
werden soll. 

Der Landesbeirat für Integration wurde 2015 im 
Zuge des PartIntG gegründet und setzt sich 
aktuell aus dem vorsitzenden Minister sowie 
acht Vertreterinnen und Vertretern aus Wissen-
schaft, Verbänden, Institutionen, Verwaltung 
und Zivilgesellschaft zusammen41. Sie werden 
durch die Ministerin oder den Minister für Sozi-
ales, Arbeit und Gesundheit für die Dauer einer 
Wahlperiode des Landtags berufen und erhal-
ten eine Geschäftsstelle sowie eine Geschäfts-
ordnung. Gemeinsam bilden sie ein Experten-
gremium, das die Landesregierung „bei allen 
wesentlichen Fragen der Integrations- und Mig-
rationspolitik“ beraten und unterstützen soll  
(§ 9 PartIntG). Damit der Landesbeirat die Lan-
desregierung wirksam beraten kann, soll er laut 
Gesetz frühzeitig beteiligt werden. Anders als 
der LAKA verfolgt der Landesbeirat für Integra-
tion keine eigenen Projekte oder Maßnahmen 
und berät nicht die Kommunen selbst, sondern 
ausschließlich die Landesregierung. Einige 
Mitglieder des Landesbeirats sind zudem Teil 
der Jury des Integrationspreises, der durch das 
Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesund-
heit vergeben wird. Der Landesbeirat für Integ-
ration verfasst zudem Stellungnahmen zu aktu-
ellen politischen Themen, zuletzt im Februar 
2025 zur aktuellen Migrationsdebatte.42 

Der Landesbeirat soll die Landesregierung bei 
ihren Vorhaben im Bereich der Migration und 
Integration beraten und hierfür frühzeitig betei-
ligt werden. Er hat grundsätzlich die Möglichkeit, 
sich bei Anhörungen in aktuelle Gesetzesvor-
haben des Landes einzubringen und Stellung-
nahmen zur öffentlichen Meinungsbildung zu 
verfassen. Tatsächlich wurde der Landesbeirat 
seit 2020 bei insgesamt fünf Gesetzesvorhaben 
zur Beratung herangezogen und angehört: für 
das Gleichbehandlungsgesetz (2024), das 
Landesmobilitätsgesetz (2024), den Gesetzes-
entwurf zur Änderung des Klimaschutz- und 
Klimawandelanpassungsgesetzes (2025), den 
Entwurf eines Gesetzes über die Kinder- und 
Jugendhilfe in Baden-Württemberg und die 

Änderung des Jugendbildungsgesetzes (2025) 
sowie für den Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften zur Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikation (2025). Zu 
zwei der genannten Gesetzesentwürfe hat der 
Landesbeirat daraufhin eine Stellungnahme 
verfasst. 

Insgesamt zeigt sich damit, dass die Beteiligung 
des Landesbeirats bei Gesetzesvorhaben bis-
lang eher punktuell erfolgt und noch nicht sys-
tematisch verankert ist. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich die Frage, bei welchen weiteren 
Gesetzesinitiativen eine frühzeitige Einbindung 
des Gremiums sinnvoll gewesen wäre.

Zur Veranschaulichung, bei welchen Landes-
gesetzen oder Gesetzesnovellen der vergan-
genen fünf Jahre, die Einfluss auf das Leben 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
nehmen, eine Beteiligung des Landesbeirats in 
Betracht gekommen wäre, lassen sich unter 
anderem folgende Beispiele nennen: das Gesetz 
zur Änderung des Schulgesetzes Baden-Würt-
temberg (2025), das Gesetz zur Änderung des 
Kindertagesbetreuungsgesetzes (KiTaG) 
(2024), das Gesetz zur Änderung kommunal-
wahlrechtlicher und anderer Vorschriften 
(2023) sowie Novellen des Flüchtlingsaufnah-
megesetzes (FlüAG). Insgesamt legen diese 
Beispiele nahe, dass es seit 2020 weitere the-
matisch relevante Gesetzesvorhaben in Baden-
Württemberg gab, zu denen der Landesbeirat 
hätte beteiligt werden können. 

Die für den vorliegenden Bericht befragten 
Mitglieder des Landesbeirats schildern in den 
Interviews unterschiedliche Herausforderungen, 
die sich bei der Umsetzung von § 9 PartIntG in 
der Praxis ergeben. Eine grundlegende Schwie-
rigkeit in der Arbeitsweise des Landesbeirats 
resultiert daraus, dass die Mitglieder des Gre-
miums ihre Tätigkeit ehrenamtlich ausüben. 

41 �Wer Mitglied im Landesbeirat für Integration ist, kann auf der Website des Ministeriums für Soziales, Arbeit und Gesundheit eingesehen werden: 
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/integration/landesbeirat-fuer-integration.

42 �Die Stellungnahme wurde auf der Website des Ministeriums veröffentlicht und kann dort nachgelesen werden:  
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/integration/landesbeirat-fuer-integration.

Welche Funktion hat der Landesbeirat und 
wie wird er in politische Entscheidungspro­
zesse eingebunden?
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Hierdurch seien zum einen die zeitlichen Kapa-
zitäten, sich als Gruppe zu finden und intern 
abzustimmen, aber auch die Möglichkeiten, 
Beratungen oder Stellungnahmen zu initiieren, 
begrenzt. Auch während der Anhörungen habe 
die Zeit für eine intensive inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit den Gesetzesvorhaben gefehlt, 
wie zwei Mitglieder des Landesbeirats beschrei-
ben:

„Das Problem ist, dass es ja sehr umfangreiche 
Gesetzesvorlagen meistens sind. Und wir 
haben keine Zeit, richtig gut dazu zu recher­
chieren und alles Mögliche zu überlegen.“ 
(Mitglied des Landesbeirats, Interview 1)

Ein dialogischer Austausch zu den umfang
reichen und komplexen Themen sei deshalb in 
den Sitzungen nur begrenzt möglich gewesen:

„Die Möglichkeit aber, sich dann wirklich in 
einen breiteren Austausch zu begeben, die 
war nur bedingt gegeben […] und also diese 
wirklich interaktive, wechselseitige Kommu­
nikation und tatsächlich Beratung im Sinne 
von ‚Wie schätzen Sie das ein?‘.“ 
(Mitglied des Landesbeirats, Interview 4)

Die Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten des 
Landesbeirats werden dementsprechend von 
den befragten Mitgliedern als eher gering ein-
geschätzt. Nicht allein die knappe Zeit einzelner 
Mitglieder, sondern auch die fehlende syste-
matische Beteiligung und Anhörung des Gre-
miums hätten schließlich dazu geführt, dass der 
Landesbeirat selbst wenig initiiert und vermehrt 
„auf Zuruf“ gearbeitet hätte. Ein Mitglied fasst 
die Einschätzung der eigenen Einflussmöglich-
keiten wie folgt zusammen:

„Letztendlich können wir nur ins Gewissen 
reden oder sagen, schau mal hier und dort,  
und die Umsetzung, die Verantwortung für  
die Umsetzung hat die Landesregierung.“  
(Mitglied des Landesbeirats, Interview 5) 

Die Eigeninitiative einzelner Mitglieder hätte  
zu vereinzelten Stellungnahmen zu aktuellen 
politischen Themen geführt, diese seien jedoch 
wiederum nicht ausreichend öffentlichkeits-
wirksam kommuniziert worden. So beschreibt 
ein Mitglied des Landesbeirats, dass eine im 

Februar 2025 veröffentlichte Stellungnahme  
zur aktuellen medialen Debatte nicht die 
gewünschte öffentliche Aufmerksamkeit  
erzielen konnte. Auch ein anderes Mitglied 
beschreibt, dass die Kommunikation der Posi-
tionen des Landesbeirats nach außen nicht 
ausreichend erfolgt sei. 

Obwohl das PartIntG sich nicht ausschließlich 
an Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
richtet, ist der Landesbeirat für Integration 
explizit gegründet worden, um die spezifischen 
Belange dieser Bevölkerungsgruppe zu vertreten 
und in die Politik einzubringen. Ein Mitglied des 
Beirats beschreibt, dass dieser spezifische Blick 
nicht immer notwendig sei, vielmehr sei inner-
halb des Landesbeirats darüber diskutiert wor-
den, den Fokus der eigenen Arbeit verstärkt auf 
Themen zu lenken, die der gesamten Bevölke-
rung zugutekommen:

„Ich glaube, dass, und das haben wir schon im 
Landesbeirat auch, haben mehrere Mitglieder 
immer wieder gesagt, vieles von dem, was 
Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik ausmacht, 
ist dann unmittelbar wirksam für eine gute 
Integration. Und im Grunde müssen wir über 
diese allgemeineren Themen sprechen.“  
(Mitglied des Landesbeirats, Interview 4)

„Der spezifische Blick auf Menschen mit  
Migrationsgeschichte, der ist manchmal gar 
nicht so wichtig, sondern es geht um die  
Ressourcen für alle Menschen in diesem Land 
und auch in anderen Bundesländern, die hier 
zurechtkommen wollen, die gute Bedingungen 
für ihre Arbeit finden wollen, die nachbar­
schaftliche Strukturen brauchen, die Unter­
stützung für ihre Familien brauchen.“  
(Mitglied des Landesbeirats, Interview 4)

Der Landesbeirat habe zudem immer wieder 
dafür plädiert, Integration als ein wechsel
seitiges Thema zu verstehen, in dessen Folge 
sich auch die Gesamtgesellschaft in den Status 
einer Einwanderungsgesellschaft versetzen 
müsse. 

Als Handlungsperspektive für die Arbeitsweise 
des Landesbeirats wird von den befragten Mit-
gliedern grundsätzlich ein stärker dialogisch 
ausgerichtetes Verfahren vorgeschlagen, in 

dem mehr Zeit für eine gründliche Bearbeitung 
der Themen und eine fundierte Beratung statt-
finden kann. Darüber hinaus wird dafür plädiert, 
einen konkreten und verbindlichen Arbeitsplan 
zu erstellen, in dem zu Beginn der Amtsperiode 
gezielt Themen für den Landesbeirat festgelegt 
werden. Zudem wird in den Interviews der 
Wunsch geäußert, frühzeitig, bereits im Vorfeld 
des Anhörungsverfahrens, über Gesetzesvor-
haben informiert und eingebunden zu werden. 
Auch eine abgestimmte politische Zusammen-

arbeit mit weiteren Ministerien, wie dem Innen- 
und dem Justizministerium, wird für die zukünf-
tige Arbeit des Landesbeirats empfohlen. Ein 
Mitglied formuliert zudem den Wunsch, im 
Anschluss an Beratungstätigkeiten darüber 
informiert zu werden, inwieweit die eingebrach-
ten Hinweise und Vorschläge im weiteren Pro-
zess berücksichtigt wurden. So könne Trans-
parenz darüber geschaffen werden, ob die 
Anregungen der Mitglieder etwas angestoßen 
haben oder tatsächlich wirksam geworden sind. 

Welche Funktion hat der LAKA und wie  
wird er in politische Entscheidungsprozesse  
eingebunden?
Das zweite Gremium, das in Baden-Württem-
berg auf Landesebene beratend tätig wird,  
ist der Landesverband der kommunalen  
Migrantenvertretungen (LAKA). Er wurde  
1998 als „Landesarbeitsgemeinschaft kom-
munaler Ausländervertretungen“ gegründet 
und ist seit 2015 in § 10 PartIntG verankert. Er 
bildet den Dachverband für 45 kommunale 
Migrations- bzw. Integrationsbeiräte und -aus-
schüsse.43 Diese werden anhand von Schulun-
gen, Fortbildungen und Veranstaltungen durch 
den LAKA beraten und unterstützt. Darüber hin-
aus ist der LAKA Ansprechpartner für kommu-
nale Integrationsbeauftragte und Organisatio-
nen in Baden-Württemberg sowie vergleichbare 
Integrationsgremien in anderen Bundesländern 
und den Bundeszuwanderungs- und Integrati-
onsrat (BZI). Der LAKA entwickelt eigene, auch 
aus Landesmitteln finanzierte Maßnahmen 
wie das Projekt „Hadi, wir müssen reden!“ zur 
Prävention von Rechtsextremismus und Ultra-
nationalismus oder das Mentoringprogramm 
„Friends We Share“. Er ist zudem in verschie-
denen Gremien wie der Allianz für Beteiligung 
oder dem Bündnis gegen Armut im Alter in 
Baden-Württemberg vertreten und verfasst Stel-
lungnahmen zu aktuellen politischen Themen. 

Der Vorstand des LAKA arbeitet ehrenamtlich 
und setzt sich aus neun Vertreterinnen und 
Vertretern von Migrations- und Integrationsbei-
räten sowie -ausschüssen und einer durch das 
Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesund-
heit institutionell geförderten hauptamtlichen 
Geschäftsführung zusammen. Die Funktion, 
Aufgaben und Rechte von Migrations- bzw. 
Integrationsbeiräten und -ausschüssen werden 
in Abschnitt 2.3 ausführlich beschrieben. An 
dieser Stelle lässt sich noch einmal festhalten, 
dass die zentrale Aufgabe dieser Gremien darin 
besteht, die Interessen und Perspektiven von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte an 
die kommunale Politik und Verwaltung heran-
zutragen und sich nach Möglichkeit in politi-
sche Entscheidungsprozesse einzubringen. Die 
kommunalen Interessenvertretungen in Baden-
Württemberg weisen hinsichtlich ihrer Bezeich-
nung, Zusammensetzung und institutionellen 
Ausgestaltung erhebliche Unterschiede auf. 
Einige der in Abschnitt 2.3 dargestellten Her-
ausforderungen von Integrationsbeiräten und 
-ausschüssen zeigen sich auch in der Arbeit des 
LAKA und werden deshalb in diesem Abschnitt 
noch einmal aufgegriffen.  

43 �Mitgliederzahl Stand Januar 2026. Eine alphabetische Liste aller Mitglieder findet sich auf der Website des LAKA:  
https://www.laka-bw.de/ueber-uns/mitgliedliste.

Landesintegrationsbericht 2025

124

Landesintegrationsbericht 2025

125



Für die Integrationsakteure in Baden-Württem-
berg wie Integrationsbeauftragte oder Inte
grationsbeiräte stellt der LAKA eine wichtige 
Anlaufstelle dar. In den Interviews mit Inte
grationsbeauftragten und Integrationsbeiräten 
werden die Veranstaltungen des LAKA und 
seine Beratungstätigkeiten an verschiedener 
Stelle positiv erwähnt. Als Dachverband hat er 
einen umfassenden Überblick über die vielfälti-
gen Beiräte und unterstützt sie sowohl in ihrer 
Gründung als auch in ihrer alltäglichen Arbeit:

„Wir nennen den LAKA immer ganz liebevoll 
„Demokratieschulen“. Weil man auch inner­
halb des Beirats oder des Ausschusses über­
haupt mal lernen muss, sich zu einigen.“  
(Mitglied des LAKA, Interview 3)

Die befragten Mitglieder des LAKA bewerten  
die gesetzliche Verankerung im PartIntG 
grundsätzlich als positiv. Sie habe zu einer 
Stärkung des Dachverbands geführt, ihre Posi-
tion innerhalb der Integrationslandschaft 
gefestigt und ihre Einflussmöglichkeiten 
erweitert. Dennoch seien die Funktion des 
LAKA und seine gesetzliche Verankerung im 
PartIntG insbesondere in den Ministerien noch 
nicht ausreichend bekannt. Die Mitglieder des 
LAKA plädieren deshalb für eine intensivere 
und gezieltere Öffentlichkeitsarbeit und 
Bekanntmachung des Gesetzes und des § 10. 
Ähnlich wie in den Interviews mit Mitgliedern 
des Landesbeirats wird auch hier ein weit 
gefasstes Verständnis von Integration und 
integrationsbezogenen Fragestellungen geäu-
ßert. Der LAKA möchte nicht nur zu spezifi-
schen Integrationsthemen Stellung nehmen 
und beraten, sondern zu einer größeren Band-
breite an Themen angefragt werden. Deshalb 
sprechen sich die befragten Mitglieder dafür 
aus, dass die ressortübergreifende Zusammen-
arbeit zwischen den Ministerien gestärkt wird. 

So könne gewährleistet werden, dass die Per
spektiven von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte auch in anderen Bereichen wie 
Bildung, Kinderbetreuung, Verkehrspolitik oder 
Städtebau stärker berücksichtigt werden und 
einfließen können:

„Jedes Thema ist wichtig, weil die Sichtweise 
darauf fehlt, warum es gerade für Menschen 
mit Migrationsgeschichte wichtig ist.“  
(Mitglied des LAKA, Interview 2)  

Eine wichtige Forderung des LAKA ist darüber 
hinaus das kommunale Wahlrecht und die  
politische Partizipation von Menschen mit  
Einwanderungsgeschichte. Zudem wird in  
den Interviews der Wunsch geäußert, die 
Namen der verschiedenen Integrationsbeiräte 
in Baden-Württemberg zu vereinheitlichen,  
um ein gemeinsames (Selbst-)Verständnis für 
ihre Funktion und Arbeitsweise zu entwickeln:

„Die heißen wirklich alle, je nach kommunaler 
Selbstverwaltung, anders. Es macht schwie­
rig, ein Verständnis füreinander, oder auch 
für die Journalistinnen und Journalisten ist 
es schwierig, das zu verstehen. Eigentlich  
für alle. Auch Politikerinnen und Politiker.“  
(Mitglied des LAKA, Interview 3)

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
beide Gremien ihre Arbeit nicht ausschließlich 
auf integrationsspezifische Anliegen verengt 
ausüben möchten, sondern andersherum ihre 
spezifische Perspektive in eine größere Band-
breite an gesellschaftspolitischen Themen 
einbringen möchten. Die hierfür notwendigen 
strukturellen und organisatorischen Voraus-
setzungen sind vielfältig. Wichtige Gelingens-
bedingungen werden deshalb im Folgenden 
noch einmal gebündelt dargestellt.

Fazit und Handlungsoptionen
Die Berücksichtigung und Einbindung von 
Interessenvertretungen in politische Entschei-
dungsprozesse wird in den Interviews grund-
sätzlich positiv bewertet. Damit die Beteiligung 
nicht ausschließlich symbolisch bleibt und die 
Landespolitik durch Gremien bzw. Verbände 
wie den LAKA und den Landesbeirat aktiv mit-
gestaltet werden kann, sind einige strukturelle 
Voraussetzungen erforderlich. Auf Grundlage 
der zuvor diskutierten empirischen Ergeb-
nisse werden die wesentlichen Erkenntnisse an 
dieser Stelle vom Projektteam der Universität 
Mannheim zusammengeführt, systematisch 
eingeordnet und mögliche Handlungsoptionen 
dargestellt.

Die Wirksamkeit der Gremien könnte durch 
die gezielte Bekanntmachung ihrer Funktion 
und Tätigkeiten gestärkt werden

Mitglieder beider Gremien äußern den Wunsch, 
ressortübergreifend zu einer großen Bandbreite 
an Themen angefragt und beteiligt zu werden. 
Damit der LAKA und der Landesbeirat in Zukunft 
auch von anderen Ministerien konsultiert wer-
den, empfiehlt es sich, ihre Bekanntheit dort 
zu steigern. Im Hinblick auf den Landesbeirat 
könnte es sinnvoll sein, zu Beginn der Amtspe-
riode ein gemeinsames Selbstverständnis aus-
zuarbeiten und einen konkreten Arbeitsplan zu 
erstellen, um die Zusammenarbeit der Mitglieder 
zu stärken und sie darin zu unterstützen, sich 
gemeinsam öffentlichkeitswirksam zu positionie-
ren. 

Die Gremien sollten möglichst frühzeitig  
eingebunden werden und ausreichend Zeit 
für Beratungstätigkeiten erhalten

Die Beteiligung von Landesbeirat und LAKA 
bei Gesetzesvorhaben oder weiteren Anlie-
gen des Landes sollte möglichst zu einem 
frühen Zeitpunkt im Prozess erfolgen, damit 
die Hinweise und Empfehlungen der Gremien 
eine echte Chance haben, im weiteren Verlauf 
berücksichtigt und umgesetzt zu werden. Die 
Arbeit des Landesbeirats erfordert zudem aus-
reichend Zeit, damit sich die ehrenamtlich täti-
gen Mitglieder in die komplexen Gesetzestexte 

einarbeiten und anschließend umfassend dazu 
äußern können. Eine gezielte Zuteilung der 
Gremienmitglieder zu Fachthemen, in denen 
bereits eine entsprechende Expertise vorhan-
den ist, könnte hier eine geeignete Maßnahme 
darstellen, um die begrenzten zeitlichen Res-
sourcen zu schonen und zeitaufwendige Ein-
arbeitungsprozesse in komplexe Themenfelder 
zu reduzieren.

Die Beteiligung der Gremien sollte möglichst 
zu vielfältigen, gesellschaftlich relevanten 
Themen stattfinden

Mitglieder beider Gremien plädieren dafür, 
Integration als wichtiges Querschnittsthema 
für vielfältige Bereiche des alltäglichen Lebens 
zu verstehen und dementsprechend die 
Expertise und Perspektive des LAKA und des 
Landesbeirat nicht nur dann einzuholen, wenn 
es explizit um die Bedarfe von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte geht. Die Gremien 
können hier eine zentrale Rolle übernehmen, 
indem sie sicherstellen, dass bei sämtlichen 
Themen, in denen es um Menschen und ihre 
Lebensrealitäten geht, integrationsspezifische 
Aspekte systematisch mitgedacht und in die 
Entscheidungsfindung eingebracht werden. 
Deshalb wird zum Teil dafür plädiert, dass die 
unterschiedlichen Ministerien sich verstärkt 
abstimmen und zusammenarbeiten und dabei 
die spezifische Perspektive der Gremien stär-
ker berücksichtigen sollten.

Die Gremien sollten möglichst im Anschluss 
an ihre Beteiligung über den weiteren Verlauf 
von Vorhaben des Landes informiert werden

Der Wunsch nach einer Rückmeldung im Nach-
gang zu ihrer Beteiligung wurde von Mitglie-
dern beider Gremien geäußert. Um die Arbeit 
der Gremien zu würdigen und ihren Beitrag zu 
unterstreichen, sollten sie nach Möglichkeit 
im Anschluss an Beratungstätigkeiten darüber 
informiert werden, inwiefern ihre Anmerkungen 
und Hinweise im weiteren Verlauf in Gesetzes-
vorhaben oder andere Maßnahmen des Landes 
überführt und integriert wurden. 
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3.2	  
Wahrnehmung und Umsetzung  
des PartIntG in den Ressorts der 
Landesministerien

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Die Landesministerien setzen das PartIntG breit um, durch vielfältige Maßnahmen  

im Bereich der Landesaufgaben Sprachförderung, Stärkung integrationsfördernder 
Strukturen und Unterstützung von Menschen mit Einwanderungsgeschichte beim 
Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung.

• �Interkulturelle Öffnung ist ein ressortübergreifend verankertes Handlungsfeld, das 
durch Fortbildungen, Leitbilder, strategische Programme und gezielte Projekte zur 
Diversitätsförderung in der Landesverwaltung gestärkt wird.

• �Die Teilhabe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in Gremien ist sichtbar,  
aber heterogen, wobei Qualifikation im Vordergrund steht und strukturelle Hürden 
eine breitere Beteiligung erschweren.

• �Das Land arbeitet kontinuierlich mit relevanten Akteuren im Integrationsbereich 
zusammen und beteiligt diese; dabei zeigen die Rückmeldungen einen regen  
Austausch, aber auch strukturelle Hürden auf.

• �Herausforderungen wie u. a. Fluchtmigration, Digitalisierung, spezifische Bedarfe  
einzelner Gruppen und finanzielle Limitationen beeinflussen die Integrationsarbeit, 
denen das Land mit vielfältigen Maßnahmen begegnet.

Während Kapitel 3.1 zentrale integrationspoliti-
sche Akteure auf Landesebene – insbesondere 
den Landesbeirat für Integration und den Lan-
desverband der kommunalen Migrantenvertre-
tungen Baden-Württemberg (LAKA) – in den 
Blick nimmt, richtet sich der Fokus von Abschnitt 
3.2 auf die Landesministerien selbst. Im Mittel-
punkt steht die Frage, wie das PartIntG in den 
Ressorts wahrgenommen und umgesetzt wird 
und welche Maßnahmen hieraus in den vergan-
genen fünf Jahren abgeleitet wurden.

 

Unter der Federführung des Sozialministeriums 
wurde eine schriftliche Befragung in Form eines 
Fragebogens unter den Ministerien des Landes 
zur Anwendung ausgewählter Paragrafen des 
PartIntG für den Zeitraum 2020 bis einschließ-
lich 2025 durchgeführt. Die Befragung der Lan-
desministerien ermöglicht es, einen Überblick 
über die im Land geplanten, laufenden sowie 
bereits umgesetzten Maßnahmen ausgewählter 
Themen des PartIntG zu gewinnen. Die Rückmel-
dungen der Ressorts wurden textlich aufbereitet 
und sind in diesem Kapitel dokumentiert. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die Darstellung 
der Maßnahmen nicht umfassend ist, sondern 
eine gezielte Auswahl darstellt.

Der Aufbau des Kapitels 3.2 folgt zur besseren 
Nachvollziehbarkeit der Struktur des für die 
Ressortbefragung verwendeten Fragebogens. 
Der Fragebogen wurde in enger Anlehnung an 
die Regelungsinhalte des PartIntG entwickelt. 
Zunächst werden ausgewählte Aufgaben des 
Landes gemäß des PartIntG beleuchtet. In den 
darauffolgenden zwei Abschnitten werden die 
interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung 
sowie die Teilhabe von Menschen mit Einwan-

derungsgeschichte in Gremien dokumentiert. 
Darauf folgen die Themen Dienst- oder Arbeits-
freistellung aus religiösen Gründen und Beteili-
gung und Zusammenarbeit mit relevanten 
Akteuren im Integrationsbereich. Darüber hinaus 
werden neu entstandene integrationspolitisch 
relevante Themen und Herausforderungen der 
letzten fünf Jahre beleuchtet. Abschließend 
erfolgt eine Zusammenfassung der Ergebnisse.

Ausgewählte Aufgaben des Landes nach  
dem PartIntG
Dieser Abschnitt beleuchtet drei ausgewählte 
Aufgaben des Landes gemäß § 5 Nr. 1, 2 und 4 
PartIntG. Die Ressorts wurden nach den Landes-
aufgaben Förderung von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte beim Erlernen der 
deutschen Sprache, Entwicklung und Unter-
stützung integrationsfördernder Strukturen  
auf Landes- und kommunaler Ebene sowie 
Unterstützung von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte beim Zugang zu Ausbildung 
und Beschäftigung gefragt.

Förderungen im Rahmen des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) werden in diesem Bericht 
nicht behandelt. Der ESF leistet aber ebenfalls 
einen wesentlichen Beitrag zur Teilhabe von 
Menschen mit und ohne Einwanderungsge-
schichte. Die ESF-Fördermittel umfassen in  
der Förderperiode 2021–2027 ein Volumen  
von rund 218 Mio. Euro.44

Sprachförderung für Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte

Gemäß § 5 Nr. 1 PartIntG ist es eine Aufgabe 
des Landes Baden-Württemberg, Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte beim Erlernen 

der deutschen Sprache zu fördern und zu 
unterstützen. Vier von zwölf Ressorts haben  
in den letzten fünf Jahren Arbeitsaufträge  
und Aufgaben abgeleitet oder durchgeführt, 
um dieser Landesaufgabe zu begegnen.

Häufigstes Element in der Förderung dieser 
Landesaufgabe war die Durchführung von 
Öffentlichkeitsarbeit, um auf das Thema  
aufmerksam zu machen. Außerdem wurde  
die Förderung von Sprachkursen über Einzel-
projektförderungen unterstützt, unabhängig 
davon, ob die Sprachförderung ein konkretes 
Ziel und Schwerpunkt der durchgeführten 
Maßnahme war. Eine ebenfalls mehrfach 
genannte Maßnahme ist die Implementierung 
von Verwaltungsvorschriften.

Im Bereich des Kultusministeriums wurden 
Sprachfördermaßnahmen für neu zugewanderte 
Schülerinnen und Schüler (Vorbereitungsklas-
sen und -kurse, Sprachförderkurs, Alphabeti-
sierungsklassen) mit der Implementierung der 
dazugehörigen neu gefassten und durch eine 
Rechtsverordnung ergänzten Verwaltungsvor-
schrift (VwV) „Grundsätze zur Sprachbildung 
und Sprachförderung“ angeboten. Die VwV 

44 �Das Programm zur Umsetzung des Europäischen Sozialfonds Plus in der Förderperiode 2021–2027 trägt dazu bei, Diskriminierungen in jeder Form 
– sei es aufgrund der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung – 
im Kontext einer mit ESF-Plus-Mitteln des Landes durchgeführten Förderung - zu verhindern. Mit der ESF-Plus-Förderung werden Maßnahmen 
gefördert, die Arbeitsmarktintegration, lebenslanges Lernen und soziale Inklusion vor allem benachteiligter Zielgruppen unterstützen. Dazu 
gehört u. a. die Förderung von Menschen mit Migrationsgeschichte, von Älteren oder auch von Menschen mit Behinderungen. Ziel ist es, ihnen 
eine chancengerechte Teilhabe an der schulischen und beruflichen Bildung und am Erwerbsleben zu ermöglichen. Der ESF Plus soll zu einem 
sozialeren Europa beitragen und bezieht sich dabei auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union  
(https://www.esf-bw.de/fileadmin/user_upload/DOWNLOAD_CENTER_2021-2027/Allgemeine_Informationen/Vorgaben_und_Unterlagen/
Charta_der_Grundrechte_der_Europaeischen_Union_2016.pdf) und die UN-Behindertenrechtskonvention  
(https://www.behindertenrechtskonvention.info/uebereinkommen-ueber-die-rechte-von-menschen-mit-behinderungen-3101/). Eine Dokumenta-
tion sämtlicher ESF-Plus-Vorhaben im Berichtszeitraum (ab 2022) ist online abrufbar  
(https://www.esf-bw.de/esf-plus-in-bw/zahlen-und-fakten/liste-der-vorhaben).
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wurde am 1. Dezember 2025 veröffentlicht. 
Ebenfalls zielt das Kultusministerium darauf ab, 
Lernkurse unter Einbeziehung der Herkunfts-
sprache in der Grundschule einzurichten und 
sukzessive den flächendeckenden Zugang von 
Schülerinnen und Schülern der Vorbereitungs-
klassen zu Ganztagsklassen der Grundschule 
zu ermöglichen.

Auch in den baden-württembergischen Justiz-
vollzugsanstalten wurden vermehrt Alphabeti-
sierungs-, Deutsch- und Integrationssprach-
kurse angeboten, dies galt ebenfalls für die 
Flüchtlingserstaufnahme.

Das Wirtschaftsministerium informiert auf  
seiner Website über verschiedene bestehende 
Deutschförderangebote im Zusammenhang 
mit Ausbildungen. Es wird ein Überblick über 
Maßnahmen des Bundes, der Kommunen und 
der Berufsschulen bereitgestellt und so Trans-
parenz über verfügbare Angebote der Sprach-
förderung geschaffen.

Das Land stellt den Stadt- und Landkreisen 
über das Landessprachförderprogramm der 
„VwV Deutsch“ Gelder zur Umsetzung von 
Sprachkursen für Migrantinnen und Migranten 
zur Verfügung. Zudem werden über einen För-
deraufruf Modellprojekte und damit neue Wege 
des Spracherwerbs gefördert. Darüber hinaus 
hatte das Sozialministerium in Kooperation mit 
der Regionaldirektion Baden-Württemberg der 
Bundesagentur für Arbeit das Projekt „Deutsch-
kurse im Ausland zur Gewinnung ausländischer 
Pflegefachkräfte“ im Rahmen des Programms 
Triple Win auf den Weg gebracht. Sprachkurs-
kosten für ausländische Pflegekräfte wurden 
somit anteilig durch das Land bis zum Projekt-
ende (31.12.2025) übernommen.

Integrationsfördernde Strukturen auf Landes- 
und kommunaler Ebene

Eine weitere Aufgabe im Sinne des PartIntG ist 
es, landesweit integrationsfördernde Strukturen 
– sowohl regional als auch überregional – zu 
entwickeln und zu unterstützen. Fast alle 
befragten Ressorts (acht von elf) haben ange-
geben, daraus Arbeitsaufträge oder Maßnahmen 
abgeleitet oder durchgeführt zu haben, um 
diese Aufgabe des PartIntG zu erfüllen.

Ein Großteil der umgesetzten Maßnahmen 
innerhalb der befragten Ressorts setzte den 
Fokus auf die Förderung von Einzelprojekten, 
sowohl mit konkreten Schwerpunkten in der 
Integrationsförderung als auch ohne, sowie  
auf die Umsetzung von Öffentlichkeitsarbeit.

Das Staatsministerium hat verschiedene  
Maßnahmen und Projekte zu Vernetzung  
und Empowerment initiiert, um die Integrations
landschaft in Baden-Württemberg zu stärken. 
Zu nennen wäre hier das Projekt „Stärkung  
migrantisches Engagement“, das sowohl  
migrantische Engagierte besser vernetzt als 
auch Synergien und Schnittstellen mit anderen 
Projekten wie „MiGlobe – Neue Chancen für die 
kommunale Entwicklungspolitik“ hergestellt 
hat.

Das Projekt „Migrantisches entwicklungs
politisches Netzwerk Baden-Württemberg“  
hat dazu beigetragen, das Netzwerk durch 
Strukturerweiterungen im ländlichen Raum  
zu stärken und bedarfsorientiertes Capacity 
Building für die Mitglieder anzubieten. So 
konnten migrantische Engagierte besser 
unterstützt und gestärkt werden, um ihre 
Arbeit in der Entwicklungspolitik effektiver  
zu gestalten.

Das Projekt „Netzwerk Afrika Forum Baden-
Württemberg“ wurde ins Leben gerufen, um 
den Austausch zwischen der Landespolitik 
und afro-diasporischen Akteuren zu fördern 
und die Partnerschaften und die Partizipation 
der Engagierten zu globalen Themen zu stärken. 
Ein wichtiger Meilenstein war die Gründung des 
Panafrikanischen Rats Baden-Württemberg e. V.,  
der als beratende und gestaltende Instanz 
innerhalb zivilgesellschaftlicher und politischer 
Strukturen wirken soll.

Das Innenministerium nannte als Maßnahme  
die Förderung des Baus eines Mehrgeneratio-
nenhauses der Armenischen Gemeinde Baden-
Württemberg.

Das Kultusministerium förderte Bildungsregio-
nen, die häufig den Aufbau von integrations-
fördernden Strukturen und Angeboten zum  
Ziel hatten sowie den Ausbau des islamisch-
sunnitischen Religionsunterrichts an öffentli-
chen Schulen.

Das Wissenschaftsministerium stärkte 2021 
mit der Gründung des Zentrums für Kulturelle 
Teilhabe (ZfKT) integrationsfördernde Struktu-
ren. Das ZfKT dient als Anlaufstelle für alle 
Kulturakteurinnen und Kulturakteure, die sich 
im Land für kulturelle Teilhabe und Bildung 
einsetzen. Zudem wurde die seit 2013 beste-
hende Partnerschaft mit dem vom Land insti-
tutionell geförderten Forum der Kulturen  
Stuttgart e. V. fortgesetzt. Dabei wurde der 
Schwerpunkt stärker als zuvor auf Empower-
ment-Angebote für (post-)migrantische Kultur-
schaffende und Artists of Colour gelegt.

Das Sozialministerium stärkte durch die „VwV 
Integrationsmanagement“ und „VwV Integrati
onsbeauftragte“ die Integrationsarbeit vor Ort. 
Das 2023 reformierte Integrationsmanagement 
ist landesweit das größte sowie erfolgreichste 
Förderprogramm im Integrationsbereich, das 
auch bundesweit neue Standards setzt. Ca. 
1.200 Integrationsmanagerinnen und -manager  
beraten Geflüchtete in Baden-Württemberg  
und verweisen sie je nach Bedarfslage an 
bestehende Regeldienste zur besseren Inte
gration in gesellschaftliche Teilhabe und Selbst- 
ständigkeit. Geflüchteten in der Anschluss-
unterbringung soll durch eine gezielte und am 
Einzelfall ausgerichtete Beratung eine frühzei-
tige und nachhaltige Orientierung und Teilhabe 
ermöglicht und der individuelle Integrationspro-
zess dadurch gefördert werden.

Zur Stärkung und Wahrnehmung der integra-
tionspolitischen Aufgaben können Kommunen 
in Baden-Württemberg eine Integrationsbeauf-
tragte oder einen Integrationsbeauftragten 
einstellen. Zu den Aufgaben gehört u. a. die 
Schaffung eines Integrationsnetzwerks, die 
Entwicklung eines Integrationsplans und die 
Förderung der interkulturellen Öffnung in der 
Verwaltung. Durch die Förderung kann in den 
Kommunen langfristig eine zentrale Anlauf-, 
Beratungs- und Koordinierungsstelle zuguns-
ten aller Integrationsakteure geschaffen wer-
den, die in regelmäßigem Austausch mit der 
Verwaltungsspitze steht.

Zudem setzte das Sozialministerium die Stär-
kung der Arbeit migrantischer Organisationen 
in den Fokus. Dies erfolgte u. a. durch die insti-
tutionelle sowie projektbasierte Förderung des 
LAKA, die Projektförderung des Landesverbands 

(post-)migrantischer Organisationen und die 
Mitgliedschaft des LAKA in der Begleitgruppe 
der Landesstrategie „Quartier 2030“.

Durch die Etablierung landesweiter Förderpro-
gramme wie z. B. „Integration vor Ort – Stärkung 
kommunaler Strukturen“, „Gemeinsam engagiert 
in BW“ I bis IV sowie durch die Förderung der 
Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung 
bezüglich der Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen und Projektförderungen 
im Förderprogramm Quartiersimpulse stärkt 
das Sozialministerium kommunale Strukturen 
und leistet damit einen Beitrag zur Verbesserung 
der Teilhabechancen von Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte vor Ort.

Auch bereits bei der Ankunft von Geflüchteten 
in Deutschland wurden integrationsstärkende 
Strukturen eingerichtet: So wurde in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen des Landes eine beim 
Justizministerium angesiedelte, unabhängige 
Ombudsstelle als Ansprech-, Mittler- und 
Unterstützungsstelle für Geflüchtete, ehren-
amtlich engagierte Bürgerinnen und Bürger, 
Mitarbeitende von Behörden und Institutionen 
sowie für Anliegen aus der Nachbarschaft in 
Fragen der Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung von Flüchtlingen eingerichtet.

Außerdem bot das Justizministerium in Koope-
ration mit Volkshochschulen in Baden-Würt-
temberg mit dem Projekt „Richtig. Ankommen. 
Rechtsstaatsunterricht für Flüchtlinge“ Kurse 
über Grundkenntnisse der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland sowohl in den Erstaufnahmeein-
richtungen, in der vorläufigen wie auch in der 
Anschlussunterbringung an.

Seit 2017 wurden in Justizvollzugsanstalten 
insbesondere mit Zuständigkeit für junge 
Gefangene Workshops angeboten, welche 
jungen radikalisierungsanfälligen Gefangenen 
Alternativen zu einem Abgleiten in extremisti-
sches Gedankengut aufzeigten und deren  
Integration in die Gesellschaft fördern sollten.

Das Verkehrsministerium wiederum beauf-
tragte die KEA-BW, mehrsprachige und leicht 
verständliche Textbausteine zu Mobilitätsin-
formationen auf der Integrationsplattform 
„Integreat“ bereitzustellen. Auch die Veran-
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staltungsreihe „Mobilitätswende gerecht 
gestalten“ hat sich 2024 auf die spezifischen 
Mobilitätsaspekte von Migrantinnen und  
Migranten konzentriert, die entscheidend  
für den Erfolg von Integration sein können.

Das Ministerium für Landesentwicklung und 
Wohnen unterstützt die Kommunen bei der städ-
tebaulichen Weiterentwicklung im Rahmen der 
Städtebauförderung. Besonders das 2022 aufge-
legte landeseigene Förderprogramm „Investi-
tionspakt Baden-Württemberg Soziale Integra-
tion im Quartier“ verfolgt das Ziel, verstärkt 
Impulse zur positiven Belebung von Innenstäd-
ten und Ortskernen zu setzen und gezielt Orte 
der Begegnung und des Miteinanders zu unter-
stützen, z. B. durch den Neubau und die Moder-
nisierung von Kinderbetreuungseinrichtungen, 
Mediatheken oder Jugendzentren sowie Spiel-
plätzen in städtebaulichen Erneuerungsgebie-
ten. Ergänzend steht den Kommunen mit der 
nichtinvestiven Städtebauförderung (NIS) ein 
Programm zur Verfügung, das sie bei der Durch-
führung von nichtinvestiven Projekten unter-
stützt und die Erfolge der baulich-investiven 
Maßnahmen verstetigen soll. Ein wesentlicher 
Zweck besteht darin, die Identifikation der 
Bewohnerinnen und Bewohner mit dem Quartier 
und den sozialen Zusammenhalt vor Ort sowie 
die lokale Wirtschaft zu stärken. Das kann Pro-
jekten zur Integration und Teilhabe von allen 
Bevölkerungsgruppen – von jungen bis älteren 
Menschen ob mit oder ohne Einwanderungsge-
schichte – zugutekommen.

Insgesamt zeigt sich, dass das Land Baden-
Württemberg eine Vielzahl von Maßnahmen 
und Projekten initiiert hat, um die Integration 
und gleichberechtigte Teilhabe von migranti-
schen Akteuren an der Gesellschaft zu stärken. 
Die Zusammenarbeit unter den Akteuren und 
die Vernetzung von Ressourcen und Kompe-
tenzen sind entscheidend für den Erfolg und 
das Gelingen von Integration.

Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung

Neben der Schaffung von integrationsfördern-
den Strukturen ist auch die Unterstützung von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte bei 
Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung eine 
Aufgabe im Sinne des PartIntG.

Im Rahmen der Befragung gaben sieben von 
elf Ressorts an, in den letzten fünf Jahren 
Maßnahmen und Arbeitsaufträge zur Umset-
zung dieser Landesaufgabe durchgeführt zu 
haben.

Der Schwerpunkt in der Förderung von  
Menschen mit Einwanderungsgeschichte  
im Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung 
lag ressortübergreifend in der Förderung von 
Einzelprojekten, die konkret die Arbeitsmarkt-
integration im Fokus hatten. Vereinzelt wurden 
Forschungsprojekte, Netzwerkveranstaltungen 
und andere Formen der Öffentlichkeitsarbeit 
durchgeführt. Innerhalb der Landesverwaltung 
wurden hausinterne Verordnungen, Dienstan-
weisungen und Hausverfügungen etabliert.

Das Staatsministerium etablierte eine Dienst-
vereinbarung zum kollegialen Umgang am 
Arbeitsplatz sowie entsprechende Schulungen 
und setzte auf die Abbildung des Logos der 
Charta der Vielfalt auf Stellenausschreibungen, 
um eine inklusive Atmosphäre zu vermitteln.

Im Kultusministerium werden Fortbildungen 
zur beruflichen Orientierung für die Schulen 
sowie Vorbereitungskurse auf Abschlussprü-
fungen im Rahmen von „Lernen mit Rücken-
wind“ gefördert. Digitale Elternabende zum 
Schulsystem und zur beruflichen Orientierung 
sollen ebenfalls eine bessere Integration und 
Orientierung ermöglichen.

Das Wissenschaftsministerium unterstützt 
Studienkollegs an der Universität Heidelberg, 
dem KIT und der Hochschule Konstanz, die 
ausländische Studienbewerber auf die Fest-
stellungsprüfung und die Deutsche Sprach-
prüfung für den Hochschulzugang vorbereiten. 
Ein Überbrückungsfonds zur finanziellen 
Unterstützung sowie eine zentrale Serviceplatt-
form in Baden-Württemberg für Studierende 
aus der Ukraine halfen in den Jahren 2022 bis 
2024, Studienabbrüche zu verhindern und 
Integration zu fördern.

Im Rahmen des Projektes „Integration durch 
Ausbildung – Perspektiven für Zugewanderte 
(sog. Kümmerer-Programm)“ fördert das Wirt-
schaftsministerium seit 2016 flächendeckend 
im Land rund 50 sog. „Kümmerinnen und Küm-
merer“. Sie machen das duale Ausbildungssys-

tem mit seiner großen Vielfalt der Berufe unter 
den Zugewanderten bekannter, vermitteln 
geeignete Zugewanderte passgenau in Prakti-
kum, Einstiegsqualifizierung und Ausbildung 
und begleiten sie während der ersten sechs 
Monate in Ausbildung. Gleichzeitig beraten 
und unterstützen sie Ausbildungsbetriebe.

Im Wirtschaftsministerium wird auch das Lan-
desprogramm „Kontaktstellen Frau und Beruf“ 
gefördert, das für Chancengleichheit im 
Erwerbsleben, flexible Arbeitszeitmodelle und 
die Verbesserung von Erwerbsmöglichkeiten 
für Frauen steht - unabhängig von Flucht- und 
Migrationsgeschichte. Das Landesprogramm 
unterstützt Unternehmen dabei, sich das Fach-
kräftepotenzial von Frauen zu erschließen,  
z. B. durch Informationen zu familienbewusster 
Personalpolitik. Ein Mentorinnen-Programm 
begleitet Frauen mit Migrationsgeschichte und 
geflüchtete Frauen bei beruflichen Entwick-
lungsschritten in den Arbeitsmarkt.

Die landesweite Veranstaltung „Integration 
von Migrantinnen in den Arbeitsmarkt“ bot 
einen Überblick über bestehende Unterstüt-
zungs- und Vernetzungsangebote im direkten 
Kontakt mit verschiedenen Unternehmen. Die 
Kombination von Beratung, Qualifizierung und 
Netzwerkbildung soll es den Frauen ermögli-
chen, ihre Fähigkeiten und Qualifikationen 
optimal einzusetzen und ihre beruflichen  
Ziele zu erreichen.

Das Wirtschaftsministerium fördert elf regio-
nale Welcome Center sowie ein landesweites 
Welcome Center für die Sozialwirtschaft. Die 
Welcome Center unterstützen kleine und mitt-
lere Unternehmen als Anlauf-, Erstberatungs- 
und Informationsstelle bei der Gewinnung von 
internationalen Fachkräften aus dem Ausland 
sowie deren erfolgreiche Integration in 
Beschäftigung und Gesellschaft und bieten 
internationalen Fachkräften eine Erstberatung- 
und Lotsenfunktion rund um die Themen 
Arbeiten und Leben in Deutschland an. Die 
Welcome Center haben sich als Kompetenz-
zentren für Fragen der beschäftigungsbezoge-
nen Integration internationaler Fachkräfte in 
den Regionen etabliert. Die Zielgruppe umfasst 
internationale Fachkräfte mit einem Arbeits-
vertrag, die bei Stellenantritt aus dem Ausland 
zuziehen, potenzielle internationale Fach-

kräfte, die bereits in der Region leben, ihren 
Bildungsabschluss bzw. ihre berufliche Quali-
fikation im Ausland erworben haben, interna-
tionale Studierende an Hochschulen in Baden-
Württemberg sowie internationale Fachkräfte, 
die im Ausland leben und sich für eine 
Erwerbstätigkeit bei einem Unternehmen mit 
Standort in Baden-Württemberg interessieren.

Als weitere Maßnahme veröffentlichte das 
Wirtschaftsministerium den Imagefilm „My 
Länd – Make it your Land“ (YouTube-Kanal), 
der potenzielle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer und Unternehmerinnen und Unterneh-
mer ermutigen soll, sich in Baden-Württem-
berg niederzulassen und zu engagieren.

Das Sozialministerium fördert die Beratungs-
zentren zur Anerkennung ausländischer Berufs-
qualifikationen. Diese begleiten Ratsuchende 
im gesamten Anerkennungsverfahren von der 
ersten Beratung über die Antragstellung und, 
falls notwendig, im Rahmen der Qualifizierungs-
beratung bis zur vollen Anerkennung. Auf diese 
Weise werden Anerkennungsprozesse schneller 
und transparenter gestaltet. Das Sozialminis-
terium richtete bei sich zudem eine Stelle zur 
Koordinierung der Anerkennungsberatungszen-
tren in Baden-Württemberg ein.

Gleichzeitig wurde das Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz Baden Württemberg 
(BQFG-BW) im Herbst 2025 an die Änderungen 
des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (FEG) 
angepasst. Damit sollen die Verfahren zur 
Gleichwertigkeitsprüfung ausländischer 
Berufsqualifikationen in Baden-Württemberg 
modernisiert und besser mit bundesrechtlichen 
Vorgaben verzahnt werden. Das Gesetz schafft 
eine verlässliche Rechtsgrundlage, um auslän-
dische Abschlüsse angemessen zu bewerten.

Das Kultusministerium erließ 2014 die „Schul
versuchsbestimmungen beruflicher Schulen“ 
für eine zweijährige Berufsfachschule für Alten-
pflegehilfe mit intensiver Deutschförderung. 
Diese Maßnahme wurde durch die zum 1. Juli 
2024 in Kraft getretene gemeinsame „Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung generalisti-
sche Pflegehilfe“ des Sozialministeriums und 
des Kultusministeriums im Kern fortgesetzt. 
Auch hier ist die Sprachförderung in die fach-
liche Ausbildung integriert. Während der 
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Interkulturelle Öffnung der  
Landesverwaltung
Eine weitere Aufgabe des Landes gemäß § 6 
PartIntG ist die interkulturelle Öffnung der Lan-
desverwaltung und damit auch die Berücksich-
tigung der kulturellen Vielfalt in ihrer Organisa-
tionsstruktur, -kultur und -entwicklung. Dies 
umfasst Angebote, die auf die Bedürfnisse aller 
Bürgerinnen und Bürger zugeschnitten sind, 
sowie die Entwicklung von Kommunikations
formen und Verfahren, die inklusiv und effektiv 
sind – auch hinsichtlich der interkulturellen 
Öffnung in Gemeinden, Landkreisen und der 
Gesellschaft als Ganzes. Darüber hinaus soll  
die Landesverwaltung eine repräsentative Ver-
tretung von Mitarbeitenden mit Migrationsge-
schichte anstreben und ihre interkulturelle 
Kompetenz durch gezielte Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen fördern.

Im Rahmen der Ressortbefragung gaben sieben 
Ressorts an, dass die eigene Arbeit in den letz-
ten fünf Jahren lediglich in einem mittleren Maße  
zu einer interkulturellen Öffnung der Landes-
verwaltung beigetragen habe. Nur drei Ressorts 
bestätigten, dass ihre Maßnahmen in hohem 
Maße zu einer Öffnung der Landesverwaltung 
beitrugen.

Als elementar wurde ressortübergreifend der 
Wissens- und Kompetenzaufbau zur Förderung 

der interkulturellen Kompetenzen bei Beschäf-
tigten sowohl in den Ministerien als auch in 
nachgeordneten Geschäftsbereichen und wei-
teren Behörden außerhalb der Landesverwal-
tung benannt. Die Ressorts nannten dabei die 
strategische Verankerung der interkulturellen 
Öffnung durch Leitbilder, Aktionspläne, Diversi-
tätsstrategien oder die Einrichtung qualifizierter 
Ansprechpersonen als zentrale Maßnahmen.

Förderung interkultureller Kompetenz der 
Beschäftigten

In den vergangenen fünf Jahren wurden in den 
Landesministerien insgesamt elf Maßnahmen 
zur Förderung der interkulturellen Kompetenz 
der Beschäftigten umgesetzt. Dazu zählten 
sowohl verpflichtende als auch freiwillige Fort-
bildungen sowie gezielte Schulungsangebote 
für bestimmte Zielgruppen, etwa Führungs-
kräfte und Beschäftigte des höheren Dienstes. 
Ergänzt wurden diese durch Online-Qualifizie-
rungen und Vorträge externer Fachstellen, 
darunter das Büro für Diskriminierungskritische 
Arbeit Stuttgart e.V. (BfDA). Darüber hinaus 
steht – neben den genannten Maßnahmen zur 
Förderung interkultureller Kompetenz – allen 
Bediensteten der Ministerien ein E-Learning-
Tool zum Allgemeinen Gleichbehandlungs

gesetz (AGG) zur Schulung im Bereich Antidis-
kriminierung zur Verfügung.

In nachgeordneten Geschäftsbereichen und 
Behörden außerhalb der Landesverwaltung 
wurden weitere 104 Maßnahmen durchgeführt.

So bot das Innenministerium Seminare zur 
interkulturellen Kompetenz für die Feuerwehren 
im Rahmen der Akademie für Gefahrenabwehr 
an der Landesfeuerwehrschule an, während das 
Kultusministerium Lehrkräfte und Schulleitungen 
zu Fragen der religiösen Vielfalt und diskrimi-
nierungskritischen Organisationsentwicklung 
schulte und über das Netzwerk für inter- und 
transkulturelles Lernen und Arbeiten an Schulen 
(NikLAS) hunderte Veranstaltungen für Lehr-
kräfte durchführte.

Unter der Fachaufsicht des Wissenschaftsmi-
nisteriums wurden 2024 ein Zertifikationsver-
fahren und Diversity Audit Kunst & Kultur nach 
dem Vorbild des Diversity Audits für Hochschu-
len und Universitäten des Stifterverbands für 
die Deutsche Wissenschaft entwickelt, um die 
strategische und strukturelle Verankerung von 
Diversity-Management-Maßnahmen für kultu-
relle und wissenschaftliche Einrichtungen zu 
fördern. Im Fokus standen hier die Rekrutierung 
von Personal, die Programmgestaltung oder die 
Besetzung von Gremien.

Das Umweltministerium bietet Fortbildungen  
zu interkulturellen Kompetenzen und Anti-Bias 
auch für seine nachgeordneten Bereiche an,  
wie für die Mitarbeitenden der Landesanstalt  
für Umwelt Baden-Württemberg (LUBW), des 
Nationalparks Schwarzwald und für die Fach
beschäftigten bei den Landratsämtern.

Durch die VwV-Integrationsbeauftragten ver
ankert das Sozialministerium die interkulturelle 
Öffnung grundsätzlich als Aufgabe der kommu-
nalen Integrationsbeauftragten gegenüber 
Beschäftigten in den Kommunen sowie den 
Regeldiensten. Im Geschäftsbereich des Sozial-
ministeriums fanden zudem Fortbildungen für 
die Beschäftigten im öffentlichen Gesundheits-
dienst und der Versorgungsverwaltung statt.

Im Justizministerium wurden Fortbildungen 
zum Thema „Interkulturelle Kompetenz“ im 
Rahmen der Studiengänge Gerichtsvollzieher/
in (LL.B.) und Diplom-Rechtspfleger/in (FH) 

sowie bei der Deutschen Richterakademie 
durchgeführt.

Die diversitätssensible Öffnung von Einrich
tungen der Kinder- und Jugendarbeit in 
Baden-Württemberg wird durch Projekte wie 
die „Integrationsoffensive“ angeleitet. Durch 
außerschulische Angebote sollen Begegnungen 
zwischen jungen Menschen mit und ohne  
Migrationsgeschichte ermöglicht, neue Ziel-
gruppen erreicht und Zugangsbarrieren abge-
baut werden. Junge Menschen, die von Diskri-
minierung betroffen sind, sollen gestärkt und 
Migration als gesellschaftliche Ressource  
sichtbar gemacht werden.

Die VwV des Ministeriums für Ländlichen Raum, 
Landwirtschaft und Heimat zur Förderung der 
Landjugend im Rahmen des Landesjugendplans 
legt interkulturelle Kompetenz als wichtiges 
Ziel von Jugendfreizeiten fest. Die Vermittlung 
von interkultureller Kompetenz ist auch in 
diversen landesrechtlichen Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen im Geschäftsbereich des 
Ministeriums systematisch verankert. 

Strategische Maßnahmen zur Stärkung der 
interkulturellen Öffnung

Die Ressorts wurden gebeten, besonders 
wirksame Maßnahmen der vergangenen  
fünf Jahre zur Erfüllung der Landesaufgabe 
„Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung“ 
zu benennen:

Zu den strategischen ressortübergreifenden 
Maßnahmen zählt der Beitritt des Landes zur 
„Charta der Vielfalt“, der eine regelmäßige 
Berichterstattung zu diversitätssensiblen  
Maßnahmen in der Landesverwaltung unter 
Federführung des Sozialministeriums vorsieht.

In der Imagebroschüre für den höheren Verwal-
tungsdienst im Innenministerium werden Beam-
tinnen und Beamte sowohl mit als auch ohne 
Migrationshintergrund als sogenannte „Testi-
monilas“ vorgestellt. In der Broschüre werden 
außerdem Menschen mit Migrationshintergrund 
ausdrücklich zur Bewerbung ermutigt. 

Für das Kultusministerium war das Projekt 
„Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung“ 
sowie die Verabschiedung einer Dienstvorschrift 
zum respektvollen Umgang entscheidend.

gesamten Ausbildungsdauer erhalten die 
Schulen eine Finanzierung nach den Bestim-
mungen des Schulrechts.

Im Justizministerium liegt der Fokus darauf,  
die Wiedereingliederung von inhaftierten Per-
sonen, auch mit Migrationsgeschichte, in die 
Gesellschaft zu unterstützen. In den Justizvoll-
zugsanstalten werden Kurzvideos eingesetzt, 
um Sprachbarrieren zu überwinden und Inhaf-
tierte wieder in den Arbeitsprozess zu integrie-
ren. Eine Aufenthaltserlaubnis für die Beschäfti-
gung als Fachkraft soll zudem den Übergang in 
den Arbeitsmarkt erleichtern. Außerdem vermit-
teln niederschwellige Betriebe in den Justiz-
vollzugsanstalten Berufsorientierung ebenso 
wie einfache betriebliche und handwerkliche 
Grundkenntnisse. Begleitender Deutschunter-

richt und Beschäftigungstherapien sollen an 
Arbeitsmarkt und Prozesse heranführen.

Das Verkehrsministerium engagiert sich in der 
Gewinnung und Qualifizierung von Geflüchte-
ten zu Lokführern und -führerinnen, indem es 
durch die Finanzierung von Integrations-Coa-
ches organisatorische Unterstützung und 
Begleitung bietet.

Die Kombination von finanzieller Unterstützung, 
Beratung, Qualifizierung und Netzwerkbildung 
untermauert das Engagement der Landesregie-
rung, Chancen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte auf dem Arbeitsmarkt und 
ihre Teilhabe am gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Leben in Baden-Württemberg  
zu verbessern.
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Im Wissenschaftsministerium wurde das Merkmal 
„Vielfalt“ in die Leitlinien zur Personalentwicklung 
aufgenommen und eine Richtlinie für partner-
schaftliches Verhalten erlassen, die Diskriminie-
rung verbietet und Meldewege einrichtet.

Für das Umweltministerium war die Erstellung 
eines Leitbilds durch alle Mitarbeitenden, das 
Themen wie Diversität, Gleichstellung und 
Inklusion berücksichtigt, maßgeblich.

Im Rahmen des Projekts „Vielfalt@BW“, welches 
vom Sozialministerium gefördert und von der 
Verwaltungshochschule Kehl und der Führungs-
akademie Baden-Württemberg umgesetzt wird, 
werden verschiedene Maßnahmen zur diversi-
tätssensiblen Öffnung der Verwaltung und  
der Steigerung des Anteils von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte im öffentlichen 
Dienst umgesetzt. Diese umfassen u. a. 
Anti-Bias-Schulungen für Beschäftigte der 
Landesverwaltung und nachgeordneten 
Behörden, die Umsetzung erster Schritte zum 
Aufbau eines ressortübergreifenden Netz-
werks für Beschäftigte mit Migrationsge-
schichte sowie die Entwicklung datenbasierter 
Maßnahmen, um den Anteil von Studierenden 
mit Migrationsgeschichte an der Verwaltungs-
hochschule Kehl nachhaltig zu erhöhen.

Darüber hinaus fördert das Sozialministerium 
Seminarwochen für Studierende der Verwal-
tungshochschule Kehl zu den Themen Flücht-
lings-, Migrations- und Integrationspolitik zur 
Förderung der interkulturellen und diversitäts-
sensiblen Kompetenz bei angehenden Beschäf-
tigten des öffentlichen Diensts.

Schließlich wurde im Sozialministerium das 
„audit berufundfamilie +vielfalt“ durchgeführt, 
welches ein Handlungsprogramm für die kom-
menden drei Jahre entwickelte, sowie die 
interne „AG Vielfalt“ eingerichtet, um den Pro-
zess zu begleiten. Ein Handlungsfeld ist die 
Sensibilisierung bei Stellenbesetzungen für 
eine vielfältigere und inklusivere Belegschaft.

Insgesamt tragen die genannten Maßnahmen 
dazu bei, die Landesverwaltung stärker auf 
Diversität und interkulturelle Sensibilität aus
zurichten. Sie fördern die fachliche und persön-
liche Kompetenz der Beschäftigten, schaffen 
sichtbare Strukturen zur Chancengleichheit  
und stärken die Teilhabe von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte. Gleichzeitig werden 
Nachwuchskräfte auf die Anforderungen einer 
vielfältigen Gesellschaft vorbereitet und die 
Verwaltung insgesamt inklusiver gestaltet.

Teilhabe in Gremien
Das PartIntG verpflichtet das Land gemäß § 7 
Absatz 1, Gremien, bei denen es ein Berufungs- 
oder Vorschlagsrecht innehat, „zu einem ange-
messenen Anteil mit Menschen mit Einwande-
rungshintergrund“ zu besetzen. Wird ein 
Gremium auf Benennung oder Vorschlag einer 
Stelle, die nicht zur unmittelbaren Landesver-
waltung gehört, besetzt, soll das Land auf eine 
angemessene Beteiligung von Menschen mit 
Migrationsgeschichte hinwirken. Dieser gesetz-
geberische Anspruch ist Ausdruck des integra-
tionspolitischen Grundsatzes, migrantische 
Perspektiven systematisch in Entscheidungs-
strukturen des Landes einzubringen.

Die Landesministerien wurden gebeten, für  
die vergangenen fünf Jahre einzuschätzen, 
inwieweit es für ihr jeweiliges Ministerium 
zutrifft, dass Gremien zu einem angemessenen 
Anteil mit Menschen mit Einwanderungsge-

schichte besetzt wurden. Auf einer 5-er Skala 
mit den Auswahlmöglichkeiten von „trifft in sehr 
hohem Maße zu“ bis „trifft gar nicht zu“ gaben 
vier Ministerien an, dass die Aussage „in hohem 
Maße“ zutreffe, weitere vier Ministerien gaben 
„in mittlerem Maße“ als Einschätzung an. 
Jeweils ein Ministerium gab „trifft in geringem 
Maße zu“ bzw. „trifft gar nicht zu“ an. Zwei 
Ministerien machten keine Angaben hierzu. 
Diese Einschätzungen zeigen ein heterogenes 
Bild auf und verdeutlichen, dass die Umsetzung 
dieser Vorgabe des PartIntG ressortspezifisch 
variiert.

Grundsätze und Praxis der Gremienbesetzung

Die Landesministerien orientieren sich bei  
Entscheidungen über die Zusammensetzung 
von Gremien vorrangig an der individuellen 
Qualifikation, Fachkompetenz und Erfahrung 

der Kandidatinnen und Kandidaten. Zugleich ist 
das Land bestrebt, migrantische Perspektiven 
angemessen einzubringen – insbesondere in 
Arbeitsbereichen, deren thematische Ausrich-
tung migrations- und integrationspolitische 
Aspekte berührt.

Dementsprechend sind in folgenden Gremien 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte ver-
treten: Rat für Entwicklungszusammenarbeit 
(REZ), Burundirat, Jury des Förderprogramms 
bwirkt!, Rundfunkrat des Südwestrundfunks 
(SWR), Gremien der EU-Donauraumstrategie 
(EUSDR) und der EU-Alpenraumstrategie 
(EUSALP), Expertenkreis beim Beauftragten 
gegen Antisemitismus und für jüdisches 
Leben, Landesschulbeirat, Härtefallkommis-
sion, Fahrgastbeirat für den vom Land Baden-
Württemberg bestellten Schienenpersonen-
nahverkehr (FGB-BW) und Landesbeirat für 
Integration.

In Fällen, in denen die Gremienbesetzung  
auf Vorschlag von Verbänden, Initiativen oder 
Institutionen erfolgt, wirkt das Land darauf  
hin, dass Personen mit Migrationsgeschichte 
angemessen berücksichtigt werden.

Hürden bei der Gremienbesetzung aus Sicht 
des Landes

Die Landesministerien sind sich der Relevanz 
bewusst, Perspektiven von Menschen mit  

Einwanderungsgeschichte in die Besetzung 
und Arbeit von Gremien einzubringen. Gleich-
wohl bestehen aus ihrer Sicht auch Hürden, die 
eine angemessene Beteiligung erschweren. In 
Bereichen, in denen die Gremienbesetzung 
maßgeblich von den – oftmals ehrenamtlichen 
– Strukturen der beteiligten Verbände, Initiati-
ven und Institutionen abhängt, sind die Ein-
flussmöglichkeiten der Ministerien naturgemäß 
begrenzt. Hinzu kommt, dass Gremienmitglied-
schaften häufig an bestimmte Funktionen oder 
Ämter gebunden sind, wie im Bereich der beruf-
lichen Bildung, wo Dienstposten funktionsbezo-
gen oder an eine Arbeitsstelle mit fachlichem 
Bezug geknüpft sind.

Häufig sind Menschen mit Einwanderungsge-
schichte im entwicklungspolitischen Kontext  
in ihrem Ehrenamt in Gremien vertreten und 
können diese Aufgabe nicht im Rahmen ihres 
Berufs erledigen. Sowohl ihr zeitlicher als auch 
ihr finanzieller Aufwand, beispielsweise für 
Fahrtkosten oder Übernachtungen, für die es 
oftmals keine finanzielle Kompensation gibt, ist 
damit ungleich höher.

Um die Vielfalt der Perspektiven innerhalb der 
Gremien zu stärken, ist es weiterhin unabding-
bar, dass zivilgesellschaftliche Akteure, wie 
beispielsweise Migrantenselbstorganisationen 
oder Frauenorganisationen, vermehrt bei der 
Gremienbesetzung berücksichtigt werden.

Dienst- oder Arbeitsfreistellung aus religiösen 
Gründen
§ 8 PartIntG regelt, dass Beschäftigten islami-
schen oder alevitischen Glaubens auf Antrag 
grundsätzlich eine Freistellung vom Dienst 
oder von der Arbeit aus religiösen Gründen an 
bestimmten wichtigen religiösen Feiertagen 
ermöglicht werden kann.

Die Ressortbefragung zeigt, dass in keinem der 
befragten Ministerien in den vergangenen fünf 
Jahren Anträge auf Dienst- oder Arbeitsfreistel-
lung aus religiösen Gründen nach § 8 PartIntG 
gestellt wurden. Auf die Frage, ob über die Mög-
lichkeiten zur Stellung von Anträgen auf Dienst- 
oder Arbeitsfreistellung aus religiösen Gründen 

gezielt informiert wurde, gab kein Ministerium 
an, dass dies geschehen sei. Auch der nachge-
ordnete Bereich, sofern vorhanden, wurde nicht 
gezielt über die bestehenden gesetzlichen 
Möglichkeiten informiert.

Ein Ressort gab in seiner Rückmeldung an, 
künftig auf seiner Intranetseite entsprechende 
Informationen aufnehmen zu wollen. Diese 
Ergebnisse legen die Vermutung nahe, dass die 
Möglichkeit auf Dienst- oder Arbeitsfreistellung 
aus religiösen Gründen nach § 8 PartIntG  
in der Landesverwaltung bisher noch wenig 
bekannt ist.
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Dieser Abschnitt beleuchtet die Zusammen-
arbeit der Landesregierung mit dem Landes-
beirat für Integration und dem Landesverband 
der kommunalen Migrantenvertretungen 
Baden-Württemberg (LAKA) in integrations- 
und migrationsspezifischen Angelegenheiten 
auf Landesebene. Zudem wird die Zusammen-
arbeit mit den kommunalen Integrationsbeauf-
tragten und mit Migrantenselbstorganisatio-
nen zur Entwicklung und Unterstützung 
integrationsfördernder Strukturen auf  
Landes- und kommunaler Ebene abgefragt.

Zusammenarbeit mit Landesbeirat und LAKA

Die Ressortbefragung ergab, dass der Landes-
beirat für Integration bei wesentlichen Fragen 
der Integrations- und Migrationspolitik in den 
letzten fünf Jahren sechsmal beteiligt wurde –  
und zwar in Form von schriftlichen Stellungnah-
men zu einem Gesetzesentwurf oder einer Ver-
ordnung, durch Beteiligung in einem Auswahl-
gremium sowie im Rahmen eines Fachgesprächs.

Mit dem LAKA wurde in den letzten fünf Jahren 
in integrations- und migrationsspezifischen 
Angelegenheiten auf Landesebene in 30 Fällen 
zusammengearbeitet, wobei diese Zahl nicht 
erschöpfend zu verstehen ist, da in einigen  
Fällen eine genaue Angabe nicht möglich ist. 
Seitens des Sozialministeriums ist die Zusam-
menarbeit mit dem LAKA beispielsweise durch 
dessen institutionelle Förderung kontinuierlich 
gegeben. Im Verkehrsministerium besteht eben-
falls eine regelmäßige Zusammenarbeit mit 
dem LAKA im Rahmen des Fahrgastbeirats für 
den vom Land Baden-Württemberg bestellten 
Schienenpersonennahverkehr (FGB-BW).

Die Zusammenarbeit mit dem LAKA erfolgte in 
Form von anlassbezogenen fachlichen Aus-
tauschtreffen, durch Beteiligung an Arbeits-
gruppen, Projekt- oder Auswahlgremien, eine 
schriftliche Stellungnahme zu integrations- und 
migrationsspezifischen Angelegenheiten, die 
Möglichkeit der Mitwirkung bei der Entwicklung 
von Maßnahmen sowie durch sonstige Formen 
der Zusammenarbeit.

Die Koordinierungsstelle „Präventiv und offen-
siv gegen Hasskriminalität, Antisemitismus und 
Extremismus“ der Abteilung 3 des Innenminis-
teriums fungierte als Vermittlerin des LAKA BW 
an die Task Force gegen Hass und Hetze. Diese 
vernetzte sich mit dem LAKA BW insbesondere 
in Bezug auf das vom Sozialministerium geför-
derte Programm „Hadi, wir müssen reden!“. 
Hierzu wurden vier Workshops bzw. Vorträge 
des LAKA BW auf dem Onlineportal der „Initia-
tive Toleranz im Netz“ als Bildungsangebote 
beworben.

Des Weiteren wurde gemeinsam mit dem LAKA 
eine Handreichung für die kommunalen Migran-
tenvertretungen veröffentlicht und der LAKA 
zur Durchführung von Schulungen gefördert. 
Zudem wurde er im Rahmen der Verbändeanhö-
rung (Juli/August 2025) zur Novellierung des 
Landesnichtraucherschutzgesetzes (LNRSchG) 
sowie bei der ressortübergreifenden Gleichstel-
lungsstrategie beteiligt.

Kooperation mit Migrantenselbstorganisatio-
nen und kommunalen Integrationsbeauftragten

Mit den kommunalen Integrationsbeauftragten 
und Migrantenselbstorganisationen wurde in 
den letzten fünf Jahren in 61 Fällen zusammen-
gearbeitet. Auch diese Zahl ist nicht erschöpfend 
zu verstehen, da eine genaue Angabe nicht 
immer möglich ist. Beispielsweise steht das 
Staatsministerium mit Blick auf die Umsetzung 
der entwicklungspolitischen Leitlinien für 
Baden-Württemberg in der Zusammenarbeit  
mit zivilgesellschaftlichen Akteuren, speziell 
auch in der Partnerschaft zu Burundi, in einem 
dauerhaften und regelmäßigen Austausch. Dies 
umfasst sowohl die Gremien- als auch die bila-
terale Zusammenarbeit sowie die Kooperation 
und Teilnahme an Veranstaltungsformaten mit 
verschiedenen Migrantenselbstorganisationen 
und Diasporagemeinschaften. Das Sozialminis-
terium weist ebenfalls eine kontinuierliche 
Zusammenarbeit durch die projektbasierte  
Förderung des Landesverbands (post-) 
migrantischer Organisationen und weiterer  
Migrantenselbstorganisationen auf.

Die Zusammenarbeit mit den kommunalen  
Integrationsbeauftragten und Migrantenselbst-
organisationenerfolgte darüber hinaus durch 
anlassbezogenen fachlichen Austausch, die 
Möglichkeit der Mitwirkung bei der (Weiter-)
Entwicklung von Maßnahmen, Beteiligung an 
Arbeitsgruppen, Projekt- oder Auswahlgremien, 
gemeinsame Veranstaltungen, regelmäßigen 
Austausch (z. B. Jour fixe) sowie sonstige  
Formen der Zusammenarbeit.

Der Beauftragte gegen Antisemitismus und  
für jüdisches Leben förderte beispielsweise 
Projekte von Initiativen, die einen besonderen 
Fokus auf Menschen mit Einwanderungsge-
schichte legen. Dazu gehören u. a. die Türkische 
Gemeinde in Baden-Württemberg e.V., das Pro-
jekt „Sukkat Salām“ und die Muslimische Akade-
mie Heidelberg mit ihrem Projekt „Antisemitis-
mus geht uns alle an“. Ebenfalls gefördert wurde 
der Aufbau und die Arbeit des Landesverbands 
(post-)migrantischer Organisationen (LpMO). 
Zudem gab es eine Zusammenarbeit des Sozial-
ministeriums mit migrantischen Organisationen 
bei Mentoringprogrammen im Zusammenhang 
mit der Integration ausländischer Fachkräfte.

Hürden in der Beteiligung und Zusammenarbeit 
aus Sicht des Landes

Im Rahmen der Befragung wurden die Ressorts 
gebeten, etwaige Hürden in der Beteiligung 
bzw. Zusammenarbeit mit den zuvor genannten 
Akteuren anzugeben.

Das Innenministerium gibt hinsichtlich der  
Beteiligung des Landesbeirats für Integration  
an, dass eine zentralen Erreichbarkeit zur  
vereinfachten Kontaktaufnahme hilfreich wäre.

Aus Sicht des Sozialministeriums bestehe für 
einige kommunale Integrationsbeauftragte 
eine strukturelle Herausforderung durch das 
Handeln als einzelne Person und aufgrund 
der organisatorischen Verortung, die vor allem 
dadurch entstehe, dass das Thema Integration 
in einigen Kommunalverwaltungen nicht als 
prioritäres Handlungsfeld betrachtet werde und 
die entsprechende Rückendeckung durch die 
Verwaltungsspitze fehle. Um stabile und belast-
bare Kooperationsstrukturen zu schaffen, sei 
eine stärkere institutionelle Verankerung der 
Aufgaben der Integrationsbeauftragten sowie 
eine klare Unterstützung durch die kommunale 
Führungsebene erforderlich.

Beteiligung und Zusammenarbeit mit  
integrationspolitischen Akteuren

Neue integrationspolitische Themen und  
Herausforderungen 
Zentrale Themen und Herausforderungen

Im Kapitel „Neues und Herausforderungen“ 
wurden die Ministerien zu integrationspolitisch 
relevanten Themen bzw. Herausforderungen 
der letzten fünf Jahre gefragt. Die Rückmel- 
dungen zeigen insgesamt auf, wie interdisziplinär 
verwoben und herausfordernd das Themenfeld 
der Integrationspolitik ist. Im Folgenden werden 
die zentralen integrationspolitischen Themen 
beschrieben, die im Rahmen der Ressortbefra-
gung durch die Ministerien genannt wurden.

Der politische Wandel sowie gesellschaftliche 
Spannungen erschweren aus Landessicht die 
Integrationsarbeit zunehmend und erhöhen 
zugleich den Rechtfertigungsdruck auf alle 
beteiligten Akteure. Zusätzlich stellen die 
schwankende Finanzierung des Bundes, eine 
angespannte Haushaltslage des Landes und 
finanzielle Engpässe in den Kommunen eine 
erhebliche Belastung dar. Vor diesem Hinter-
grund wird Integrationsarbeit nicht durch-
gängig als verpflichtende staatliche Aufgabe 
verstanden, sondern vielfach als freiwilliges 
Handlungsfeld mit entsprechenden Auswir-
kungen auf die Planung und Umsetzung von 
(insbesondere langfristig angelegten) Integra-
tionsmaßnahmen.
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Für das Sozialministerium ist die Unterstützung 
schwer traumatisierter Geflüchteter angesichts 
globaler Krisen stark in den Fokus gerückt. Das 
Land hat die Wichtigkeit der Sicherstellung 
kultursensibler und niedrigschwelliger Unter-
stützungsmaßnahmen für traumatisierte 
Geflüchtete erkannt und setzt entsprechende 
Maßnahmen um.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
führte zu einem erheblichen Zuzug von Vertrie-
benen aus der Ukraine auch nach Baden-Würt-
temberg. Das Land hat mit finanziellen Sonder-
programmen schnell reagiert, um die Kommunen 
bei der Integration der Vertriebenen vor Ort 
wirkungsvoll zu unterstützen.

Des Weiteren stellt der Ausbau der digitalen 
Integrationsberatung in Baden-Württemberg 
einen wichtigen Schwerpunkt dar. Im Mittel-
punkt stehen hier die Befähigung von Akteuren 
der Integrationsarbeit, neue digitale Technolo-
gien wie digitale soziale Netzwerke sinnvoll  
einzusetzen oder das Potenzial Künstlicher  
Intelligenz, etwa im Bereich der Sprachmittlung, 
zu nutzen.

Besondere strukturelle Herausforderungen in 
der Integrationsarbeit in ländlichen Räumen 
sind weiterhin ein Fokusthema des Sozialminis-
teriums, wie etwa längere Wege zu Beratungs- 
und Hilfestrukturen. Entsprechend dem Koali-
tionsvertrag fördert das Sozialministerium 
gezielt Projekte, die Integration und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt in ländlichen  
Räumen unterstützen.

Ein weiterer Schwerpunkt des Landes liegt  
auf der zielgruppenspezifischen Ansprache  
im Bereich des bürgerschaftlichen Engage-
ments, insbesondere bei partizipativer sozialer 
Quartiersentwicklung. Ziel ist, sowohl Teilhabe 
(aktive Mitgestaltung) als auch Teilgabe (Ein-
bringen eigener Kompetenzen) zu unterstüt-
zen, um sozialräumliche Beteiligungsprozesse 
inklusiver, vernetzender und begegnender zu 
gestalten. Ebenso im Fokus ist die Entwicklung 
differenzierter Maßnahmen, um spezifische 
Herausforderungen einzelner Bevölkerungs
gruppen zu berücksichtigen, z. B. für geflüchtete 

Frauen, queere Menschen mit Flucht- bzw.  
Migrationsgeschichte oder für junge männliche 
Geflüchtete.

In der Gesundheitsförderung und Prävention 
zeigt sich, dass bestimmte Bevölkerungs-
gruppen mit Migrationsgeschichte nur einge-
schränkt von bestehenden Angeboten profitie-
ren, z. B. wenn sie aufgrund von Alter, sozialer 
Isolation bzw. Einsamkeit oder begrenzten 
sprachlichen und kulturellen Zugängen nur 
schwer erreichbar sind. Hier wirken pass-
genaue, kultursensible und aufsuchende 
Maßnahmen. Dies hat auch die gemeinsame 
Studie des Ministeriums für Soziales, Arbeit 
und Gesundheit mit der Charité aus dem Jahr 
2023 ergeben, die die Bedarfe von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte und den Hand-
lungsbedarf bei der Gesundheitsversorgung 
eruierte. Hierzu wurden für die Jahre 2025 
und 2026 Förderaufrufe zur Qualifizierung von 
Sprachmittlerinnen und -mittlern im Bereich 
Gesundheit veröffentlicht und insgesamt rund 
400.000 Euro zur Verfügung gestellt. Darüber 
hinaus wird der Austausch über Tagungen und 
Teilnahme an Kongressen unterstützt, um u. a. 
für das Thema der Kultursensibilität in der medi-
zinischen Praxis zu sensibilisieren und hierüber 
zu informieren. Zudem hat sich im „Netzwerk 
Integration“ eine Arbeitsgruppe Migration und 
Gesundheit gebildet, die sich mit Themen wie 
Sprache, psychische Gesundheit, interkulturelle 
Kompetenzen, Prävention und Anerkennung 
von Berufsabschlüssen beschäftigt.

Eine weitere Herausforderung bestand in der 
Verbreitung von Gesundheitsinformationen 
während der Corona-Pandemie. Sprachbarrie-
ren, unterschiedliche Mediennutzungsgewohn-
heiten sowie fehlende Zugänge zu digitalen 
Informationskanälen führten dazu, dass wich-
tige Gesundheitsinformationen während der 
Corona-Pandemie nicht gleichermaßen in der 
Bevölkerung ankamen. So war die zielgruppen-
spezifische, mehrsprachige und kultursensible 
Ansprache essenziell, um verlässliche Informa-
tionen, Schutzmaßnahmen und Unterstützungs-
angebote wirksam zu vermitteln und zugleich 
das Vertrauen in staatliche Institutionen zu 
stärken.

Des Weiteren benennt das Sozialministerium 
die Belastungen von Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen als zentrales Thema. Diese 
Bevölkerungsgruppe wird von den aktuellen 
multiplen Krisen besonders belastet. Für dieje-
nigen mit Migrationsgeschichte zeichnen sich 
Folgen wie psychische Belastung, Einsamkeit 
oder sozialer Rückzug nochmals deutlicher ab.

Für das Staatsministerium war ein Schwerpunkt 
im Bereich der Entwicklungspolitik in der laufen-
den Legislatur die Stärkung des Engagements 
junger Menschen. Hier ist es gelungen, gerade 
auch junge Menschen mit Einwanderungsge-
schichte anzusprechen, sie einzubinden und in 
ihrem Engagement zu bestärken und zugleich 
lokal mit anderen Akteuren zu vernetzen.

Den Beauftragten gegen Antisemitismus und 
für jüdisches Leben beschäftigte die Frage, wie 
das jüdische Leben in Baden-Württemberg 
positiv Personen vermittelt werden kann, die 
durch ihren familiären Hintergrund und eine 
mögliche Erziehung in ihrem Ursprungsland 
ein negatives Bild von Jüdinnen und Juden 
erhalten haben. Passgenaue Aufklärungsarbeit 
und angeleitete Begegnungsprojekte führen 
Menschen an die Grundlagen des friedlichen 
Zusammenlebens verschiedener Kulturen und 
Religionen in Baden-Württemberg heran.

Im Bereich der Islampolitik sind aus Sicht des 
Staatsministeriums folgende Herausforderun-
gen relevant: islamischer Religionsunterricht, 
interreligiöser Dialog zwischen islamischen 
Religionsgemeinschaften, muslimischen  
Verbänden und Kirchen sowie die Folgen des 
Krieges in Israel für das Miteinander im Land.

Das Innenministerium nennt das Thema „Hass 
und Hetze“ als Herausforderung. Hasskriminali-
tät bedroht unsere offene Gesellschaft und 
unsere Demokratie. Sie richtet sich nicht nur 
gegen Menschen als Indivduen, sondern zielt 
auch darauf ab, ganze Bevölkerungsgruppen 
einzuschüchtern.

Für das Kultusministerium stellen die Rolle und 
der Zugang zu den Erziehungsberechtigten aus 
Familien mit Migrationsgeschichte zur Stärkung 

der gemeinsamen Erziehungspartnerschaft mit 
den Schulen sowie für mehr Chancengerechtig-
keit im Bildungssystem wichtige Themen dar.

Das Wirtschaftsministerium nennt die Gewin-
nung von gering qualifizierten Eingewanderten 
für Weiterbildungsmaßnahmen als Herausfor-
derung bei der Integration in den Arbeitsmarkt.

Der Justizvollzug sieht sich nach Angaben des 
Justizministeriums zunehmend mit einer verän-
derten Gefangenenstruktur konfrontiert. Der 
Ausländeranteil in den Justizvollzugsanstalten 
ist seit 2021 von 44,4 Prozent auf 53,7 Prozent 
zum Stichtag 31. März 2025 gestiegen. Diese 
Entwicklung erfordert die Schaffung zusätzli-
cher Strukturen, etwa im Bereich der Gesund-
heitsvorsorge, der Sicherheit und Ordnung und 
der Seelsorge.

Maßnahmen des Landes zur Bewältigung der 
Herausforderungen

Die oben beschriebenen Themen bzw. Heraus-
forderungen wurden durch das Land durch eine 
Vielzahl von Maßnahmen adressiert. Diese rei-
chen von strukturellen und programmatischen 
Ansätzen bis hin zu zielgruppenspezifischen 
Projektförderungen. Im Folgenden werden die 
zentralen Maßnahmen dargestellt.

Zur Sicherstellung der psychischen Unterstüt-
zung Geflüchteter fördert das Land seit vielen 
Jahren die Psychosozialen Zentren (PSZ) für 
zumeist schwer traumatisierte Geflüchtete, 
seit 2022 auch institutionell. Sie halten ziel-
gruppenspezifische und kultursensible Versor-
gungsangebote vor und helfen bei Bedarf auch 
bei der Bahnung ambulanter und stationärer 
Therapieplanung und des Übergangs in beste-
hende konventionelle Versorgungsmodelle.  
Mit „BW schützt!“ wurde außerdem ein Pro-
gramm entwickelt, um traumatische Belastungen 
bei Geflüchteten frühzeitig zu erkennen und 
niedrigschwellige Unterstützungsmaßnahmen 
wie Beratung und Betreuung anzubieten. Zudem 
erfolgten die Verstetigung und Verbreitung des 
Kursangebots Mind-Spring für alle Geflüchteten 
und Personen mit Einwanderungsgeschichte zu 
Themen der psychosozialen Gesundheit.
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Das Land hat mit Ausbruch des Krieges im April 
2022 sehr schnell reagiert und ein Soforthilfe-
paket für die Kommunen beschlossen, um die 
Integration von Vertriebenen aus der Ukraine  
zu unterstützen. Mit der Soforthilfe Ukraine 
konnte das Integrationsmanagement von  
2022 bis 2025 erheblich aufgestockt werden. 
Ab 2026 wird die Zielgruppe über die  
„VwV Integrationsmanagement“ erfasst.

Für die spezifische Gruppe der jungen männli-
chen Geflüchteten wird seit 2020 ein Projekt 
zur Weiterentwicklung der Jugendsozialarbeit 
gefördert. Abschottung und Isolation von der 
Gesellschaft befördern teilweise auch die 
Anfälligkeit für Extremismus und können durch 
Streetwork-Ansätze durchbrochen werden.  
Ziel des Projekts ist, jene zu erreichen, die für 
etablierte Hilfs- und Beratungsangebote oft 
nahezu unsichtbar sind, für alle geltende Spiel-
regeln deutlich zu machen und Perspektiven 
aufzuzeigen.

Im Rahmen des von der EU geförderten Projekts 
„Mindchangers: Regions and Youth for Planet 
and People“ wurden junge Menschen, die sich 
weltweit für Klimaschutz, Migration, Diversität, 
Respekt und Zusammenhalt einsetzen, in ihrem 
Engagement gefördert. Kern der Kampagne war 
es, junge Menschen mit Fördermitteln auszustat-
ten, damit sie innovative Ideen zu Klimaschutz, 
Respekt und Zusammenhalt gemeinsam in die 
Tat umsetzen.

Eine weitere genannte Maßnahme des Landes 
ist die finanzielle Unterstützung von Projekten, 
die sich um Aufklärung in migrantischen Kon-
texten bemühen oder die Begegnung zwischen 
Muslimen und Juden fördern, durch den Beauf-
tragten gegen Antisemitismus, auch auf der 
verbandlichen Ebene.

Um den wachsenden Herausforderungen  
im Kampf gegen Hass und Hetze noch  

entschiedener zu begenen, wurde im November 
2021 der Kabinettsausschuss „Entschlossen 
gegen Hass und Hetze“, unter dem Vorsitz des 
Innenministeriums eingesetzt. Gemeinsam mit 
der im Landeskriminalamt Baden-Württemberg 
(LKA BW) angesiedelten Task Force gegen 
Hass und Hetze wurde hierzu unter anderem 
das Onlineportal: www.initative-toleranz-im-
netz.de aufgebaut und etabliert. Es bietet Infor-
mationen zu Meldestellen, Beratungs-und Hilfs-
angeboten sowie aktuelle Inhalte rund um Hass 
und Hetze. 

Für zugezogene Familien fördert das Land in 
Zusammenarbeit mit der Gemeinnützigen 
Elternstiftung Baden-Württemberg das Projekt 
„frEi“ – Frühe Einbindung neu zugezogener 
Eltern“. Das Projekt soll helfen, Familien zeitnah 
mit dem Bildungssystem vertraut zu machen 
und ihnen bedarfsgerechte Informationen ein-
fach und anschaulich zur Verfügung zu stellen.

Im Bereich der integrativen Gesundheitsfür-
sorge ist die telemedizinische Versorgung in 
den Justizvollzugsanstalten des Landes ele-
mentar. Sie umfasst eine 24/7-Rufbereitschaft, 
feste Sprechstunden, Konsilbehandlungen 
sowie Zugangsuntersuchungen bei späten 
oder Wochenendaufnahmen. In den Justizvoll-
zugsanstalten stellt sie – insbesondere in Zei-
ten ohne ärztliche Präsenz – eine wertvolle 
Ergänzung der vorhandenen medizinischen 
Versorgung dar, inkl. Video-Dolmetscherdienst. 
Seit 2021 wurde in vier Justizvollzugsanstalten 
als Modellprojekt das Angebot von Telepsy-
chotherapie gestartet, deren Leistungsspek
trum regelmäßige Beratungen und Behandlun-
gen durch psychologische Psychotherapie in 
deutscher, arabischer und türkischer Sprache 
umfasste. Angesichts des konstant hohen 
Anteils muslimischer Gefangener (rund ein 
Drittel) wurde seit 2017 eine stabile, flächende-
ckende Versorgung mit qualifizierter Seelsorge 
angestrebt.

Die Ergebnisse der Ressortbefragung zeigen 
auf, dass das Land in den vergangenen fünf 
Jahren eine breite Palette an Maßnahmen zur 
Umsetzung des PartIntG umgesetzt hat. Im 
Bereich der Sprachförderung, im Ausbau inte-
grationsfördernder Strukturen sowie bei der 
Unterstützung des Zugangs von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte zu Ausbildung und 
Beschäftigung setzten die Ressorts u. a. auf 
Projektförderungen und institutionelle Förde-
rungen, Öffentlichkeitsarbeit, verwaltungs-
interne Richtlinien, Schulungen und Vernet-
zungsprozesse. Zugleich wird deutlich, dass 
das Integrationsgeschehen zunehmend durch 
gesellschaftliche, politische und finanzielle 
Rahmenbedingungen herausgefordert wird.

Die interkulturelle Öffnung der Landesverwal-
tung wurde weiterhin in den Blick genommen. 
Fortbildungen, Diversitätsstrategien, Schulungs-
programme und Leitbilder tragen zur Sensibili-
sierung und Kompetenzentwicklung der 
Beschäftigten bei und sollen die Gewinnung 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
für den öffentlichen Dienst gezielt fördern.

Während in zahlreichen Gremien migrantische 
Perspektiven gezielt eingebunden wurden, ist 
die Umsetzung der verstärkten Teilhabe von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte u. a. 
teilweise abhängig von rechtlichen Rahmen-
bedingungen und den Vorschlagsstrukturen.

Die Zusammenarbeit mit dem Landesbeirat für 
Integration, dem LAKA, kommunalen Integra-
tionsbeauftragten und Migrantenselbstorgani-
sationen zeigt ein vielfältiges Bild, das von kon-
tinuierlicher Kooperation bis hin zu punktuellen 
oder projektbezogenen Abstimmungen reicht. 
Herausforderungen bestehen insbesondere in 
fehlenden oder veralteten Kommunikations-
strukturen (beispielsweise ungültige Mailad-
ressen) sowie in mangelnder institutioneller 
Verankerung der Integrationsarbeit vor Ort.

Die Ressorts benennen zudem eine Vielzahl 
neuer integrationspolitischer Themen und  
Herausforderungen: politische Polarisierung, 
begrenzte finanzielle Ressourcen, die psycho-
soziale Versorgung Geflüchteter, der Umgang 
mit den Folgen globaler Krisen sowie spezifi-
sche Bedarfe bestimmter Zielgruppen. Gleich-
zeitig zeigen die ergriffenen Maßnahmen – etwa 
die Stärkung psychosozialer Unterstützung 
Geflüchteter, die digitale Weiterentwicklung 
von Beratungsstrukturen, Programme zur Extre-
mismusprävention oder gezielte Jugend- und 
Gesundheitsprojekte –, dass das Land flexibel 
und umfassend auf neue Anforderungen 
reagiert.

Zugleich machen die Rückmeldungen deutlich, 
dass es auch bei der Umsetzung des PartIntG 
selbst strukturelle Hürden gibt: Mehrere Res-
sorts verweisen auf die teilweise geringe 
Bekanntheit des Gesetzes in Verwaltung und 
nachgeordneten Bereichen sowie auf fehlende 
Sanktionen bei Nichteinhaltung. In der Praxis 
wird das PartIntG daher mancherorts eher als 
politischer Orientierungsrahmen denn als ver-
bindliche Vorgabe wahrgenommen.

Abschließend lässt sich festhalten, dass das 
Land Baden-Württemberg in den vergangenen 
fünf Jahren ein breites Spektrum an integra-
tionspolitischen Maßnahmen umgesetzt hat, 
die sowohl strukturelle Verbesserungen als 
auch inhaltliche Weiterentwicklungen ange-
stoßen haben. Dennoch verdeutlichen die 
genannten Hürden einen Bedarf an klareren 
Rahmenbedingungen, Verbindlichkeit und 
finanzieller Absicherung. Die Ergebnisse unter-
streichen, dass Integration eine ressortüber-
greifende Querschnittsaufgabe ist, die durch 
langfristige Strategien, die enge Kooperation 
zwischen Land, Kommunen, integrationspoliti-
schen Akteuren und Zivilgesellschaft sowie 
durch konsequent diversitätssensible Verwal-
tungspraxis erfolgreich gestärkt werden kann.

Zusammenfassung der Ergebnisse
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Das Wichtigste in Kürze
 
• �Die Ergebnisse der Befragungen deuten darauf hin, dass das Partizipations- und  

Integrationsgesetz nicht in allen Kommunen in Baden-Württemberg gleichermaßen 
bekannt ist und seine Verbreitung noch gesteigert werden könnte.

• �Die Bekanntheit des Gesetzes nimmt mit der Größe der Gemeinde sowie dem Anteil 
der dort lebenden Menschen mit Einwanderungsgeschichte zu.

• �In den Stadt- und Landkreisen ist das Gesetz bekannter als in kleineren Gemeinden.

• �Insgesamt deuten die Befunde darauf hin, dass in größeren Kommunen die Vorgaben 
des PartIntG tendenziell positiver bewertet und eher umgesetzt werden.

• �Kleinere Gemeinden schätzen die Folgen des PartIntG eher negativ ein als größere 
Gemeinden – insbesondere den bürokratischen Aufwand, der mit seiner Umsetzung 
einhergeht.

• �Mit Blick auf die zukünftige Ausgestaltung des Gesetzes spricht sich die Mehrheit 
der Stadt- und Landkreise, Gemeinden sowie Integrationsbeauftragten für eine ver­
besserte finanzielle Ausstattung sowie für eine verbindliche gesetzliche Verankerung 
kommunaler Integrationsbeauftragter aus.

In diesem Kapitel schließt der Bericht an die 
bisherigen Befunde zu Strukturen, Maßnah-
men, Zuständigkeiten und Vernetzungen an 
und richtet den Blick auf den zentralen recht-
lichen Rahmen: das Partizipations- und Inte
grationsgesetz Baden-Württemberg (PartIntG). 
Im Zentrum steht die Frage, wie das Gesetz 
in der kommunalen Praxis wahrgenommen 
und umgesetzt wird – und wo Anpassungen 
seine Wirkung stärken könnten. Ziel ist eine 
systematische Bestandsaufnahme der Wahr-
nehmung und Umsetzung des PartIntG in den 
Kommunen, seiner konkret wahrgenommenen 
Auswirkungen auf die Integrationspraxis sowie 
möglicher Perspektiven auf seine zukünftige 
Gestaltung und Weiterentwicklung.

Die Auswertungen aus Kapitel 2 und Kapitel 
3 legen nahe: Das PartIntG entfaltet dort Wir-
kung, wo es mit tragfähigen Strukturen hinter-
legt ist. Integrationsbeauftragte (§ 14) sind als 
zentrale Anlauf-, Beratungs- und Koordinie-

rungsstellen die häufigste Organisationsform 
für Integrationsanliegen. Alle Stadt- und fast 
alle Landkreise in Baden-Württemberg haben 
entweder eine Abteilung für Integrationsange-
legenheiten oder Integrationsbeauftragte. In 
mehr als drei Vierteln aller befragten Gemein-
den45 gibt es eine zuständige Stelle für Inte
grationsangelegenheiten. Fast die Hälfte aller 
befragten Kommunen hat zudem ein Integra-
tionskonzept erarbeitet. Diese Konzepte sind 
besonders wirksam, wenn sie in einem breiten 
Beteiligungsprozess entstehen und regelmä-
ßig aktualisiert werden. Insgesamt wird in den 
Kommunen eine große Bandbreite an integra-
tionsfördernden Maßnahmen (§ 5) angeboten. 
Am häufigsten genannt werden hierbei Sprach-
förderprogramme. Antidiskriminierungspro-
gramme und Programme zur politischen Partizi-
pation werden demgegenüber selten angeboten. 
Maßnahmen zur Förderung von interkultureller 
Öffnung und kultureller Vielfalt (§ 6) innerhalb 
der Verwaltungsstrukturen werden häufiger 

45 �Der Begriff Gemeinden schließt in diesem Bericht immer kreisangehörige Städte und Gemeinden mit ein.

4	 
Das Partizipations-  
und Integrationsgesetz 
(PartIntG) – Wahrneh-
mung, Umsetzung und 
Handlungsoptionen
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von Gemeinden mit einem höheren Anteil 
an Personen mit Einwanderungsgeschichte 
durchgeführt. VwV-Integrationsbeauftragte 
schätzen den Handlungsbedarf hier insgesamt 
als hoch ein, nennen jedoch gleichzeitig wahr-
genommene Herausforderungen und mögliche 
Ansatzpunkte, um langfristige Veränderungen 
in der Verwaltungskultur zu bewirken. Inte
grationsräte und -ausschüsse (§§ 11–13) sind 
aktuell wenig verbreitet und kommen häufiger 
in Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl von 
10.000 oder mehr vor. Die Vernetzung zwischen 
Kommunen ist in städtischen Regionen und 
insbesondere zwischen größeren Städten aus-
geprägter, besonders förderlich für die Vernet-
zung einer Gemeinde scheint die Einrichtung 
von VwV-Integrationsbeauftragten zu sein. Das 
Land fördert die Kommunen durch verschiedene 
Förderprogramme bei der Ernennung und Ein-
richtung von Integrationsbeauftragten, Inte-
grationsmanagement oder Sprachförderung. 
Verschiedene Interessenvertretungen beraten 
das Land im Hinblick auf Integrationsanliegen, 
allerdings zeigt sich, dass die Potenziale dieser 
Gremien noch nicht ausreichend ausgeschöpft 
werden. 

Zugleich ist die Bekanntheit und handlungs-
leitende Nutzung des Gesetzes heterogen: Es 
dient vielerorts als Legitimationsbasis (z. B. 
für Beiräte oder Integrationskonzepte), wird 
im Arbeitsalltag aber nicht durchgängig als 
verbindliches Steuerungsinstrument genutzt. 
„Kann-Regelungen“ begrenzen seine Verbind-
lichkeit; Ressourcenengpässe – insbesondere  
in kleineren Kommunen – erschweren die 
Umsetzung. Vor diesem Hintergrund wird  
wiederholt eine stärkere ressortübergreifende 
Verankerung und, teils, eine verbindlichere 

Ausgestaltung von Integrationsaufgaben  
diskutiert. Die erkennbaren Zusammenhänge 
liefern somit belastbare Anhaltspunkte für die 
aktuelle Verbreitung, Nutzung und Bewertung 
des Gesetzes sowie für seine mögliche zukünf-
tige Weiterentwicklung.

Das PartIntG verpflichtet die Landesregierung 
in § 15, die Anwendung des Gesetzes und den 
Stand der Integration insgesamt zu überprüfen  
und hierüber zu berichten. Dieses Kapitel leis-
tet einen Beitrag zu dieser Überprüfung. Im 
Mittelpunkt steht dabei weniger die detaillierte 
Analyse der Umsetzung einzelner Paragrafen, 
sondern der übergeordnete Gesamteindruck –  
also wie das Gesetz in den Kommunen wahr-
genommen wird und welche Folgen es aus 
Sicht der Befragten hat. Im Mittelpunkt stehen 
dabei insbesondere die Einschätzungen der 
kommunalen Akteure darüber, inwieweit das 
Gesetz bekannt und in der Praxis anwendbar 
ist und welche Folgen es seit Inkrafttreten 
für verschiedene Bereiche der Integrations-
arbeit wie die finanziellen Ressourcen oder 
den bürokratischen Aufwand hatte. Ziel des 
Kapitels ist es, ein differenziertes Verständnis 
dafür zu gewinnen, wie das Gesetz in der kom-
munalen Praxis erlebt und bewertet wird und 
inwiefern die intendierten politischen Ziele mit 
den kommunalen Rahmenbedingungen über-
einstimmen. Vor diesem Hintergrund gliedert 
sich Kapitel 4 in vier Themenblöcke: Die Wahr-
nehmung und Bekanntheit des PartIntG, die 
in den Kommunen wahrgenommenen Auswir-
kungen des Gesetzes und seine Anwendung in 
der Praxis sowie abschließend eine Diskussion 
der Frage, ob Integrationsmaßnahmen als kom-
munale Pflichtaufgabe festgeschrieben sein 
sollten. 

Wahrnehmung und Bekanntheit des PartIntG
Eine grundlegende Voraussetzung für die Wirk-
samkeit des PartIntG ist die Bekanntheit des 
Gesetzes vor Ort. Daher wurde zunächst erho-
ben, ob die Kommunen das PartIntG kennen.46 
Wie Abbildung 4.1 zeigt, ist das Gesetz in allen 
Stadtkreisen und in 74 Prozent der Landkreise 
bekannt. In den Gemeinden fällt die Bekanntheit 

dagegen deutlich geringer aus: Lediglich 32 
Prozent geben an, das PartIntG zu kennen.  
Vor dem Hintergrund, dass Integrationsarbeit 
maßgeblich in den Gemeinden stattfindet, 
könnte die geringe Bekanntheit dort ein rele-
vantes Hemmnis für eine wirksame Anwendung 
des Gesetzes sein.

46 �Eine ausführliche Beschreibung der durchgeführten Befragung befindet sich in Abschnitt A1.1 im Anhang.

Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 693 Gemeinden. Lesebeispiel: 31,9 Prozent der Gemeinden ist das Partizipations- und 
Integrationsgesetz (PartIntG) des Landes Baden-Württemberg bekannt.

Abbildung 4.1: Ist Ihnen das Partizipations- und Integrationsgesetz (PartIntG) des Landes Baden-
Württemberg bekannt?

Ein differenzierter Blick auf die Bekanntheit 
des PartIntG in den Gemeinden nach Struktur-
merkmalen zeigt (siehe Abbildung 4.2): Das 
Gesetz ist in mehr als jeder zweiten größeren 
Gemeinde bekannt – unabhängig davon, ob 
sie in eher ländlich oder städtisch geprägten 
Regionen liegt. Das spricht dafür, dass größere 

Kommunen eher über die organisatorischen 
Voraussetzungen verfügen, sich systematisch 
mit den rechtlichen Rahmenbedingungen aus-
einanderzusetzen. Dagegen geben nur 25 Pro-
zent bzw. 22 Prozent der kleineren Gemeinden 
im städtischen bzw. ländlichen Raum an, das 
PartIntG zu kennen.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: 53,6 Prozent der Gemeinden mit 
10.000 oder mehr Einwohnerinnen oder Einwohnern in städtischen Regionen geben an, dass ihnen das Partizipations- und Integrationsgesetz  
(PartIntG) des Landes Baden-Württemberg bekannt ist.

Abbildung 4.2: Ist Ihnen das Partizipations- und Integrationsgesetz (PartIntG) des Landes Baden-
Württemberg bekannt?

Grundsätzlich zeigt sich auch hier, dass das 
PartIntG nicht allen Interviewpartnerinnen 
und -partnern umfassend bekannt ist. Einige 
Integrationsbeauftragte berichten, das Gesetz 
punktuell zur Implementierung integrations-
fördernder Strukturen genutzt zu haben. Im 
Arbeitsalltag der Interviewten spielt das Gesetz 
jedoch insgesamt eine untergeordnete Rolle. 
Es dient vielmehr als Referenzrahmen, an dem 
sich praktische Maßnahmen und politische 
Entscheidungen ausrichten und rückkoppeln 
lassen: 

„Es ist jetzt kein Gesetz, das ich jetzt täglich 
auf dem Schreibtisch habe und da reingucke. 
Aber bekannt ist es mir und jederzeit weiß  
ich, dass man da sich vielleicht nochmal 
Unterstützung oder Wissen reinholen kann, 
wenn man das liest.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 7)

Auf der Landesebene wünschen sich die 
befragten Mitglieder des LAKA, dass die 
Bekanntheit und Reichweite des PartIntG 
zukünftig gestärkt wird, um auch den Landes-
verband und seine Arbeit bekannter zu machen 
und so eine breitere Beteiligung und Berück-
sichtigung seiner Expertise in den Ministerien 
und Kommunen zu gewährleisten. 

Zudem deutet sich an, dass auch die Relevanz 
die Bekanntheit beeinflusst: Mit steigendem 
Anteil von Menschen mit Einwanderungsge-
schichte nimmt die Kenntnis des Gesetzes zu –  
von rund 19 Prozent in Gemeinden mit weni-
ger als 15 Prozent bis hin zu 45 Prozent unter 
Gemeinden mit mehr als 25 Prozent (rechte 
Seite der Abbildung). Allerdings sei an dieser 
Stelle darauf verwiesen, dass die Größe einer 
Gemeinde und ihr Anteil an Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte zusammenhängen:  
Größere Gemeinden in Baden-Württemberg 
weisen durchschnittlich höhere Bevölkerungs-
anteile von Personen mit Einwanderungsge-
schichte auf.

Zur vertieften Analyse der Bekanntheit des 
PartIntG und seiner Umsetzung in der kom-
munalen Praxis wurden qualitative Interviews 
durchgeführt. Befragt wurden Integrations-
beauftragte, Führungskräfte innerhalb von 
kommunalen Verwaltungen sowie Mitglieder 
mehrerer Integrationsbeiräte und eines Inte-
grationsausschusses, der Landesverband der 
kommunalen Migrantenvertretungen (LAKA) 
und der Landesbeirat für Integration. Die 
Interviews ermöglichen an dieser Stelle einen 
Einblick in die konkrete Wahrnehmung des 
Gesetzes vor Ort, Gestaltungsspielräume und 
die individuelle Passung der gesetzlichen Vor-
gaben in den unterschiedlichen kommunalen 
Kontexten. 

Welche Folgen hatte das PartIntG für die  
kommunale Integrationsarbeit?
Neben der Frage der Bekanntheit wurde die 
wahrgenommene Wirkung des PartIntG in  
zentralen Handlungsfeldern erhoben. Die 
Befragten gaben für ihren Landkreis, ihren 
Stadtkreis oder ihre Gemeinde an, ob die  

Einführung des Gesetzes in den jeweiligen 
Bereichen eher positive, eher negative, gleicher-
maßen positive wie negative oder keine Folgen 
hatte. Zunächst wird in Abbildung 4.3 die Per
spektive der Landkreise näher beleuchtet. 
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Datenquelle: eigene Erhebung, 26 Landkreise, denen das PartIntG bekannt ist. Anmerkung: Für die Zuweisung zu den Gruppen der am häufigsten 
genannten Folgen wurden nur inhaltliche Antworten berücksichtigt. Lesebeispiel: Eher positive Folgen hatte die Einführung des PartIntG aus Sicht der 
befragten Kreise mit 46,2 Prozent insbesondere im Bereich der sozialen Beratung/Betreuung. 

Abbildung 4.3: Bitte geben Sie für die folgenden Bereiche an, ob die Einführung des PartIntG  
positive, negative oder keine Folgen in Ihrem Kreis hatte.
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Die Abbildung zeigt im oberen Teil jene Bereiche, 
in denen die Folgen des PartIntG von den Land-
kreisen – im Vergleich der inhaltlichen Antwort-
optionen „eher positive Folgen“, „eher negative 
Folgen“, „gleichermaßen positive wie negative 
Folgen“ und „keine Folgen“ – am häufigsten als 
eher positiv eingeschätzt werden. Die Kategorie 
„keine Angabe“ wird für diese Einordnung nicht 
berücksichtigt. Besonders deutlich fallen die 
positiven Bewertungen in den Bereichen soziale 
Beratung und Betreuung, Bildung bzw. Weiter-
bildung, soziale Integration und Arbeitsmarkt-
integration aus; darüber hinaus werden auch 
die personellen Ressourcen sowie – in etwas 
geringerem Ausmaß – die finanziellen Ressour-
cen und die Klarheit bei Zuständigkeiten über-
wiegend positiv eingeschätzt. Demgegenüber 
geben die Befragten für politische Partizipation, 
Sicherheit und Ordnung, kulturelle Offenheit, 

Gesundheit und Pflege sowie Wohnen und 
Unterbringung mehrheitlich an, dass das Gesetz 
keine erkennbaren Folgen gehabt hat. Der Ein-
fluss des Gesetzes auf den bürokratischen Auf-
wand wird vermehrt negativ eingeschätzt, wäh-
rend die Auswirkung auf das gesellschaftliche 
Klima bzgl. der Integration vergleichsweise häu-
fig gleichermaßen positiv wie negativ bewertet 
wird.

In Abbildung 4.4 werden die Einschätzungen 
der Stadtkreise dargestellt. Im oberen Teil sind 
erneut die Bereiche dargestellt, in denen die 
befragten Stadtkreise am häufigsten eher posi-
tive Folgen sehen – bezogen auf die inhaltlichen 
Antwortoptionen („eher positive Folgen“, „eher 
negative Folgen“, „gleichermaßen positive wie 
negative Folgen“ und „keine Folgen“): Hierzu 
zählen der Bereich der politischen Partizipation, 

finanzielle Ressourcen, Klarheit bei Zuständig-
keiten, soziale Integration, soziale Beratung und 
Betreuung, Arbeitsmarktintegration, Bildung 
und Weiterbildung, Wohnen und Unterbringung, 
Gesundheit und Pflege sowie das gesellschaft-
liche Klima bezüglich Integration.

Im unteren Teil der Abbildung werden die Berei-
che dargestellt, für die Stadtkreise angegeben 
haben, dass das PartIntG dort mehrheitlich keine 
oder uneindeutige (gleichermaßen positive wie 
negative) Folgen hatte. Bei den personellen 
Ressourcen sehen die Stadtkreise mehrheitlich 
keine Veränderungen, wenngleich hier positive 
Auswirkungen relativ häufig genannt werden. 
Auch für die kulturelle Offenheit und das soziale 
Klima in der Verwaltung zeigt sich ein ähnliches 
Bild: Positive Folgen werden hier genauso häufig 
genannt wie keine Folgen. Der bürokratische 
Aufwand hat sich aus Sicht der Stadtkreise 

durch das PartIntG nicht eindeutig verbessert, 
sondern zum Teil sogar verschlechtert (11 Pro-
zent). Das Bild ist hier sehr uneindeutig: 33 Pro-
zent der Stadtkreise sehen in diesem Bereich 
sowohl positive als auch negative Folgen und  
33 Prozent sehen keine Folgen durch das Part
IntG. Für den Bereich Sicherheit und Ordnung 
haben insgesamt 22 Prozent der Stadtkreise eine 
Aussage über die Folgen des PartIntG getroffen, 
auch hier ist das Bild uneindeutig und die Folgen 
des Gesetzes sowohl positiv als auch negativ 
oder nicht vorhanden. Insgesamt entsteht so das 
Bild, dass das PartIntG in den klassischen Inte
grationsfeldern der Stadtkreise deutlich positiver 
wahrgenommen wird als in verwaltungsnahen 
Bereichen. Gleichzeitig deutet der hohe Anteil an 
fehlenden Angaben (grauer Bereich) darauf hin, 
dass sich die Folgen des Gesetzes für die Praxis 
möglicherweise nicht immer eindeutig erkennen 
oder spezifischen Bereichen zuordnen lassen.

Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, denen das PartIntG bekannt ist. Anmerkung: Für die Zuweisung zu den Gruppen der am häufigsten 
genannten Folgen wurden nur inhaltliche Antworten berücksichtigt. Lesebeispiel: Eher positive Folgen hatte die Einführung des PartIntG aus Sicht der 
befragten Stadtkreise mit 77,8 Prozent insbesondere für die politische Partizipation. 

Abbildung 4.4: Bitte geben Sie für die folgenden Bereiche an, ob die Einführung des PartIntG  
positive, negative oder keine Folgen in Ihrer Stadt hatte.
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In Abbildung 4.5 werden schließlich die Ein-
schätzungen der Gemeinden dargestellt. Im 
oberen Teil der Abbildung, der wieder jene 
Bereiche zeigt, in denen – bezogen auf die 
inhaltlichen Antwortoptionen („eher positive 
Folgen“, „eher negative Folgen“, „gleicherma-
ßen positive wie negative Folgen“ und „keine 
Folgen“) – der Anteil der Antwortkategorie 
„eher positive Folgen“ am höchsten ist, sehen 
die Gemeinden vor allem bei den Themen 
Bildung/Weiterbildung, soziale Beratung und 
Betreuung, soziale Integration sowie Arbeits-
marktintegration überwiegend positive Wir-
kungen des PartIntG. Auch bei den personel-
len und finanziellen Ressourcen schätzt ein 
erheblicher Teil der Befragten (24 Prozent und 
22 Prozent) die Folgen des PartIntG als eher 
positiv ein, wenngleich hier zugleich ein nicht 
zu vernachlässigender Anteil (15 Prozent und 
16 Prozent) eher eine Verschlechterung wahr-
nimmt. Insgesamt wird deutlich, dass viele 
Gemeinden insbesondere in den klassischen 
Handlungsfeldern der Integrationsarbeit von 
positiven Folgen des Gesetzes berichten.

Im unteren Teil der Abbildung stehen jene 
Bereiche im Vordergrund, in denen die Gemein-
den mehrheitlich keine Folgen des PartIntG 
sehen. Dies betrifft vor allem politische Parti-
zipation, Gesundheit und Pflege, das soziale 
Klima in der Verwaltung, Wohnen und Unter-
bringung, Sicherheit und Ordnung, kulturelle 
Offenheit sowie das gesellschaftliche Klima 
bezüglich der Integration. Deutlich heraus 
sticht der Bereich bürokratischer Aufwand: 
Die Folgen des PartIntG werden hier über alle 
Bereiche hinweg am häufigsten negativ bewer-
tet (21 Prozent), während eher positive Effekte 
praktisch nicht genannt werden. Die Klarheit 
bei Zuständigkeiten innerhalb der kommunalen 
Integrationsarbeit wurde aus Sicht der Gemein-
den durch das Gesetz zu ähnlichen Anteilen 
eher positiv oder gar nicht verändert (24 Pro-
zent). Insgesamt deutet dieses Muster darauf 
hin, dass das PartIntG in vielen klassischen Ver-
waltungs- und Ordnungsbereichen bislang nur 
begrenzt als handlungsleitend wahrgenommen 
wird – und im Hinblick auf zusätzliche Bürokra-
tie eher kritisch beurteilt wird.

Datenquelle: eigene Erhebung, 221 Gemeinden, denen das PartIntG bekannt ist. Anmerkung: Für die Zuweisung zu den Gruppen der am häufigsten 
genannten Folgen wurden nur inhaltliche Antworten berücksichtigt. Lesebeispiel: Eher positive Folgen hatte die Einführung des PartIntG aus Sicht der 
befragten Gemeinden mit 39,8 Prozent insbesondere im Bereich Bildung/Weiterbildung.

Abbildung 4.5: Bitte geben Sie für die folgenden Bereiche an, ob die Einführung des PartIntG  
positive, negative oder keine Folgen in Ihrer Gemeinde hatte.
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Abbildung 4.6 fasst die Befunde aus den vor-
hergehenden Darstellungen zusammen, indem 
sie für jedes Handlungsfeld die jeweils häufigste 
Einschätzung der Kommunen über die Folgen 
des PartIntG („eher positiv“, „eher negativ“, 
„keine Folgen“ oder „uneindeutig“, also gleicher-
maßen positive wie negative Folgen; ungeachtet 
der Option „keine Angabe“) hervorhebt. Insge-
samt überwiegen in gut der Hälfte der Felder  
(23 von 45) Einschätzungen zu positiven Fol-
gen des PartIntG – besonders deutlich in den 
klassischen Integrationsfeldern Bildung/Weiter-
bildung, Arbeitsmarktintegration, soziale Inte
gration sowie soziale Beratung und Betreuung. 

Auffällig ist, dass die Stadtkreise insgesamt 
häufiger als Landkreise und Gemeinden positive 
Effekte feststellen, während Landkreise und 
Gemeinden ein sehr ähnliches Muster aufweisen 
und häufiger von ausbleibenden oder uneindeu-
tigen Folgen sprechen. Positiv hervorgehoben 
werden vor allem finanzielle und – mit gewissen 
Einschränkungen auf Stadtkreisebene – perso-
nelle Ressourcen sowie, auf Land- und Stadt-
kreisebene, eine größere Klarheit bei Zuständig-
keiten. Zusammengenommen deutet dies darauf 
hin, dass das PartIntG einerseits zur Verbesse-
rung der Ausstattung beiträgt und diese zusätz-
lichen Ressourcen andererseits vor allem in den 
klassischen Integrationsfeldern in wahrnehmbar 
positive Veränderungen münden.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 26 Landkreise, 9 Stadtkreise, 221 Gemeinden, denen das PartIntG bekannt ist. Anmerkung: Für die Zuweisung zu den 
Gruppen der am häufigsten genannten Folgen wurden nur inhaltliche Antworten berücksichtigt. Lesebeispiel: Die Folgen des PartIntG im Bereich der 
Bildung/Weiterbildung werden von den Land- und Stadtkreisen sowie den Gemeinden am häufigsten als eher positiv eingeschätzt. 

Abbildung 4.6: Übersicht über die häufigste Bewertung der Folgen des PartIntG für  
verschiedene Bereiche nach Kommune
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Zudem wurde erhoben, ob und in welchem 
Umfang das PartIntG die integrationsfördern-
den Strukturen insgesamt verändert hat. Die 
Gesamteinschätzung fällt je nach Kreis- und 
Gemeindetyp unterschiedlich aus (siehe Abbil-
dung 4.7): In den Stadtkreisen berichten rund 
zwei Drittel, dass sich die integrationsfördern-
den Strukturen dort eher verbessert haben, Ver-
schlechterungen werden mit 22 Prozent deutlich 

seltener genannt. In den Landkreisen sieht 
die Hälfte Verbesserungen in den Strukturen, 
während 23 Prozent keine Veränderung sehen. 
In den Gemeinden ist das Bild verhaltener: Nur 
etwa ein Drittel meldet Verbesserungen, etwa 
42 Prozent der Gemeinden erkennen keine Ver-
änderung, vereinzelt werden auch Verschlech-
terungen genannt.

Datenquelle: eigene Erhebung, 26 Landkreise, 9 Stadtkreise, 221 Gemeinden, denen das PartIntG bekannt ist. Lesebeispiel: 50,0 Prozent der Land-
kreise geben an, dass sich die integrationsfördernden Strukturen in ihrem Landkreis durch die Einführung des PartIntG verbessert haben.

Abbildung 4.7: Ganz allgemein gesprochen, wie haben sich integrationsfördernde Strukturen in 
Ihrer Kommune durch die Einführung des PartIntG insgesamt verändert? 
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Eine differenzierte Analyse der Gemeinden 
nach Größe und Raumtyp zeigt ein klares 
Muster (siehe Abbildung 4.8, linke Seite): In 
Gemeinden mit 10.000 und mehr Einwohnerin-
nen und Einwohnern werden Verbesserungen 
deutlich häufiger berichtet – und zwar sowohl 
in städtischen als auch in ländlichen Regionen. 
In kleineren Gemeinden mit einer Bevölkerungs-
zahl von unter 10.000 überwiegt hingegen die 
Einschätzung, dass sich durch die Einführung 
des PartIntG keine Veränderungen an den inte-
grationsfördernden Strukturen vor Ort ergeben 
haben. Vereinzelt berichten kleinere Gemein-
den – und hier vor allem im ländlichen Raum – 
auch Verschlechterungen. Insgesamt könnten 
die Befunde dahingehend gedeutet werden, 
dass größere Kommunen möglicherweise eher 
über die Kapazitäten verfügen, die Vorhaben 
des PartIntG umzusetzen und integrations-
fördernde Strukturen auszubauen. Ebenso ist 
denkbar, dass hier das Thema aufgrund eines 
durchschnittlich höheren Anteils an Personen 
mit Einwanderungsgeschichte eine höhere 

Relevanz aufweist und daher auch eher Verbes-
serungen durch das PartIntG wahrgenommen 
werden.

Unterscheidet man die Kommunen nach ihrem 
Bevölkerungsanteil an Personen mit Einwande-
rungsgeschichte (siehe Abbildung 4.8, rechte 
Seite), scheint sich dieses Argument zu bestäti-
gen: In Gemeinden mit niedrigen Anteilen (unter 
15 Prozent) dominiert die Einschätzung „keine 
Veränderung“. Mit steigendem Bevölkerungsan-
teil an Personen mit Einwanderungsgeschichte 
wird häufiger von Verbesserungen berichtet; 
so geben 43 Prozent der Gemeinden mit einem 
mindestens 25-prozentigen Bevölkerungsanteil 
von Personen mit Einwanderungsgeschichte 
an, dass sich die integrationsfördernden Struk-
turen durch die Einführung des PartIntG verbes-
sert haben. Negative Bewertungen bleiben in 
allen Gruppen die Ausnahme, finden sich aber 
am ehesten bei Gemeinden mit dem gerings-
ten Anteil an Personen mit Einwanderungsge-
schichte.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 221 Gemeinden, denen das PartIntG bekannt ist. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: 41,7 
Prozent der Gemeinden mit 10.000 oder mehr Einwohnerinnen oder Einwohnern in städtischen Regionen geben an, dass sich die integrationsfördernden 
Strukturen in ihrem Landkreis durch die Einführung des PartIntG verbessert haben.

Abbildung 4.8: Ganz allgemein gesprochen, wie haben sich integrationsfördernde Strukturen in 
Ihrer Gemeinde durch die Einführung des PartIntG insgesamt verändert?
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Auf die Frage, welche Faktoren zu berichteten 
Verbesserungen beigetragen haben, verweisen  
die Kommunen vor allem auf die institutionelle  
Verankerung der Integrationsarbeit – sie wird, 
wie in Abbildung 4.9 ersichtlich wird, mit 
Abstand am häufigsten genannt.47 Ebenfalls 
häufig genannt wird die finanzielle Unterstüt-
zung durch das Land, die es ermöglicht, Stel-

len zu sichern, Angebote zu verstetigen und 
Kooperationen auszubauen. Etwa die Hälfte der 
Befragten nimmt zudem die gesellschaftliche 
Akzeptanz von Integrationsmaßnahmen als för-
derlich wahr. Strukturen und Ressourcen werden 
demnach als Haupttreiber für Verbesserungen 
gesehen. Als weiterer Faktor wird schließlich die 
Festlegung von klaren Zuständigkeiten genannt.

47 �Auf eine differenzierte Darstellung nach Kreis- und Gemeindetypen wird an dieser Stelle verzichtet, da sich die Ergebnisse in den Kreisen und 
Gemeinden mit dem hier dargestellten Gesamtbefund decken.

Abbildung 4.9: Welche Faktoren haben zu dieser Verbesserung beigetragen? Bitte geben Sie alles 
an, was zutrifft. 
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Datenquelle: eigene Erhebung, 13 Landkreise, 6 Stadtkreise, 74 Gemeinden, die angeben, dass sich die integrationsfördernden Strukturen in der Kom-
mune durch die Einführung des PartIntG eher oder deutlich verbessert haben. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, 
ist die Summe der Prozentangaben größer als 100. 4 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der Gesamtzahl für die Prozentberechnung 
enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: 82,8 Prozent der Kommunen, die eine Verbesserung der integrationsfördernden Strukturen durch die 
Einführung des PartIntG erkennen, geben die institutionelle Verankerung der Integrationsarbeit als wichtigen Faktor für diese Verbesserung an.

Stärkung integrationsfördernder Strukturen

Wie wird das PartIntG auf kommunaler Ebene 
angewendet? In den qualitativen Interviews 
wurden Integrationsbeauftragte, Führungs-
kräfte in kommunalen Verwaltungen sowie  
Mitglieder relevanter Interessenvertretungen –  
darunter Integrationsbeiräte, der LAKA und der 
Landesbeirat – zu Erfolgen und Herausforde-
rungen bei der Umsetzung der gesetzlichen 
Vorgaben sowie Handlungsempfehlungen 
für eine zukünftige Ausrichtung des PartIntG 
befragt. Grundsätzlich zeigt sich in den Inter-
views, dass das Gesetz vorwiegend punktuell 
zur Implementierung und Legitimierung inte-
grationsfördernder Strukturen und Gremien 

angewendet wird. So berichten mehrere Inte
grationsbeauftragte, das Gesetz zur Etablierung 
kommunaler Integrationsbeiräte herangezogen 
zu haben:

„Also ich kenne dieses Gesetz und dieses 
Gesetz hat eine ganz große Rolle bei uns 
gespielt, bei der Neuetablierung dieses inte­
grationspolitischen Gremiums. Und ich würde 
sagen, das war sozusagen der Schwerpunkt 
der Anwendung dieses Gesetzes.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 7)

In einigen Fällen diente das Gesetz dazu, die 
konkreten Rechte der Integrationsbeiräte 
festzulegen oder eine Geschäftsordnung zu 

Die Anwendung des PartIntG in der Praxis – 
Perspektiven aus den Kommunen
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formulieren. Einige Integrationsbeauftragte 
beschreiben zudem, das Gesetz als Legitima-
tionsgrundlage zu nutzen, auf die sie sich beru-
fen und anhand derer sie die Implementierung 
von Maßnahmen begründen können. Positiv 
hervorgehoben wird zudem, dass das PartIntG 
und auch die „Verwaltungsvorschrift Integra-
tionsbeauftragte“ die Tätigkeiten von Integra-
tionsbeauftragten nicht primär operativ in der 
Umsetzung einzelner Maßnahmen, sondern 
vielmehr im Bereich der strategischen Steue-
rung und Koordination verortet. Auf diese Weise 
könne Integrationsarbeit langfristig geplant und 
nachhaltig in der kommunalen Politik verankert 
werden:

„Das Gesetz und auch die VwV, die ja darauf 
sich aufbaut, die zielen darauf ab, dass sich 
kommunale Integrationsarbeit eben nicht in 
so einem Klein-Klein von Projekten und Ver­
anstaltungen und Ehrenamtspflege und so 
erschöpft, sondern dass man da eine koordi­
native Funktion braucht. Also jemanden, der 
so ein bisschen den Überblick hat und auch 
so Zielvorgaben sich überlegen kann und das 
Ganze steuert, nicht nur für die nächsten drei 
Monate, sondern auch mit einer etwas brei­
ter gefassten Zukunftsperspektive und das 
macht total Sinn.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 6)

Gleichzeitig besteht Uneinigkeit darüber, wie 
konkret die Aufgaben von Integrationsbeauf-
tragten beschrieben und festgelegt werden 
sollten. Einerseits bietet die offene Formu-
lierung des Gesetzes den kommunalen Inte
grationsbeauftragten einen gewissen Hand-
lungsspielraum, der es ihnen ermöglicht, ihre 
Integrationsarbeit flexibel an die spezifischen 
Bedarfe und Gegebenheiten der jeweiligen 
Kommune anzupassen. Auf der anderen Seite 
wird jedoch kritisch angemerkt, dass die vage 
Ausgestaltung der gesetzlichen Vorgaben dazu 
führen kann, dass das Gesetz nicht die notwen-
dige Wirkung entfaltet und keine Veränderungs-
prozesse anstößt. Zugleich beschreibt die für 
Integrationsanliegen zuständige Person einer 
kleineren Kommune, dass sich die Vorgaben  
des PartIntG nicht immer auf die örtlichen 
Gegebenheiten übertragen lassen. Die Ambi-
valenz in den Perspektiven hinsichtlich der 
Ausgestaltung des Gesetzes wird zu einem 

späteren Zeitpunkt noch einmal aufgegriffen, 
wenn es darum geht, ob Integration grundsätz-
lich eine Pflichtaufgabe der Kommunen sein 
sollte. Insgesamt bestätigen die Interviews die 
Ergebnisse der Online-Befragung: Das Gesetz 
entfaltet besonders dort seine Wirkung, wo 
integrationsfördernde Strukturen wie Integra-
tionsbeiräte oder Integrationskonzepte entwi-
ckelt und verankert werden. Zudem zeigen die 
Interviews, dass das Gesetz auf Landesebene 
zur Etablierung des Landesbeirats und zur Stär-
kung des LAKA beiträgt. Durch die rechtliche 
Verankerung und die damit verbundenen Rah-
menbedingungen konnte sich der LAKA profes-
sionalisieren und seine Einflussmöglichkeiten 
ausbauen. 

Hürden in der Umsetzung

Trotz der beschriebenen positiven Effekte 
zeigen die Interviews jedoch auch, dass die 
Umsetzung des Gesetzes mit Herausforderun-
gen verbunden ist. Zusammenfassend lassen 
sich über alle Interviews hinweg drei zentrale 
Hürden erkennen: 1. der fehlende politische oder 
administrative Rückhalt der Integrationsbeauf-
tragten, 2. die unzureichende Einbindung von 
Interessenvertretungen und 3. die Passung der 
gesetzlichen Vorgaben für kleine Kommunen 
mit geringen Ressourcen oder Bedarfen. Damit 
die gesetzlichen Vorgaben wirksam umgesetzt 
werden können, ist politisch-administrativer 
Rückhalt wesentlich. Dieser Rückhalt meint 
sowohl finanzielle Zuwendungen als auch die 
Institutionalisierung von integrationsfördernden 
Strukturen und das aktive Mittragen von Ver-
änderungsprozessen. Wenn das PartIntG in den 
Kommunen nicht bekannt ist oder nicht befür-
wortet wird, ist die Handlungsfähigkeit der Inte-
grationsbeauftragten erheblich eingeschränkt. 
Auch Veränderungsprozesse können hierdurch 
erschwert oder sogar verhindert werden, wie 
eine Kommune im Hinblick auf die interkultu-
relle Öffnung ihrer Verwaltung eindrücklich 
berichtet:

„Die ist ja auch eigentlich meine Aufgabe […] 
und deswegen sollte ich mich da eigentlich 
drum kümmern. Aber ich tue es nicht, weil ich 
genau weiß, dass das auf sehr wenig bis keine 
Gegenliebe stoßen wird.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 6)

Hier konnte die interkulturelle Öffnung der Ver-
waltung aufgrund der fehlenden Unterstützung 
durch die Vorgesetzten bislang nicht in dem 
Umfang umgesetzt werden, wie es die gesetzli-
chen Vorgaben vorsehen. Auch in anderen Kom-
munen kann die fehlende administrative oder 
politische Rückendeckung die Implementierung 
integrationsfördernder Strukturen erschweren, 
wie die für Integrationsangelegenheiten zustän-
dige Person einer Kommune berichtet:

„Viele Kommunen haben kein Commitment 
seitens der Gemeinderäte, seitens der Verwal­
tung. Da gibt es nicht genug Ausstattung. Die 
Spitze sieht das Thema als irrelevant.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 9)

Dass Integrationsarbeit weitgehend zu den 
freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben zählt, 
führt dazu, dass ihre Ausgestaltung und die 
strukturellen Rahmenbedingungen zwischen 
den Kommunen stark variieren. Kommunen 
können eigenständig darüber entscheiden, 
welchen Stellenwert das Thema Integration in 
der lokalen Politik erhält, was sich wiederum 
in den jeweils bereitgestellten personellen, 
finanziellen und organisatorischen Ressourcen 
niederschlägt. Während einige Kommunen über 
Stabsstellen, Integrationsausschüsse oder Inte-
grationskonzepte verfügen, sind die Strukturen 
in anderen Kommunen weniger ausgeprägt. 

Als weitere Hürde in der Umsetzung des Part
IntG wird in den Interviews die unzureichende 
Beteiligung von Interessenvertretungen wie 
den kommunalen Integrationsbeiräten, dem 
LAKA und dem Landesbeirat beschrieben. Im 
PartIntG ist diese in §§ 9–13 festgehalten. In 
Abschnitt 3.1 wird ausführlich beschrieben, wie 
sich die Beteiligung der beiden Gremien auf 
Landesebene aktuell gestaltet. Hier zeigt sich, 
dass Mitglieder beider Gremien die Beteiligung 
des LAKA und des Landesbeirats als nicht 
frühzeitig genug empfinden. Teilweise wird 
hier der Wunsch geäußert, zu einer größeren 
Bandbreite an Themen angefragt und beratend 
tätig zu werden. Darüber hinaus empfehlen 
Mitglieder beider Gremien, perspektivisch nach 
Beratungstätigkeiten verstärkt Rückmeldungen 
darüber zu erhalten, inwiefern ihre Anmerkungen 
in etwaige Gesetzesvorhaben eingeflossen 
sind. Auch auf kommunaler Ebene wird in den 

Interviews zum Teil kritisiert, dass Integrations-
beiräte zwar gesetzlich verankert, in der Praxis 
aber nicht immer angehört und beteiligt werden:

„Also ich finde es gut, dass unsere Beiräte im 
Gesetz verankert sind. Leider ist die Freiwil­
ligkeit ein Hemmschuh, aber es ist trotzdem 
ein Vehikel, ein wichtiges Vehikel für die Kom­
munen. Dass man sagt, es steht im Gesetz. Es 
bräuchte aber noch eine Verbindlichkeit.“  
(Mitglied des LAKA, Interview 3)

Eine weitere Hürde bei der Umsetzung des Part
IntG ergibt sich aus der Passung des Gesetzes 
für kleinere, ressourcenschwache Kommunen. 
In den Interviews herrscht hierbei Uneinigkeit 
darüber, ob die Vorgaben des PartIntG konkre-
ter und verbindlicher formuliert werden sollten 
oder nicht. Integrationsbeauftragte in größeren 
Städten, die über umfangreiche Ressourcen 
und wirkungsvolle Strukturen verfügen, spre-
chen sich in den Interviews eher dafür aus, 
Integration als Pflichtaufgabe festzuschreiben. 
Integrationsbeauftragte in kleineren Kommunen 
zeigen sich hierzu häufiger ambivalent. Nicht 
immer seien Maßnahmen wie die Einrichtung 
eines Integrationsbeirats hier sinnvoll:

„Manchmal habe ich das Gefühl, das Gesetz 
ist am sinnvollsten, wenn man jetzt wirklich 
irgendwie so eine Stabsstelle hat, vielleicht in  
einer größeren Kommune, da denke ich dann 
vielleicht eher so an eine dreistellige Bevölke­
rungszahl und dann hat man irgendwie eine 
Stabsstelle, die dann so ein bisschen über den 
Dingen schwebt und so Koordination macht 
und Netzwerke und Konzepte und was weiß 
ich was, und für das Operative sind dann quasi 
andere dafür zuständig. Und das funktioniert 
halt bei uns nicht, weil wir einfach die Res­
sourcen nicht haben.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 6)

Die Diskussion darüber, für welche Kommunen 
sich eine Verpflichtung des Gesetzes anbietet 
und welche Auswirkungen gesetzliche Vorga-
ben für kleinere Kommunen hätten, wird im  
späteren Verlauf des Kapitels noch einmal 
aufgegriffen. Im Folgenden werden zunächst 
Ansätze für eine potenzielle Novellierung des 
Gesetzes vorgestellt. 
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Welche Weiterentwicklungen des PartIntG 
wünschen sich die Kommunen?

Abbildung 4.10 verdeutlicht, welche Verände-
rungen sich die verschiedenen Akteursgruppen 
von einem zukünftigen Integrationsgesetz 
erhoffen (eine vollständige Liste findet sich 
in Tabelle A4.1 im Anhang). Über alle Ebenen 
hinweg zeigt sich ein klares Grundmuster: An 
erster oder zweiter Stelle stehen der Wunsch 
nach besserer finanzieller Unterstützung und 
nach einer verbindlichen gesetzlichen Veranke-
rung kommunaler Integrationsstrukturen. In den 
Landkreisen werden eine bessere finanzielle 
Ausstattung und die gesetzliche Verpflichtung 
zur Einrichtung kommunaler Integrationsbeauf-

tragter gleichermaßen häufig genannt (jeweils 
74 Prozent), gefolgt von der verbindlichen  
Verankerung des Integrationsmanagements  
(54 Prozent) und – mit deutlichem Abstand – 
der Förderung digitaler Lösungen für die Inte
grationsarbeit. Die Stadtkreise heben beson-
ders stark die finanzielle Unterstützung hervor  
(89 Prozent) und wünschen sich darüber  
hinaus mit jeweils zwei Dritteln der Nennungen 
eine verbindliche Verankerung kommunaler 
Integrationsbeauftragter und des Integrations-
managements. Weniger als die Hälfte spricht 
sich zusätzlich für bessere politische Partizipa-
tionsmöglichkeiten für Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte aus (44 Prozent). 

Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 144 VwV-Integrationsbeauftragte, 693 Gemeinden. Anmerkung: IB = Integrationsbeauf-
tragte, IM = Integrationsmanagement, EWG = Einwanderungsgeschichte; aufgrund der Möglichkeit, bis zu drei Antworten zu wählen, ist die Summe 
der Prozentangaben größer als 100. 2 Landkreise, 11 VwV-Integrationsbeauftragte und 111 Gemeinden haben keine Angabe gemacht. Sie sind in der 
Gesamtzahl für die Prozentberechnung enthalten, aber nicht dargestellt. Lesebeispiel: Eine bessere finanzielle Unterstützung wird von den Stadtkrei-
sen mit 88,9 Prozent am häufigsten als mögliche Änderung genannt, die sich durch ein neues Gesetz ergeben sollte.

Abbildung 4.10: Bitte wählen Sie maximal drei Änderungen aus, die sich für Ihre Kommune durch 
ein zukünftiges Integrationsgesetz ergeben sollten.
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In den Gemeinden steht ebenfalls die finanzielle 
Unterstützung an erster Stelle (62 Prozent), 
während gesetzliche Vorgaben für Integrations-
beauftragte, Integrationsmanagement und 
eine bessere Vernetzung der Akteure mit rund 
einem Viertel der Nennungen deutlich seltener 
genannt werden. Die VwV-Integrationsbeauf-
tragten priorisieren vor allem die gesetzliche 
Verankerung kommunaler Integrationsbeauf-
tragter (64 Prozent), gefolgt von besserer 
finanzieller Unterstützung (51 Prozent), einer 
verbindlichen Verankerung des Integrations-
managements (48 Prozent) und erweiterten 
politischen Teilhabemöglichkeiten (40 Prozent). 
Insgesamt lässt sich daraus ablesen, dass ein 
zukünftiges Integrationsgesetz aus Sicht der 
Praxis vor allem verlässliche Ressourcen, klare 
Zuständigkeiten und verbindliche Strukturen 
sichern sollte, die in einem zweiten Schritt auch 
erweiterte Beteiligungs- und Gestaltungsräume –  
insbesondere auf Land- und Stadtkreisebene – 
ermöglichen.

In den qualitativen Interviews werden zudem 
die Ausgestaltung und Befugnisse von kommu-
nalen Interessenvertretungen diskutiert. Diese 
sind in §§ 11–13 des PartIntG beschrieben. In den 
Interviews wird der Vorschlag gemacht, diese 
Gremien nicht ausschließlich für migrations- 
und integrationsspezifische Belange einzuset-
zen, sondern sie – in einem breiten Verständnis –  
als Vertreter für die allgemeine Stadtbevölke-
rung und Perspektiven, die sonst selten Gehör 
erhalten, zu konzipieren:

„Ich finde es auch schade, wenn man einen 
Beirat dann immer nur so in diese Migranten­
schiene schiebt. Wir sind nicht Migranten, wir 
sind eigentlich Bürger, die unterrepräsentiert 
sind.“ 
(Mitglied eines Integrationsbeirats, Interview 8)

In diesem Verständnis könnten Integrations-
beiräte und -ausschüsse ihre Perspektiven im 
Hinblick auf eine umfassende Bürger- und Ein-
wohnerpolitik einbringen und einen Teil der 
Stadtgesellschaft repräsentieren. Eine weitere 
Perspektive, die in den Interviews entwickelt 
wird, richtet den Fokus auf die politische Reprä-
sentation von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte im Gemeinderat. Statt eines bera-
tenden Gremiums könne so die Repräsentation 
institutionell und nachhaltig in der jeweiligen 
kommunalen Politik verankert werden. Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte könnten 
ihre Perspektiven als Bürgerinnen und Bürger 
mit einer spezifischen Perspektive systematisch 
und dauerhaft in die lokale Politik einbringen: 

„Der Gegenentwurf wäre, dass die Zugewan­
derten in allen Gremien der Verwaltung anwe­
send sind und die Repräsentanz sich nicht 
darauf erschöpft, dass man ein Sondergleis 
baut und sagt, so, da könnt ihr euch tummeln 
und dann könnt ihr, was weiß ich, im Zweifel 
auch was beschließen.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 12)

Insgesamt lassen sich die Ergebnisse so deu-
ten: Dort, wo es bereits eine geförderte Stelle 
gibt und grundlegende Kapazitäten vorhanden 
sind, rückt Verbindlichkeit in den Vordergrund. 
Gefragt sind klare Zuständigkeiten und recht-
liche Stabilität, auf deren Basis Mittel planbar 
eingesetzt und Angebote verlässlich fortge-
führt werden können. Das unterscheidet sich 
vom Muster der Gemeinden, in denen ebenfalls 
viele keine/n VwV-Integrationsbeauftragte/n 
und daher weniger entsprechende Ausstattung 
haben. Dort erscheinen vorrangig zusätzliche 
Ressourcen als besonders wichtig. Für die Wei-
terentwicklung deutet vieles auf eine Abfolge 
hin, in der rechtliche Verankerung verlässlichere 
Finanzierungsrahmen ermöglicht und dadurch 
der Ausbau sowie die Verstetigung der Praxis 
begünstigt werden.
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Ob und in welchem Umfang Integration als ver-
pflichtender Bestandteil kommunaler Politik 
verankert und institutionalisiert werden sollte, 
ist eine viel diskutierte Frage, die auch in den für 
den Landesintegrationsbericht in Baden-Würt-
temberg durchgeführten Befragungen an ver-
schiedener Stelle aufgeworfen wird. Die Diskus-
sion entspinnt sich vor dem Hintergrund, dass 
Integration in Kommunen sehr unterschiedlich 
gestaltet und gefördert wird, häufig projekt-
bezogen erfolgt und nicht nachhaltig verankert 
wird. Das Handlungsfeld ist daher von viel Dis-
kontinuität geprägt: Nicht nur die zuständigen 
Akteure sowie finanziellen und rechtlichen Rah-
menbedingungen wandeln sich, sondern auch 
die Formen der Zuwanderung. Der Wunsch nach 
mehr Verbindlichkeit, verlässlichen Strukturen 
und festen Anlaufstellen scheint vor dem Hin-
tergrund der unübersichtlichen, dynamischen 
Strukturen naheliegend (Kühn et al., 2024). 
Zugleich sind Kommunen bereits stark belastet, 
die rechtliche Festlegung von Integration als 
Pflichtaufgabe bedeutet zudem nicht immer 
eine Garantie für eine wirksame Integrationsar-
beit. Sie könnte im Gegenteil auch dazu führen, 
dass Gestaltungsspielräume vor Ort verkleinert 
und die Arbeit der Integrationsbeauftragten ein-
geschränkt wird (Kühn et al., 2024). 

In den Interviews zeigen sich unterschiedliche 
Perspektiven darauf, ob und wie verpflichtend 
die Integrationsarbeit für Kommunen vorge-
schrieben sein sollte. Während viele Integra-
tionsbeauftragte klare und verbindliche Vorga-
ben begrüßen, wird die Verpflichtung in einigen 
Interviews ambivalent eingeschätzt. Diese 
könne dazu führen, dass die Integrationsarbeit 
an den spezifischen Bedarfen von Kommunen 
vorbeigeplant und Strukturen geschaffen wer-
den, die insbesondere in kleinen Kommunen 
nicht den lokalen Gegebenheiten und Ressour-
cen entsprechen:

„Deswegen: Ja unbedingt, natürlich ist Inte­
gration eine Pflichtaufgabe, da kommen wir 
gar nicht drum rum. Aber natürlich haben wir 
dann immer, je mehr das quasi auch gesetz­

lich oder wie auch immer verankert ist, das 
Problem, dass dann das Ministerium oder wer 
auch immer Vorgaben macht, die potenziell 
nicht so richtig umzusetzen sind, die nicht so 
richtig realistisch sind für vielleicht auch  
kleinere Kommunen.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 6)

Die für Integrationsangelegenheiten zustän-
dige Person einer Kommune merkt an, dass 
der Handlungs- und Ermessensspielraum, der 
Integrationsbeauftragten bei der Planung und 
Umsetzung von Maßnahmen zur Verfügung 
steht, durch verpflichtende Vorgaben einge-
schränkt werden könnte. Aufgrund ihrer Kennt-
nis über die kommunalen Strukturen solle die 
Entscheidungskompetenz über die Integrations-
arbeit weiterhin bei den jeweiligen Integrations-
beauftragten liegen. Mit Blick auf konkrete Vor-
gaben – etwa die Pflicht zur Einrichtung eines 
Integrationsbeirats – wird kritisch angemerkt: 

„Ich kann es verpflichtend machen, aber heißt 
es dann, dass er gut arbeitet? […] ich brauche 
die Leute, die es wollen. Und solange ich die 
Personen nicht habe, ob mit oder ohne Migra­
tionsgeschichte […], wenn ich das nicht habe, 
dann kann ich es noch so viel verpflichtend 
machen. Dann habe ich so ein Teil auf dem 
Papier stehen, der aber auch nichts bringt.“ 
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 16)

Für eine Verpflichtung spricht aus Sicht einiger 
Kommunen insbesondere, dass Integration hier-
durch finanziell abgesichert und nachhaltige, 
verbindliche Strukturen geschaffen werden 
können. Insbesondere in angespannten Haus-
haltslagen würden freiwillige Aufgaben schnell 
unter Rechtfertigungsdruck geraten: 

„[…] wenn man irgendwas sparen will und 
kann, dann sind es eher bei Freiwilligkeits­
leistungen allgemein gesprochen. Und von 
dem her ist es auf jeden Fall hilfreich, diesen 
Bereich als Pflichtaufgabe zu definieren.“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 18)

Auch die befragten Mitglieder des LAKA spre-
chen sich explizit dafür aus, Integration als 
kommunale Pflichtaufgabe zu prüfen. Eine Ver-
pflichtung könne verhindern, dass Integration 
als „nice to have“ angesehen wird. 

Wie ein stärker verbindlicher Rahmen für die 
Integrationsarbeit aussehen könnte, wird in 
zwei Interviews diskutiert: Hier wird die Funk-
tion und Stellung von Integrationsbeauftrag-
ten in ihren Kommunen mit den kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten in Baden-Würt-
temberg verglichen. Dabei wird positiv auf die 
gesetzliche Verankerung von Gleichstellungs-
beauftragten im Rahmen des Chancengleich-
heitsgesetzes des Ministeriums für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit Bezug genommen. 
Die Ernennung von Gleichstellungsbeauftrag-
ten sei hier im Vergleich zum PartIntG in den 
Stadt- und Landkreisen sowie kreisangehörigen 
Städten ab einer Bevölkerungszahl von 50.000 
verpflichtend und die Handlungsanweisungen 
verbindlicher formuliert:

„Da steht ganz konkret drin, wann Gleich­
stellungsbeauftragte zu bestellen sind, bei 
welcher kommunalen Größe, welche ganz 
konkreten Aufgaben die haben.“ 
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 19)

Das Chancengleichheitsgesetz legt beispiels-
weise die Erstellung eines Chancengleich-
heitsplanes als Aufgabe fest und gibt konkrete 
Inhalte für diesen Plan vor. Darüber hinaus 

sind beispielsweise Vorgaben zur Ausschrei-
bung von Stellen und der Durchführung von 
Bewerbungsgesprächen vorgegeben. Dass die 
Gleichstellung von Frauen und Männern als 
kommunale Pflichtaufgabe gesetzlich verankert 
ist, habe zudem den Stellenwert dieses Themas 
grundlegend gestärkt: 

„Die Gleichstellung von Frauen und Män­
nern ist eine kommunale Pflichtaufgabe. Ist 
gesetzlich verankert. Hat natürlich nochmal 
einen anderen Stellenwert. Auch gerade wenn 
Gelder knapp werden und Prioritäten gesetzt 
werden […]“  
(Integrationsbeauftragte/r, Interview 19)

In diesem Zusammenhang wird dafür plädiert, 
Integrationsbeauftragte – analog zu Gleich-
stellungsbeauftragten – bei der Auswahl von 
Amtsleitungen und gehobenen Positionen in 
der Stadtverwaltung zu beteiligen. Integration 
solle neben Gleichstellung und Inklusion als 
fester Bestandteil und Pflichtaufgabe in den 
Kommunen gelten. 

Offen bleibt schließlich, wie sich eine gesetz-
liche Verpflichtung auf kleine Gemeinden aus-
wirken würde, die aufgrund eines geringen 
Anteils an Menschen mit Einwanderungsge-
schichte weniger Bedarf an Integrationsmaß-
nahmen und Ressourcen für ihre Umsetzung 
haben und welche Rolle in diesem Fall die 
jeweiligen Landkreise einnehmen. 

Exkurs: Integration als Pflichtaufgabe?
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Im Anschluss an und in Übereinstimmung mit 
den umfangreichen Ausführungen von Kühn 
et al. (2024) zur Frage nach Integration als 
Pflichtaufgabe lässt sich hier abschließend 
festhalten: Integration ist ein dynamisches, 
sich fortlaufend wandelndes Handlungsfeld, 
das verlässliche, langfristig tragfähige, zugleich 
aber an die jeweiligen kommunalen Gegeben-
heiten anpassbare Strukturen benötigt. Die 
spezifischen Bedarfe vor Ort kennen vor allem 
die kommunalen Integrationsbeauftragten – Die 
spezifischen Bedarfe vor Ort kennen vor allem 
die kommunalen Integrationsbeauftragten – es 
ist zu prüfen, ob ihre Position, Ressourcen und 
Rechte entsprechend gestärkt werden könnten. 
Auch für Kommunen ohne Integrationsbeauf-
tragte empfiehlt es sich, eine zentrale Anlauf-
stelle zu benennen, die für Integrationsbelange 
zuständig ist und an der die unterschiedlichen 
Akteure und Perspektiven zusammengeführt 
werden. Zudem werden konkrete Handlungsan-
weisungen, wie sie im Landesförderprogramm 
der „Verwaltungsvorschrift Integrationsbe-
auftragte“ bereits formuliert werden, als hilf-
reich erachtet – nicht nur als strukturierender, 
handlungsweisender Impuls, sondern auch als 
Legitimationsgrundlage für die Umsetzung von 
Maßnahmen. Es empfiehlt sich, dass eine lang-
fristige Planung und dauerhafte Strukturen in 
den Kommunen aufgewertet und gestärkt wer-
den. Hierzu gehört auch, dass dem von Kühn et 
al. (2024) als „föderaler Verschiebebahnhof der 
Verantwortlichkeiten“ bezeichneten Hin- und 
Herschieben von Zuständigkeit zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen klare Verantwortungs-
bereiche entgegengesetzt werden müssen. Das 
PartIntG bildet eine wichtige Grundlage hierfür. 

Auf Grundlage der zuvor diskutierten empi-
rischen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle vom Projektteam 
der Universität Mannheim zusammengeführt, 
systematisch eingeordnet und mögliche  
Handlungsoptionen dargestellt.

Das PartIntG sollte möglichst durch gezielte 
Kommunikation in seiner Bekanntheit gestärkt 
werden

Die Befragungsergebnisse verdeutlichen, dass 
das Gesetz in den Kommunen in Baden-Würt-
temberg bislang nur begrenzt bekannt ist und 
seine Sichtbarkeit künftig gezielt gestärkt 
werden sollte. Die Interviews mit Integrations-
beauftragten sowie Mitgliedern des LAKA und 
des Landesbeirats für Integration legen zudem 
nahe, dass das Gesetz in der politischen Land-
schaft an Bekanntheit gewinnen könnte. So 
könnte gewährleistet werden, dass die im Part
IntG verankerten Gremien zu einer größeren 
Bandbreite an relevanten Themen und Geset-
zesentwürfen angefragt und beteiligt werden.

Die Umsetzung des PartIntG sollte möglichst 
weiterhin bedarfsorientiert erfolgen

Die Vorgaben des PartIntG scheinen insbe-
sondere in größeren städtischen Kommunen 
mit einem Bedarf an integrationsfördernden 
Maßnahmen ihre Wirkung zu entfalten. In 
kleineren Gemeinden erfolgt Integrations-
arbeit möglicherweise weniger formell und 
stützt sich womöglich stärker auf informelle 
Abstimmungswege und persönliche Netz-
werke. Diese eingespielten Strukturen könnten 
durch gesetzliche Vorgaben in ihrer Flexibilität 
eingeschränkt werden. Gleichzeitig bietet es 
sich auch hier an, relevante Akteure der Inte
grationsarbeit zu identifizieren und Anreize für 
integrationsfördernde Maßnahmen sowie die 
interkulturelle Öffnung von Verwaltung und 
Gesellschaft zu geben. 

Erfolgreiche Integrationsarbeit benötigt 
belastbare Strukturen und eine nachhaltige 
Finanzierung

Integrationsarbeit erfolgt häufig projektbe-
zogen, nicht immer können Integrationsmaß-
nahmen daher verstetigt werden – auch wenn 
sie erfolgreich sind. Um nachhaltige Strukturen 
zu etablieren, ist eine zuverlässige, auskömm-
liche Finanzierung daher wesentlich. Vor dem 
Hintergrund der Befragung wird zudem deut-
lich, wie wichtig eine zentrale Anlaufstelle 
für kommunale Bestrebungen im Bereich der 
Integration ist. Integrationsbeauftragte spielen 
eine zentrale Rolle für den Erfolg kommunaler 
Integrationsarbeit und könnten darüber hinaus 
die Vernetzung zwischen Kommunen bedeu-
tend stärken. Ihre Position sollte entsprechend 
institutionell verankert und mit angemessenen 
Ressourcen ausgestattet werden.

Die Teilhabe von Menschen mit Einwande­
rungsgeschichte über Interessenvertretungen 
sollte systematisch erfolgen und regelmäßig 
überprüft werden

Insgesamt fünf Paragrafen des PartIntG widmen 
sich Interessenvertretungen wie Integrations-
beiräten und -ausschüssen auf kommunaler 
Ebene sowie dem LAKA und dem Landesbeirat 
auf Landesebene. Diese sind demnach ein fes-
ter Bestandteil des PartIntG. Die Befragung hat 
jedoch gezeigt, dass die Einrichtung von kom-
munalen Gremien noch nicht flächendeckend 
erfolgt ist und ihre Beteiligung auf kommunaler 
sowie Landesebene ausbaufähig ist. Um echte 
Teilhabe zu ermöglichen, stellen die systemati-
sche, frühzeitige Einbindung dieser Gremien auf 
kommunaler Ebene sowie eine feste Anbindung 
an den Gemeinderat und die Ausstattung mit 
verbindlichen Mitwirkungsrechten wichtige 
Schritte dar.

Fazit und Handlungsoptionen
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Dieses Kapitel beschreibt wichtige Eckpunkte 
des Standes der Integration in Baden-Würt-
temberg anhand von verfügbaren Daten und 
ausgewählten Indikatoren. Der Blick richtet 
sich auf zentrale gesellschaftliche Bereiche 
wie Demografie, Bildung, Arbeitsmarkt sowie 
auf Aspekte der sozialen, identifikativen und 
politischen Integration. Ziel ist es, die aktuelle 
Situation differenziert darzustellen und Ent-
wicklungen über die Zeit sichtbar zu machen. 

Integration wird dabei im Sinne des Partizipati-
ons- und Integrationsgesetzes Baden-Württem-
berg (PartIntG) als gesamtgesellschaftlicher 
Prozess verstanden, um die „gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit und ohne Migra-
tionshintergrund in allen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens […] zu verwirklichen und 
auf diese Weise das friedliche Zusammenleben 
von Menschen aus unterschiedlichen Kulturen 
sowie den Zusammenhalt der Gesellschaft zu 
sichern.“ (§ 2 PartIntG).

Die Teilhabe wird entlang mehrerer grundle-
gender Dimensionen der Integration betrachtet. 
In der sozialwissenschaftlichen Forschung 
(z. B. Esser, 2001; Jonsson et al., 2018; Kalter, 
2008) ist es üblich, grob zu unterscheiden zwi-
schen: der strukturellen Integration, die sich auf 
soziale Positionen, vor allem auf den Zugang zu 
zentralen gesellschaftlichen Ressourcen wie 
Erwerbsarbeit, Bildung oder Wohnraum bezieht 
und der oft eine besondere Bedeutung zuge-
messen wird; der kognitiven Integration, die 
Kenntnisse, Kompetenzen und Orientierungen 
umfasst, die für das Leben in der Gesellschaft 
relevant sind; der sozialen Integration, die die 
Einbindung in soziale Netzwerke und Bezie-
hungen beschreibt; und der emotionalen bzw. 
identifikativen Integration, die Zugehörigkeits-
gefühle und Identifikationen mit dem Aufnah-
meland und generelle Werteinstellungen betrifft. 
Diese Dimensionen sind analytisch voneinander 
unterscheidbar, stehen jedoch zum Teil in enger 
Wechselwirkung. Innerhalb der Dimensionen 
lassen sich viele feinere Teilaspekte unterschei-
den. Aspekte der kognitiven und emotionalen 
Integration werden in der Literatur oft auch als 
kulturelle Integration zusammengefasst. Ein-
zelne Integrationsbereiche – etwa die politische 

Integration – können mehrere Dimensionen 
zugleich berühren. 

Die Darstellung des Integrationsstands erfolgt 
mithilfe von verfügbaren Datensätzen. Haupt-
sächlich werden Daten der amtlichen Statistik 
verwendet, vor allem Daten des Mikrozensus48 
oder auch der Schulstatistik. Sie bieten insbe-
sondere für Aspekte der strukturellen und kog-
nitiven Integration ein reiches Analysepotenzial. 
Die Indikatoren wurden so zusammengestellt, 
dass sie ein möglichst aussagekräftiges Bild 
liefern. Zusätzlich werden sozialwissenschaft-
liche Befragungsdaten herangezogen. Diese 
wurden danach ausgewählt, ob sie weitere 
wichtige Indikatoren zu relevanten Aspekten 
der Integration enthalten und es ermöglichen, 
Eingewanderte und ihre Nachkommen in 
Baden-Württemberg in angemessenem Umfang 
abzubilden. Insgesamt wurde versucht, die 
Dimensionen und Bereiche der Integration in 
einer großen Breite zu erfassen.

Für die Analysen wird, wenn möglich, das 
Konzept der Einwanderungsgeschichte ver-
wendet. Sie folgen damit der Empfehlung der 
Fachkommission der Bundesregierung zu den 
Rahmenbedingungen der Integrationsfähig-
keit (2020) und auch der Praxis des jüngsten 
Integrationsberichts des Bundes, der 2024 
vom DeZIM-Institut für die Integrationsbeauf-
tragte der Bundesregierung erarbeitet wurde 
(Deutsches Zentrum für Integrations- und 
Migrationsforschung (DeZIM), 2024). Dem 
Konzept zufolge hat eine Person eine Einwan-
derungsgeschichte, wenn sie selbst außerhalb 
Deutschlands geboren wurde (Eingewanderte), 
wenn sie in Deutschland geboren wurde, beide 
Eltern jedoch im Ausland (Nachkommen) oder 
sie in Deutschland geboren wurde, eines der 
beiden Elternteile aber nicht (einseitige Ein-
wanderungsgeschichte). Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte sind dann solche, die 
selbst und deren beide Elternteile in Deutsch-
land geboren sind. Nicht alle verwendeten 
Datensätze enthalten jedoch die notwendigen 
Informationen für diese Einteilung, sodass an 
manchen Stellen auch auf andere Kategorisie-
rungen zurückgegriffen wird.

5	 
Indikatorengestütztes 
Integrationsmonitoring 
für Baden-Württemberg

48 �Für die Analysen in Kapitel 5 wurden die über das Forschungsdatenzentrum des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg verfügbaren 
Mikrozensusdaten ausgewertet. Zum Zeitpunkt der Auswertung (Sommer 2025) war 2022 das jüngste verfügbare Erhebungsjahr.
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Wann immer die Datengrundlage es zulässt, 
werden die einzelnen Indikatoren im Zeitverlauf 
(meist 2013, 2018 und 2022) für Personen mit 
und Personen ohne Einwanderungsgeschichte 
dargestellt. Anschließend werden sie für das 
jüngste vorhandene Jahr nach differenzierter 
Einwanderungsgeschichte (Eingewanderte, 
Nachkommen, einseitige Einwanderungs-
geschichte, ohne Einwanderungsgeschichte) 
aufgeschlüsselt. Abhängig von der genutzten 
Datengrundlage kann es zu Abweichungen 
von dieser Logik kommen, etwa weil bestimmte 
Datensätze nur für andere Zeitpunkte zur Ver-
fügung stehen, die Anzahl der Beobachtungen 
nicht für eine differenzierte Betrachtung der 
Einwanderungsgeschichte ausreicht oder weil 
nur ein anderes Konzept anstelle der Einwande-
rungsgeschichte (z. B. Migrationshintergrund) 
im Datensatz verfügbar ist. In diesen Fällen wird 
bei der Beschreibung der Indikatoren auf die 
Abweichungen verwiesen. Die Analysen sind 
deskriptiv, das heißt, sie beschreiben Unter-
schiede zwischen Personengruppen sowie Ent-
wicklungen über die Zeit, erlauben jedoch keine 
kausalen Erklärungen der beobachteten Unter-
schiede.

Eine Übersicht über die verwendeten Indika-
toren, Datenquellen und Konzepte findet sich 
im Anhang (siehe hierzu die Informationen zu 
den externen Daten in A1.4). Zusätzlich können 
relevante Begriffe im Glossar nachgeschlagen 
werden.

Der Aufbau des Kapitels ist wie folgt. Abschnitt 
5.1 beschreibt die demografische Zusammenset-
zung der Bevölkerung in Baden-Württemberg. 

Der Stand und die Entwicklung der Bevölkerung 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte, bei-
spielsweise hinsichtlich Alter, Geschlecht oder 
rechtlichem Status, bilden eine wichtige Grund-
lage für die Einordnung der nachfolgenden 
Ergebnisse. Abschnitt 5.2 befasst sich mit dem 
Thema Bildung und beleuchtet hierbei etwa die 
Beteiligung an frühkindlicher Bildung, die Kom-
petenzverteilung sowie die erreichten allge-
meinbildenden und beruflichen Abschlüsse. Die 
Indikatoren in diesem Abschnitt bilden damit 
wichtige Aspekte der kognitiven und struktu-
rellen Integration ab. Abschnitt 5.3 widmet sich 
dem Arbeitsmarkt und analysiert zum Beispiel 
die Erwerbsbeteiligung, die beruflichen Stellun-
gen oder die Branchenzugehörigkeiten von Per-
sonen mit und ohne Einwanderungsgeschichte. 
Die Indikatoren dieses Abschnitts informieren 
damit über den weiteren zentralen Bereich 
der strukturellen Integration. In Abschnitt 5.4 
rücken schließlich die kulturelle, die soziale und 
die emotionale Integrationsdimension mehr 
in den Fokus. So geht es etwa um freiwilliges 
Engagement und Kontakte zwischen Perso-
nen mit und ohne Einwanderungsgeschichte 
(soziale Dimension), das Gefühl der Verbunden-
heit zu Deutschland, Baden-Württemberg, dem 
Wohnort und dem Herkunftsland (emotionale/
identifikative Dimension) oder die Bewertung 
verschiedener integrationspolitischer Maßnah-
men (kulturelle Dimension). Zusätzlich werden 
Aspekte der politischen Integration betrachtet, 
die im Kontext dieses Berichts besonders inte-
ressant erscheinen und mehrere Integrations-
dimensionen berühren.

5.1	  
Demografie

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Im Jahr 2024 leben rund 4,3 Millionen Menschen mit Einwanderungsgeschichte in 

Baden-Württemberg. Das entspricht einem Anteil von 38 Prozent an der Gesamt­
bevölkerung.

• �Menschen mit Einwanderungsgeschichte sind im Durchschnitt jünger (41 Jahre) als 
Personen ohne Einwanderungsgeschichte (45 Jahre). 

• �Eingewanderte, die seit mehr als 20 Jahren in Deutschland leben, sind mit Abstand  
die größte Gruppe unter Eingewanderten im Vergleich zu Gruppen mit kürzerer Aufent­
haltsdauer. Ihre Zahl ist zudem über die betrachteten Jahre hinweg gestiegen. 

• �Im Jahr 2022 verfügt weniger als die Hälfte der Eingewanderten über die deutsche 
Staatsbürgerschaft. Bei Nachkommen und Menschen mit einseitiger Einwanderungs­
geschichte liegt der Anteil mit deutscher Staatsbürgerschaft mit 73 beziehungsweise 
98 Prozent deutlich höher als bei Eingewanderten.

Dieser Abschnitt beleuchtet zentrale Merkmale 
der Bevölkerungsstruktur in Baden-Württem-
berg. Die demografische Zusammensetzung 
von Menschen mit und ohne Einwanderungsge-
schichte ist maßgeblich, um gesellschaftliche 
Integrationsprozesse zu verstehen. Sie gewinnt 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund des generel-
len demografischen Wandels und steigender 
Fachkräftebedarfe in jüngeren und mittleren 
Altersgruppen zunehmend an Bedeutung und 
ist für die weitere Entwicklung und Zukunft des 
Landes zentral.

Die Indikatoren in diesem Abschnitt geben 
Aufschluss darüber, wie sich die Bevölkerung mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte bezüglich 
Altersstruktur, Herkunft und rechtlichem Status 
unterscheidet und im Zeitverlauf verändert hat. 
Diese Hintergründe helfen auch dabei, die Ergeb-
nisse in den folgenden Abschnitten – also den 
Themenfeldern Bildung, Arbeitsmarkt, soziale, 
identifikative und politische Integration – einzu-
ordnen.
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Baden-Württemberg gehört zu den Bundeslän-
dern mit den höchsten Anteilen an Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte in Deutschland 
(Statistisches Bundesamt, 2025b). Abbildung 
5.1.1 zeigt, wie sich die Bevölkerung in Baden-
Württemberg nach ihrer Einwanderungsge-
schichte (in den Abbildungen abgekürzt mit 
EWG) aufteilt. Im Jahr 2024 leben rund  

4,3 Millionen Menschen mit Einwanderungsge-
schichte in Baden-Württemberg.49 Sie machen 
damit 38 Prozent der Gesamtbevölkerung im 
Bundesland aus. Unterteilt in Einwanderungs-
gruppen sind das 2,7 Millionen Eingewanderte 
(24 Prozent), 897 Tausend Nachkommen (8 Pro-
zent) und 735 Tausend Menschen mit einseiti-
ger Einwanderungsgeschichte (7 Prozent). 

Bevölkerung nach Einwanderungsgeschichte

Datenquelle: Erstergebnisse Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2024, Auswertung durch das Statistische Landesamt Baden-Württemberg 2025, 
eigene Darstellung. Anmerkung: N 2024 = 11,207 Millionen. EWG = Einwanderungsgeschichte. Hier basiert das Konzept der Einwanderungsgeschichte 
auf der Definition der amtlichen Statistik. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 haben 735 Tausend Personen in Baden-Württemberg eine einseitige Einwande-
rungsgeschichte. Das entspricht 6,6 Prozent der Bevölkerung.

Abbildung 5.1.1: Bevölkerung nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2024
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49 �In dieser Abbildung wird auf eine Auswertung des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg für das Jahr 2024 zurückgegriffen  
(www.statistik-bw.de/leben-und-arbeiten/bevoelkerung-und-gebiet/migration-und-nationalitaet/). Für die weiteren Abbildungen in diesem 
Abschnitt wurden die über das Forschungsdatenzentrum des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg verfügbaren Mikrozensusdaten 
ausgewertet. Zum Zeitpunkt der Auswertung (Sommer 2025) war 2022 das jüngste verfügbare Erhebungsjahr.

Die Bevölkerungspyramiden in Abbildung 5.1.2 
stellen die Alters- und Geschlechtsverteilung 
für Menschen mit und ohne Einwanderungs-
geschichte im Jahr 2022 dar. Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte sind mit durchschnittlich 
41 Jahren jünger als Personen ohne Einwande-
rungsgeschichte, die im Durchschnitt 45 Jahre 
alt sind (siehe Tabelle A5.1.1 im Anhang). In der 
genaueren Altersstruktur spiegelt sich das fol-
gendermaßen wider: Kinder und Jugendliche 
unter 15 Jahren machen in der Bevölkerungs-
gruppe mit Einwanderungsgeschichte 16 Pro-
zent aus, während ihr Anteil in der Gruppe ohne 
Einwanderungsgeschichte etwa 14 Prozent 
beträgt. Der Anteil der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen im Alter von 15 bis unter 30 Jahren 
liegt bei Personen mit Einwanderungsgeschichte 
mit 17 Prozent höher als bei Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte mit 16 Prozent. Auch der 
Anteil an Personen im mittleren erwerbsfähigen 

Alter (30 bis unter 50 Jahre) ist in der Gruppe 
mit Einwanderungsgeschichte (29 Prozent) 
höher als in der Gruppe ohne Einwanderungsge-
schichte (23 Prozent). Dagegen ist der Anteil der 
50- bis 64-Jährigen bei Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte mit 22 Prozent niedriger als 
bei Menschen ohne Einwanderungsgeschichte 
mit 24 Prozent. Vergleichsweise gering fällt auch 
der Anteil an älteren Personen mit Einwande-
rungsgeschichte (65 bis unter 95 Jahre) mit  
17 Prozent aus, er liegt fast 7 Prozentpunkte 
unter dem Anteil der gleichaltrigen Bevölkerung 
ohne Einwanderungsgeschichte (24 Prozent).

Der Anteil an Frauen und Männern ist in beiden 
Gruppen und über alle Altersgruppen hinweg 
nahezu identisch. 50 Prozent der Personen mit 
Einwanderungsgeschichte und 51 Prozent der 
Personen ohne Einwanderungsgeschichte sind 
Frauen (siehe Tabelle A5.1.2 im Anhang).

Alters- und Geschlechtsverteilung

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 129.078. Die roten Linien in den Pyramiden 
stellen das Durchschnittsalter innerhalb der Gruppen mit und ohne Einwanderungsgeschichte dar. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sind 3,2 Prozent der 
Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte Frauen, die zwischen 25 und 29 Jahre alt sind.

Abbildung 5.1.2: Bevölkerung nach Einwanderungsgeschichte, Alter und Geschlecht in  
Baden-Württemberg 2022
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Diese Ergebnisse veranschaulichen die unter-
schiedliche Altersverteilung der beiden Bevölke-
rungsgruppen. Innerhalb der Bevölkerung ohne 
Einwanderungsgeschichte sind jüngere Alters-
gruppen schwächer und ältere Altersgruppen 
stärker vertreten. Das zeigt, dass der bundes-
deutsche Trend der Bevölkerungsalterung auch 
in Baden-Württemberg zu beobachten ist. 
Ursachen hierfür sind insbesondere die gebur-
tenstarken Jahrgänge der Babyboomer-Gene-
ration in den 1950er- und 1960er-Jahren, eine 
steigende Lebenserwartung infolge verbesser-
ter medizinischer Versorgung sowie sinkende 
Geburtenraten in den jüngeren Altersgruppen 
(Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesund-
heit Baden-Württemberg, 2015). Bislang weist 
die Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte 
im Durchschnitt eine jüngere Altersstruktur auf, 
der Anteil jüngerer und mittlerer Altersgruppen 
liegt hier höher. Zu beachten ist, dass die Alters-
struktur der Bevölkerung mit Einwanderungs-
geschichte stärkeren Veränderungen durch Ein- 
und Abwanderung unterliegen kann. 

Eine Betrachtung der Altersstruktur nach dif-
ferenzierter Einwanderungsgeschichte (Abbil-
dung 5.1.3) zeigt, dass der Anteil sehr junger 
Personen unter 18 Jahren in der Gruppe der 
Eingewanderten mit 7 Prozent vergleichsweise 
gering ist. Da Eingewanderte nicht in Deutsch-
land geboren wurden, besteht der Anteil der 
unter 18-Jährigen hauptsächlich aus im Aus-
land geborenen Kindern, die gemeinsam mit 
einem oder beiden Elternteilen eingewandert 
sind. Anders sieht das bei Nachkommen von 
Eingewanderten und Personen mit einseitiger 
Einwanderungsgeschichte aus. Hier sind etwa 
36 Prozent (Nachkommen) beziehungsweise 
knapp 30 Prozent (Personen mit einseitiger 
Einwanderungsgeschichte) unter 18 Jahre alt. 

Ihre Anteile liegen damit wesentlich höher als 
der Anteil in der Bevölkerung ohne Einwande-
rungsgeschichte (17 Prozent). 

Die Gruppe der 18- bis 34-Jährigen macht bei 
Eingewanderten, Personen mit einseitiger sowie 
ohne Einwanderungsgeschichte einen ähnlichen 
Anteil aus (zwischen 19 und 20 Prozent), wäh-
rend die Gruppe der jungen Erwachsenen unter 
den Nachkommen mit 28 Prozent stärker ver-
treten ist.

Personen im Alter von 35 bis 49 Jahren stellen 
unter Eingewanderten mit 28 Prozent den größ-
ten Anteil, während ihr Anteil bei Nachkommen 
sowie bei Personen ohne Einwanderungsge-
schichte mit jeweils 16 Prozent und bei Perso-
nen mit einseitiger Einwanderungsgeschichte 
mit 12 Prozent deutlich geringer ausfällt.

Personen, die 50 Jahre und älter sind, machen 
bei Nachkommen nur 20 Prozent aus. Bei Per-
sonen mit einseitiger Einwanderungsgeschichte 
stellen sie hingegen 39 Prozent der Bevölkerung 
und unter Eingewanderten sogar 46 Prozent 
sowie unter Personen ohne Einwanderungs-
geschichte 48 Prozent der jeweiligen Bevölke-
rungsgruppe.

Zusammenfassend zeigt sich also, dass die 
Nachkommen von Eingewanderten die jüngste 
Altersstruktur aufweisen. Bei Personen mit ein-
seitiger Einwanderungsgeschichte verschiebt 
sich die Altersstruktur tendenziell in Richtung 
der Mehrheitsbevölkerung. Für Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte ergibt sich dasselbe 
Bild wie in der Bevölkerungspyramide, mit ver-
hältnismäßig geringen Anteilen in den jünge-
ren Altersgruppen (siehe Abbildung 5.1.2). 

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 129.078. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sind 11,4 Prozent der Nachkommen 50 bis 64 Jahre alt.

Abbildung 5.1.3: Bevölkerung nach Altersgruppen und differenzierter Einwanderungsgeschichte in 
Baden-Württemberg 2022
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Während 2013 die Zahl von Eingewanderten 
mit kurzer Aufenthaltsdauer (0 bis 5 Jahre) mit 
227 Tausend noch relativ gering ausfällt, nimmt 
diese Zahl bis 2018 stark zu (566 Tausend). Dies 
ist vermutlich auf die verstärkte Einwanderung 
seit 2015 zurückzuführen. Zwischen 2018 und 
2022 sinkt die Zahl der eingewanderten Per-
sonen, die seit 0 bis 5 Jahren in Deutschland 
leben, auf 502 Tausend. Die Anzahl an Einge-
wanderten mit einer Aufenthaltsdauer von 6 bis 
10 Jahren steigt hingegen von 184 Tausend im 
Jahr 2018 auf 472 Tausend im Jahr 2022. Dies 

hängt mit den weiterhin hohen Einwanderungs-
zahlen zwischen 2018 und 2022 sowie dem 
Übergang von Personen in längere Aufenthalts-
kategorien zusammen. 

Die Zahl der Eingewanderten, die sich seit 11  
bis 15 Jahren beziehungsweise 16 bis 20 Jahren 
in Deutschland aufhalten, ist von 2013 bis 2022 
dagegen zurückgegangen – sie befinden sich 
im Jahr 2022 in der Gruppe, die seit über 20 
Jahren in Deutschland lebt. 

Datenquelle: Zensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 2.299.716. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 ist Rumänien 
das häufigste Herkunftsland unter Eingewanderten in Baden-Württemberg. 10,4 Prozent der Eingewanderten sind dort geboren worden.

Abbildung 5.1.4: Die häufigsten Herkunftsländer von Eingewanderten in Baden-Württemberg 2022
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Aufenthaltsdauer von Eingewanderten
Die Forschung zeigt, dass Eingewanderte in 
der Regel mit zunehmender Aufenthaltsdauer 
besser integriert sind. Je länger sich Eingewan-
derte in Deutschland aufhalten, desto mehr Zeit 
hatten sie, um sich einzuleben. Aspekte wie der 
Erwerb der deutschen Sprache, die Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit, das Knüpfen sozialer 
Kontakte sowie das Wissen über gesellschaft-
liche und institutionelle Strukturen im Aufnah-
meland stehen in engem Zusammenhang mit 
der Aufenthaltsdauer (Kalter, 2005).

Abbildung 5.1.5 zeigt die Aufenthaltsdauer von 
Eingewanderten in Baden-Württemberg in den 
Jahren 2013, 2018 und 2022. Über den gesam-
ten Zeitraum hinweg ist ein deutlicher Anstieg 
der Zahl der Eingewanderten mit einer Aufent-
haltsdauer von über 20 Jahren zu beobachten. 
Diese Gruppe weist im Jahr 2022 mit rund 1,4 
Millionen Menschen den mit Abstand größten 
Anteil unter den eingewanderten Personen auf.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 15.699, N 2018 = 20.465,  
N 2022 = 28.957 (ungewichtet). Die Daten wurden mit einem Hochrechnungsfaktor auf die Gesamtbevölkerung hochgerechnet. Für die Jahre 2013 
und 2018 wurde der Hochrechnungsfaktor, der auf der Fortschreibung des Zensus 2011 basiert, herangezogen. Für 2022 wurde der Hochrechnungs-
faktor auf Basis des Zensus 2022 verwendet. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 lebten rund 1,4 Millionen Eingewanderte in Baden-Württemberg seit mehr 
als 20 Jahren in Deutschland.

Abbildung 5.1.5: Aufenthaltsdauer von Eingewanderten in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 
2022

Geburtsländer von Eingewanderten
Abbildung 5.1.4 zeigt die zehn häufigsten 
Geburtsländer von Eingewanderten in Baden-
Württemberg. Mit 10 Prozent ist Rumänien das 
häufigste Geburtsland. Danach folgen die Tür-
kei (ebenfalls 10 Prozent), Polen (8 Prozent) 
und Kasachstan (7 Prozent). Weitere stark  

vertretene Herkunftsländer sind die Russische 
Föderation (7 Prozent), Italien (5 Prozent) und 
die Ukraine (5 Prozent). Jeweils über 3 Prozent 
der Eingewanderten sind in Kroatien, Syrien 
oder im Kosovo geboren.
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Die deutsche Staatsbürgerschaft ist ein zentra-
ler Faktor gesellschaftlicher und insbesondere 
politischer Teilhabe. Sie verleiht das Wahlrecht 
und sichert die uneingeschränkte Freizügigkeit 
innerhalb der Europäischen Union. Außerdem 
verfügen deutsche Staatsangehörige über die 
freie Berufswahl und einen gleichberechtigten 
Zugang zu sozialen Leistungen (Schnabel, 
2020). Mit der Einbürgerung50 erhalten Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte, die nicht 
durch Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit 
haben, die vollständige rechtliche Gleichstel-
lung mit deutschen Staatsangehörigen. Darüber 
hinaus ist die Einbürgerung in ihrer symbolischen 
Bedeutung ein wichtiger Integrationsindikator: 
Sie gilt als Ausdruck einer dauerhaften Zuge-
hörigkeit zur Aufnahmegesellschaft und fördert 
die Identifikation mit Deutschland (Fick, 2016).

Abbildung 5.1.6 zeigt die Verteilung der deut-
schen Staatsbürgerschaft und der Einbürge-
rung von Eingewanderten und ihren Nachkom-
men im Zeitverlauf. In der Bevölkerungsgruppe 
der Eingewanderten erhöht sich der Anteil der 
Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
von 44 Prozent im Jahr 2013 auf 57 Prozent im 
Jahr 2022. Der Anteil der Eingewanderten, die 
eingebürgert wurden, sinkt im selben Zeitraum 
von 33 Prozent auf 26 Prozent. Auch der Anteil 
der Eingewanderten, die die deutsche Staats-
bürgerschaft durch Geburt besitzen, verringert 
sich von 23 Prozent im Jahr 2013 auf 18 Prozent 
im Jahr 2022. Die Gruppe der Eingewanderten 

mit deutscher Staatsbürgerschaft ohne Ein-
bürgerung besteht überwiegend aus Spätaus-
siedlerinnen und Spätaussiedlern sowie deren 
Nachkommen und aus im Ausland geborenen 
Kindern deutscher Eltern. 

Bei den Nachkommen ist zwischen 2013  
und 2022 eine Verschiebung der Verteilung 
zu beobachten. Der Anteil an Nachkommen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit steigt von 
26 Prozent auf 27 Prozent. Auch der Anteil 
der eingebürgerten Nachkommen nimmt von 
9 Prozent auf 12 Prozent zu. Der Anteil von 
Nachkommen, die die deutsche Staatsbürger-
schaft durch Geburt besitzen, sinkt hingegen 
von 65 Prozent auf 62 Prozent. 

Bei Personen mit einseitiger Einwanderungs-
geschichte hat sich über die betrachteten Jahre 
nur wenig verändert. Der Anteil der Personen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit und der 
Anteil der eingebürgerten Personen nimmt 
zwischen 2013 und 2022 ab. Entsprechend 
vergrößert sich der Anteil an Personen, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit seit Geburt besit-
zen von 92 Prozent im Jahr 2013 auf 96 Prozent 
im Jahr 2022. Der sehr hohe Anteil an Personen 
mit einseitiger Einwanderungsgeschichte, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, ist 
darauf zurückzuführen, dass ein Elternteil in 
Deutschland geboren wurde und die Staatsan-
gehörigkeit in der Regel an das Kind weiterge-
geben werden kann.

Staatsbürgerschaft und Einbürgerung

50 �Damit eine Einbürgerung möglich ist, müssen bestimmte Voraussetzungen von Eingewanderten erfüllt werden. Beispielsweise muss eine eigen-
ständige Sicherung des Lebensunterhalts gewährleistet sein (für mehr Informationen siehe Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrations-
forschung (DeZIM), 2024).
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 27.066, N 2018 = 37.129,  
N 2022 = 52.012. Eingew. = Eingewanderte, Nachk. = Nachkommen, Eins. EWG = Einseitige Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 
haben 26 Prozent der Eingewanderten die deutsche Staatsbürgerschaft durch Einbürgerung.

Abbildung 5.1.6: Deutsche Staatsbürgerschaft und Einbürgerung nach differenzierter Einwande-
rungsgeschichte in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022

Zusammenfassung der Ergebnisse
Die Ergebnisse zeigen, dass Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte mehr als ein Drittel der 
Bevölkerung Baden-Württembergs bilden. Sie 
unterscheiden sich in mehreren demografischen 
Merkmalen von der Bevölkerung ohne Einwande-
rungsgeschichte. Menschen mit Einwanderungs-
geschichte sind im Durchschnitt jünger als Per-
sonen ohne Einwanderungsgeschichte, was sich 
in höheren Anteilen in den jüngeren und mittle-
ren Altersgruppen zeigt. Eine besonders junge 
Altersverteilung weisen die Nachkommen von 
Eingewanderten auf, während Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte überdurchschnittlich 
häufig den älteren Altersgruppen angehören. Diese 
Unterschiede stehen im Kontext des demografi-
schen Wandels und sind angesichts steigender 
Fachkräftebedarfe in Baden-Württemberg von 
besonderer Bedeutung.

Die Herkunftsländer von Eingewanderten sind 
vielfältig. Besonders große Gruppen in Baden-
Württemberg stammen aus Rumänien, der Tür-
kei und Polen. Eingewanderte, die seit mehr als 
20 Jahren in Deutschland leben, bilden die mit 
Abstand größte Gruppe, und ihre Zahl ist zwi-
schen 2013 und 2022 weiter angestiegen. Dies 
weist auf langfristige Bleibeorientierungen hin. 

Mehr als die Hälfte der Eingewanderten besitzt 
im Jahr 2022 die deutsche Staatsbürgerschaft 
nicht. Zudem steigt der Anteil an Eingewander-
ten ohne deutsche Staatsbürgerschaft über die 
Zeit, während der Anteil an Eingewanderten, 
die die deutsche Staatsbürgerschaft seit Geburt 
besitzen oder eingebürgert wurden, sinkt. Bei 
Nachkommen und Personen mit einseitiger Ein-
wanderungsgeschichte liegt der Anteil ohne 
deutsche Staatsbürgerschaft deutlich niedriger, 
da in diesen Gruppen die deutsche Staatsbür-
gerschaft häufiger bereits seit Geburt vorliegt.
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erworbener Kompetenzen (z. B. Schwippert et 
al., 2024) oder bei relevanten Schulabschlüssen 
bzw. Bildungsübergängen (Beicht & Walden, 
2017).

Die empirische Bildungsforschung hat gezeigt, 
dass ein großer Teil der schulischen Unter-
schiede zwischen Kindern mit und ohne Ein-
wanderungsgeschichte auf die soziale Herkunft 
zurückzuführen ist (Heath & Brinbaum, 2014; 
Kristen & Granato, 2007). Kinder mit Einwan-
derungsgeschichte kommen häufig aus sozial 
benachteiligten Familien, in denen beispiels-
weise das Bildungsniveau der Eltern oftmals 
niedrig ist oder nur ein geringes Einkommen zur 
Verfügung steht. So wie bei Kindern ohne Ein-
wanderungsgeschichte (Wößmann et al., 2023) 
erschwert ein geringer Umfang an bildungs-
relevanten Ressourcen somit auch für Kinder 
mit Einwanderungsgeschichte den Kompetenz-
erwerb.

Dennoch weisen viele Forschungsergebnisse 
darauf hin, dass Kinder mit Einwanderungsge-
schichte über die soziale Herkunft hinaus mit 
Herausforderungen konfrontiert sind. Insbeson-
dere fehlende oder unzureichende deutsche 
Sprachkenntnisse hängen mit nachteiligen 
schulischen Leistungen zusammen (Diehl et  
al., 2016; Esser, 2006).

Dieser robuste Befund wird im PartIntG aufge-
griffen. Laut PartIntG hat das Land die Aufgabe, 
Menschen mit Migrationshintergrund beim 
Erlernen der deutschen Sprache zu fördern  
(§ 5 Nr. 1). Zudem bezieht sich das PartIntG 
noch allgemeiner auf die entscheidende Rolle 
des Spracherwerbs, so ist in § 3 Absatz 1 Nr. 6  
festgehalten, dass die Verständigung auf 
Deutsch zentral für die Integration ist. Für die 
Förderung von Deutschkenntnissen gibt es in 
Baden-Württemberg die „Verwaltungsvorschrift 
Deutsch“ (VwV Deutsch), die Zuwendungen  
an die Stadt- und Landkreise festhält (siehe 
Einleitung zu Kapitel 2). Darüber hinaus trägt 
das PartIntG in § 5 Nr. 4 der wichtigen Rolle  
von Bildung Rechnung, indem es allgemein die  
Aufgabe des Landes benennt, den Zugang zu 
Ausbildung und Beschäftigung für Menschen 
mit Migrationshintergrund zu unterstützen.

Im Folgenden werden Indikatoren dargestellt, 
die den Bildungserfolg abbilden und somit 
relevant für die strukturelle Integration von 
Personen mit Einwanderungsgeschichte sind. 
Der Aufbau der Analysen und die Struktur des 
Abschnittes folgen dabei markanten Phasen  
im Verlauf des Bildungserwerbs.

5.2	  
Bildung

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Die Beteiligung an frühkindlicher Bildung ist in allen Gruppen hoch, zugleich wird 

in Familien mit Einwanderungsgeschichte zuhause deutlich seltener überwiegend 
Deutsch gesprochen. 

• �In der 4. Klasse erreichen Kinder mit Einwanderungsgeschichte seltener die Mindest­
standards in Deutsch und Mathematik und wechseln nach der Grundschule weniger 
oft auf ein Gymnasium.

• �Personen mit Einwanderungsgeschichte haben bei schulischen und besonders bei 
beruflichen Abschlüssen häufig ein niedrigeres Qualifikationsniveau als Personen 
ohne Einwanderungsgeschichte. 

• �Über die Generationen hinweg gleichen sich die Bildungsergebnisse an – Nachkom­
men und Personen mit einseitiger Einwanderungsgeschichte ähneln Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte stärker als Eingewanderten.

Bildung nimmt eine Schlüsselrolle für die Inte-
gration von Personen mit Einwanderungsge-
schichte ein. Sie umfasst zentrale Aspekte der 
kognitiven (Kompetenzen) und strukturellen 
Integration. In Deutschland besteht eine aus-
gesprochen enge Kopplung zwischen Bildungs-
zertifikaten und dem Arbeitsmarktzugang 
(Allmendinger, 1989). Da beruflicher Erfolg den 
weiteren Integrationsprozess erleichtert, ver-
mittelt Bildung über die erreichte Position auf 
dem Arbeitsmarkt wichtige Lebenschancen. 
Zudem erleichtert Bildung die Möglichkeiten, 
Kontakte zu Personen ohne Einwanderungs-
geschichte aufzubauen, begünstigt den Erwerb 
der deutschen Sprache und trägt zur Entwick-

lung einer stärkeren Identifikation mit Deutsch-
land bei (für eine Übersicht, siehe Diehl et al., 
2016; Kalter, 2006). Das Bildungsniveau ist 
somit ein zentraler Hebel für gesellschaftliche 
Teilhabe und sozialen Aufstieg. Das bedeutet, 
dass ihre Positionierung im Bildungssystem 
weitreichende Auswirkungen auf den Integra-
tionsprozess von Personen mit Einwanderungs-
geschichte haben kann.

In Deutschland schneiden Kinder, die selbst 
oder deren Eltern nach Deutschland einge-
wandert sind, durchschnittlich schlechter in 
der Schule ab als Kinder ohne Einwanderungs-
geschichte. Das zeigt sich etwa hinsichtlich 

Sprachgebrauch
Das Erlernen der Sprache des Aufnahmelands 
gilt als zentrale Voraussetzung für erfolgreiche 
Integration. Kenntnisse in der deutschen Sprache 
erleichtern nicht nur den Zugang zu Bildung, 
Ausbildung und Beschäftigung, sondern fördern 
auch gesellschaftliche Teilhabe, interkulturelle 
Verständigung und die Identifikation mit dem 
Aufnahmeland (Esser, 2006).

Im Folgenden wird zunächst betrachtet, wie 
häufig Deutsch unter Personen mit und ohne 
Einwanderungsgeschichte vorwiegend zuhause 
gesprochen wird. Das gibt Aufschluss darüber, 
wie verbreitet Deutsch als Alltagssprache ist 

und in welchem Umfang Mehrsprachigkeit im 
privaten Umfeld gelebt wird. Anschließend wird 
der Blick auf Kinder im Alter von unter sechs 
Jahren gerichtet, da die zuhause verwendeten 
Sprachen in dieser frühen Lebensphase beson-
ders prägend für den Erwerb der Bildungs- und 
Verkehrssprache Deutsch und damit für weitere 
Bildungs- und Teilhabechancen sind.

Abbildung 5.2.1. stellt den Anteil von Personen, 
der zuhause vorwiegend Deutsch spricht, nach 
differenzierter Einwanderungsgeschichte dar. 
Insgesamt zeigt sich ein klarer Zusammenhang 
zwischen Generationszugehörigkeit51 – also 

51 �Grundlage für diese Betrachtungsweise sind sogenannte synthetische Generationen, d. h., die Gruppe der Eingewanderten wird mit der Gruppe 
der Nachkommen verglichen. Es handelt sich also nicht um einen Vergleich zwischen eingewanderten Personen und ihren eigenen Kindern.
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Eingewanderten, Nachkommen und Personen 
mit einseitiger Einwanderungsgeschichte – und 
dem Sprachgebrauch: 40 Prozent der Ein-
gewanderten sprechen im Jahr 2022 zuhause 
überwiegend Deutsch. Bei den Nachkommen 
(beide Eltern sind eingewandert) ist der Anteil 
an Personen, der zuhause Deutsch spricht, 
mit 61 Prozent deutlich höher als bei Einge-

wanderten. Bei Menschen mit einseitiger Ein-
wanderungsgeschichte (ein Elternteil ist ein-
gewandert) wird in den meisten Haushalten (90 
Prozent) Deutsch gesprochen. In der Bevölke-
rung ohne Einwanderungsgeschichte wird mit 
einem Anteil von 99 Prozent zuhause nahezu 
ausschließlich Deutsch gesprochen.

Vor dem Hintergrund dieser Befunde wird ins-
besondere auch die Frage nach dem Kinder-
gartenbesuch der Kinder mit Einwanderungs-

geschichte relevant, da sie davon hinsichtlich 
ihrer Deutschkompetenzen profitieren können.

Abbildung 5.2.2 bildet den Anteil der Kinder 
unter sechs Jahren im Jahr 2022 ab, der 
zuhause überwiegend Deutsch spricht.  
Die Darstellung zeigt, dass Kinder mit  
Einwanderungsgeschichte insgesamt  
seltener vorwiegend Deutsch zuhause  
sprechen als die allgemeine Bevölkerung  
mit Einwanderungsgeschichte. 

Unter Eingewanderten spricht der geringste 
Anteil an Kindern unter sechs Jahren zuhause 
vorwiegend Deutsch (22 Prozent), unter Kin-
dern ohne Einwanderungsgeschichte liegt die-
ser Anteil um ein Vielfaches höher (96 Prozent). 
Bemerkenswert ist ebenfalls der Unterschied 
zwischen Nachkommen und Kindern mit einsei-
tiger Einwanderungsgeschichte: Während von 
den Kindern unter sechs Jahren mit zwei ein-
gewanderten Elternteilen 29 Prozent zuhause 
vorwiegend Deutsch sprechen, liegt der Anteil 
bei Kindern mit nur einem eingewanderten 
Elternteil bei 75 Prozent.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 129.078. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sprechen 89,8 Prozent der Menschen mit einseitiger Einwanderungsgeschichte zuhause vorwiegend Deutsch.

Abbildung 5.2.1: Anteil von Personen, der zuhause vorwiegend Deutsch spricht, nach differenzier-
ter Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 7.757. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sprechen 29,3 Prozent der Nachkommen im Alter von unter sechs Jahren zuhause vorwiegend Deutsch.

Abbildung 5.2.2: Anteil von Kindern unter sechs Jahren, der zuhause vorwiegend Deutsch spricht, 
nach differenzierter Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022

Frühkindliche Bildung 
Befunde aus der Bildungsforschung zeigen, 
dass der Kindergartenbesuch, insbesondere für 
Kinder von Eingewanderten, vorteilhaft für den 
weiteren Bildungsverlauf ist. Dabei unterstrei-
chen die Forschungsarbeiten, dass der Besuch 
eines Kindergartens gerade für den Erwerb der 
deutschen Sprache außerordentlich hilfreich 
sein kann (Biedinger & Becker, 2010) und sich 
auch positiv auf die Schulreife auswirken kann 
(Cornelissen et al., 2018).

 

In Abbildung 5.2.3 zeigt sich, dass die Unter-
schiede in der Betreuungsausgestaltung von 
Kindern mit und ohne Einwanderungsgeschichte 
im Jahr 2022 in Baden-Württemberg eher gering 
ausfallen.52 Am häufigsten besuchen Kinder 
ohne Einwanderungsgeschichte eine Kinder
tagesstätte oder eine Vorschule, werden also  
nur institutionell oder auch institutionell betreut 
(55 Prozent). Die Hälfte der eingewanderten 
Kinder und der Kinder mit einseitiger Einwande-
rungsgeschichte wird (auch) institutionell 
betreut. 

52 �Bei diesem Indikator ist ein Vergleich mit vorherigen Jahren aufgrund von Veränderungen des entsprechenden Merkmals in den Mikrozensus-
daten nicht möglich.
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Unter Nachkommen ist die institutionelle 
Betreuung seltener, hier gehen 43 Prozent  
der Kinder in eine Kindertagesstätte oder  
eine Vorschule. 

Elterliche Betreuung ist unter den Nachkommen 
am weitesten verbreitet, 52 Prozent der Kinder 
von Eingewanderten werden ausschließlich von 
ihren Eltern betreut. Unter den eingewanderten 
Kindern und unter den Kindern mit einseitiger 
Einwanderungsgeschichte kommt die elterliche 
Betreuung etwas seltener vor, bleibt aber den-
noch häufig (45 Prozent unter Eingewanderten, 
44 Prozent unter Kindern mit einseitiger Ein-
wanderungsgeschichte). Kinder ohne Einwan-
derungsgeschichte werden am seltensten nur 
von ihren Eltern betreut (38 Prozent).

Die nicht-institutionelle Betreuung – das heißt 
Betreuung durch Verwandte, Freunde, Nach-
barn, Au-pairs oder Tageseltern – wird eher 

wenig in Anspruch genommen. Der Anteil liegt 
zwischen 5 und 6 Prozent (Eingewanderte und 
Nachkommen) und 6 bis 7 Prozent (Kinder 
mit einseitiger und ohne Einwanderungsge-
schichte). 

Insgesamt zeigt sich, dass bei den Kindern 
ohne Einwanderungsgeschichte die institutio-
nelle Betreuung leicht überwiegt, während  
bei Nachkommen die nicht-institutionelle 
Betreuung stärker vertreten ist. Bei Eingewan-
derten und Kindern mit einseitiger Einwande-
rungsgeschichte sind beide Formen gleich  
oft vertreten.

Kinder unter drei Jahren werden insgesamt 
wesentlich seltener institutionell betreut, die 
Unterschiede zwischen den Gruppen sind hier 
ähnlich stark ausgeprägt (siehe Tabelle A5.2.1 
im Anhang). 
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 7.757. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Lesebeispiel: Im Jahr 2022 werden 43 Prozent der eingewanderten Kinder im Alter von unter sechs Jahren nur institutionell betreut.

Abbildung 5.2.3: Betreuung von Kindern unter sechs Jahren nach differenzierter Einwanderungs-
geschichte in Baden-Württemberg 2022

Schulische Kompetenzen und Übergang zur 
Sekundarstufe I
Wie bereits in der Einleitung erwähnt, zeigen 
sich konsistent Leistungsunterschiede zwischen 
Schülerinnen und Schülern mit und ohne Migra-
tionshintergrund.53 Abbildung 5.2.4 bildet den 
Anteil der Schülerinnen und Schüler in der  
4. Klasse, der den Mindeststandard in Deutsch 
(hierbei geht es um Lesekompetenzen) und 
Mathematik erreicht, im Zeitvergleich ab (2011, 
2016 und 2021). In allen drei betrachteten Jah-
ren erreichen Kinder mit Migrationsgeschichte 
seltener den Mindeststandard im jeweiligen 
Kernbereich als Kinder ohne Migrationsge-
schichte.

Allerdings ist in beiden betrachteten Gruppen 
ein allgemeiner Kompetenzrückgang beobacht-
bar, der auch medial diskutiert wurde (Spiewak, 
2022; Unterberg, 2022). Es ist bemerkenswert, 
dass der Anteil an Schülerinnen und Schülern, 
die den Mindeststandard in den jeweiligen 
Bereichen erreicht haben, unter jenen mit  
Migrationsgeschichte zwischen 2016 und 2021 
stärker gesunken ist (minus 10 Prozentpunkte in 
Mathematik und Deutsch) als unter jenen ohne 
Migrationsgeschichte (minus 4 Prozentpunkte 
in beiden Bereichen). Das könnte darauf hinwei-
sen, dass die Pandemiebedingungen den Lern-
erfolg von Schülerinnen und Schülern mit  
Migrationsgeschichte stärker behindert haben.54

53 �Aufgrund der Datenquelle ist es hier nicht möglich, die Verteilung nach Einwanderungsgeschichte darzustellen. Auch eine Anpassung der dar-
gestellten Zeitpunkte (2011, 2016, 2021) war aufgrund der Datenverfügbarkeit erforderlich.

54 �Es ist zu beachten, dass die Teilnahme an den Tests an öffentlichen Schulen zwar allgemein verpflichtend ist, eingewanderte Schülerinnen und 
Schüler mit nicht-deutscher Herkunftssprache davon jedoch ausgenommen sind, wenn sie noch kein Jahr in deutscher Sprache unterrichtet 
wurden und Deutsch weder lesen noch sprechen können. Daraus folgt, dass Neuzuwanderung sich nur mit Verzögerung in den Daten zeigt und 
der Kompetenzrückgang unter Schülerinnen und Schülern mit Migrationsgeschichte auch mit der Migrationsbewegung von 2015 zusammenhän-
gen könnte (Stanat et al., 2022, S. 186).
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55,7
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74,8
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67,8
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71,3

Mathematik Deutsch
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Mathematik Deutsch
(Lesen)

Mathematik Deutsch
(Lesen)
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Datenquelle: IQB-Bildungstrend (nur Baden-Württemberg) 2011, 2016 und 2021, eigene Darstellung. Anmerkung: Mathematik: N 2011 = 1.509, N 2016 
= 1.453, N 2021 = 1.539. Deutsch (Lesen): N 2011 = 1.497, N 2016 = 1.456, N 2021 = 1.544. Mit Migrationsgeschichte = Mindestens ein Elternteil ist im 
Ausland geboren. Ohne Migrationsgeschichte = Kein Elternteil ist im Ausland geboren. Lesebeispiel: Im Jahr 2021 erreichen 43,9 Prozent der Schü-
lerinnen und Schüler der 4. Jahrgangsstufe mit Migrationsgeschichte den Mindeststandard in Deutsch (Lesen).

Abbildung 5.2.4: Anteil der Schülerinnen und Schüler der 4. Jahrgangsstufe, der den Mindest-
standard in Deutsch (Lesen) und Mathematik erreicht, nach Migrationsgeschichte in Baden-Würt-
temberg 2011, 2016 und 2021
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Eine Aufschlüsselung der Ergebnisse nach dif-
ferenzierter Migrationsgeschichte in Abbildung 
5.2.5 zeigt, dass der Anteil von Schülerinnen 
und Schülern mit zweiseitiger Migrationsge-
schichte (beide Eltern sind im Ausland gebo-
ren), die den Mindeststandard in Mathematik 
und Deutsch erreichen, am niedrigsten aus-
fällt (40 Prozent in Mathematik, 34 Prozent in 
Deutsch). Bei den Schülerinnen und Schülern 
mit einseitiger Migrationsgeschichte – nur ein 
Elternteil ist im Ausland geboren – erreichen 
über die Hälfte den Mindeststandard (54 Pro-
zent in Mathematik, 60 Prozent in Deutsch). 
Schülerinnen und Schüler ohne Migrations- 
geschichte schneiden am besten ab, hier  
erreichen 68 Prozent den Mindeststandard  
in Mathematik und 71 Prozent in Deutsch.

Im Zeitverlauf (siehe Tabelle A5.2.2 im Anhang) 
zeigt sich, dass der Anteil der Schülerinnen und 
Schüler mit zweiseitiger Migrationsgeschichte, 
der den Mindeststandard in Deutsch erreicht, 
2011 noch bei 54 Prozent lag, also bis 2021 um 
20 Prozentpunkte gesunken ist. Der Rückgang 
fällt im Bereich Mathematik geringer aus (von 
54 Prozent im Jahr 2011 auf 40 Prozent im Jahr 
2021), ist jedoch ebenfalls bedeutsam. Auch  
bei Schülerinnen und Schülern mit einseitiger 
Migrationsgeschichte und jenen ohne Migra-
tionsgeschichte lassen sich allgemeine Kompe-
tenzrückgänge beobachten, diese fallen aller-
dings weniger stark aus.
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Datenquelle: IQB-Bildungstrend (nur Baden-Württemberg) 2021, eigene Darstellung. Anmerkung: N 2021 Mathematik = 1.539, N 2021 Deutsch 
(Lesen) = 1.544. Zweiseitige Migrationsgeschichte = Beide Eltern sind im Ausland geboren. Einseitige Migrationsgeschichte = Ein Elternteil ist im 
Ausland geboren. Ohne Migrationsgeschichte = Kein Elternteil ist im Ausland geboren. Lesebeispiel: Im Jahr 2021 erreichen 33,9 Prozent der Schü-
lerinnen und Schüler der 4. Jahrgangsstufe mit zweiseitiger Migrationsgeschichte den Mindeststandard in Deutsch (Lesen).

Abbildung 5.2.5: Anteil der Schülerinnen und Schüler der 4. Jahrgangsstufe, der den Mindest-
standard in Deutsch (Lesen) und Mathematik erreicht, nach differenzierter Migrationsgeschichte in 
Baden-Württemberg 2021

In Baden-Württemberg steht für Grundschü-
lerinnen und Grundschüler nach der vierten 
Klasse der Übergang auf eine weiterführende 
Schule an. Wie eingangs erwähnt, ist die Kopp-
lung von Bildungsabschlüssen und beruflicher 
Positionierung in Deutschland ausgesprochen 
eng. Da die verschiedenen Schulformen in der 
Regel für unterschiedliche Schulabschlüsse 
vorbereiten und nur wenige Schülerinnen und 
Schüler im weiteren Bildungsverlauf die Schul-
form wechseln (Autor:innengruppe Bildungsbe-
richterstattung, 2024), nimmt dieser Übergang 
für die schulischen Bildungsverläufe eine wich-
tige Rolle ein.

Abbildung 5.2.6 veranschaulicht, dass die Art 
der Übergänge von (öffentlichen und privaten) 
Grundschulen auf weiterführende Schulen nach 
Einwanderungsgeschichte variieren. Im Schul-
jahr 2023/2024 wechselten 25 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler mit einer ausländi-
schen Staatsbürgerschaft55 auf ein Gymnasium. 
Unter Schülerinnen und Schülern mit deutscher 
Staatsangehörigkeit und Migrationshintergrund 
waren es hingegen 39 Prozent. Unter Personen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit ohne Migra-
tionshintergrund wechselten 48 Prozent aufs 
Gymnasium.

Der Anteil der deutschen Schülerinnen und 
Schüler mit und ohne Migrationshintergrund, 
der auf eine Gemeinschaftsschule wechselt, ist 
mit 13 Prozent in beiden Gruppen gleich groß. 
Bei ausländischen Schülerinnen und Schülern 
liegt er bei 18 Prozent. Unter den deutschen 

Schülerinnen und Schülern mit Migrationshin-
tergrund wechselt der größte Anteil auf eine 
Realschule (39 Prozent), während dieser Anteil 
unter den ausländischen Schülerinnen und 
Schülern sowie unter jenen ohne Migrations-
hintergrund bei 32 bzw. 33 Prozent liegt.

Das Muster hinsichtlich der Werkreal- bzw. 
Hauptschule verhält sich spiegelbildlich zu dem 
bei den Übergängen zum Gymnasium: 11 Pro-
zent der ausländischen Schülerinnen und Schü-
ler wechselt auf diese Schulform, während es 
unter den deutschen Schülerinnen und Schü-
lern mit Migrationshintergrund 6 Prozent und 
unter denjenigen ohne Migrationshintergrund  
4 Prozent sind.

Auffallend ist, dass unter ausländischen Schü-
lerinnen und Schülern 15 Prozent unter die 
Kategorie „Sonstige“ fallen, während es in den 
anderen Gruppen 4 bzw. 2 Prozent sind. Diese 
Kategorie umfasst sehr unterschiedliche Schü-
lerinnen und Schüler, einerseits zum Beispiel 
solche auf Freien Waldorfschulen, andererseits 
aber auch solche, die auf sonderpädagogische 
Bildungs- und Beratungszentren wechseln, 
die die 4. Klasse wiederholen oder eine Vor-
bereitungsklasse zum Erwerb der deutschen 
Sprache besuchen. Möglicherweise ist der hohe 
„Sonstige“-Anteil unter ausländischen Schüle-
rinnen und Schülern auf den Besuch von Vorbe-
reitungsklassen zurückzuführen, was insbeson-
dere mit Blick auf die Ergebnisse aus Abbildung 
5.2.2 bezüglich der zuhause gesprochenen 
Sprache plausibel erscheint.

55 �Aufgrund der Datenquelle ist es hier nicht möglich, die Verteilung nach Einwanderungsgeschichte darzustellen. Wie das verwendete Konzept 
„Migrationshintergrund“ definiert ist, wird in der Anmerkung unter der Abbildung kurz erläutert. Eine ausführliche Beschreibung findet sich im 
Anhang im Abschnitt A1.4.
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Datenquelle: Statistik der allgemeinbildenden Schulen (nur Baden-Württemberg), Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2025, eigene Dar-
stellung. Anmerkung: N 2023/2024 = 94.618. Deutsche mit Migrationshintergrund = Personen, die im Ausland geboren wurden und/oder mit nicht-
deutscher Verkehrssprache im familiären bzw. häuslichen Umfeld. Schülerinnen und Schüler mit deutscher und weiterer Staatsbürgerschaft werden 
als deutsch erfasst. Wechsel auf Schulen außerhalb von Baden-Württemberg sind nicht enthalten. Lesebeispiel: Im Schuljahr 2023/2024 wechseln 
25,2 Prozent der ausländischen Schülerinnen und Schüler auf ein Gymnasium.

Abbildung 5.2.6: Übergänge von öffentlichen und privaten Grundschulen auf weiterführende 
Schulen nach Staatsbürgerschaft und Migrationshintergrund in Baden-Württemberg im Schuljahr 
2023/2024

Relevant für die Interpretation der Ergebnisse 
ist, wie zuvor erwähnt, die unterschiedliche 
Ressourcenausstattung von Schülerinnen  
und Schülern mit und ohne Einwanderungs-
geschichte. Der sozioökonomische Hintergrund 
der Eltern hat sich in der wissenschaftlichen 
Forschung als außerordentlich bedeutsam für 
die schulischen Leistungen und den Übergang 
in die Sekundarstufe I gezeigt (Autor:innen
gruppe Bildungsberichterstattung, 2024;  
Dollmann, 2016).

Was die Leistungen in der Sekundarstufe 
betrifft, sind in Abbildung 5.2.7 die Anteile der 
Schülerinnen und Schüler abgetragen, die in 
der 9. Jahrgangsstufe den Mindeststandard in 
Deutsch und Mathematik erreichen, differen-

ziert nach Migrationsgeschichte. Verglichen 
mit Abbildung 5.2.4 zeigt sich, dass insgesamt 
weniger Schülerinnen und Schüler die Mindest-
standards in den jeweiligen Kompetenzberei-
chen erfüllen. 

Im Kompetenzbereich Deutsch lässt sich für 
Schülerinnen und Schüler mit Migrationsge-
schichte in der 9. Klasse über die Jahre hinweg 
ein Abwärtstrend beobachten – 2009 erreichen 
39 Prozent den Mindeststandard, 2022 sind es 
31 Prozent. Unter den Schülerinnen und Schü-
lern ohne Migrationshintergrund verringert sich 
der Anteil, der den Mindeststandard in Deutsch 
erreicht, zwar zwischen 2009 und 2015 (von 62 
Prozent auf 55 Prozent), allerdings steigt er 2022 
wieder auf 57 Prozent an. 
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Datenquelle: IQB-Bildungstrend (nur Baden-Württemberg) 2009, 2015 und 2022, eigene Darstellung. Anmerkung: N 2009 = 2.304, N 2015 = 2.227,  
N 2022 = 2.021. Mit Migrationsgeschichte = Mindestens ein Elternteil ist im Ausland geboren. Ohne Migrationsgeschichte = Kein Elternteil ist im 
Ausland geboren. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 erreichen 30,8 Prozent der Schülerinnen und Schüler der 9. Jahrgangsstufe mit Migrationsgeschichte 
den Mindeststandard in Deutsch (Lesen).

Abbildung 5.2.7: Anteil der Schülerinnen und Schüler der 9. Jahrgangsstufe, der den Mindeststan-
dard in Deutsch (Lesen) erreicht, nach Migrationsgeschichte in Baden-Württemberg 2009, 2015 
und 2022 

In Abbildung 5.2.8 zeigt sich das bereits 
bekannte Bild der Anpassung über die Migra-
tionsgenerationen hinweg. Unter den Schüle-
rinnen und Schülern der 9. Jahrgangsstufe mit 
zweiseitiger Migrationsgeschichte erreichen 
26 Prozent in Deutsch den Mindeststandard. 

Die Schülerinnen und Schüler mit einseitiger 
Migrationsgeschichte erreichen den Mindest-
standard häufiger (39 Prozent). Unter den 
Schülerinnen und Schülern ohne Migrations
hintergrund erreicht über die Hälfte (57 Pro-
zent) den Mindeststandard.
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Datenquelle: IQB-Bildungstrend (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Darstellung. Anmerkung: N 2022 = 2.021. Zweiseitige Migrationsgeschichte 
= Beide Eltern sind im Ausland geboren. Einseitige Migrationsgeschichte = Ein Elternteil ist im Ausland geboren. Ohne Migrationsgeschichte = Kein 
Elternteil ist im Ausland geboren. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 erreichen 26,3 Prozent der Schülerinnen und Schüler der 9. Jahrgangsstufe mit zwei-
seitiger Migrationsgeschichte den Mindeststandard in Deutsch (Lesen).

Abbildung 5.2.8: Anteil der Schülerinnen und Schüler der 9. Jahrgangsstufe, der den Mindeststan-
dard in Deutsch (Lesen) erreicht, nach differenzierter Migrationsgeschichte in Baden-Württemberg 
2022 

Verbleib junger Erwachsener – Schule,  
Ausbildung und Arbeitsmarkt
Als Nächstes wird die Frage untersucht, wel-
che Unterschiede sich beim Verbleib junger 
Erwachsener nach Einwanderungsgeschichte 
zeigen. Abbildung 5.2.9 stellt dar, ob sich junge 
Erwachsene im Alter zwischen 18 und 25 Jahren 
noch im Bildungssystem befinden oder bereits 
in den Arbeitsmarkt eingetreten sind. Im Ver-
gleich der Schülerinnen und Schüler mit und 
ohne Migrationshintergrund sind vor allem zwei 
Kategorien markant: Zum einen ist der Anteil, 
der an (Fach-)Hochschulen studiert über die 
Zeit hinweg bei der ersten Gruppe deutlich 
kleiner (21 Prozent in 2022) als bei letzterer 
(30 Prozent in 2022). Zum anderen ist auffällig, 
dass sich unter den jungen Erwachsenen mit 
Einwanderungsgeschichte ein höherer Anteil 

von Jugendlichen weder an allgemeinbilden-
den Schulen, in beruflicher Ausbildung oder 
im Studium befindet noch erwerbstätig ist. Im 
Fachdiskurs wird diese Gruppe oftmals mit 
NEET bezeichnet, ein Akronym aus der engli-
schen Beschreibung Not in Education, Employ-
ment or Training. Dieser Anteil liegt 2022 unter 
Personen mit Einwanderungsgeschichte bei 
12 Prozent, während bei Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte 7 Prozent unter die 
NEET-Bevölkerung fallen. In den anderen Betä-
tigungsfeldern sind, auch über die beobach-
teten Jahre hinweg, nur geringe Unterschiede 
zwischen jungen Erwachsenen mit und ohne 
Einwanderungsgeschichte zu erkennen.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 7.194, N 2018 = 8.122, N 2022 = 
9.724. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die Bevölkerung im Alter von 18 bis unter 25 Jahren in allgemeinbildenden Schulen, berufli-
cher Ausbildung, Studium, Erwerbstätigkeit oder nichts davon (NEET) nach Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sind 22,8 Prozent 
der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte im Alter von 18 bis unter 25 Jahren in beruflicher Ausbildung.

Abbildung 5.2.9: Junge Erwachsene mit und ohne Einwanderungsgeschichte zwischen Schule, 
Ausbildung, Studium und Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022 

Im öffentlichen Diskurs über die NEET-Bevöl-
kerung geht es oft um die Frage, ob die betref-
fenden Personen „abgehängt“ sind und keiner 
Tätigkeit nachgehen, weil ihnen die relevanten 
Qualifikationen dazu fehlen (Schnelle & Wieland, 
2023; Wirtschaftskurier, 2023). Daher lohnt sich 
ein Blick auf das Qualifikationsniveau dieser 
Gruppe.

In Abbildung 5.2.10 zeigt sich, dass die Mehrheit 
der NEET-Bevölkerung mit und ohne Einwan-
derungsgeschichte einen Abschluss hat. Dies 
sollte einen späteren Übergang in den Arbeits-
markt begünstigen. Es gibt jedoch Gruppen-
unterschiede: Während 2022 unter den NEET-
Personen ohne Einwanderungsgeschichte 10 
Prozent keinen allgemeinbildenden Abschluss 
haben, sind es im selben Jahr unter den Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte 18 Prozent. 
Seit 2013 ist der Anteil von jungen Erwachsenen 

ohne Abschluss in beiden Gruppen angestiegen 
(unter Personen mit Einwanderungsgeschichte 
um 6 Prozentpunkte, unter Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte um 7 Prozentpunkte).

Obwohl der Großteil der NEET-Bevölkerung 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte 
Abschlüsse vorweisen kann, bleibt das Quali-
fikationsniveau junger Erwachsener mit Ein-
wanderungsgeschichte über alle betrachteten 
Jahre hinter dem von jungen Erwachsenen 
ohne Einwanderungsgeschichte zurück. Junge 
Erwachsene aus der NEET-Bevölkerung mit Ein-
wanderungsgeschichte haben in den betrach-
teten Jahren beispielsweise häufiger einen 
Hauptschulabschluss als junge Erwachsene 
ohne Einwanderungsgeschichte. Die NEET-
Bevölkerung ohne Einwanderungsgeschichte 
kann dagegen häufiger einen Realschul- oder 
(Fach-)Hochschulabschluss vorweisen. 
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Im Jahr 2022 scheint sich das Qualifikations-
niveau in der NEET-Bevölkerung mit Einwan-
derungsgeschichte etwas an das der NEET-
Bevölkerung ohne Einwanderungsgeschichte 

angeglichen zu haben – insbesondere zeigt sich 
ein Anstieg bei den Realschulabschlüssen und 
eine Verringerung der Hauptschulabschlüsse.

0

20

40

60

80

100

In
 P

ro
ze

nt

2013 2018 2022
Mit EWG Ohne EWG Mit EWG Ohne EWG Mit EWG Ohne EWG

12,2

37,4

21,3

3,9

25,2

3,4

32,4

24,4

4,3

35,2

17,1

34,1

19,8

6,0

21,3

1,8

6,4

25,8

25,4

7,4

31,4

3,5

17,9

23,8

26,8

7,0

24,5

9,5

16,8

35,4

8,2

30,2

Kein allgemeinbildender Abschluss Hauptschulabschluss Realschulabschluss

Hochschulreife Keine AngabeFachhochschulreife

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 577, N 2018 = 617, N 2022 = 
757. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt sind junge Erwachsene im Alter von 18 bis unter 25 mit und ohne Einwanderungsgeschichte, die 
weder in Bildung, Ausbildung, Studium oder Erwerbstätigkeit sind (NEET). Abschlüsse von Förderschulen wurden nicht berücksichtigt. Lesebeispiel: 
Im Jahr 2022 haben 24,5 Prozent der jungen Erwachsenen mit Einwanderungsgeschichte, die weder in Bildung, Ausbildung, Studium oder Erwerbs-
tätigkeit sind (NEET), im Alter von 18 bis 25 Jahren eine Hochschulreife.

Abbildung 5.2.10: Höchster allgemeinbildender Schulabschluss von jungen Erwachsenen mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte, die nicht in Bildung, Ausbildung, Studium oder Erwerbstätigkeit 
sind (NEET), in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022

Schulische und berufliche Abschlüsse
Bisher lag der Fokus auf Kindern und jungen 
Erwachsenen, nun richtet sich der Blick auf das 
Qualifikationsniveau der erwachsenen Bevölke-
rung im Erwerbsalter, die sich in der Regel nicht 
mehr im Bildungs- oder Ausbildungssystem 
befindet. Abbildung 5.2.11 bildet den höchsten 
erreichten allgemeinbildenden Schulabschluss 
der Bevölkerung im Alter von mindestens 25 
Jahren ab.

Der auffälligste Unterschied zwischen Perso-
nen mit und ohne Einwanderungsgeschichte 
besteht darin, dass Personen mit Einwande-
rungsgeschichte wesentlich häufiger keinen 
Schulabschluss haben. Während zwischen  
9 und 10 Prozent der Personen mit Einwande-
rungsgeschichte keinen allgemeinbildenden 
Abschluss haben, ist es unter Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte maximal etwa  

1 Prozent. Bei den erzielten allgemeinbildenden 
Abschlüssen sind die Unterschiede zwischen 
den beiden Gruppen ansonsten geringer, 
zudem gibt es über die Jahre hinweg nur wenig 
Veränderungen. Der Anteil der Personen mit 
(Fach-)Hochschulreife steigt über die betrach-
teten Jahre in beiden Gruppen leicht an. Inte-
ressanterweise bestehen seit 2013 nur sehr 
geringe Unterschiede im Anteil der Personen 
mit (Fach-)Hochschulreife zwischen der Gruppe 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte. 

Insgesamt zeigt sich, dass sich Personen mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte bei den 
höheren Abschlüssen – Fachhochschul- und 
Hochschulreife – kaum unterscheiden. Am 
unteren Ende der Bildungsskala (kein Schul
abschluss und Hauptschulabschluss) fallen  
die Unterschiede größer aus.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 62.885, N 2018 = 63.288,  
N 2022 = 96.770. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die Bevölkerung im Alter von mindestens 25 Jahren. Abschlüsse von Förder-
schulen wurden nicht berücksichtigt. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 haben 24,4 Prozent der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte im Alter von 
mindestens 25 Jahren einen Realschulabschluss.

Abbildung 5.2.11: Höchster allgemeinbildender Schulabschluss nach Einwanderungsgeschichte in 
Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022 

Landesintegrationsbericht 2025

190

Landesintegrationsbericht 2025

191



Ein Blick auf die Abschlüsse nach differen-
zierter Einwanderungsgeschichte (Abbildung 
5.2.12) zeigt, dass der höhere Anteil von Perso-
nen ohne Abschluss maßgeblich auf die Gruppe 
der Eingewanderten zurückzuführen ist. Das 
bedeutet, dass gering qualifizierte Personen in 
der Gruppe der Eingewanderten im Vergleich  
zu den anderen Gruppen überrepräsentiert 
sind: Hier haben 15 Prozent keinen Schulab-
schluss, während es unter den Nachkommen 
nur 2 Prozent sind. Dafür liegt allerdings der 
Anteil von Eingewanderten mit Hochschulreife 

nahezu gleichauf mit dem Anteil unter den  
Personen ohne Einwanderungsgeschichte  
(27 Prozent gegenüber knapp 28 Prozent).

Bemerkenswert ist, dass Personen mit ein-
seitiger Einwanderungsgeschichte höher 
qualifiziert sind als Personen ohne Einwande-
rungsgeschichte. Im Vergleich zu allen anderen 
Gruppen ist ihr Anteil mit (Fach-)Hochschul-
reife am höchsten (47 Prozent), während sie 
den geringsten Anteil an Personen mit Haupt
schulabschluss vorweisen (25 Prozent).

Ein weiterer wichtiger Indikator im Bereich  
Bildung ist der höchste berufliche Bildungs
abschluss. Abbildung 5.2.13 stellt den höchsten 
beruflichen Abschluss für die Bevölkerung im 
Alter von 25 bis 65 Jahren dar. Im Vergleich zu 
2013 ist unter den Personen mit Einwanderungs-
geschichte 2022 der Anteil ohne beruflichen 
Abschluss gestiegen (Anstieg von 30 Prozent 
auf 35 Prozent). Analog dazu gab es in dieser 

Gruppe im gleichen Zeitraum einen Rückgang 
des Anteils von Personen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung von etwa 47 Prozent auf 35 
Prozent. Hinsichtlich der tertiären Bildungs-
abschlüsse, also Meister- oder Technikeraus-
bildung und Hochschulabschluss, fallen die 
Unterschiede zwischen beiden Gruppen nicht 
so stark aus wie bei der Berufsausbildung.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 96.770. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Dargestellt ist die Bevölkerung im Alter von mindestens 25 Jahren. Abschlüsse von Förderschulen wurden nicht berücksichtigt. Lesebeispiel: Im 
Jahr 2022 haben 28,7 Prozent der Nachkommen im Alter von mindestens 25 Jahren einen Realschulabschluss.

Abbildung 5.2.12: Höchster allgemeinbildender Schulabschluss nach differenzierter Einwande-
rungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022 
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 45.444, N 2018 = 54.232,  
N 2022 = 69.766. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 
haben 35,4 Prozent der Personen mit Einwanderungsgeschichte im Alter von 25 bis unter 65 Jahren eine abgeschlossene Berufsausbildung.

Abbildung 5.2.13: Höchster beruflicher Bildungsabschluss nach Einwanderungsgeschichte in 
Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022 

Die differenzierte Betrachtung in Abbildung 
5.2.14 zeigt, dass im Jahr 2022 der Anteil von 
Personen ohne beruflichen Bildungsabschluss 
unter den Eingewanderten besonders hoch 
ist. Hier haben 45 Prozent keinen Abschluss 
gegenüber 30 Prozent mit abgeschlossener 
Berufsausbildung. Unter den Nachkommen 

ist das Bild spiegelverkehrt, 24 Prozent haben 
keinen Abschluss gegenüber 49 Prozent mit 
abgeschlossener Berufsausbildung. Immerhin 
jeder vierte Eingewanderte bzw. Nachkomme 
hat einen Meister-, Techniker- oder Hochschul-
abschluss.
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Es lässt sich insgesamt beobachten, dass  
die Unterschiede zwischen Personen mit und  
ohne Einwanderungsgeschichte hinsichtlich 
der schulischen Bildungsabschlüsse geringer 
ausfallen als bei den beruflichen Abschlüssen. 
Personen mit Einwanderungsgeschichte wei-
sen ein niedrigeres Qualifikationsniveau auf 
als Personen ohne Einwanderungsgeschichte. 
Insbesondere für die Eingewanderten ergeben 
sich hinsichtlich der beruflichen Bildungsab-

schlüsse große Abstände zu Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte. Der Trend, dass 
sich das Qualifikationsniveau über die Genera-
tionen hinweg – also von Eingewanderten, 
Nachkommen über Personen mit einseitiger 
Einwanderungsgeschichte – an die der Perso-
nen ohne Einwanderungsgeschichte angleicht, 
ist sowohl bei schulischen als auch bei beruf-
lichen Abschlüssen deutlich zu erkennen.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 69.766. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Dargestellt ist die Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 haben 29,5 Prozent der Eingewanderten im Alter von 
25 bis unter 65 Jahren eine abgeschlossene Berufsausbildung.

Abbildung 5.2.14: Höchster beruflicher Bildungsabschluss nach differenzierter Einwanderungsge-
schichte in Baden-Württemberg 2022  

Zusammenfassung der Ergebnisse
In Baden-Württemberg bestehen nach wie vor 
Unterschiede hinsichtlich relevanter Bildungs-
indikatoren zwischen Personen mit und ohne 
Einwanderungsgeschichte. Insbesondere bei 
schulischen Kompetenzen, dem Übergang zur 
weiterführenden Schule nach der vierten Klasse 
und beruflichen Bildungsabschlüssen schnei-
den Personen mit Einwanderungsgeschichte 
häufig schlechter ab als Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte.

Die Analyse hat aber auch Bereiche mit gerin-
gen einwanderungsspezifischen Unterschieden 
identifiziert. So gleichen sich die Betreuungs-
arrangements von Kindern unter sechs Jahren 
zwischen den Gruppen stark – Kinder mit Ein-
wanderungsgeschichte besuchen Kindergärten 
und Vorschulen ähnlich oft wie Kinder ohne 
Einwanderungsgeschichte.

Angleichungen über Generationen hinweg

In der differenzierten Betrachtung von Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte lässt sich 
aufschlüsseln, dass die benannten Unterschiede 
hinsichtlich Kompetenzen, Übergängen und 
Abschlüssen insbesondere Eingewanderte 
betreffen. Nachkommen und Personen mit 
einseitiger Einwanderungsgeschichte unter-
scheiden sich hingegen häufig gar nicht oder 
nur in geringerem Maße von Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte. Das bedeutet, dass 
Bildungsunterschiede in der generationalen 
Betrachtung abnehmen.

Veränderungen im Zeitverlauf

Die Betrachtung des Zeitverlaufs offenbart für 
einige Bildungsindikatoren eine zunehmend 
nachteilige Positionierung von Personen mit 

Einwanderungsgeschichte, insbesondere Ein-
gewanderten. Eingewanderte haben im Jahr 
2022 häufiger keinen beruflichen Abschluss 
als noch im Jahr 2013, Kinder mit Migrations-
geschichte erreichen 2022 in der vierten Klasse 
seltener den Mindeststandard in Mathematik 
und Deutsch als noch 2011.

Andersherum lassen sich auch angleichende 
Entwicklungen beobachten. So hat seit 2013 
der Anteil von Personen mit Einwanderungsge-
schichte mit (Fach-)Hochschulreife zugenom-
men. Auch das Qualifikationsprofil der NEET-
Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte 
hat sich 2022 im Vergleich zu den vorherigen 
Beobachtungszeiträumen verbessert.

Potenziale für die Verbesserung der Chancen­
gleichheit 

Aufgrund der starken Überschneidung von 
Einwanderungsgeschichte und sozialer Her-
kunft ist davon auszugehen, dass eine nach-
haltige Verbesserung der Bildungsergebnisse 
von Personen mit Einwanderungsgeschichte 
hauptsächlich über allgemeine Maßnahmen 
vielversprechend ist, die die Bildungschancen 
für Kinder aus sozioökonomisch benachteilig-
ten Familien verbessern könnten. Dazu gehören 
etwa kostenfreie Nachhilfe- und Mentoring-
programme für benachteiligte Kinder, hochwer-
tige frühkindliche Bildungsangebote und eine 
spätere Aufteilung auf unterschiedliche weiter
führende Schulen (Wößmann et al., 2023).  
Wie in Abschnitt 2.5 deutlich wurde, scheinen 
Kommunen diese Bedarfe erkannt zu haben –  
Sprachförderungs-, Bildungs- und Weiterbil-
dungsprogramme zählen zu den am häufigsten 
angebotenen Maßnahmen auf kommunaler 
Ebene.

Personen mit einseitiger und Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte ähneln sich sehr 
und unterscheiden sich damit in der Verteilung 
beruflicher Bildungsabschlüsse stark von Ein-
gewanderten und Nachkommen. Bei den Perso-
nen mit einseitiger Einwanderungsgeschichte 
haben 13 Prozent keinen Abschluss und 44 
Prozent haben eine abgeschlossene Berufs-

ausbildung, bei den Personen ohne Einwan-
derungsgeschichte haben 12 Prozent keinen 
Abschluss und 48 Prozent eine abgeschlossene 
Berufsausbildung. Unter den Personen mit ein-
seitiger Einwanderungsgeschichte hat ein leicht 
höherer Anteil einen Hochschulabschluss (33 
Prozent) als unter den Personen ohne Einwan-
derungsgeschichte (29 Prozent). 
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Menschen mit Einwanderungsgeschichte bei 
der Arbeitsmarktintegration zu unterstützen, ist 
auch als Ziel im PartIntG (§ 5 Nr. 4) verankert. 
Das Land fördert Maßnahmen, die Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte beim Zugang zu 
Beschäftigung unterstützen und ihnen so einen 
möglichst direkten Einstieg in den Arbeits-
markt ermöglichen. Ein besonderer Fokus liegt 
auf beratenden Angeboten, beispielsweise zur 
Anerkennung ausländischer Berufsqualifika-
tionen (Ministerium für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit Baden-Württemberg, 2025). Auch 
der Entwicklung von Förderprogrammen für 
spezifische Zielgruppen wie Frauen mit Ein-
wanderungsgeschichte oder Geflüchtete wird 
besondere Wichtigkeit beigemessen (siehe 
Abschnitt 2.5).

Der Zugang zum Arbeitsmarkt und die Art der 
Beschäftigung sind zentrale Indikatoren struk-
tureller Integration. Unter struktureller Inte
gration im Bereich des Arbeitsmarkts wird die 
Einbindung von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte in die wirtschaftlichen Strukturen 
sowie ihre Positionierung im Arbeitsmarkt ver-
standen. Eine Teilhabe von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte am Erwerbsleben wirkt 
sich nicht nur auf individueller Ebene positiv 
auf die Lebenschancen aus, sondern ist auch 
von gesamtgesellschaftlicher Relevanz, da der 
soziale Zusammenhalt gestärkt wird (Fuchs et 
al., 2021; Gowricharn, 2002).

Im Folgenden werden Indikatoren aufgezeigt, 
die die Arbeitsmarktintegration von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte abbilden.

5.3	  
Arbeitsmarkt

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Die Erwerbsbeteiligung von Personen mit Einwanderungsgeschichte hat sich über die 

Jahre hinweg leicht erhöht, bleibt jedoch hinter der Erwerbsbeteiligung der Bevölke­
rung ohne Einwanderungsgeschichte zurück. Dies betrifft insbesondere Frauen mit 
Einwanderungsgeschichte.

• �Unterschiede zwischen Erwerbstätigen mit und ohne Einwanderungsgeschichte beste­
hen nicht nur im Umfang der Erwerbstätigkeit, sondern auch in der Stellung im Beruf, 
im beruflichen Anforderungsniveau und der Ausübung von Schicht- und Wochenend­
arbeit.

• �Mit zunehmender Generationszugehörigkeit nähern sich die Arbeitsmarktpositionen 
von Erwerbstätigen mit Einwanderungsgeschichte schrittweise denen der Erwerbs­
tätigen ohne Einwanderungsgeschichte an, auch wenn Arbeitsmarktungleichheiten 
zwischen den Gruppen fortbestehen.

Die Arbeitsmarktintegration stellt einen zen
tralen Bereich für die gesellschaftliche Teilhabe 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
dar (Kalter & Granato, 2018). Erwerbstätigkeit 
ermöglicht nicht nur ein gesichertes Einkom-
men und die damit einhergehende ökonomische 
Selbstbestimmtheit, sondern ist auch essen-
ziell für Aufstiegschancen, soziales Ansehen 
und Lebenszufriedenheit (Erdogan et al., 2012; 
Schneickert et al., 2019). Zudem fördert die 
Einbindung in den Arbeitsmarkt den Aufbau 
sozialer Kontakte und Netzwerke und kann sich 
insbesondere für Eingewanderte positiv auf die 
Deutschkenntnisse auswirken (Diehl & Schie-
ckoff, 2021).

Darüber hinaus hat die Arbeitsmarktintegration 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
auch für Baden-Württemberg eine hohe öko-
nomische und gesellschaftliche Relevanz. 
Angesichts des demografischen Wandels, der in 
vielen Branchen mit einer alternden Erwerbsbe-
völkerung und einem zunehmenden Fachkräfte-
mangel einhergeht, ist die Erwerbsbeteiligung 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
entscheidend, um die Leistungsfähigkeit von 
Wirtschaft und sozialen Sicherungssystemen 
aufrechtzuerhalten und langfristig zu gewähr-
leisten (Fuchs et al., 2021). Das arbeitsmarkt-
relevante Potenzial dieser Bevölkerungsgruppe 
kann jedoch nur vollständig realisiert werden, 
wenn Barrieren, beispielsweise beim Zugang 
zu Beschäftigung, bei der Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Qualifikationen und bei 
Aufstiegschancen, wirksam abgebaut werden. 

Erwerbstätigenquote
Die Erwerbstätigenquote gibt den Anteil der 
Erwerbstätigen an der Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter (hier die Bevölkerung im Alter 
von 15 bis 64 Jahren) an und dient als zentraler 
Indikator, um die Einbindung von verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen in den Arbeitsmarkt dar-
zustellen. Im Jahr 2022 machen Erwerbstätige 
mit Einwanderungsgeschichte 40 Prozent der 
erwerbstätigen Bevölkerung in Baden-Württem-
berg aus (siehe Tabelle A5.3.1 im Anhang). 

Die Integration von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte in den Arbeitsmarkt zeigt 
über die Zeit eine leicht positive Entwicklung. 
Ihre Erwerbstätigenquote steigt zwischen 2013 
und 2022 um rund 3 Prozentpunkte von 72 auf 
75 Prozent (siehe Tabelle A5.3.2 im Anhang). 
Bei Personen ohne Einwanderungsgeschichte 
nimmt die Quote im gleichen Zeitraum von 78 
auf 82 Prozent zu und wächst damit um 4 Pro-
zentpunkte. Es besteht allerdings weiterhin ein 
deutlicher Abstand in der Erwerbstätigenquote 
zwischen den Gruppen. Im Jahr 2022 liegt die 
Erwerbstätigenquote von Personen mit Einwan-
derungsgeschichte 7 Prozentpunkte unter der 
von Personen ohne Einwanderungsgeschichte 
(siehe Tabelle A5.3.2 im Anhang). 

Abbildung 5.3.1 zeigt die Erwerbstätigenquote 
nach Einwanderungsgeschichte (in den Abbil-
dungen abgekürzt mit EWG) und Geschlecht 
in den Jahren 2013, 2018 und 2022. Da sich die 
Arbeitsmarktbeteiligung zwischen Frauen und 
Männern unter anderem wegen familiärer Auf-
gaben wie der Betreuung von Kindern unter-
scheidet (Scheele, 2019), wird die Erwerbstäti-
genquote hier getrennt für Frauen und Männer 
dargestellt. 

Bei Frauen mit und ohne Einwanderungsge-
schichte ist ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung 
im Zeitverlauf zu beobachten. Die Erwerbstä-
tigenquote von Frauen mit Einwanderungsge-
schichte steigt von 66 Prozent im Jahr 2013 auf 
69 Prozent im Jahr 2022, während Frauen ohne 
Einwanderungsgeschichte einen Anstieg von 75 
auf 80 Prozent verzeichnen. Frauen mit Einwan-
derungsgeschichte weisen in allen betrachte-
ten Jahren eine niedrigere Erwerbstätigenquote 
auf als Frauen ohne Einwanderungsgeschichte. 
Der Abstand zwischen beiden Gruppen nimmt 
über die Zeit leicht zu und beträgt im Jahr 2022 
11 Prozentpunkte.

Landesintegrationsbericht 2025

196

Landesintegrationsbericht 2025

197



Auch die Erwerbsbeteiligung von Männern 
nimmt über die Zeit hinweg in beiden Gruppen 
leicht zu und liegt im Jahr 2022 für Männer mit 
Einwanderungsgeschichte bei 81 Prozent und 
für Männer ohne Einwanderungsgeschichte 
bei 85 Prozent. Die Erwerbsbeteiligung von 
Männern mit Einwanderungsgeschichte liegt in 
allen betrachteten Jahren unter der von Män-
nern ohne Einwanderungsgeschichte, wobei der 
Unterschied zwischen den Gruppen deutlich 
geringer ausfällt als bei den Frauen. Männer mit 
Einwanderungsgeschichte weisen 2022 eine 4 
Prozentpunkte niedrigere Erwerbstätigenquote 
auf als Männer ohne Einwanderungsgeschichte.

Auffällig ist zudem, dass die geschlechtsspezi-
fischen Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung 
bei Personen mit Einwanderungsgeschichte 
stärker ausgeprägt sind als bei Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte. Der Abstand in der 
Erwerbsbeteiligung zwischen Männern und 
Frauen ist bei Personen mit Einwanderungs-
geschichte in allen betrachteten Zeitpunkten 
deutlich größer als bei Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte. Im Jahr 2022 liegt die 
Erwerbstätigenquote von Frauen mit Einwan-
derungsgeschichte 12 Prozentpunkte unter der 
von Männern mit Einwanderungsgeschichte. 
Bei Personen ohne Einwanderungsgeschichte 
beträgt dieser Unterschied lediglich 5 Prozent-
punkte.56 

Beschäftigungsumfang

56 �An dieser Stelle wird auf eine zusätzliche Darstellung nach Geschlecht und differenzierter Einwanderungsgeschichte verzichtet. 
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 55.475, N 2018 = 65.499,  
N 2022 = 83.199. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 
sind 69,3 Prozent der Frauen mit Einwanderungsgeschichte erwerbstätig.

Abbildung 5.3.1: Erwerbstätigenquote nach Geschlecht und Einwanderungsgeschichte in Baden-
Württemberg 2013, 2018 und 2022 

Neben der Erwerbstätigenquote ist der Umfang 
der Erwerbstätigkeit, also ob Beschäftigte in 
Vollzeit, Teilzeit oder geringfügiger Beschäfti-
gung arbeiten, ein wichtiger Indikator für das 
Ausmaß der Arbeitsmarktbeteiligung. Betrach-
tet werden hier Erwerbstätige nach ihrem 
selbsteingeschätzten Beschäftigungsumfang 
im Zeitvergleich (Abbildung 5.3.2). 

Männer mit und ohne Einwanderungsge-
schichte arbeiten überwiegend in Vollzeit. 
In allen betrachteten Jahren liegt der Anteil 
vollzeittätiger Männer in beiden Gruppen bei 
über 90 Prozent und es zeigen sich kaum Ver-
änderungen über die Zeit. Der Anteil der Teil-
zeitbeschäftigten steigt bei Männern mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte im Zeitverlauf 
leicht an und liegt 2022 bei Männern ohne Ein-
wanderungsgeschichte bei 7 Prozent, während 
er bei Männern mit Einwanderungsgeschichte 
bei 6 Prozent liegt. Geringfügige Beschäftigung 
ist bei Männern insgesamt äußerst selten und 
nimmt im Zeitverlauf sogar ab, sodass der Anteil 
2022 in beiden Gruppen bei 2 Prozent liegt.

Im Vergleich zu den männlichen Erwerbstätigen 
arbeiten Frauen deutlich häufiger in Teilzeit 
oder sind geringfügig beschäftigt. Der Anteil 
vollzeitbeschäftigter Frauen nimmt jedoch über 
die Zeit insbesondere bei Frauen mit Einwande-
rungsgeschichte zu: Er erhöht sich von 45 Pro-
zent im Jahr 2013 auf 48 Prozent im Jahr 2022 

und entspricht damit dem Anteil vollzeittätiger 
Frauen ohne Einwanderungsgeschichte. Der 
Anteil teilzeitbeschäftigter Frauen steigt dage-
gen vor allem bei Frauen ohne Einwanderungs-
geschichte an und liegt 2022 für diese Gruppe 
bei 46 Prozent. Bei Frauen mit Einwanderungs-
geschichte bleibt der Anteil der Teilzeitbeschäf-
tigten vergleichsweise stabil und beträgt 41 
Prozent im Jahr 2022. Der Anteil geringfügig 
beschäftigter Frauen nimmt in beiden Gruppen 
über die betrachteten Jahre hinweg ab. Bei 
Frauen mit Einwanderungsgeschichte sinkt er 
von 16 Prozent im Jahr 2013 auf 11 Prozent im 
Jahr 2022, bei Frauen ohne Einwanderungsge-
schichte von 11 auf 6 Prozent. Trotz dieser rück-
läufigen Entwicklung geringfügiger Beschäf-
tigungsverhältnisse in beiden Gruppen bleibt 
2022 ein Unterschied von 5 Prozentpunkten 
zwischen den Gruppen bestehen.

Auffallend ist, dass Unterschiede zwischen 
Frauen und Männern deutlich größer ausfallen 
als Unterschiede zwischen Erwerbstätigen mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte. Frauen 
sind unabhängig von ihrer Einwanderungsge-
schichte nach wie vor seltener in Vollzeit und 
häufiger in Teilzeit oder geringfügig beschäf-
tigt als Männer. Dies hängt vor allem damit 
zusammen, dass Frauen meist die primäre Ver-
antwortung für familiäre Aufgaben wie Kinder-
betreuung oder die Pflege von Angehörigen 
übernehmen (Scheele, 2019).
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 37.365, N 2018 = 45.858,  
N 2022 = 58.772. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Lesebeispiel: 
Im Jahr 2022 sind 40,9 Prozent der erwerbstätigen Frauen mit Einwanderungsgeschichte in Teilzeit beschäftigt.

Abbildung 5.3.2: Beschäftigungsumfang von Erwerbstätigen nach Geschlecht und Einwande-
rungsgeschichte in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022

Auch bei der Betrachtung nach differenzierter 
Einwanderungsgeschichte im Jahr 2022 zeigen 
sich größtenteils geringe Unterschiede zwischen 
Erwerbstätigen mit und ohne Einwanderungs-
geschichte (Abbildung 5.3.3). Der Anteil an 
Männern, die in Vollzeit arbeiten, liegt in allen 
Gruppen bei 90 Prozent oder darüber. Gering-
fügige Beschäftigungsverhältnisse spielen mit 
einem Anteil von 2 Prozent eine untergeordnete 
Rolle. Der Anteil an eingewanderten Frauen in 

geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen liegt 
mit 13 Prozent deutlich über dem Vergleichswert 
der anderen Gruppen. Dies hängt unter anderem 
damit zusammen, dass eingewanderte Frauen 
oft ein niedrigeres Niveau an schulischen oder 
beruflichen Bildungsabschlüssen sowie gerin-
gere Berufserfahrung aufweisen als nicht ein
gewanderte Frauen und Männer (Worbs & Bund, 
2016).
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 58.772. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sind 45,8 Prozent der erwerbstätigen 
Frauen mit einseitiger Einwanderungsgeschichte in Teilzeit beschäftigt.

Abbildung 5.3.3: Beschäftigungsumfang von Erwerbstätigen nach Geschlecht und differenzierter 
Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022

Wirtschaftszweige
Abbildung 5.3.4 zeigt die zehn Wirtschafts-
zweige57 mit den höchsten Anteilen an 
Beschäftigten mit Einwanderungsgeschichte 
im Jahr 2022. Dieser Indikator ist zentral, um 
zu verdeutlichen, in welchen Bereichen Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte beson-
ders stark vertreten sind. Vor dem Hintergrund, 
dass Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
40 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung 
in Baden-Württemberg ausmachen (Tabelle 
A5.3.1 im Anhang), sind sie mit Anteilen von  

45 Prozent und mehr in diesen Wirtschafts-
zweigen deutlich überrepräsentiert. Eine sol-
che Konzentration in bestimmten Branchen 
kann auf unterschiedliche Zugangschancen, 
begrenzte Aufstiegsmöglichkeiten oder eine 
stärkere Präsenz in Tätigkeitsfeldern mit 
belastenden Arbeitszeiten hinweisen. Zudem 
verdeutlicht die Branchenverteilung, welchen 
Beitrag Beschäftigte mit Einwanderungsge-
schichte zur Deckung des Arbeitskräftebedarfs 
in zentralen Wirtschaftsbereichen leisten.

57 �Sowohl bei den Wirtschaftszweigen als auch bei den folgenden Arbeitsmarktindikatoren wäre es durchaus interessant die Darstellungen jeweils 
nach Geschlechtern zu trennen. Dies würde jedoch den Rahmen des Berichtes sprengen.
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Den höchsten Anteil an Erwerbstätigen mit 
Einwanderungsgeschichte verzeichnet der 
Wirtschaftszweig Gebäudebetreuung, Garten- 
und Landschaftsbau mit 68 Prozent. Dieser 
Bereich umfasst Tätigkeiten wie Hausmeister-
dienste, die Reinigung von Gebäuden, Straßen 
und Verkehrsmitteln sowie Garten- und Land-
schaftsbauarbeiten. Sehr hohe Anteile zeigen 
sich auch im Gastgewerbe: In der Gastronomie, 
die beispielsweise Tätigkeiten in Restaurants, 
Gaststätten oder Imbissen umfasst, haben 66 
Prozent der Erwerbstätigen eine Einwande-
rungsgeschichte. In der Beherbergung (z. B. 
Hotels, Gasthöfe oder Campingplätze) beträgt 
der Anteil 55 Prozent. Jeweils 54 Prozent der 
Erwerbstätigen in der Lagerei und Erbringung 
sonstiger Dienstleistungen für den Verkehr 
sowie im Landverkehr (Personen- und Güter-

beförderung im Eisenbahn- und Straßenver-
kehr) gehören zur Bevölkerung mit Einwande-
rungsgeschichte. Der Wirtschaftszweig Heime 
verzeichnet mit 48 Prozent ebenfalls einen 
hohen Anteil an Erwerbstätigen mit Einwande-
rungsgeschichte. Dieser Wirtschaftszweig 
umfasst Tätigkeiten in Pflege- und Altenheimen 
sowie stationäre Einrichtungen zur psychoso-
zialen Betreuung oder Suchtbekämpfung. In 
der Herstellung von Metallerzeugnissen und 
der Erbringung wirtschaftlicher Dienstleistungen 
(z. B. Sekretariatsdienste, Copyshops, Callcen-
ter, Messe- und Veranstaltungsorganisation) 
liegt der Anteil bei 48 bzw. 47 Prozent, gefolgt 
von Baustellenarbeiten und der Kfz-Herstel-
lung, in denen jeweils 46 Prozent der Erwerbs-
tätigen eine Einwanderungsgeschichte haben.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 58.772. Dargestellt sind die zehn Wirt-
schaftszweige, nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige 2008 (2 Steller), mit den höchsten Anteilen von Beschäftigten mit Einwanderungsge-
schichte im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. In den dargestellten zehn Wirtschaftszweigen arbeiten 14.201 Befragte. Es wurden Wirtschaftszweige 
berücksichtigt, in denen mindestens 400 Befragte tätig sind. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 haben im Wirtschaftszweig Gastronomie 65,8 Prozent der 
Beschäftigten eine Einwanderungsgeschichte.

Abbildung 5.3.4: Wirtschaftszweige mit den höchsten Anteilen von Beschäftigten mit Einwande-
rungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022

Stellung im Beruf
Die Stellung im Beruf beschreibt, ob Erwerbs-
tätige als Arbeiter oder Arbeiterinnen, Ange-
stellte, Beamte oder Selbstständige tätig sind. 
Dieser Indikator verdeutlicht, wie Erwerbstätige 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte in der 
Erwerbsstruktur Baden-Württembergs positio-
niert sind (Abbildung 5.3.5). 

Über die betrachteten Zeitpunkte hinweg lässt 
sich erkennen, dass der Arbeiteranteil bei 
Erwerbstätigen mit Einwanderungsgeschichte 
gesunken ist. Zwischen 2013 und 2022 geht der 
Anteil an Arbeiterinnen und Arbeitern in dieser 
Gruppe von 35 auf 18 Prozent wesentlich 
zurück. Dementsprechend steigt der Anteil der 
Angestellten im selben Zeitraum erheblich von 
54 auf 72 Prozent. Die Anteile an Beamten und 
Beamtinnen sowie Selbstständigen verändern 
sich über die Jahre kaum und liegen 2022 bei  
3 beziehungsweise 7 Prozent.

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei Arbeits-
kräften ohne Einwanderungsgeschichte. Der 

Arbeiteranteil halbiert sich von 16 Prozent im 
Jahr 2013 auf 8 Prozent im Jahr 2022, während 
der Anteil der Angestellten von 66 auf 76 Pro-
zent steigt. Die Anteile der Beamtinnen und 
Beamten sowie der Selbstständigen bleiben 
relativ stabil. Im Jahr 2022 arbeiten 7 Prozent 
der Erwerbstätigen ohne Einwanderungsge-
schichte im Beamtenverhältnis und 9 Prozent 
sind selbstständig.

Im Gruppenvergleich fällt auf, dass Arbeits-
kräfte mit Einwanderungsgeschichte in allen 
betrachteten Jahren deutlich häufiger als Arbei-
terinnen und Arbeiter tätig sind als Arbeitskräfte 
ohne Einwanderungsgeschichte. Gleichzeitig 
sind sie in allen betrachteten Zeitpunkten selte-
ner als Angestellte, Beamte und Beamtinnen 
oder Selbstständige tätig als Erwerbstätige ohne 
Einwanderungsgeschichte. Im Zeitverlauf ist 
allerdings zu erkennen, dass sich die Unter-
schiede zwischen den Gruppen, insbesondere 
bei Angestellten, verringert haben.
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Abbildung 5.3.5: Stellung im Beruf von Erwerbstätigen nach Einwanderungsgeschichte in Baden-
Württemberg 2013, 2018 und 2022 

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 36.308, N 2018 = 44.663,  
N 2022 = 55.913. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren ohne Auszu-
bildende. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sind 71,8 Prozent der Erwerbstätigen mit Einwanderungsgeschichte Angestellte.
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Wird die berufliche Stellung nach differenzier-
ter Einwanderungsgeschichte betrachtet 
(Abbildung 5.3.6)., zeigt sich, dass der Anteil  
an Arbeitern und Arbeiterinnen bei Eingewan-
derten mit 23 Prozent erheblich über den Ver-
gleichswerten der anderen Gruppen liegt. Auch 
Nachkommen weisen mit 14 Prozent einen 
höheren Arbeiteranteil auf als Erwerbstätige  
mit einseitiger Einwanderungsgeschichte und 
Erwerbstätige ohne Einwanderungsgeschichte, 
die jeweils bei 8 Prozent liegen. Der Angestell-
tenanteil fällt bei Eingewanderten mit 69 Pro-
zent etwas niedriger aus, während er bei Nach-
kommen, Erwerbstätigen mit einseitiger und 
Erwerbstätigen ohne Einwanderungsgeschichte 
mit 77 bis 76 Prozent nahezu identisch ist. Die 
Anteile der Beamtinnen und Beamten (7 Pro-
zent) sowie der Selbstständigen (9 Prozent) 
unterscheiden sich zwischen Arbeitskräften  

mit einseitiger Einwanderungsgeschichte und 
Arbeitskräften ohne Einwanderungsgeschichte 
kaum. Bei Nachkommen fallen diese Anteile 
geringer aus. 4 Prozent der Nachkommen sind 
im Beamtenverhältnis tätig und 6 Prozent sind 
selbstständig. Bei Eingewanderten ist der 
Beamtenanteil mit 1 Prozent besonders niedrig. 
Der Selbstständigenanteil liegt bei 7 Prozent.

Auch wenn weiterhin deutliche Unterschiede 
zwischen den Gruppen mit und ohne Einwande-
rungsgeschichte bestehen, lässt sich insgesamt 
erkennen, dass sich die berufliche Stellung über 
die Zeit und mit zunehmender Generationszu-
gehörigkeit58, also von Eingewanderten über 
Nachkommen bis hin zu Personen mit einseiti-
ger Einwanderungsgeschichte, an die Verteilung 
der erwerbstätigen Bevölkerung ohne Einwan-
derungsgeschichte angleicht.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 55.913. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren ohne Auszubildende. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 arbeiten 69,1 
Prozent der erwerbstätigen Eingewanderten als Angestellte.

Abbildung 5.3.6: Stellung im Beruf von Erwerbstätigen nach differenzierter Einwanderungs-
geschichte in Baden-Württemberg 2022 

58 �Grundlage für diese Betrachtungsweise sind sogenannte synthetische Generationen, d. h., die Gruppe der Eingewanderten wird mit der Gruppe 
der Nachkommen verglichen. Es handelt sich also nicht um einen Vergleich zwischen eingewanderten Personen und ihren eigenen Kindern.

Berufliches Anforderungsniveau
Ergänzend zur Stellung im Beruf gibt das beruf-
liche Anforderungsniveau Aufschluss über die 
Anforderungen der ausgeübten Tätigkeit. Abbil-
dung 5.3.7 zeigt die Verteilung des beruflichen 
Anforderungsniveaus von Erwerbstätigen nach 
Einwanderungsgeschichte im Zeitverlauf auf 
Basis der Internationalen Standardklassifikation 
der Berufe (ISCO-08)59. Das berufliche Anfor-
derungsniveau gibt Auskunft darüber, welche 
Qualifikationsanforderungen, Fertigkeiten und 
Kompetenzen mit der ausgeübten Tätigkeit ver-
bunden sind, und ist damit ein zentraler Indika-
tor für die Qualität der Arbeitsmarktintegration. 
Der Indikator ermöglicht Rückschlüsse darauf, 
in welchem Umfang Erwerbstätige mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte in Tätigkeiten 
mit niedrigen, mittleren oder hohen Anforde-
rungsniveaus beschäftigt sind. 

In der Abbildung gibt es vier Anforderungs-
niveaus, denen Erwerbstätige anhand ihres 
ausgeübten Berufs zugeordnet werden. Hilfs-
arbeitskräfte, also Arbeitskräfte, die beispiels-
weise Hilfsarbeiten in der Landwirtschaft oder 
in der Herstellung von Waren übernehmen, 
haben ein niedriges berufliches Anforderungs-
niveau. Fachkräfte üben Tätigkeiten mit mitt-
lerem Qualifikationsniveau aus, hierzu zählen 
unter anderem Büro- und Dienstleistungsberufe, 
landwirtschaftliche Berufe, handwerkliche 
Tätigkeiten sowie Anlagen- und Maschinen
bedienung. Berufe von Spezialisten und Spe-
zialistinnen haben ein hohes Anforderungsni-
veau. Sie sind als Techniker und Technikerinnen 
oder Fachkräfte beschäftigt. Die Tätigkeiten 
von Experten und Expertinnen, also Erwerbs-
tätige mit akademischen Berufen sowie Füh-
rungskräfte, werden dem höchsten Anforde-
rungsgrad zugeordnet.

Im Jahr 2022 zeigt sich, dass Erwerbstätige 
mit Einwanderungsgeschichte überwiegend 
in Berufen mit niedrigem bis mittlerem Anfor-
derungsniveau vertreten sind. 13 Prozent der 

Erwerbstätigen mit Einwanderungsgeschichte 
arbeiten als Hilfsarbeitskräfte und 47 Prozent 
als Fachkräfte. Weitere 16 Prozent sind als 
Spezialisten und Spezialistinnen tätig, während 
23 Prozent den Experten und Expertinnen, also 
Berufen mit sehr hohem Anforderungsniveau, 
zuzuordnen sind.

Im Vergleich dazu sind Erwerbstätige ohne 
Einwanderungsgeschichte deutlich häufiger 
in Berufen mit höheren Anforderungsniveaus 
beschäftigt. Der Anteil der Hilfsarbeitskräfte 
liegt hier mit 4 Prozent erheblich niedriger 
als bei Erwerbstätigen mit Einwanderungs-
geschichte. Auch der Fachkräfteanteil fällt mit 
40 Prozent geringer aus. Erwerbstätige ohne 
Einwanderungsgeschichte zählen hingegen 
deutlich häufiger zu den Spezialisten und Spe-
zialistinnen (22 Prozent) sowie zu den Experten 
und Expertinnen (34 Prozent). Insgesamt sind 
Personen mit Einwanderungsgeschichte damit 
weiterhin überdurchschnittlich häufig in Beru-
fen mit niedrigerem oder mittlerem Anforde-
rungsniveau und unterdurchschnittlich häufig 
in Berufen mit hohem oder sehr hohem Anfor-
derungsniveau vertreten.

Im Zeitverlauf zeigt sich in beiden Gruppen 
eine Verschiebung hin zu höheren beruflichen 
Anforderungsniveaus. Der Anteil der Experten 
und Expertinnen steigt bei Erwerbstätigen 
mit Einwanderungsgeschichte zwischen 2013 
und 2022 von 18 Prozent auf 23 Prozent. In der 
Gruppe ohne Einwanderungsgeschichte erhöht 
sich dieser Anteil im selben Zeitraum von 28 
Prozent auf 34 Prozent. Entsprechend gehen 
in beiden Gruppen die Anteile der Hilfsarbeits-
kräfte, der Fachkräfte sowie der Spezialisten 
und Spezialistinnen leicht zurück. Trotz dieser 
positiven Entwicklung bleiben die Abstände 
zwischen Erwerbstätigen mit und ohne Ein-
wanderungsgeschichte über die Zeit hinweg 
bestehen und verringern sich nur geringfügig.

59 �Die ISCO-08-Klassifikation ordnet Berufe anhand der erforderlichen Fertigkeiten und Spezialisierung hierarchischen Anforderungsstufen zu 
(International Labour Organization, 2023).
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 37.305, N 2018 = 45.803,  
N 2022 = 58.688. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Lesebeispiel: 
Im Jahr 2022 sind 23,2 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte Experten und Expertinnen.

Abbildung 5.3.7: Berufliches Anforderungsniveau von Erwerbstätigen nach Einwanderungs-
geschichte in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022 

Wird das berufliche Anforderungsniveau im 
Jahr 2022 nach differenzierter Einwanderungs-
geschichte betrachtet, zeigt sich wie bereits 
bei anderen Arbeitsmarktindikatoren, dass 
sich die Verteilung der Erwerbstätigen mit Ein-
wanderungsgeschichte über die Generationen 
hinweg an die der Erwerbstätigen ohne Einwan-
derungsgeschichte annähert (Abbildung 5.3.8). 
Eingewanderte sind mit 19 Prozent deutlich 
häufiger in der Kategorie der Hilfsarbeitskräfte 
vertreten als Nachkommen (6 Prozent), Erwerbs-
tätige mit einseitiger Einwanderungsgeschichte 
(4 Prozent) und Erwerbstätige ohne Einwan-
derungsgeschichte (4 Prozent). Damit ist der 
Anteil der Hilfsarbeitskräfte bei Eingewander-
ten rund dreimal so hoch wie bei Nachkommen. 
Der Fachkräfteanteil ist bei Eingewanderten 
mit 50 Prozent hingegen ähnlich groß wie bei 
Nachkommen, während er bei Arbeitskräften 
mit einseitiger Einwanderungsgeschichte  

(37 Prozent) und Arbeitskräften ohne Einwan-
derungsgeschichte (40 Prozent) deutlich gerin-
ger ausfällt. Dementsprechend sind die Anteile 
der Spezialisten und Spezialistinnen (13 Pro-
zent) sowie der Experten und Expertinnen  
(18 Prozent) bei Eingewanderten vergleichs-
weise niedriger.

Eine Ursache dafür, dass Eingewanderte selte-
ner in Berufen mit hohen Anforderungsniveaus 
arbeiten, dürfte die eingeschränkte Anerkennung 
ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse 
sein. Trotz hoher formaler Qualifikationen kön-
nen viele Eingewanderte ihre im Herkunftsland 
erworbenen Abschlüsse nur eingeschränkt  
oder gar nicht in Deutschland anerkennen las-
sen. Infolgedessen üben viele Eingewanderte  
Tätigkeiten unterhalb ihres eigentlichen Quali
fikationsniveaus aus (Brücker et al., 2021; 
Kogan, 2012, siehe auch Abschnitt 5.2). 
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 58.688. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 sind 49,5 Prozent der erwerbstätigen 
Nachkommen Fachkräfte.

Abbildung 5.3.8: Berufliches Anforderungsniveau von Erwerbstätigen nach differenzierter Einwan-
derungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022 

Schicht- und Wochenendarbeit
Schicht- und Wochenendarbeit sind häufig mit 
höheren Löhnen verbunden, gelten jedoch als 
körperlich und psychisch belastend. Sie wirken 
sich zudem auf die Freizeitgestaltung und die 
gemeinsame Zeit mit der Familie aus (Arendt, 
2010; Nachreiner et al., 2019). Unterschiede in 
der Verbreitung dieser Arbeitszeitmodelle zwi-
schen Erwerbstätigen mit und ohne Einwande-
rungsgeschichte geben daher Hinweise darauf, 
welche Gruppen stärker von belastenden 
Arbeitszeiten betroffen sind.

Abbildung 5.3.9 stellt den Anteil der Schicht-
arbeitenden unter Erwerbstätigen nach Ein-
wanderungsgeschichte in den Jahren 2013, 

2018 und 2022 dar. Der Anteil der Schicht-
arbeitenden liegt bei Arbeitskräften mit Ein-
wanderungsgeschichte durchgängig deutlich 
höher als bei Arbeitskräften ohne Einwande-
rungsgeschichte. Im Jahr 2022 arbeiten 18 
Prozent der Erwerbstätigen mit Einwande-
rungsgeschichte im Schichtbetrieb, gegen-
über 10 Prozent der Erwerbstätigen ohne Ein-
wanderungsgeschichte. Dieses Muster bleibt 
über alle Zeitpunkte hinweg weitgehend stabil. 
Damit liegt der Anteil an Erwerbstätigen mit 
Einwanderungsgeschichte, die im Schichtbe-
trieb arbeiten, konstant 8 bis 9 Prozentpunkte 
höher als bei Erwerbstätigen ohne Einwande-
rungsgeschichte.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 42.391, N 2018 = 51.597,  
N 2022 = 18.994. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Die Werte und 
Fallzahlen 2022 basieren auf der LSF-Unterstichprobe (Arbeitskräfteerhebung) des Mikrozensus. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 verrichten 17,6 Prozent 
der erwerbstätigen Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte Schichtarbeit.

Abbildung 5.3.9: Schichtarbeit von Erwerbstätigen nach Einwanderungsgeschichte in  
Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022

Die Verteilung der Schichtarbeit nach differen-
zierter Einwanderungsgeschichte lässt zudem 
erkennen (Abbildung 5.3.10), dass Eingewan-
derte mit 20 Prozent und Nachkommen mit  
18 Prozent deutlich häufiger in Schichtarbeit 

beschäftigt sind als Arbeitskräfte mit einseitiger 
(11 Prozent) und Arbeitskräfte ohne Einwande-
rungsgeschichte (10 Prozent). Der Anteil der 
Schichtarbeitenden sinkt demnach mit zuneh-
mender Generationszugehörigkeit.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 18.994. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Die Werte und Fallzahlen 2022 basieren auf der LSF-Unterstich-
probe (Arbeitskräfteerhebung) des Mikrozensus. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 verrichten 19,7 Prozent der erwerbstätigen Eingewanderten Schicht-
arbeit.

Abbildung 5.3.10: Schichtarbeit von Erwerbstätigen nach differenzierter Einwanderungs-
geschichte in Baden-Württemberg 2022 

Ein ähnliches Bild wie bei der Schichtarbeit 
ergibt sich auch bei der Wochenendarbeit 
(Abbildung 5.3.11). Obwohl der Anteil der 
Erwerbstätigen, die am Wochenende arbeiten, 
in beiden Bevölkerungsgruppen über die 
Jahre abnimmt, zeigen sich klare Unterschiede 
zwischen Menschen mit und ohne Einwande-
rungsgeschichte. In allen drei betrachteten 
Zeitpunkten ist der Anteil der Erwerbstätigen 
mit Einwanderungsgeschichte, die samstags 
oder sonntags arbeiten, höher als bei Erwerbs-
tätigen ohne Einwanderungsgeschichte. Im 

Jahr 2022 verrichten 28 Prozent der Arbeits-
kräfte mit Einwanderungsgeschichte Samstags-
arbeit. Demgegenüber arbeiten 23 Prozent der 
Arbeitskräfte ohne Einwanderungsgeschichte 
samstags. An Sonntagen arbeiten 14 Prozent 
der Erwerbstätigen mit Einwanderungsge-
schichte, während es unter Erwerbstätigen 
ohne Einwanderungsgeschichte 12 Prozent 
sind. Insgesamt ist Sonntagsarbeit im Vergleich 
zur Samstagsarbeit in allen Befragungsjahren 
seltener.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 42.391, N 2018 = 51.597, N 2013 
= 18.993 für Samstagsarbeit; N 2013 = 42.392, N 2018 = 51.597, N 2022 = 18.994 für Sonntagsarbeit. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist 
die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Die Werte und Fallzahlen 2022 basieren auf der LSF-Unterstichprobe (Arbeits-
kräfteerhebung) des Mikrozensus. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 arbeiten 13,9 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte 
sonntags.

Abbildung 5.3.11: Samstags- und Sonntagsarbeit von Erwerbstätigen nach Einwanderungs-
geschichte in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022 

In Abbildung 5.3.12 wird die Wochenendarbeit 
differenziert nach Einwanderungsgeschichte 
für das Jahr 2022 dargestellt. Bei der Samstags-
arbeit liegt der Anteil unter Eingewanderten mit 
31 Prozent am höchsten, gefolgt von Nachkom-
men (25 Prozent), Erwerbstätigen mit einseitiger 
Einwanderungsgeschichte (24 Prozent) und 
Erwerbstätigen ohne Einwanderungsgeschichte 

(23 Prozent). Auch bei der Sonntagsarbeit  
zeigt sich ein ähnliches Muster: Eingewanderte 
weisen mit 15 Prozent den höchsten Anteil auf. 
Nachkommen (11 Prozent), Erwerbstätige mit 
einseitiger Einwanderungsgeschichte (13 Pro-
zent) sowie Erwerbstätige ohne Einwanderungs-
geschichte (12 Prozent) arbeiten hingegen 
seltener an Sonntagen.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 18.993 für Samstagsarbeit, N 2022 = 18.994 
für Sonntagsarbeit. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Die Werte 
und Fallzahlen 2022 basieren auf der LSF-Unterstichprobe (Arbeitskräfteerhebung) des Mikrozensus. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 arbeiten 24,2 Pro-
zent der erwerbstätigen Bevölkerung mit einseitiger Einwanderungsgeschichte samstags.

Abbildung 5.3.12: Samstags- und Sonntagsarbeit von Erwerbstätigen nach differenzierter Einwan-
derungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022 

Abbildung 5.3.13 zeigt den Anteil der Erwerbs-
tätigen, deren Beschäftigungsverhältnis im 
Jahr 2022 mindestens eines der drei beschrie-
benen Arbeitszeitmodelle – Schichtarbeit, 
Samstagsarbeit oder Sonntagsarbeit – vorsieht, 
und differenziert dabei nach Einwanderungs-
geschichte. Diese Art der Darstellung kann 
verdeutlichen, ob zum Beispiel Beschäftigte, 
die im Schichtbetrieb arbeiten, dies möglicher-
weise auch am Wochenende tun. Geht Schicht-
arbeit mit Wochenendarbeit einher, kann dies 
zu einer stärkeren Belastung für Betroffene 
führen. Eingewanderte sind mit einem Anteil 
von 22 Prozent am häufigsten von einem die-
ser Arbeitszeitmodelle betroffen, gefolgt von 
Nachkommen (18 Prozent), Erwerbstätigen 
mit einseitiger Einwanderungsgeschichte (17 
Prozent) und Erwerbstätigen ohne Einwande-
rungsgeschichte (15 Prozent). Auch Mehrfach-

belastungen durch zwei oder alle drei Arbeits-
zeitmodelle treten bei Eingewanderten häufiger 
auf (12 bzw. 7 Prozent) als in allen anderen 
Bevölkerungsgruppen. Im Vergleich dazu liegt 
der Anteil an Arbeitskräften ohne Einwande-
rungsgeschichte, die zwei oder drei der Arbeits-
zeitmodelle ausüben mit 9 beziehungsweise 
4 Prozent deutlich niedriger. Der Anteil der 
Erwerbstätigen, die weder Schichtarbeit ver-
richten noch am Wochenende arbeiten, ist in 
der Gruppe ohne Einwanderungsgeschichte mit 
72 Prozent am höchsten und bei Eingewander-
ten mit 60 Prozent am niedrigsten. Es wird also 
deutlich, dass eine Mehrfachbelastung durch 
Schicht- und Wochenendarbeit unter Einge-
wanderten und in geringerem Maße auch unter 
ihren Nachkommen überdurchschnittlich ver-
breitet ist.
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Die Befunde deuten insgesamt darauf hin, dass 
Erwerbstätige mit Einwanderungsgeschichte, 
insbesondere Eingewanderte, häufiger Schicht- 
und Wochenendarbeit leisten. Dies hängt ver-
mutlich auch damit zusammen, dass Beschäf-
tigte mit Einwanderungsgeschichte verstärkt 

in Branchen – wie beispielsweise dem Gastge-
werbe, dem verarbeitenden Gewerbe, der Logis-
tik oder dem Pflegebereich – arbeiten (siehe 
Abbildung 5.3.4), in denen sowohl Schichtarbeit 
als auch Wochenendarbeit weit verbreitet sind.
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Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 18.993. EWG = Einwanderungsgeschichte. 
Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 Jahren. Die Werte und Fallzahlen 2022 basieren auf der LSF-Unterstich-
probe (Arbeitskräfteerhebung) des Mikrozensus. Lesebeispiel: Im Jahr 2022 arbeiten 6,5 Prozent der erwerbstätigen Eingewanderten sowohl im 
Schichtbetrieb als auch samstags und sonntags.

Abbildung 5.3.13: Schicht-, Samstags- und Sonntagsarbeit von Erwerbstätigen nach differenzierter 
Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022 

Zusammenfassung der Ergebnisse
Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Arbeits-
marktintegration von Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte in Baden-Württemberg in 
den letzten Jahren zwar leicht verbessert hat, 
jedoch weiterhin deutliche Unterschiede zu 
Menschen ohne Einwanderungsgeschichte 
bestehen. Personen mit Einwanderungsge-
schichte weisen eine niedrigere Erwerbstäti-
genquote auf, sind überdurchschnittlich häufig 
als Arbeiterinnen und Arbeiter und in Berufen 
mit niedrigem oder mittlerem Anforderungs-
niveau beschäftigt. Zudem arbeiten sie häufi-
ger in Schicht- und Wochenendarbeit, also in 
Arbeitszeitmodellen, die mit höheren Belastun-
gen einhergehen können. 

Die Untersuchung lässt außerdem geschlechts-
spezifische Unterschiede in der Arbeitsmarkt-
integration erkennen: Während sich die 
Erwerbstätigenquote von Männern mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte kaum unter-
scheidet, sind Frauen mit Einwanderungsge-
schichte deutlich seltener erwerbstätig als 
Männer mit Einwanderungsgeschichte oder 
Frauen ohne Einwanderungsgeschichte. 
Zudem arbeiten Frauen mit Einwanderungsge-
schichte häufiger in Teilzeit oder geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen. Dies verweist 
auf unausgeschöpfte Arbeitsmarktpotenziale 
von Frauen mit Einwanderungsgeschichte 
sowohl im Hinblick auf die Erwerbsbeteiligung 
als auch auf den Beschäftigungsumfang.

Angleichung über die Generationen hinweg

Über die Generationen hinweg zeigt sich eine 
schrittweise Annäherung der Arbeitsmarktposi-
tionen von Erwerbstätigen mit Einwanderungs-
geschichte an die der Erwerbstätigen ohne 
Einwanderungsgeschichte. Nachkommen und 
Erwerbstätige mit einseitiger Einwanderungs-
geschichte weisen bei nahezu allen betrach-
teten Indikatoren, etwa beim Beschäftigungs-
umfang, der beruflichen Stellung oder dem 

beruflichen Anforderungsniveau, Verteilungen 
auf, die deutlich näher an denen der Erwerbs-
tätigen ohne Einwanderungsgeschichte liegen 
als an denen der Eingewanderten. Dies deutet 
darauf hin, dass Arbeitsmarktungleichheiten im 
Generationenverlauf zurückgehen.

Veränderungen im Zeitverlauf

Im Zeitverlauf lassen sich mehrere Entwick-
lungen beobachten, die auf eine zunehmende 
Integration hinweisen. Sowohl die Erwerbs-
tätigenquote als auch der Anteil der Angestell-
ten steigt bei Personen mit Einwanderungs-
geschichte. Der Arbeiteranteil geht hingegen 
zurück. Zudem nimmt der Anteil an Beschäf-
tigten in Tätigkeiten mit sehr hohem Anforde-
rungsniveau über die Zeit hinweg zu. Gleich-
zeitig zeigt sich, dass Unterschiede zwischen 
Erwerbstätigen mit und ohne Einwanderungs-
geschichte bei der Stellung im Beruf, beim 
beruflichen Anforderungsniveau sowie bei der 
Schicht- und Wochenendarbeit über die Jahre 
bestehen bleiben und nur langsam abnehmen.

Potenziale für die Verbesserung der Chancen­
gleichheit

Um eine nachhaltige Verbesserung der Arbeits-
marktintegration von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte zu erzielen, sind insbesondere 
Maßnahmen vielversprechend, die Bildungs- 
und Qualifikationspotenziale stärker ausschöp-
fen, Anerkennungsverfahren für ausländische 
Berufsabschlüsse erleichtern und Diskriminie-
rung im Beschäftigungssystem abbauen. Ergän-
zend könnten Maßnahmen unterstützt werden, 
die den Zugang zu stabilen Beschäftigungs-
verhältnissen verbessern, den Übergang aus 
geringfügiger Beschäftigung in Teil- oder Voll-
zeittätigkeiten erleichtern und gezielt Frauen 
mit Einwanderungsgeschichte sowie Eingewan-
derte adressieren.
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5.4 
Soziale, identifikative  
und politische Integration

Das Wichtigste in Kürze
 
• �Befragte mit und ohne Einwanderungsgeschichte schätzen die Chancengleichheit für 

Eingewanderte im Bereich der gesellschaftlichen Teilhabe als besonders hoch und im 
Bereich der politischen Beteiligung als eher niedrig ein.

• �Die Indikatoren zeichnen ein ambivalentes Bild der sozialen Integration von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte: Einerseits bestehen häufige Kontakte zu Personen 
ohne Einwanderungsgeschichte, insbesondere am Arbeitsplatz sowie im Freundes- 
und Bekanntenkreis, andererseits sind Personen mit Einwanderungsgeschichte in 
organisierten Freizeitaktivitäten deutlich seltener aktiv als Personen ohne Einwande­
rungsgeschichte.

• �Der Anteil an Menschen mit Einwanderungsgeschichte, die sich Deutschland, dem 
Bundesland und der Stadt zugehörig fühlen, fällt hoch aus.

• �Bei der politischen Integration zeigt sich, dass das Vertrauen in Institutionen insge­
samt hoch ist; am größten ist es in die Polizei und die Stadt- und Gemeindeverwaltung, 
am geringsten in die Bundesregierung. 

Während die Abschnitte zur Bildung (5.2) und 
dem Arbeitsmarkt (5.3) auf zentrale Aspekte 
der strukturellen und einige Aspekte der kog-
nitiven Integration fokussiert haben, betrachtet 
dieser Abschnitt Aspekte der sozialen und iden-
tifikativen Integration und den Teilbereich der 
politischen Teilhabe, der verschiedene Integra-
tionsdimensionen berührt.

Integration, der Zusammenhalt der Gesellschaft 
und die individuelle Teilhabe, geht über die reine 
Bildung- und Arbeitsmarktteilhabe hinaus. Wie 
in § 3 Absatz 1 Nr. 1 PartIntG festgehalten, ist 

Integration ein wechselseitiger Prozess, der 
die Beteiligung von Personen mit und ohne Ein-
wanderungsgeschichte verlangt. Das bedeutet 
einerseits, dass Personen mit Einwanderungsge-
schichte sich für gelingende Teilhabe selbststän-
dig in verschiedenen Gesellschaftskontexten 
einbringen. Andererseits erfordert der Prozess 
auch, dass Mitglieder der Mehrheitsgesellschaft 
Eingewanderte und ihre Nachkommen sozial und 
politisch einbinden. 

Der folgende Abschnitt beleuchtet zunächst, 
wie Personen mit und ohne Einwanderungsge-

schichte die Chancengleichheit für Eingewan-
derte in verschiedenen Bereichen bewerten, die 
die strukturelle, soziale und politische Integra-
tion betreffen. Anschließend werden Indikato-
ren im Bereich der sozialen Integration betrach-
tet, etwa die Kontakthäufigkeit von Personen 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte in ver-
schiedenen gesellschaftlichen Kontexten. Hier 
wird auch dargestellt, ob Eingewanderte und 
ihre Nachkommen Benachteiligung erfahren, 
was Teilhabe behindern kann (Diehl & Liebau, 
2017). Daran anknüpfend wird die identifikative 
Integrationsdimension dargestellt, also wie 
stark sich Personen mit und ohne Einwande-
rungsgeschichte beispielsweise mit Baden-
Württemberg identifizieren. 

Zuletzt werden Indikatoren für die politische 
Integration betrachtet. Über die Teilhabe an 

demokratischen Entscheidungsprozessen 
können Eingewanderte und ihre Nachkommen 
ihre Interessen im demokratischen System ein-
bringen und beispielsweise dafür sorgen, dass 
diese im Landesparlament berücksichtigt wer-
den (Bergmann & Wüst, 2025). Hier wird zum 
Beispiel das Vertrauen in politische Institutio-
nen betrachtet, da dies politische Beteiligung 
fördern oder verhindern kann (Newton et al., 
2017; OECD & European Commission, 2023). Für 
die politische Partizipation wird die Repräsen-
tanz durch Abgeordnete mit Migrationshinter-
grund gezeigt. Außerdem wird beleuchtet, wie 
politische Maßnahmen im Bereich der Inte
gration und die Integrationspolitik der Landes-
regierung allgemein von Personen mit und ohne 
Einwanderungsgeschichte bewertet werden.

Bewertung der Chancengleichheit
Chancengleichheit ist eine relevante Voraus-
setzung, um das Gleichheitsprinzip zu gewähr-
leisten, also sicherzustellen, dass die gesell-
schaftliche Positionierung nicht von Merkmalen 
wie der Herkunft abhängt. Die Bewertung der 
Chancengleichheit, beispielsweise bei der poli-
tischen Beteiligung und der Teilhabe im gesell-
schaftlichen Leben, ist somit ein Indikator für 
die wahrgenommenen Möglichkeitsspielräume 
von Eingewanderten. Wie Personen mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte die Chancen-
gleichheit für Eingewanderte in den Bereichen 
Arbeit, Bildung und Wohnen bewerten, gibt 
einen Hinweis darauf, ob die Grundvorausset-
zungen für gelungene Integration als gegeben 
wahrgenommen werden. 

Abbildung 5.4.1 zeigt, inwieweit Befragte mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte 2024 der 
Meinung sind, dass Eingewanderte in Baden-
Württemberg in verschiedenen Lebensberei-
chen die gleichen Chancen haben wie Personen 
ohne Einwanderungsgeschichte. Befragte aus 
beiden Gruppen geben mehrheitlich an, dass 
Eingewanderte die gleichen Chancen haben, 
am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Im 

Vergleich zu den anderen Bereichen ist hier 
der Anteil der Personen, die „Ja“ angeben, am 
größten, 68 Prozent der Befragten mit und 69 
Prozent der Befragten ohne Einwanderungsge-
schichte stimmen zu. 

Im Kontrast dazu steht das Antwortverhalten 
auf die Frage, ob Eingewanderte die gleichen 
Chancen haben, sich politisch zu beteiligen. 
Hier stimmen 41 Prozent der Befragten mit 
und 52 Prozent der Befragten ohne Einwan-
derungsgeschichte zu. Der Unterschied in der 
Einschätzung beider Gruppen ist mit über 10 
Prozentpunkten im Vergleich zu allen ande-
ren betrachteten Bereichen am größten. Das 
bedeutet, dass Personen mit und ohne Einwan-
derungsgeschichte die Möglichkeiten zur poli-
tischen Partizipation von Eingewanderten eher 
unterschiedlich einschätzen.

Hinsichtlich der Einschätzung der Chancen-
gleichheit bei strukturellen Integrationsin-
dikatoren – hier Bildung, Arbeitsmarkt und 
Wohnraum – zeigt sich eine klare Abstufung. 
Während die Chancen von Eingewanderten in 
Baden-Württemberg auf einen Schulabschluss 
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mehrheitlich als gleich zu den Chancen von 
Einheimischen eingeschätzt werden (65 Pro-
zent der Befragten mit und 66 Prozent der 
Befragten ohne Einwanderungsgeschichte 
gaben „Ja“ an), fällt die Zustimmung in den 
anderen Bereichen deutlich niedriger aus. 46 
Prozent der Befragten mit und 48 Prozent der 
Befragten ohne Einwanderungsgeschichte 
geben an, dass Eingewanderte in Baden- 

Württemberg die gleichen Chancen bei der 
Arbeits- und Ausbildungsplatzsuche haben.  
Mit Abstand am schlechtesten wird die Chan-
cengleichheit von Eingewanderten durch beide 
Gruppen bei der Wohnungssuche eingeschätzt. 
Hier geben 22 Prozent der Personen mit und 21 
Prozent der Personen ohne Einwanderungsge-
schichte an, dass Eingewanderte die gleichen 
Chancen auf dem Wohnungsmarkt haben.
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In Prozent

20,9 65,4 13,6

21,7 68,6 9,6

48,1 42,8 9,1

45,8 43,9 10,3

66,0 26,4 7,7
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51,7 31,7 16,7
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68,1 24,7 7,2
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Arbeits- und
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Politische
Beteiligung
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Leben
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Ohne EWG
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Keine AngabeJa Nein

Datenquelle: Integration in Baden-Württemberg 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Gewichtete Daten. N 2024 (ungewichtet) = 1.543. EWG = 
Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 geben 64,8 Prozent der Befragten mit Einwanderungsgeschichte an, dass Eingewanderte 
ihrer Meinung nach in Baden-Württemberg die gleichen Chancen auf einen Schul- und Bildungsabschluss haben.

Abbildung 5.4.1: Bewertung der Chancengleichheit für Eingewanderte in verschiedenen Kontexten 
nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2024 

Soziale Integration
Der Kontakt zwischen Menschen mit und ohne 
Einwanderungsgeschichte gilt als wichtiger 
Baustein einer gelingenden Integration. Regel-
mäßige Interaktionen können den Spracherwerb, 
interkulturelles Verständnis, soziale Teilhabe 
und den Aufbau von Netzwerken, die insbeson-
dere für Bildungserfolg, Arbeitsmarktintegration 
und gesellschaftliche Partizipation von Bedeu-
tung sind, fördern (Esser, 2006; Scheller, 2014). 
Gleichzeitig können Begegnungen im Alltag, 
beispielsweise am Arbeitsplatz, im Freundes- 
und Bekanntenkreis und in der Nachbarschaft, 
dazu beitragen, Vorurteile abzubauen und 
gegenseitige Akzeptanz zu stärken (Weins, 
2011).

Abbildung 5.4.2 zeigt, wie häufig Personen mit 
Einwanderungsgeschichte in drei verschiedenen 
Lebensbereichen, am Arbeitsplatz, im Freundes- 
und Bekanntenkreis sowie der Nachbarschaft, 
Kontakt zu Personen ohne Einwanderungs
geschichte haben.

Am Arbeitsplatz hat die überwiegende Mehrheit 
der Personen mit Einwanderungsgeschichte 
regelmäßigen Kontakt zu Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte: 90 Prozent der Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte berichten 
von sehr häufigem oder häufigem Kontakt. Nur 
10 Prozent der Personen mit Einwanderungsge-
schichte berichten gelegentlich, selten oder nie 
Kontakt zu Personen der Mehrheitsbevölkerung 
zu haben. 

Im Freundes- und Bekanntenkreis fällt der 
Anteil regelmäßiger Kontakte geringer aus. Hier 
geben 75 Prozent der Personen mit Einwande-
rungsgeschichte an, sehr oft oder oft Kontakt 
zu Personen ohne Einwanderungsgeschichte  
zu haben. Der Anteil gelegentlicher, seltener 
oder fehlender Kontakte liegt bei 25 Prozent 
und damit deutlich höher als am Arbeitsplatz.

In der Nachbarschaft sind regelmäßige Kontakte 
am wenigsten verbreitet. Über die Hälfte der 
Befragten (60 Prozent) geben an, sehr häufigen 
oder häufigen Kontakt zu Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte zu haben, während  
40 Prozent nur gelegentlich, selten oder nie 
Kontakt haben.
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Datenquelle: SVR-Integrationsbarometer (nur Baden-Württemberg) 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Daten gewichtet. N 2024 (ungewichtet) 
Arbeitsplatz = 358 erwerbstätige Personen mit Einwanderungsgeschichte, N 2024 (ungewichtet) Freundes- u. Bekanntenkreis und Nachbarschaft 
= 486 Personen mit Einwanderungsgeschichte. Befragte ohne Personen ohne Einwanderungsgeschichte im Freundes- und Bekanntenkreis, am 
Arbeitsplatz oder in der Nachbarschaft wurden ausgeschlossen. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 geben 61,8 Prozent der Befragten mit Einwanderungs-
geschichte an, sehr oft Kontakt zu Deutschen am Arbeitsplatz zu haben.

Abbildung 5.4.2: Häufigkeit des Kontakts von Personen mit Einwanderungsgeschichte zu Perso-
nen ohne Einwanderungsgeschichte in verschiedenen Lebensbereichen in Baden-Württemberg 
2024 

Wird die Kontakthäufigkeit von Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte zu Migranten und 
Migrantinnen60 betrachtet (Abbildung 5.4.3), 
zeigt sich, dass 71 Prozent häufigen oder sehr 

häufigen Kontakt am Arbeitsplatz haben.  
29 Prozent geben an, nur gelegentlich, selten 
oder nie Kontakt zu haben.

60 �Im SVR-Integrationsbarometer wurde ausschließlich die Kontakthäufigkeit zu Migranten und Migrantinnen erhoben.

Im Freundes- und Bekanntenkreis hat die Hälfte 
der Personen ohne Einwanderungsgeschichte 
(51 Prozent) sehr häufigen oder häufigen Kon-
takt zu Migrantinnen und Migranten, während 
die andere Hälfte (49 Prozent) gelegentlich, 
selten oder nie Kontakt hat.

In der Nachbarschaft sind regelmäßige Kon-
takte am wenigsten verbreitet. Nur 31 Prozent 
der Menschen ohne Einwanderungsgeschichte 
berichten von sehr häufigem oder häufigem 

Kontakt. Der Großteil der Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte (69 Prozent) gibt an 
gelegentlich, selten oder nie Kontakt zu Migran-
tinnen und Migranten zu haben.

Insgesamt zeigt sich bei beiden Bevölkerungs-
gruppen, dass die Kontakthäufigkeit am Arbeits-
platz am höchsten ist, gefolgt vom Freundes- 
und Bekanntenkreis. In der Nachbarschaft finden 
sehr häufige oder häufige Kontakte dagegen am 
seltensten statt.

0

20

40

60

80

100

In
 P

ro
ze

nt

Sehr oft Oft Gelegentlich NieSelten

Arbeitsplatz Freundes- u. Bekanntenkreis Nachbarschaft

39,8

31,6

13,2

10,6

4,9

21,5

29,2

24,6

15,9

8,8

9,9

20,9

29,8

25,0

14,4

Datenquelle: SVR-Integrationsbarometer (nur Baden-Württemberg) 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Daten gewichtet. N 2024 (ungewichtet) 
Arbeitsplatz = 320 erwerbstätige Personen ohne Einwanderungsgeschichte, N 2024 (ungewichtet) Freundes- u. Bekanntenkreis = 473 Personen 
ohne Einwanderungsgeschichte, N 2024 (ungewichtet) Nachbarschaft = 430 Personen ohne Einwanderungsgeschichte. Befragte ohne Migrantinnen 
und Migranten im Freundes- und Bekanntenkreis, am Arbeitsplatz oder in der Nachbarschaft wurden ausgeschlossen. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 
geben 39,8 Prozent der Befragten ohne Einwanderungsgeschichte an, sehr oft Kontakt zu Migranten und Migrantinnen am Arbeitsplatz zu haben.

Abbildung 5.4.3: Häufigkeit des Kontakts von Personen ohne Einwanderungsgeschichte zu  
Migranten und Migrantinnen in verschiedenen Lebensbereichen in Baden-Württemberg 2024 
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Auch freiwilliges Engagement, also die Über-
nahme von ehrenamtlichen Tätigkeiten, und  
die aktive Teilnahme an Vereinen, Initiativen, 
Projekten oder Selbsthilfegruppen ist ein zen
traler Indikator für soziale Integration. Durch die 
aktive oder ehrenamtliche Teilnahme an organi-
sierten Freizeitaktivitäten außerhalb von Beruf 
und Familie wird der Austausch zwischen unter-
schiedlichen Bevölkerungsgruppen und die 
Identifikation mit der lokalen Gemeinschaft 
gestärkt. Darüber hinaus trägt die Aktivität und 
das Engagement in organisierten Freizeitaktivi-
täten zur Entwicklung sozialer Netzwerke bei, 
die wiederum Zugänge zu gesellschaftlichen 
Ressourcen, Informationen und Unterstützungs-
strukturen eröffnen (Han-Broich, 2018). 

Abbildung 5.4.4 stellt die Aktivitäts- und Enga-
gementquote von Personen mit und ohne Ein-
wanderungsgeschichte in ausgewählten Gesell-
schaftsbereichen dar. Die höchste Beteiligung 
findet sich im Bereich Sport und Bewegung, 
gefolgt von Kultur und Musik, zum Beispiel in 
Theatergruppen oder Chören, sowie dem sozia-
len Bereich, etwa in Wohlfahrtsverbänden, Hilfs-
organisationen oder der Nachbarschaftshilfe. 

Allerdings zeigen sich deutliche Unterschiede 
zwischen den Bevölkerungsgruppen. Beispiels-
weise beträgt der Anteil der Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte, die im Bereich Sport 
und Bewegung aktiv oder engagiert sind, 34 
Prozent, was deutlich hinter dem Anteil der  
aktiven oder engagierten Bevölkerung ohne 
Einwanderungsgeschichte mit 49 Prozent 
zurückbleibt. 

In den weiteren Bereichen – Kirche und Religion, 
Schule oder Kindergarten, Freizeit und Gesellig-
keit, Umwelt- und Tierschutz sowie Politik und 
Interessenvertretung – fallen die Aktivitäts- und 
Engagementquoten in beiden Gruppen niedriger 
aus. In all diesen Bereichen sind Personen mit 
Einwanderungsgeschichte seltener aktiv oder 
engagiert als Personen ohne Einwanderungs
geschichte. Insgesamt fällt auf, dass Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte über alle 
betrachteten gesellschaftlichen Bereiche hin-
weg geringere Beteiligungsquoten aufweisen 
als Menschen ohne Einwanderungsgeschichte.
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Datenquelle: Deutscher Freiwilligensurvey (nur Baden-Württemberg) 2019, eigene Auswertung. Anmerkung: Gewichtete Daten. N 2019 (ungewich-
tet) = 2.092. EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2019 geben 33,7 Prozent der Befragten mit Einwanderungsgeschichte an, sich 
in den vergangenen 12 Monaten im Bereich Sport und Bewegung aktiv beteiligt oder engagiert zu haben.

Abbildung 5.4.4: Aktivität und Engagement in ausgewählten Gesellschaftsbereichen nach Ein-
wanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2019 

Während Kontakte zwischen Personen mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte sowie die Akti-
vität oder das freiwillige Engagement in Vereinen 
und Initiativen zur sozialen Integration von Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte beitragen 
und Vorurteile auf beiden Seiten abbauen kön-
nen, kann die Erfahrung von Benachteiligung 
oder Diskriminierung aufgrund der Herkunft  
ein wesentliches Integrationshindernis darstel-
len (Diehl & Liebau, 2017).

Abbildung 5.4.5 zeigt die Einschätzung dazu, wie 
häufig Benachteiligung aufgrund der Herkunft in 
Deutschland auftritt. Personen mit Einwande-
rungsgeschichte geben insgesamt deutlich  
seltener an, dass Benachteiligung stattfindet,  
als Personen ohne Einwanderungsgeschichte. 
In der Gruppe mit Einwanderungsgeschichte 

schätzen 33 Prozent, dass Benachteiligung  
aufgrund der Herkunft nie oder selten auftritt.  
26 Prozent geben an, dass dies gelegentlich 
geschieht, und weitere 37 Prozent, dass dies  
oft oder sehr oft der Fall ist. 

In der Bevölkerung ohne Einwanderungsge-
schichte fällt die Einschätzung dazu, wie oft 
Benachteiligung aufgrund der Herkunft auftritt, 
negativer aus als bei der Gruppe ohne Einwan-
derungsgeschichte. Nur 13 Prozent geben an, 
dass Benachteiligung aufgrund der Herkunft 
grundsätzlich nie oder selten stattfindet, wäh-
rend 26 Prozent angeben, dass das gelegent-
lich der Fall ist. 60 Prozent schätzen sogar,  
dass diese Form der Benachteiligung oft oder 
sehr oft auftritt.
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Datenquelle: SVR-Integrationsbarometer (nur Baden-Württemberg) 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Daten gewichtet. N 2024 (ungewichtet) 
= 998. EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 schätzen 3,9 Prozent der Befragten ohne Einwanderungsgeschichte ein, dass 
Benachteiligung aufgrund der Herkunft in Deutschland grundsätzlich nie stattfindet.

Abbildung 5.4.5: Einschätzung dazu, wie häufig Benachteiligung aufgrund von Herkunft in 
Deutschland grundsätzlich stattfindet, nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 
2024

Über die grundsätzliche Einschätzung zum Auf-
treten von Benachteiligung hinaus stellt Abbil-
dung 5.4.6 persönliche Benachteiligungserfah-
rung aufgrund der Herkunft in den letzten fünf 
Jahren nach Einwanderungsgeschichte für 2022 
und 2024 dar. Im Jahr 2022 geben 72 Prozent 
der Personen mit Einwanderungsgeschichte 
an, überhaupt keine Benachteiligung erlebt zu 
haben, 15 Prozent berichten von geringen und  
12 Prozent von stärkeren oder sehr starken 
Benachteiligungserfahrungen. In der Bevölke-
rung ohne Einwanderungsgeschichte fällt der 
Anteil ohne Benachteiligungserfahrungen mit  
96 Prozent deutlich höher aus. Nur 4 Prozent 
geben an, eher wenig Benachteiligung erlebt  
zu haben.

Im Jahr 2024 bleibt die Verteilung weitgehend 
stabil. Unter den Personen mit Einwande-
rungsgeschichte berichten 70 Prozent, keine 
Benachteiligung erfahren zu haben, während  
16 Prozent geringe und 14 Prozent stärkere oder 
sehr starke Erfahrungen angeben. Bei Personen 
ohne Einwanderungsgeschichte sinkt der Anteil 
ohne Benachteiligungserfahrungen auf 89 Pro-
zent. 9 Prozent der Personen ohne Einwande-
rungsgeschichte berichten von geringer und  
2 Prozent von stärkerer Benachteiligung.

Personen mit Einwanderungsgeschichte 
berichten also sowohl 2022 als auch 2024 
deutlich häufiger von persönlichen Benachtei-
ligungen aufgrund ihrer Herkunft. Festzuhalten 
ist allerdings auch, dass in beiden Gruppen die 
überwiegende Mehrheit angibt, überhaupt keine 
Benachteiligung in den letzten fünf Jahren 
erfahren zu haben.
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Datenquelle: SVR-Integrationsbarometer (nur Baden-Württemberg) 2022, 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Daten gewichtet. N 2024 (unge-
wichtet) = 998, N 2022 (ungewichtet) = 994. EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 geben 69,8 Prozent der Befragten mit 
Einwanderungsgeschichte an, in den vergangenen fünf Jahren aufgrund ihrer Herkunft gar nicht benachteiligt worden zu sein.

Abbildung 5.4.6: Persönliche Erfahrungen mit Benachteiligung aufgrund von Herkunft in den ver-
gangenen fünf Jahren nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022 und 2024 

Identifikative Integration
Identifikative Integration bezeichnet das sub-
jektive Gefühl der Zugehörigkeit zu zentralen 
gesellschaftlichen, politischen oder räumlichen 
Bezugsgruppen und gilt als wichtiger Bestand-
teil gelingender Integration. Sie spiegelt wider, 
in welchem Maße sich Menschen als Teil der 
Gesellschaft verstehen und mit ihrem Umfeld 
identifizieren. Eine hohe identifikative Integra-
tion kann positiv mit sozialer Teilhabe zusam-
menhängen, während ein geringeres Zugehö-
rigkeitsgefühl auf Integrationshemmnisse oder 
Erfahrungen von Ausgrenzung hinweisen kann 
(de Vroome et al., 2014).

Abbildung 5.4.7 zeigt die gefühlte Zugehörigkeit 
von Menschen mit und ohne Einwanderungs-
geschichte zu Deutschland, dem Bundesland 
Baden-Württemberg und dem Ort, in dem sie 
wohnen. Die gefühlte Zugehörigkeit zum Her-
kunftsland wird ausschließlich für Personen  
mit Einwanderungsgeschichte ausgewiesen.

Die Hälfte der Personen mit Einwanderungs
geschichte stimmt voll und ganz oder eher  
zu, sich ihrem Herkunftsland zugehörig zu  
fühlen. Eine deutliche Mehrheit fühlt sich 
jedoch Deutschland zugehörig: 84 Prozent der 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte und 
92 Prozent der Menschen ohne Einwanderungs-
geschichte fühlen sich Deutschland verbunden. 
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Auch die Zugehörigkeit zum Bundesland und 
dem Wohnort wird in beiden Gruppen hoch 
bewertet. 83 Prozent der Personen mit Einwan-
derungsgeschichte und 86 Prozent der Perso-
nen ohne Einwanderungsgeschichte stimmen 
einem Gefühl der Zugehörigkeit zum Bundes-
land Baden-Württemberg voll und ganz oder 
eher zu. Für den Ort, in dem sie leben, berichten 
80 Prozent der Personen mit Einwanderungs-
geschichte ein starkes oder eher starkes Zuge-
hörigkeitsgefühl. Im Vergleich dazu liegt dieser 
Anteil bei Personen ohne Einwanderungsge-
schichte bei 86 Prozent.

In der Gesamtbetrachtung fällt auf, dass die 
gefühlte Zugehörigkeit zu Deutschland, dem 
Bundesland und dem Wohnort in beiden Grup-
pen sehr ausgeprägt ist, Personen mit Einwan-
derungsgeschichte jedoch in allen Bezugs-
räumen etwas niedrigere Werte aufweisen als 
Personen ohne Einwanderungsgeschichte. 
Gleichzeitig bleibt die emotionale Bindung zum 
Herkunftsland für die Hälfte der Personen mit 
Einwanderungsgeschichte weiterhin bedeut-
sam.
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Datenquelle: SVR-Integrationsbarometer (nur Baden-Württemberg) 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Daten gewichtet. N 2024 (ungewichtet) 
für Deutschland, Bundesland und Wohnort = 998, N 2024 (ungewichtet) für Herkunftsland = 491 Befragte mit Einwanderungsgeschichte. EWG = 
Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 stimmen 49,2 Prozent der Befragten mit Einwanderungsgeschichte voll und ganz zu, dass sie 
sich Deutschland zugehörig fühlen.

Abbildung 5.4.7: Gefühlte Zugehörigkeit zum Herkunftsland, zu Deutschland, dem Bundesland 
und dem Wohnort nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2024

Politische Integration
Das Vertrauen in staatliche Institutionen ist 
relevant für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt, die Legitimität der Regierung und das 
Funktionieren der Demokratie und kann damit 
zusammenhängen, inwiefern Eingewanderte 
sich als gleichberechtigte Mitglieder im Auf-
nahmeland sehen (Newton et al., 2017; OECD & 
European Commission, 2023). Abbildung 5.4.8 
stellt dar, inwiefern Befragte mit und ohne Ein-
wanderungsgeschichte verschiedenen Insti-
tutionen in Deutschland vertrauen. Allgemein 
zeigt sich, dass das Vertrauen eher hoch ist. 
Über fast alle ausgewählten Bereiche hinweg 
gibt mindestens die Hälfte der Befragten an, der 
jeweiligen Institution voll und ganz oder eher zu 
vertrauen. 

Das Vertrauen in die Polizei ist im Vergleich zu 
den anderen Institutionen unter den Befragten 
am höchsten. 47 Prozent der Befragten mit und 
41 Prozent der Befragten ohne Einwanderungs-
geschichte geben an, der Polizei voll und ganz 
zu vertrauen, 40 Prozent der Befragten mit und 
44 Prozent der Befragten ohne Einwanderungs-
geschichte geben an, der Polizei eher zu ver-
trauen. 

Etwas weniger stark ausgeprägt, aber dennoch 
vergleichsweise hoch ist das Vertrauen der 
Befragten in die Stadt- und Gemeindeverwal-
tung. Hier geben 78 Prozent der Befragten mit 

Einwanderungsgeschichte an, dieser Institution 
voll und ganz oder eher zu vertrauen. Unter den 
Befragten ohne Einwanderungsgeschichte liegt 
der Anteil der Personen, die voll und ganz oder 
eher Vertrauen in diese Institution haben, noch 
etwas höher, bei 83 Prozent.

74 Prozent der Befragten mit Einwanderungs-
geschichte und 67 Prozent der Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte geben an, dem 
öffentlichen Schulwesen zu vertrauen. Auffällig 
ist, dass 34 Prozent der Personen mit Einwan-
derungsgeschichte angeben, dem öffentlichen 
Schulwesen voll und ganz zu vertrauen, wäh-
rend es unter den Personen ohne Einwande-
rungsgeschichte die Hälfte davon ist, etwa 
17 Prozent. In keinem anderen betrachteten 
Bereich unterscheidet sich die Einschätzung 
der beiden Gruppen so stark. 

Das Vertrauen in die Bundesregierung ist unter 
den Befragten am niedrigsten. Nur jeweils 
etwa die Hälfte der Befragten – 54 Prozent der 
Befragten mit Einwanderungsgeschichte und 
49 Prozent der Befragten ohne Einwanderungs-
geschichte – geben an, der Bundesregierung zu 
vertrauen. Dementgegen geben 14 Prozent der 
Befragten mit Einwanderungsgeschichte und 
17 Prozent der Befragten ohne Einwanderungs-
geschichte an, der Bundesregierung gar nicht 
zu vertrauen.
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Datenquelle: SVR-Integrationsbarometer (nur Baden-Württemberg) 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Daten gewichtet. N 2024 (ungewichtet) 
= 998. EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 geben 34,4 Prozent der Befragten mit Einwanderungsgeschichte an, dem 
öffentlichen Schulwesen voll und ganz zu vertrauen. 

Abbildung 5.4.8: Vertrauen in verschiedene Institutionen nach Einwanderungsgeschichte in 
Baden-Württemberg 2024  

Abbildung 5.4.9 zeigt, wie wichtig Befragte mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte verschie-
dene politische Maßnahmen im Bereich Inte-
gration finden. Allgemein herrscht bei beiden 
Gruppen Einigkeit darüber, dass die Maßnahmen 
wichtig sind – alle werden mindestens von 80 
Prozent der Befragten als sehr wichtig oder 
wichtig bewertet. 

Die Sprachförderung von Eingewanderten zu 
verbessern, erhält hierbei am meisten Zustim-
mung. Etwa 97 Prozent der Befragten mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte bewerten 
diese Maßnahme als wichtig. Ähnlich hoch ist 
die Zustimmung, wenn es um Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit von Einge-
wanderten geht. 94 Prozent der Befragten mit 
und 96 Prozent der Befragten ohne Einwande-
rungsgeschichte halten diese Maßnahme für 

wichtig. Auf geringfügig niedrigerem Niveau, 
aber weiterhin für überwiegend wichtig halten 
Befragte die Verbesserung der Bildungschancen 
von Eingewanderten, die Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse und die professionelle 
Integrationsberatung für Eingewanderte. 

Insgesamt unterscheiden sich die Bewertungen 
von Befragten mit und ohne Einwanderungs-
geschichte bei diesen Themen nur geringfügig. 
Größere Unterschiede zeigen sich mit Blick auf 
die Antwortkategorie „sehr wichtig“ bei der 
Anerkennung ausländischer Abschlüsse. Hier 
geben 46 Prozent der Befragten mit Einwan-
derungsgeschichte an, diese Maßnahme sehr 
wichtig zu finden. Unter Befragten ohne Ein-
wanderungsgeschichte liegt die Einschätzung 
der Maßnahme als sehr wichtig um 10 Prozent-
punkte niedriger.
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Datenquelle: Integration in Baden-Württemberg 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Gewichtete Daten. N 2024 (ungewichtet) = 1.543. EWG = 
Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: Im Jahr 2024 schätzen 76,9 Prozent der Befragten mit Einwanderungsgeschichte die Verbesserung der 
Sprachförderung als eine sehr wichtige politische Maßnahme ein.

Abbildung 5.4.9: Bewertung von politischen Maßnahmen im Bereich Integration nach Einwande-
rungsgeschichte in Baden-Württemberg 2024 

Der Anteil der Abgeordneten mit Migrations-
hintergrund61 im Landtag kann als Indikator 
für politische Partizipation herangezogen wer-
den und bildet ab, inwiefern Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte politisch repräsentiert 
werden. Die Repräsentation von Abgeordneten 
mit Migrationshintergrund im Landtag kann 
ermöglichen, dass migrantische Perspektiven 
im parlamentarischen Diskurs berücksichtigt 
werden (Bergmann & Wüst 2025). In der folgen-
den Abbildung (5.4.10) ist zu sehen, wie sich 
der Anteil von Abgeordneten mit Migrationshin-
tergrund im baden-württembergischen Land-
tag seit 2005 entwickelt hat. Es zeigt sich, dass 

dieser Anteil über die vergangenen Jahre (die 
fünf Legislaturperioden abbilden) kontinuierlich 
gestiegen ist, von 2 Prozent im Beobachtungs-
jahr 2005 (gewählt wurde 2001) zu fast 12 Pro-
zent bei den vergangenen Landtagswahlen im 
Jahr 2021. 

In absoluten Zahlen haben sich die Abgeordne-
ten mit Migrationshintergrund zwischen 2015 
und 2021 verdoppelt – von 9 auf 18 Abgeord-
nete. Allerdings ist die Gesamtzahl an Abgeord-
neten im Landesparlament ebenfalls gestiegen, 
sodass sich die Verdopplung in der prozentualen 
Entwicklung nicht vollständig widerspiegelt. 

61 �Aufgrund der Datenquelle ist es hier nicht möglich, die Verteilung nach Einwanderungsgeschichte darzustellen.

Landesintegrationsbericht 2025

226

Landesintegrationsbericht 2025

227



In
 P

ro
ze

nt

2,3
2,9

5,8 5,8
6,5

11,7

0

4

8

12

16

2005 2009 2011 2013 2015 2021

Datenquelle: Migrantinnen und Migranten als politische Akteure (2006–2015) und REPCHANCE (2021–2025) (nur Baden-Württemberg), eigene Dar-
stellung. Anmerkung: N 2005 = 128, N 2009 = 139, N 2011, 2013 und 2015 = 138, N 2021 = 154. Mit Migrationshintergrund (basierend auf der Definition 
der amtlichen Statistik) = Person selbst oder mindestens ein Elternteil besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch Geburt. Lesebeispiel: 
Im Jahr 2021 haben 11,7 Prozent der Abgeordneten im Landtag von Baden-Württemberg einen Migrationshintergrund.

Abbildung 5.4.10: Anteil der Abgeordneten mit Migrationshintergrund im baden-württembergischen 
Landtag im Zeitverlauf 2005–2021

Abbildung 5.4.11 zeigt für das Jahr 2024, wie 
Personen mit und ohne Einwanderungsge-
schichte auf die Frage antworten, wie sich die 
Integration von Eingewanderten durch die 
Politik der Landes- und Bundesregierung in 
den vergangenen fünf Jahren entwickelt hat. 

Unter den Personen mit Einwanderungsge-
schichte geben 15 Prozent an, die Integration 
von Eingewanderten habe sich durch die 
Politik der Landesregierung in Baden-Würt-
temberg eher verbessert und 28 Prozent 
finden, dass sich die Integration durch die 
Landespolitik eher verschlechtert habe. 49 
Prozent berichten, es habe sich ihrer Ansicht 
nach nicht viel verändert. Im Vergleich dazu 
befinden sich unter den Befragten ohne Ein-
wanderungsgeschichte mit 57 Prozent mehr 
Personen, die angeben, es habe sich nicht viel 
verändert, und weniger Personen, die eine Ver-
schlechterung (22 Prozent) oder Verbesserung 
(12 Prozent) der Integration von Eingewander-
ten durch die Politik der Landesregierung wahr-
genommen haben. 

Vergleicht man diese Verteilung mit der Ein-
schätzung dazu, wie sich die Integration von 
Eingewanderten durch die Politik der Bundes-
regierung in den vergangenen fünf Jahren 
verändert hat, zeigt sich insgesamt eine etwas 
andere Einschätzung: Befragte geben häufiger 
an, dass sich die Integration von Eingewander-
ten durch die Politik der Bundesregierung in 
den vergangen fünf Jahren eher verschlechtert 
hat. Unter Befragten mit Einwanderungsge-
schichte stimmen 41 Prozent dieser Aussage 
zu, unter Befragten ohne Einwanderungsge-
schichte sind es 38 Prozent. Unter Personen 
mit Einwanderungsgeschichte berichten mit 
9 Prozent auch weniger Befragte von einer 
Verbesserung der Integration von Eingewan-
derten durch die Integrationspolitik der Bun-
desregierung, als das bei der Bewertung der 
Integrationspolitik der Landesregierung der 
Fall ist. Bei den Befragten ohne Einwande-
rungsgeschichte besteht hier nur ein geringer 
Unterschied.
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Datenquelle: Integration in Baden-Württemberg 2024, eigene Auswertung. Anmerkung: Gewichtete Daten. N 2024 (ungewichtet) = 1.543. EWG = 
Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: 14,5 Prozent der Befragten mit Einwanderungsgeschichte geben an, dass sich die Integration von Einge-
wanderten in den vergangenen fünf Jahren durch die Politik der Landesregierung in Baden-Württemberg eher verbessert hat.

Abbildung 5.4.11: Einschätzung, wie sich in den vergangenen fünf Jahren die Integration von Ein-
gewanderten durch die Politik der Landesregierung in Baden-Württemberg sowie der Bundesregie-
rung entwickelt hat, nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2024 

Zusammenfassung der Ergebnisse
Die Ergebnisse zur sozialen, identifikativen und 
politischen Integration zeichnen ein differen-
ziertes Bild. Die Mehrheit der Befragten mit und 
ohne Einwanderungsgeschichte nimmt in meh-
reren Lebensbereichen Chancengleichheit für 
Eingewanderte wahr, insbesondere bei Bildung 
und gesellschaftlicher Teilhabe. Deutlich kri-
tischer werden dagegen die Chancen auf dem 
Wohnungsmarkt und, in geringerem Maße, im 
Bereich Arbeit und Ausbildung eingeschätzt.

Soziale Integration

Im sozialen Bereich zeigt sich, dass Menschen 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte insbe-
sondere am Arbeitsplatz, aber auch im Freun-
des- und Bekanntenkreis vergleichsweise häu-
fig miteinander in Kontakt stehen. Der Kontakt 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
zur Mehrheitsbevölkerung ist eine zentrale 
Ressource für den Aufbau sozialer Netzwerke, 
interkulturelle Verständigung und den Abbau 
von Vorurteilen (Esser, 2006; Weins, 2011). 
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Gleichzeitig wird deutlich, dass Personen mit 
Einwanderungsgeschichte in allen betrachteten 
Bereichen der organisierten Freizeitaktivitäten 
seltener aktiv und engagiert sind als Personen 
ohne Einwanderungsgeschichte. Gerade die 
Teilnahme an Sportvereinen, kulturellen Ver-
einen, sozialen Organisationen oder politischen 
Initiativen kann jedoch ein wichtiger Zugang zur 
lokalen Gemeinschaft sein und soziale Teilhabe 
fördern (Han-Broich, 2018).

Die Befunde zur gesellschaftlichen Benachtei-
ligung aufgrund der Herkunft fallen ambivalent 
aus. Einerseits wird Benachteiligung aufgrund 
der Herkunft von Menschen mit und ohne Ein-
wanderungsgeschichte als verbreitet einge-
schätzt. Andererseits gibt die Mehrheit beider 
Gruppen an, in den letzten fünf Jahren keine 
Benachteiligung erlebt zu haben, auch wenn 
Personen mit Einwanderungsgeschichte im 
Gruppenvergleich durchschnittlich häufiger  
von Diskriminierungserfahrungen berichten.

Identifikative Integration

Die identifikative Integration fällt insgesamt 
hoch aus. Sowohl Personen mit als auch ohne 
Einwanderungsgeschichte fühlen sich mehr-
heitlich Deutschland, dem Bundesland und 
dem Ort, in dem sie leben, zugehörig. Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte weisen bei 
allen Bezugsräumen etwas niedrigere Werte 
auf, was die insgesamt hohe Identifikation mit 
dem Gemeinwesen allerdings nicht infrage 
stellt. Zugleich bleibt die emotionale Bindung 
an das Herkunftsland für viele Eingewanderte 
und ihre Nachkommen bedeutsam, auch wenn 
sie deutlich schwächer ausgeprägt ist als die 
gefühlte Zugehörigkeit zu Deutschland, Baden-
Württemberg oder dem eigenen Wohnort. Die 
Ergebnisse deuten damit auf eine Form dualer 
Identifikation hin, in der lokale, nationale und 
herkunftsbezogene Verbundenheit nebenein
anderstehen.

Politische Integration

Auch die Befunde zu politischer Integration 
sind gemischt. Das Vertrauen in zentrale Insti-
tutionen – insbesondere Polizei und Stadt- und 
Gemeindeverwaltung – ist insgesamt hoch. 
Integrationspolitische Maßnahmen, insbeson-
dere Sprachförderung, die Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit und die Anerkennung ausländi-
scher Abschlüsse, weisen über beide Gruppen 
hinweg sehr hohe Zustimmungswerte auf und 
werden als wichtig oder sehr wichtig bewertet. 
Dem steht gegenüber, dass Personen mit Ein-
wanderungsgeschichte im Landesparlament 
weiterhin unterproportional repräsentiert sind 
und sich die Bewertung der Integrationspolitik 
der Landesregierung zwischen 2019 und 2024 
eher verschlechtert hat.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass zentrale 
Voraussetzungen für Teilhabe, Zugehörig-
keit und Vertrauen weitgehend gegeben sind, 
soziale und politische Integration jedoch durch 
geringere Aktivitäts- und Engagementquoten, 
Benachteiligungserfahrungen, begrenzte poli-
tische Repräsentanz und wahrgenommene 
Ungleichheiten in einzelnen Lebensbereichen 
eingeschränkt werden. Für eine weitergehende 
Angleichung der Teilhabechancen von Menschen 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte bleibt 
es daher notwendig, Benachteiligung wirksam 
abzubauen, den Zugang zu Engagement- und 
Beteiligungsstrukturen zu erleichtern und die 
politische Repräsentanz der Bevölkerung mit 
Einwanderungsgeschichte weiter zu stärken.
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Integration als lokale Aufgabe mit guten  
Ausgangsbedingungen
Der zweite Landesintegrationsbericht zeigt 
Baden-Württemberg als Einwanderungsland, in 
dem Integration in erster Linie vor Ort gestaltet 
wird – in Gemeinden, Städten und Landkreisen. 
Hier werden Kinder eingeschult, Sportvereine 
besucht, berufliche Perspektiven entwickelt, 
Behördengänge erledigt, Beratungsangebote 
genutzt, Nachbarschaften gelebt und Menschen 
mit und ohne Einwanderungsgeschichte begeg-
nen sich in vielfältigen Alltagssituationen. Die 
kommunale Ebene ist damit nicht nur organi-
satorische Trägerin von Integrationsaufgaben, 
sondern der zentrale Handlungsraum, in dem 
sich entscheidet, ob Teilhabe gelingt.

Die Ergebnisse des Berichts machen deutlich, 
dass die Ausgangsbedingungen für Integration 
in Baden-Württemberg insgesamt günstig sind. 
Menschen mit und ohne Einwanderungsge-

schichte empfinden ein deutliches gesellschaft-
liches Zugehörigkeitsgefühl, das mit einem aus-
geprägten Vertrauen in zentrale Institutionen 
einhergeht. Besonders hervorzuheben ist das 
Vertrauen in die kommunale Ebene: 78 Prozent 
der Befragten mit Einwanderungsgeschichte 
und 83 Prozent ohne Einwanderungsgeschichte 
geben an, ihrer Stadt- oder Gemeindeverwal-
tung voll und ganz oder eher zu vertrauen.

Gerade dort, wo die zentralen Entscheidungen 
für das Zusammenleben vor Ort getroffen und 
Integrationsmaßnahmen umgesetzt werden –  
in der Kommune –, ist das Vertrauen also 
besonders hoch. Das sind ausgesprochen gute 
Voraussetzungen für eine Integrationspolitik, 
die gemeinsam mit der Bevölkerung entwickelt, 
vermittelt und weiterentwickelt werden kann.

Kommunale Integrationsstrukturen:  
ausgebaut, aber ungleich verteilt
Die Analysen zu den integrationspolitischen 
Strukturen zeigen: Baden-Württemberg verfügt 
über ein dichtes Netz kommunaler Integrations-
strukturen – von Integrationsbeauftragten über 
Integrationskonzepte und Interessenvertre-
tungen bis hin zu vielfältigen Angeboten, ins-
besondere im Bereich der Sprachförderung, 
Vernetzungen und Kooperationen.

Zugleich ist zu erkennen, dass diese Integrati-
onsstrukturen in ihrer Ausgestaltung und Wirk-
samkeit zwischen den Kommunen variieren und 
ihre Entwicklung von verschiedenen Faktoren 
wie der Größe der Kommune, ihrem Anteil an 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte, den 
zur Verfügung stehenden Ressourcen sowie der 
politischen Unterstützung abhängt. 

Integrationsbeauftragte nehmen in der kom-
munalen Integrationsarbeit eine zentrale 
Schnittstellenfunktion ein. Sie bündeln Zustän-
digkeiten, vernetzen Verwaltung, Politik, Zivil-
gesellschaft und Interessenvertretungen wie 
Integrationsräte oder Migrantenselbstorganisa-
tionen und fungieren als sichtbare Anlaufstelle 
für Integrationsfragen. Erfahrungswissen und 
Fachkompetenz, externe Netzwerke und Part-
ner sowie der Zugang zu Fördermitteln und eine 
verstetigte Finanzierung stärken ihre Arbeit. 
Zu geringe oder fehlende politische Rücken-
deckung oder eine schwache institutionelle 
Verankerung der Integrationsarbeit können 
demgegenüber neben weiteren Gründen dazu 
führen, dass Integrationsbeauftragte ihre Arbeit 
nicht als wirksam erleben. 

6 
Gesamtfazit
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Integration kann aus Sicht der befragten Inte-
grationsbeauftragten insbesondere dann als 
gelungen gelten, wenn Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte gleichberechtigt an ver-
schiedenen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens teilhaben können, sich Menschen mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte wohlwol-
lend und wertschätzend begegnen und Vielfalt 
als Bereicherung wahrgenommen wird. Beson-
deren Handlungsbedarf sehen die Kommunen 
und Integrationsbeauftragten insbesondere 
beim Thema Wohnen. 

Neben Integrationsbeauftragten sind weitere 
Strukturelemente – etwa kommunale Integra-
tionskonzepte, -beiräte und -ausschüsse oder 
stabile Kooperationsbeziehungen zwischen  

den relevanten Akteuren – entscheidend dafür, 
ob Integration strategisch geplant und im Alltag 
umgesetzt werden kann.

Zusammenfassend lässt sich auf Basis der 
empirischen Befunde festhalten: Integration 
braucht vor allem verlässliche, langfristig trag-
fähige Strukturen – kurzfristig angelegte Maß-
nahmen können sie nur ergänzen. Projektmittel 
und zeitlich befristete Initiativen bleiben wich-
tig, reichen aber allein nicht aus. Entscheidend 
sind dauerhafte Zuständigkeiten, klare Prozesse 
und eine kontinuierliche Finanzierung des 
gesamten kommunalen Integrationsgefüges, 
insbesondere dort, wo Kommunen strukturell 
schwächer ausgestattet sind.

Das PartIntG und die  
Landesebene im Praxistest
Das PartIntG bildet den rechtlichen Rahmen 
für die Integrationspolitik im Land. Auf Landes-
ebene wird dieser Rahmen durch den Landes-
beirat für Integration und den Landesverband 
der kommunalen Migrantenvertretungen 
(LAKA) mitgestaltet. Beide Gremien bringen 
unterschiedliche Perspektiven ein: Der Landes-
beirat fungiert als zentrales Beratungsgremium 
der Landesregierung, der LAKA bündelt die 
Stimmen der kommunalen Migrantenvertre-
tungen und schlägt eine Brücke zwischen Land 
und kommunaler Ebene. Mitglieder beider Gre-
mien sprechen sich in Interviews im Rahmen 
des Landesintegrationsberichts für eine syste-
matische, frühzeitige Beteiligung zu einer gro-
ßen Bandbreite an Themen aus. Eine wichtige 
Voraussetzung hierfür ist ihre Bekanntmachung 
in den Landesministerien sowie ihre Beteiligung 
an zentralen Vorhaben der Landesregierung.

Wie wird das PartIntG in den Landesministerien 
umgesetzt? Die Ressortbefragung zeigt, dass 
das PartIntG in den Landesministerien grund-

sätzlich als Querschnittsaufgabe anerkannt 
ist und in unterschiedlichen Politikfeldern 
aufgegriffen wird – von Sprachförderung und 
Bildungsangeboten über Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftsprogramme bis hin zu Maßnahmen 
der interkulturellen Öffnung und Antidiskrimi-
nierung. Gleichzeitig wird aber deutlich, dass 
die Umsetzung je nach Ressort sehr unter-
schiedlich ausfällt: Während einige Ministerien 
über umfangreiche Strategien und Programme 
verfügen, verweisen andere eher auf punktu-
elle Projekte oder gesetzliche Einzelaufträge. 
Die Landesebene setzt damit wichtige Impulse, 
bleibt aber in ihrer Steuerungswirkung darauf 
angewiesen, dass die Kommunen diese Vorga-
ben und Unterstützungsangebote aufgreifen. 
Insgesamt entfaltet das PartIntG in den Landes-
ministerien zwar eine orientierende Wirkung, 
seine Steuerungs- und Verbindlichkeitskraft 
bleibt jedoch begrenzt, was nicht zuletzt auf  
die teilweise geringe Bekanntheit des Gesetzes  
in der Verwaltung und in nachgeordneten 
Bereichen zurückzuführen ist.

Auf kommunaler Seite zeigt die für diesen 
Bericht durchgeführte Untersuchung, dass 
das Gesetz dort Wirkung entfaltet, wo bereits 
tragfähige Strukturen bestehen. Integrations-
beauftragte, Integrationskonzepte, beratende 
Gremien und Migrantenvertretungen tragen 
dazu bei, die im Gesetz formulierten Ziele –  
Teilhabe, Repräsentanz, interkulturelle Öffnung 
und Antidiskriminierung – in konkrete Praxis  
zu übersetzen. Dabei kann das Gesetz eine 
wichtige Legitimierung für die Implementierung 
integrationsfördernder Strukturen – beispiels-
weise die Entwicklung von Integrationskonzep-
ten oder die Gründung eines Integrationsrates –  
bilden. Gleichzeitig variiert die Bekanntheit des 
PartIntG deutlich: In Stadtkreisen und einem 
Großteil der Landkreise ist es etabliert, in vie-
len Gemeinden dagegen nur eingeschränkt 
präsent. Ausgerechnet dort, wo ein großer Teil 
der Integrationsarbeit geleistet wird, bleibt der 
rechtliche Rahmen also teilweise unsichtbar. 
Zudem wird das Gesetz in kleineren Kommunen 
zum Teil als bürokratische Belastung wahrge-
nommen. Die Vorgaben des PartIntG erweisen 
sich nicht in jedem kommunalen Kontext als 
gleichermaßen passgenau. 

Das Gesamtbild zeigt: Das PartIntG bietet 
einen tragfähigen Rahmen, dessen Wirksamkeit 
jedoch stark von lokal verfügbaren Ressourcen 
und Strukturen abhängt. Für eine Weiterent-
wicklung zeigen die empirischen Ergebnisse 
nach Ansicht des Projektteams der Universität 
Mannheim, dass drei Punkte zentral sind: die 
Bekanntheit des Gesetzes in den Gemeinden 
zu erhöhen, die Verbindlichkeit zentraler Struk-
turelemente (z. B. Integrationsbeauftragte und 
Beteiligungsgremien) zu stärken und bürokra
tische Hürden bei der Umsetzung zu verrin
gern – in enger Abstimmung zwischen Landes-
ministerien, Landesgremien und Kommunen.

Für die Weiterentwicklung des gesetzlichen 
Rahmens kommt aus Perspektive des Projekt-
teams der Universität Mannheim der konti-
nuierlichen Beteiligung des Landesbeirats 
für Integration und des LAKA eine besondere 
Bedeutung zu: Beide Gremien können frühzeitig 
auf neue Bedarfe hinweisen, Erfahrungen aus 
der kommunalen Praxis bündeln und so dazu 
beitragen, dass Novellierungen des PartIntG 
die Perspektiven von Menschen mit Einwan-
derungsgeschichte und die der kommunalen 
Ebene systematisch berücksichtigen.
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Stand der Integration: Fortschritte und  
verbleibende Herausforderungen

Die indikatorengestützte Analyse in Kapitel 5 
zeichnet ein insgesamt eher positives, zugleich 
differenziertes Bild des Integrationsstands. Für 
die untersuchten Themenblöcke Demografie, 
Bildung, Arbeitsmarkt sowie soziale, identifika-
tive und politische Integration ergeben sich 
folgende zentrale Befunde:

Demografie

• �Menschen mit Einwanderungsgeschichte  
stellen mehr als ein Drittel der Bevölkerung 
Baden-Württembergs und sind im Schnitt  
jünger als die Bevölkerung ohne Einwande-
rungsgeschichte.

• �Ein wachsender Anteil dieser Gruppe lebt  
seit vielen Jahren im Land, was auf langfristige 
Bleibeorientierungen hinweist.

Bildung 

• �In Familien mit Einwanderungsgeschichte wird 
Deutsch zuhause seltener als überwiegende 
Umgangssprache verwendet; über die Genera-
tionen hinweg nimmt jedoch der Anteil derjeni-
gen zu, die im häuslichen Umfeld Deutsch 
sprechen. Dies weist auf eine zunehmende 
sprachliche Einbindung hin.

• �Die Beteiligung an frühkindlicher Bildung ist in 
allen Gruppen hoch, zugleich bestehen weiter-
hin Unterschiede bei Kompetenzen, Bildungs-
abschlüssen und Bildungsübergängen.

Arbeitsmarkt

• �Die Erwerbsquote von Personen mit  
Einwanderungsgeschichte ist im Zeitverlauf 
gestiegen, erreicht aber noch nicht die 
Erwerbsquote der Bevölkerung ohne  
Einwanderungsgeschichte.

• �Unterschiede nehmen im Zeitverlauf zwar ab, 
bleiben aber bei der Stellung im Beruf, im 
Anforderungsniveau der Tätigkeiten sowie  
in der Verteilung auf Branchen und Beschäfti-
gungsformen bestehen.

Soziale, identifikative und politische  
Integration

• �Kontakte zwischen Menschen mit und ohne 
Einwanderungsgeschichte sind insbesondere 
am Arbeitsplatz sowie im Freundes- und 
Bekanntenkreis häufig, in der Nachbarschaft 
dagegen seltener.

• �Personen mit Einwanderungsgeschichte 
berichten etwas häufiger als Personen ohne 
Einwanderungsgeschichte von Benachteili-
gungserfahrungen.

• �Zugehörigkeitsgefühle zu Deutschland, 
Baden-Württemberg und zum Wohnort fallen 
in beiden Gruppen hoch aus, und das Vertrauen 
in zentrale Institutionen ist – insbesondere auf 
der kommunalen Ebene – ausgeprägt.

Diese Befunde verdeutlichen, dass Integration 
in vielen Bereichen sichtbar vorangekommen 
ist. Zugleich bestehen in einzelnen Lebens-
bereichen weiterhin Ungleichheiten – insbe-
sondere für bestimmte Teilgruppen der Bevöl-
kerung mit Einwanderungsgeschichte. Eine 
zentrale Einsicht des Berichts lautet daher:  
Gute Integrationsarbeit ist gute kommunale 
Infrastrukturpolitik. Maßnahmen, die Kitas, 
Schulen, Wohnraumversorgung, Gesundheits-
angebote oder Beratungsstrukturen stärken, 
kommen allen Einwohnerinnen und Einwohnern 
zugute – unabhängig davon, ob sie eine Ein-
wanderungsgeschichte haben oder nicht.

Gleichzeitig zeigen die Ergebnisse aber auch, 
dass solche allgemeinen Verbesserungen 
nicht ausreichen, um bestehende Ungleich-
heiten vollständig abzubauen. In bestimmten 
Bereichen braucht es ergänzend gezielte Maß-
nahmen für Menschen mit Einwanderungs-
geschichte – etwa zusätzliche Sprachförder
angebote, Programme zur Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse oder aufsuchende 
Beratungsangebote –, insbesondere dort, wo 

spezifische Hürden beim Bildungszugang, auf 
dem Arbeitsmarkt oder im Kontakt mit Behör-
den bestehen.

Vor diesem Hintergrund erhält das hohe Ver-
trauen in lokale Institutionen eine besondere 
Bedeutung. Es eröffnet die Chance, Integra-
tionspolitik als gemeinsames Projekt zu gestal-
ten – nicht nur als Weiterentwicklung guter 
kommunaler Praxis für alle Einwohnerinnen und 
Einwohner, sondern zugleich als Rahmen, in 
dem spezifische Benachteiligungen einzelner 
Gruppen sichtbar gemacht und adressiert wer-
den können. Gute Integrationsarbeit bedeutet in 
diesem Sinne, die Qualität von Bildung, Betreu-
ung, Beratung, Verwaltung und Beteiligung 
insgesamt zu verbessern und dort, wo es not-
wendig ist, durch passgenaue Förderangebote 
für Menschen mit Einwanderungsgeschichte zu 
ergänzen. Sie stärkt damit nicht nur die Teilhabe 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte, 
sondern auch den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt und das Vertrauen in demokratische 
Institutionen vor Ort.
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Handlungsoptionen
Auf Grundlage der im Bericht diskutierten empi-
rischen Ergebnisse werden die wesentlichen 
Erkenntnisse an dieser Stelle - analog zum Vor-
gehen in den einzelnen Kapiteln - vom Projekt-
team der Universität Mannheim zusammenge-
führt, systematisch eingeordnet und mögliche 
Handlungsoptionen dargestellt.

PartIntG weiterentwickeln und Umsetzung 
erleichtern

Um die Bekanntheit des Gesetzes – insbeson-
dere in Gemeinden – zu erhöhen, empfiehlt es 
sich, gezielte Kommunikationsstrategien zu ent-
wickeln und umzusetzen. Zudem sollte geprüft 
werden, in welchen Bereichen eine stärkere 
Verbindlichkeit sinnvoll und praktikabel ist, 
etwa bei zentralen Funktionen wie Integrations-
beauftragten. Schließlich sollten Verwaltungs- 
und Förderverfahren soweit möglich verein-
facht werden und die Vorgaben des PartIntG 
sowie die Förderinstrumente des Landes stärker 
an lokalen Bedarfen und Ressourcenlagen aus-
gerichtet werden.

Dabei ist wichtig, dass kleinere Gemeinden 
nicht durch komplexe Antrags- und Berichtsan-
forderungen überfordert werden, sondern durch 
klare, schlanke Verfahren und gezielte Beratung 
in die Lage versetzt werden, vorhandene Ange-
bote tatsächlich zu nutzen. Die laufende Weiter-
entwicklung des Gesetzes sollte eng mit den 
Erfahrungen des Landesbeirats für Integration, 
des LAKA und der kommunalen Praxis verknüpft 
werden.

Integrationsstrukturen flächendeckend 
sichern und Integrationsbeauftragte stärken

Für eine gelingende Integration vor Ort emp-
fiehlt es sich, zentrale Förderinstrumente (z. B.  
die „VwV Integrationsbeauftragte“, die „VwV 
Integrationsmanagement“ und die „VwV 
Deutsch“) des Landes zu verstetigen und 
bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Zudem 
sollten kleine und ressourcenschwache 
Gemeinden beim Aufbau und der Verstetigung 
von Integrationsstrukturen gezielt unterstützt 
werden. Weitere Möglichkeiten, die Integra-
tionsstrukturen in Baden-Württemberg zu 

verbessern, bieten die Stärkung interkommu-
naler Kooperationen sowie der systematische 
Transfer bewährter Ansätze und Maßnahmen 
zwischen Kommunen. Zur Profilierung ihrer 
Schlüsselfunktion sollten kommunale Inte
grationsbeauftragte möglichst institutionell 
klar verankert und mit ausreichendem Stunden-
umfang sowie angemessenen personellen und 
finanziellen Ressourcen ausgestattet werden. 
Zudem benötigen sie politische und administra-
tive Rückendeckung durch die Verwaltungsspit-
zen und die Kommunalpolitik. Ihre Arbeit sollte 
möglichst durch kontinuierliche Qualifizierung, 
systematische Vernetzung und gezielte Sicht-
barmachung gefördert werden.

Integrationsmanagement als tragende Säule 
der Integrations- und Geflüchtetenberatung 
vor Ort stärken

Das landesweit ausgebaute Integrationsma-
nagement ist mit rund 1.200 Integrationsmana-
gerinnen und -managern das zentrale Förder-
programm zur Beratung von Geflüchteten in 
Baden-Württemberg. Auf Grundlage einer am 
Einzelfall ausgerichteten Beratung unterstützen 
sie Geflüchtete in der Anschlussunterbringung 
dabei, frühzeitig Orientierung zu gewinnen, 
an Regeldienste angebunden zu werden und 
gesellschaftliche Teilhabe sowie Selbststän-
digkeit aufzubauen. Die Befragungsergebnisse 
zeigen zugleich, dass Integrationsbeauftragte 
engen fachlichen Austausch mit dem Integra-
tionsmanagement pflegen und Integrations-
managerinnen und -manager – etwa bei der 
Entwicklung von Integrationskonzepten – wich-
tige Partner in kommunalen Netzwerken sind. 
Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, das 
Integrationsmanagement als tragende Säule 
der lokalen Integrationsinfrastruktur zu sichern 
und seine enge Verzahnung mit Integrations-
beauftragten, Regeldiensten und weiteren 
Beratungsstrukturen systematisch weiterzu-
entwickeln.

Interkulturelle Öffnung, Beteiligung und 
Zusammenhalt ausbauen

Interkulturelle Öffnung wird im PartIntG als 
eine Aufgabe für unterschiedliche Akteure und 

Institutionen auf Landes- und Kommunalebene 
sowie für die Gesellschaft insgesamt festge-
legt. Um diese gezielt zu erreichen, empfiehlt 
es sich, interkulturelle Öffnung als längerfris-
tigen Organisationsentwicklungsprozess ins-
besondere in den kommunalen Verwaltungen 
und – darüber hinaus – in weiteren öffentlichen 
Einrichtungen wie Bildungseinrichtungen und 
sozialen Diensten zu verankern. Beteiligungs-
strukturen wie beispielsweise Integrationsräte 
oder der Landesbeirat für Integration sind wei-
terzuentwickeln und frühzeitig und in stärkerem 
Umfang in Entscheidungsprozesse und Geset-
zesvorhaben einzubinden und mit ausreichend 
Ressourcen auszustatten. Durch transparente 
Kommunikation und geeignete Dialogformate 
sollte vermittelt werden, dass Integration eine 
gemeinsame Aufgabe vor Ort ist. Diskriminie-
rung, Rassismus und geschlechtsspezifische 
Gewalt sind durch sichtbare und konsequente 
Maßnahmen aktiv zu bekämpfen.

Migrantenselbstorganisationen und Zivilge­
sellschaft stärken und verlässlich einbinden

Die Ergebnisse zeigen, dass Migrantenselbst-
organisationen vor allem in Stadt- und Land-
kreisen präsent sind und dort bereits punk-
tuell in Entscheidungsprozesse eingebunden 
werden, während sie in kleineren Gemeinden 
deutlich seltener bestehen und insgesamt nur 
begrenzt an integrationspolitischen Entschei-
dungen beteiligt sind. Wo Migrantenselbstor-
ganisationen vorhanden sind, könnte ihre sys-
tematischere Einbindung – auf Grundlage der 
bereits vorhandenen Vernetzungsangebote und 

weiterer Unterstützungsformen wie der Bereit-
stellung von Mitteln, Räumen oder Qualifizie-
rungen – dazu beitragen, Maßnahmen stärker 
an den Bedarfen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte auszurichten und zugleich die 
Akzeptanz dieser Maßnahmen zu erhöhen. 

Gleichzeitig verdeutlichen die Befunde, dass 
in vielen Gemeinden andere zivilgesellschaft-
liche Akteure wie ehrenamtliche Initiativen, 
Wohlfahrtsverbände, Kirchen oder Sport- und 
Kulturvereine eine zentrale Rolle spielen und 
von den Kommunen bereits als wichtige Partner 
benannt werden. Aufbauend auf diesen Ansät-
zen kann die Integrationsarbeit insbesondere 
in kleineren Gemeinden gestärkt werden, wenn 
vorhandene zivilgesellschaftliche Strukturen 
vor Ort bewusst und langfristig als Kooperati-
onspartner genutzt werden, um die Belange von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte sicht-
bar zu machen und in lokale Entscheidungspro-
zesse einzubringen. 

Zusammenfassend zeigt der zweite Landes-
integrationsbericht: Baden-Württemberg 
verfügt über gute Ausgangsbedingungen für 
gelingende Integration – ein dichtes, wenn 
auch ungleich verteiltes Netz kommunaler 
Strukturen, einen rechtlichen Rahmen durch 
das PartIntG und ein hohes Vertrauen in lokale 
Institutionen. Die zentrale Herausforderung 
besteht darin, diese Strukturen flächendeckend 
zu sichern, Ressourcen gezielt dort zu stärken,  
wo sie fehlen, und Integration als Teil einer 
kommunalen Politik für alle zu verstehen. 
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Wer wurde auf kommunaler Ebene für den 
Landesintegrationsbericht befragt?
Integrationsarbeit findet auf verschiedenen 
kommunalen Ebenen statt, die selbstständig  
Aufgaben erfüllen, aber auch ineinandergreifen 
und in ihrer Arbeit aufeinander Bezug nehmen. 
Um dieser Vielschichtigkeit Rechnung zu tragen, 
wurden in den quantitativen Befragungen drei 

Gruppen adressiert: (1) die 9 Stadtkreise und 
35 Landkreise, (2) die 1.092 kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden62 sowie (3) alle 187 
durch die „Verwaltungsvorschrift Integrations-
beauftragte“ des Sozialministeriums (VwV IB) 
geförderten Integrationsbeauftragten. 

62 �Im Folgenden wird nur noch die Bezeichnung „Gemeinden“ verwendet. Es sind hiermit aber kreisangehörige Städte und Gemeinden gemeint.

Inhalte der Befragungen
Ziel der Befragungen war es, die Umsetzung des 
PartIntG in den Kommunen zu dokumentieren 
sowie Informationen über zivilgesellschaftliche 
Strukturen in den Kommunen zu erheben.  
Darüber hinaus wurden die Kommunen nach 
Kooperationen mit anderen Kommunen sowie 
nach Herausforderungen und Gelingensbedin-
gungen für die eigene Integrationsarbeit gefragt.

Die Inhalte der Befragungen der Stadt- und 
Landkreise sowie der Gemeinden waren zu 
großen Teilen deckungsgleich, um einen Ver-
gleich des Ausbaustandes integrationsfördern-
der Strukturen zwischen den verschiedenen 

Ebenen kommunalen Handelns zu ermöglichen. 
Zusätzlich zu den Fragen, die auf allen kommu-
nalen Ebenen gestellt wurden, behandelten die 
Fragebögen auch für die jeweilige kommunale 
Ebene spezifische Themen. Diese umfassten 
beispielhaft, welche Angebote auf Ebene der 
Gemeinden für Personen mit Einwanderungs
geschichte vorliegen (zum Beispiel Programme 
zur Arbeitsmarktintegration und zur Sprach
förderung) oder welche Angebote von Land-
kreisen zur Unterstützung der ihnen angehöri-
gen Gemeinden in der Integrationsarbeit 
bereitgestellt werden.

Erhebungsphase
Alle drei Befragungen wurden online durchge-
führt. Für jede zu befragende Einheit, also für 
jede Gemeinde, für jeden Stadt- oder Landkreis 
und für jede VwV-Integrationsbeauftragte oder 
jeden VwV-Integrationsbeauftragten wurde ein 
individueller Befragungszugang eingerichtet. 
Für jeden Zugang existierte ein Link zur Befra-
gung mit eindeutigem Zugangscode, der den 
Befragten per E-Mail zugesendet wurde.

Die erste Befragungsphase startete mit dem 
Versand der Einladungs-E-Mails am 20.05.2025 
(Stadt- und Landkreise) und am 21.05.2025 
(Gemeinden). Im Vorfeld des E-Mail-Versands 
kündigten die Vertreter der kommunalen  
Landesverbände, des Städte-, Gemeinde-  
und Landkreistages die Befragung über ihre 
jeweiligen Rundschreiben und Newsletter  
bei ihren Mitgliedern an. 

In den folgenden Wochen wurden Kommunen, 
die die Befragung noch nicht begonnen oder 
noch nicht abgeschlossen hatten, per E-Mail  
in regelmäßigen Abständen von zwei bis vier 
Wochen an die Bearbeitung des Onlinefrage
bogens erinnert. Die letzte Erinnerung wurde 
den Stadt- und Landkreisen am 05.08.2025 
zugesendet, den Gemeinden am 22.08.2025. 
Eine Erinnerung durch die kommunalen Landes-
verbände fand zweimal statt – das erste Mal 
Ende Juni, das zweite Mal zwischen Anfang  
und Mitte August.

Die Befragung der VwV-Integrationsbeauf-
tragten startete zeitversetzt, um eine mögliche 
Doppelbelastung von Befragten zu vermeiden. 
Die erste Einladungs-E-Mail wurde am 16.07.2025 
versendet. Eine erste Erinnerung wurde nach 
drei Wochen versendet, eine zweite Erinnerung 
nach weiteren zwei Wochen.

Als Adressaten der Befragungen der Stadt- und 
Landkreise sowie der VwV-Integrationsbeauf-
tragten wurden die jeweiligen Integrations
beauftragten gewählt. Falls auf Kreisebene eine 
solche Position in der jeweiligen Verwaltung 
nicht existierte, wurde die Bearbeitung durch 

eine andere fachlich geeignete Person erbeten. 
Für die Gemeinden wurde eine Teilnahme durch 
die Person erbeten, die „hauptsächlich mit 
Fragen der Integration befasst ist (bspw. Inte-
grationsbeauftragte)“, oder durch eine andere 
fachlich geeignete Person.

Anhang: A1 Forschungs-
design des Landesinte
grationsberichts
Um die Anwendung des PartIntG in der Praxis und den Stand der Integration in Baden-Württemberg 
zu überprüfen, wurden unterschiedliche Daten verwendet. Eine zentrale Datenquelle bilden die 
eigens für den Landesintegrationsbericht durchgeführten Befragungen der Kommunen und der 
VwV-Integrationsbeauftragten anhand von quantitativen Online-Erhebungen sowie qualitativen 
Interviews vor Ort. Diese Befragungen bilden den inhaltlichen Schwerpunkt des Berichts (Kapitel 2  
bis Kapitel 4). Wie die quantitativen und qualitativen Befragungen konzipiert, durchgeführt und aus-
wertet wurden, ist Gegenstand der beiden Abschnitte A1.1 und A1.2. In Abschnitt A1.3 wird zudem 
auf die Umsetzung der Befragung der Landesministerien eingegangen. Für das indikatorengestützte 
Monitoring in Kapitel 5 wurden zudem verschiedene externe Datensätze verwendet, die im 
Abschnitt A1.4 ausführlich beschrieben werden.

A1.1 Quantitative Befragungen der  
Gemeinden, Stadt- und Landkreise 
sowie der VwV-Integrationsbeauf-
tragten
In diesem Abschnitt wird das Vorgehen bei den 
quantitativen Befragungen beschrieben, die für 

den Landesintegrationsbericht Baden-Würt-
temberg 2025 durchgeführt wurden. 
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Teilnahmequote
Als „teilgenommen“ gezählt werden Befragte, 
wenn sie der Befragung zugestimmt und min-
destens eine Frage des jeweiligen Fragebogens 
beantwortet haben. Abbildung M.1.1 stellt die 
Teilnahme der einzelnen Kommunen und VwV-
Integrationsbeauftragten dar. Alle 35 Land-
kreise haben an der Befragung teilgenommen 
und diese auch beendet. Ebenso haben acht 
Stadtkreise vollständig an der Befragung teil
genommen, während ein Stadtkreis die Befra-
gung begonnen, aber nicht beendet hat. Von 
den 187 VwV-Integrationsbeauftragten haben 

73 Prozent die Befragung begonnen und been-
det, weitere 4 Prozent haben die Befragung 
teilweise durchgeführt. Insgesamt haben sich 
damit 144 VwV-Integrationsbeauftragte an der 
Befragung beteiligt. Auf Ebene der Gemeinden 
haben insgesamt 693 Kommunen an der Befra-
gung teilgenommen, das entspricht rund 63 
Prozent der 1.092 Städte und Gemeinden. 618 
Kommunen haben die Befragung vollständig 
durchgeführt, zwei Gemeinden haben die Teil-
nahme aktiv durch eine E-Mail-Antwort verwei-
gert.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 187 VwV-Integrationsbeauftragte, 1.092 Gemeinden. Anmerkung: VwV Integrationsb. = 
VwV-Integrationsbeauftragte. Lesebeispiel: 72,7 Prozent der VwV-Integrationsbeauftragten haben an der Befragung teilgenommen und diese auch 
beendet. 

Abbildung M.1.1: Teilnahmestatus von Landkreisen, Stadtkreisen, VwV-Integrationsbeauftragten 
und kreisangehörigen Städten und Gemeinden 

Eine genauere Analyse in Abbildung M.1.2 zeigt 
deutliche Unterschiede in der Teilnahmequote 
der Gemeinden nach Bevölkerungszahl und 
Regionstyp (linke Seite der Abbildung). Während 
von den kleinen Gemeinden mit unter 10.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern 56 Prozent in 
ländlichen Regionen und 62 Prozent in städti-
schen Regionen teilgenommen haben, sind  
es 81 Prozent bis 82 Prozent in Gemeinden mit 
10.000 oder mehr Einwohnerinnen und Einwoh-
nern. Tabelle AM.1.1 im Anhang zeigt zudem, 
dass mit rund 98 Prozent fast alle Gemeinden 

mit 30.000 und mehr Einwohnerinnen und Ein-
wohnern teilgenommen haben. Ein ähnliches 
Bild zeigt sich auch hinsichtlich des jeweiligen 
Anteils an Personen mit Einwanderungsge-
schichte in der Bevölkerung (rechte Seite der 
Abbildung M.1.2). Während etwa 54 Prozent der 
Gemeinden, in denen weniger als 15 Prozent der 
Bevölkerung eine Einwanderungsgeschichte 
haben, an der Befragung teilgenommen haben, 
sind es unter den Gemeinden mit 25 Prozent 
und mehr Einwohnerinnen und Einwohnern 
etwa 71 Prozent.

77,0

3,6

19,4

78,2

3,6

18,2

52,9

9,0

38,1

49,1

7,2

43,7

0

20

40

60

80

100

In
 P

ro
ze

nt

Bevölkerungszahl
≥ 10.000

Bevölkerungszahl
< 10.000

Städtisch Ländlich Städtisch Ländlich

Nach Größe und Regionstyp

43,8

9,7

46,5

54,0

7,0

39,1

57,2

6,3

36,4

65,5

5,7

28,9

Unter
15 %

15 % bis
unter 20 %

20 % bis
unter 25 %

25 % und
mehr

Nach Anteil der Bevölkerung mit EWG

Teilgenommen, beendet Teilgenommen, nicht beendet Nicht teilgenommen

Datenquelle: eigene Erhebung, 1.092 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: 57,1 Prozent der kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden mit einem Anteil von Einwohnerinnen und Einwohnern mit Einwanderungsgeschichte von 20 Prozent bis unter 25 Prozent 
haben an der Befragung teilgenommen und diese auch beendet. 

Abbildung M.1.2: Teilnahmestatus nach Gemeindegröße und Regionstyp sowie Anteil der Bevölke-
rung mit Einwanderungsgeschichte

Diese höheren Teilnahmequoten von größeren 
Städten und Gemeinden und solchen mit einem 
höheren Anteil an Einwohnerinnen und Einwoh-
nern mit Einwanderungsgeschichte hat Auswir-
kungen auf die Repräsentation der Bevölkerung 
durch die Befragung. Wie Abbildung M.1.3 zeigt, 

decken die befragten Stadtkreise sowie Gemein-
den ungefähr 82 Prozent der Gesamtbevölke-
rung in Baden-Württemberg ab. Gleichzeitig 
werden rund 85 Prozent der Bevölkerung mit 
Einwanderungsgeschichte repräsentiert.
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Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise und 1.092 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Lesebeispiel: In den teilneh-
menden Stadtkreisen und Gemeinden leben 85,3 Prozent der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg. 

Abbildung M.1.3: Anteil der Bevölkerung, der durch die Teilnahme von Stadtkreisen und  
kreisangehörigen Städten und Gemeinden abgedeckt wird 

Insgesamt erlaubt die Befragung damit eine 
belastbare Einschätzung der kommunalen  
Integrationsstrukturen, auch wenn kleinere 
Gemeinden und Kommunen mit geringeren 

Anteilen von Einwohnerinnen und Einwohnern 
mit Einwanderungsgeschichte tendenziell 
unterrepräsentiert sind.

Auswertung der Daten
Die Ergebnisse der quantitativen Befragungen 
werden entweder nach Befragungseinheit 
getrennt oder – wo eine solche Darstellung 
angezeigt ist – gemeinsam ausgewiesen.  
Darüber hinaus werden die Ergebnisse der 
Befragung der kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden getrennt nach drei weiteren  
Strukturmerkmalen dargestellt: Größe,  
Regionstyp und Anteil der Bevölkerung  
mit Einwanderungsgeschichte.

Für die getrennte Darstellung nach Größe der 
Gemeinden werden Gemeinden mit 10.000 
oder mehr Einwohnerinnen und Einwohnern 
und Gemeinden mit unter 10.000 Einwohner
innen und Einwohnern verglichen. Die Daten-
grundlage bildet hier der Zensus 2022, eine 
Beschreibung findet sich in Abschnitt A1.4.

Für den Regionstyp werden Städte und Gemein-
den in „städtischen Regionen“ sowie solche in 
„ländlichen Regionen“ unterschieden. Die Unter-
scheidung beruht auf der regionalstatistischen 
Raumtypologie (RegioStaR, Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr, 2025) des Bundes-
ministeriums für Digitales und Verkehr, die in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) ent-
wickelt wurde. „Städtische Regionen“ sind 
dabei Großstädte mit mehr als 100.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern sowie deren  
Einzugsbereich (25 Prozent Auspendleranteil 
aus einer Gemeinde in die jeweilige Großstadt 
oder unter 30 Minuten Fahrtzeit von der 
Gemeinde in die Großstadt im motorisierten 
Individualverkehr sowie 20 Prozent Auspend-
leranteil (Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur, 2018)). Alle anderen 
Gemeinden werden zu „ländlichen Regionen“ 
gezählt.

Für den Anteil der Bevölkerung mit Einwande-
rungsgeschichte werden diejenigen Personen 
als solche mit Einwanderungsgeschichte 
gezählt, die entweder selbst nach 1950 aus 
dem Ausland in das heutige Deutschland ein-
gewandert sind oder mindestens einen Eltern-
teil haben, der ab dieser Zeit zugezogen ist. 
Alle anderen werden als Personen ohne Ein-
wanderungsgeschichte gezählt (Fachkommis-
sion der Bundesregierung zu den Rahmenbe-
dingungen der Integrationsfähigkeit, 2020). 
Die Datengrundlage bildet auch hier der Zen-
sus 2022, eine Beschreibung findet sich in 
Abschnitt A1.4.

A1.2 Qualitative Befragung der 
Kommunen sowie kommunaler und 
landesweiter Interessenvertretungen
Zusätzlich zu den quantitativen Befragungen 
der Kommunen und der VwV-Integrations
beauftragten wurden insgesamt 21 qualitative 
Interviews mit Integrationsbeauftragten,  
Führungskräften innerhalb der Verwaltung 
sowie Mitgliedern mehrerer Integrationsbei-
räte, eines Integrationsausschusses und des 
Landesverbands der kommunalen Migranten-
vertretungen (LAKA) sowie des Landesbeirats 
für Integration geführt. Die Interviews stellen 
eine wichtige Ergänzung zu den quantitativen 
Befragungen dar, da sie vertiefende Einblicke 
in die Integrationsarbeit vor Ort und die Umset-
zung des PartIntG in der Praxis ermöglichen. Sie 
dienen der systematischen Informationsgewin-
nung und zielen insbesondere auf sogenanntes 
„Prozesswissen“, also eine Art des Erfahrungs-
wissens über institutionelle Strukturen oder 

Handlungsabläufe ab (Bogner et al., 2014, S. 18). 
Die Befragten verfügen hierbei über einen „pri-
vilegierten Zugang zu Informationen über Per-
sonengruppen oder Entscheidungsprozesse“ 
(Kaiser, 2021, S. 44). Im Sinne der Methodentri-
angulation konnten so Fragen aus den quantita-
tiven Befragungen, etwa zum Arbeitsalltag von 
Integrationsbeauftragten, zur Etablierung von 
Integrationsbeiräten oder zur Entwicklung von 
Integrationskonzepten durch die Einschätzun-
gen und Perspektiven der Interviewpartner ver-
tiefend analysiert werden. Hierdurch konnten 
wichtige zusätzliche Informationen zu den kom-
munalen Arbeitsweisen, wesentlichen Akteuren 
und Maßnahmen sowie grundsätzlichen Hand-
lungsbedarfen und Good-Practice-Beispielen 
gewonnen werden.
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Auswahl und Ansprache der Interviewpartner
Um eine möglichst große Bandbreite an Pers-
pektiven abbilden zu können, wurden Interviews 
mit Akteuren aus unterschiedlichen Bereichen 
geführt. Die Auswahl der Interviewpartner 
erfolgte anhand von unterschiedlichen Kriterien: 
Ein Schwerpunkt lag auf der Perspektive der 
Interessenvertretungen auf Landesebene sowie 
in den Kommunen, weshalb für die ersten fünf 
Interviews Mitglieder des LAKA und des Landes-
beirats für Integration ausgewählt wurden. Für 
die folgenden Interviews mit den Kommunen 
erfolgte die Auswahl als gezieltes Sampling 
(„purposive sampling“) anhand vorab festge-
legter Kategorien, die sich aus den siedlungs-
strukturellen Kreistypen (ländlich, städtisch, 
großstädtisch), der Region sowie den Ergeb-
nissen der quantitativen Befragung im Hinblick 
auf gelungene oder weniger gelungene Integra-
tion sowie formalisierte oder weniger formali-
sierte Integrationsstrukturen ergaben. Durch 
diese Form des „Profilsamplings“ konnten die 
gewonnenen Erkenntnisse aus den quantitati-
ven Befragungen mit weiteren Informationen 
unterfüttert und verdichtet werden. 

Insgesamt wurden sieben Interviews mit ausge-
wählten Städten und Gemeinden mit und ohne 
Integrationsbeirat beziehungsweise Integra-
tionsausschuss sowie vier Interviews mit Mit-
gliedern dieser institutionalisierten Gremien  
in den jeweiligen Städten und Gemeinden 

durchgeführt. Dabei wurde ein multiperspekti-
vischer Ansatz verfolgt: Städte und Gemeinden 
ohne Integrationsbeiräte beziehungsweise 
Integrationsausschüsse wurden dazu befragt, 
wie und ob die Perspektiven und Bedarfe von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
ohne formalisiertes und rechtlich bindendes 
Vertretungsorgan wirkungsvoll repräsentiert 
und in die kommunale Politik eingebracht 
werden können. Städte und Gemeinden mit 
Integrationsbeiräten beziehungsweise Integra-
tionsausschüssen wurden zu den politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten dieser Gremien und 
der jeweiligen Zusammenarbeit mit der Ver-
waltung befragt. Durch die Interviews mit den 
dazugehörigen Gremienmitgliedern konnten 
Gelingensbedingungen und Handlungsbedarfe 
in der Zusammenarbeit mit der zugehörigen 
Kommune aufgezeigt werden. Hierbei konzen-
trierten sich die Fragen auf die Funktion sowie 
die Rechte und Einflussmöglichkeiten des 
jeweiligen Beirats bzw. Ausschusses. Zusätz-
lich wurden fünf Interviews mit Integrations-
beauftragten geführt, die nach der „VwV Inte-
grationsbeauftragte“ gefördert werden. Auch 
hier orientierte sich die Auswahl an den oben 
beschriebenen Kriterien. Die Ansprache der 
Interviewpartner erfolgte zwischen Juni und 
Oktober 2025 per E-Mail durch die Interviewe-
rinnen des Projektteams, um einen ersten  
persönlichen Kontakt herzustellen. 

Konzeption der Interviewleitfäden und  
Interviewdurchführung
Für die Erhebung der Interviews wurde ein an 
den theoretischen Annahmen und Forschungs-
fragen des Projekts ausgerichteter Leitfaden  
mit gesprächsstrukturierenden Fragen entwickelt. 
In der Vorbereitung dieses Leitfadens wurde 
das Themenfeld der Untersuchung strukturiert 
und geeignete Fragestellungen überführt. 

Dabei wurde dem Prinzip gefolgt, die Fragen  
„so offen wie möglich, so strukturierend wie 
nötig“ zu formulieren (Helfferich, 2022). Neben 
der Strukturierung des Untersuchungsfelds 
diente der Leitfaden auch als wichtiges Instru-
ment in der Interviewsituation (Bogner et al., 
2014; Kaiser, 2021). 

Im Verlauf des Projektes wurde der Leitfaden 
etwas angepasst, da sich zeigte, dass eine 
strikte Orientierung an den einzelnen Paragra-
fen des Gesetzes die Kenntnis der rechtlichen 
Rahmenbedingungen bei den Interviewpartnern 
voraussetzt. Stattdessen konzentrierte er sich 
schließlich auf unterschiedliche thematische 
Blöcke und endete mit einem Block, der explizit 
die Bekanntheit und Wirkung des PartIntG 
fokussierte. Die Leitfäden wurden so struktu-
riert, dass offen formulierte, erzählanregende 
Einstiegsfragen bei Bedarf durch vertiefende 
Nachfragen ergänzt werden konnten. Im ersten 
Block wurden Fragen zu den jeweiligen kommu-
nalen Integrationsstrukturen, wie der Implemen-
tierung eines Integrationskonzepts, der interkul-
turellen Öffnung sowie der Zusammenarbeit 
relevanter Akteure, gestellt. Im zweiten Block 
zielten die Fragen auf die Relevanz und Umset-
zung des PartIntG ab. Anschließend wurden in 
Block 3 die größten Herausforderungen und 
Gelingensbedingungen für die Integrations-
arbeit der jeweiligen Kommune evaluiert und 
Handlungsempfehlungen für eine Weiterent-
wicklung des PartIntG erfragt. Für die Interviews 
mit Gremienmitgliedern auf Landesebene 

wurde der Leitfaden entsprechend angepasst, 
sodass die Arbeit des Landesbeirats und des 
LAKAs sowie die Herausforderungen und Gelin-
gensbedingungen für die Integrationsarbeit in 
Baden-Württemberg neben den Vorgaben des 
PartIntG den inhaltlichen Schwerpunkt bildeten. 

Erste Interviews mit Mitgliedern des LAKA und 
des Landesbeirats für Integration wurden im 
Juli und August 2025 durchgeführt. Die Inter-
views mit Integrationsbeauftragten, Führungs-
kräften innerhalb der Verwaltung sowie Mitglie-
dern von Integrationsbeiräten und -ausschüssen 
fanden zwischen August und November 2025 
statt. Im Vorfeld der Interviews erhielten alle 
Interviewpartner eine Einverständniserklärung, 
die ausführliche Informationen zu den Inhalten 
der Interviews, der Aufzeichnung und Transkrip-
tion sowie zum Umgang mit den Daten und ihrer 
weiteren Verwendung enthielt. Die Befragten 
wurden zudem vor Beginn eines jeden Interviews 
mündlich über den Zweck und Inhalt des  
Forschungsprojekts informiert und gaben ihre  
explizite Zustimmung zur Teilnahme an der 
Befragung.

Auswertung der Interviews
Die Interviews wurden mit einer qualitativen 
Inhaltsanalyse ausgewertet. Bei der qualitativen 
Inhaltsanalyse werden die Interviews in Textform 
systematisch nach und nach durchgegangen 
und einzelne Textstellen Kategorien zugeordnet 
(Mayring, 2022). Dabei wurden einige Katego-
rien, wie beispielsweise die Bekanntheit und 
Wirkung des PartIntG, bereits vorab deduktiv 
aus den Fragestellungen der quantitativen 
Befragungen sowie bestehenden Forschungs-
ergebnissen zu kommunaler Integrationsarbeit 
abgeleitet. Andere Kategorien, etwa einzelne 
Handlungsoptionen wie der Ausbau der allge-
meinen städtischen Infrastruktur, wurden 
induktiv aus dem Interviewmaterial heraus  
entwickelt. Bei der qualitativen Inhaltsanalyse 
werden vorab analytische Rahmenbedingungen 
festgelegt. Dazu zählen Kodier- und Kontext

einheiten, durch die festgelegt wird, welches 
der kleinste beziehungsweise größte Textbe-
standteil ist, der einer Kategorie zugeordnet 
werden darf, sowie die Auswertungseinheit,  
die vorgibt, welcher Teil eines Textes einer Kate-
gorie wie zugeordnet wird (Mayring, 2022). Für 
den Landesintegrationsbericht wurde entschie-
den, dass dies sämtliche Wörter und Aussagen 
mit Sinngehalt umfasst und diese bei Bedarf 
auch mehreren Kategorien zugeordnet werden 
können. Die Kategorien wurden hierfür in einem 
ersten Durchgang durch das Textmaterial ent-
wickelt und mit einem passenden Wort oder 
einem prägnanten Kurzsatz bezeichnet. Im  
weiteren Analyseverlauf wurden den erstellten 
Kategorien weitere passende Textstellen zuge-
ordnet („Subsumption“) (Mayring, 2022, S. 86). 
Für diesen Zuordnungsprozess wurde auf die 
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Herangehensweise der strukturierenden quali-
tativen Inhaltsanalyse zurückgegriffen. Zuvor 
zugeordnete Textabschnitte dienten dabei als 
„Ankerbeispiele“ für die jeweilige Kategorie 
(Mayring, 2022, S. 96). Die Zuordnung der  
Textstellen zu den Kategorien erfolgte anhand 
der Software MAXQDA. Hierfür wurden die 
Audiodateien der Interviews zunächst mit der 

Transkriptionssoftware aTrain transkribiert und 
anschließend in MAXQDA farblich markierten 
Codes zugeordnet. So entstand ein umfassen-
des Kategoriensystem, das sowohl die beschrie-
benen Abläufe und Arbeitsweisen einzelner 
Akteure als auch Erfolgsfaktoren und Heraus-
forderungen sowie Handlungsempfehlungen  
für die zukünftige Integrationsarbeit umfasst. 

Hinweise zum Konzept  
Einwanderungsgeschichte 
Das Konzept Einwanderungsgeschichte basiert 
auf dem Kriterium der Wanderungserfahrung 
einer Person bzw. ihrer Eltern. Es unterscheidet 
zwischen Personen mit und ohne Einwande-
rungsgeschichte. Zu den Personen mit Einwan-
derungsgeschichte gehören Eingewanderte (ihr 
Geburtsland ist nicht Deutschland), Nachkom-
men (sie sind selbst in Deutschland geboren, 
beide Eltern jedoch nicht) und Personen mit 
einseitiger Einwanderungsgeschichte (sie sind 

selbst in Deutschland geboren und nur ein 
Elternteil nicht). Zu den Personen ohne Einwan-
derungsgeschichte gehören diejenigen, die 
selbst in Deutschland geboren wurden und bei 
denen beide Elternteile ebenfalls in Deutsch-
land geboren wurden. Liegen keine Angaben 
zum Geburtsland eines oder beider Elternteile 
einer in Deutschland geborenen Person vor, 
wird diese von der Analyse ausgeschlossen. 

A1.3 Befragung der  
Landesministerien
Unter der Federführung des Sozialministeriums 
wurde von Ende Oktober bis Mitte November 
2025 eine schriftliche Befragung in Form eines 
standardisierten Fragebogens unter den Lan-
desministerien zur Anwendung ausgewählter 
Paragrafen des PartIntG in den jeweiligen 
Geschäftsbereichen durchgeführt. Es wurden 
Maßnahmen für den Zeitraum 2020 bis ein-
schließlich 2025 erfragt.

Der Fragebogen wurde in enger Anlehnung an 
die Regelungsinhalte des PartIntG entwickelt. 
Aufgrund des Umfangs des Gesetzestextes war 
eine Fokussierung auf ausgewählte Themenfel-
der sowie einzelne Paragrafen erforderlich,  
um eine zielgerichtete und auswertbare Daten-
erhebung sicherzustellen.

Für die Ressortbefragung wurden folgende  
Themenbereiche des PartIntG ausgewählt: 

• �die Landesaufgaben Sprachförderung, Stär-
kung integrationsfördernder Strukturen und 
Unterstützung von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte beim Zugang zu Ausbildung 
und Beschäftigung, 

• �das ressortübergreifend verankerte Hand-
lungsfeld der interkulturellen Öffnung, 

• �die Teilhabe von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte in Gremien und die Dienst- 
oder Arbeitsfreistellung aus religiösen  
Gründen und 

• �die Zusammenarbeit des Landes mit relevan-
ten Akteuren im Integrationsbereich. 

• �Ergänzend wurde – über die Regelungen des 
PartIntG hinaus – nach neu entstandenen inte-
grationspolitisch relevanten Themen und Her-
ausforderungen der letzten fünf Jahre gefragt, 
um ein Stimmungsbild und einen Überblick 
über aktuelle Themenlagen in den Ressorts  
zu gewinnen.

Methodik und Systematik der Befragung:

Zur Sicherstellung einer hohen Vergleichbarkeit 
der Angaben enthielt der Fragebogen überwie-
gend geschlossene Fragen in dichotomen Ant-
wortformaten (Ja/Nein) sowie Fragen mit Mehr-
fachnennungen. 

Ergänzend wurden bei diesen Fragen „Sonsti-
ges“-Optionen mit Freitextfeldern integriert,  
um Raum für differenzierende oder ressortspe-
zifische Ausführungen zu eröffnen. 

Darüber hinaus wurden Einschätzungsfragen in 
Form fünfstufiger Likert-Skalen eingesetzt, um 
graduelle Bewertungen und Umsetzungsgrade 
abzubilden. 

Zusätzlich enthielt der Fragebogen offene  
Fragen, die den Ressorts die Möglichkeit boten, 
ihre Sichtweisen und Einschätzungen zu spezi-
fischen Themenfeldern darzulegen.

Alle Landesministerien beteiligten sich an der 
Befragung. Die erhobenen Daten wurden in eine 
Excel-Datenbank überführt und systematisch 
aufbereitet, um eine vergleichbare Übersicht 
der Rückmeldungen der Ressorts zu ermögli-
chen. Die Auswertung der Ergebnisse sowie 
deren zusammenfassende Darstellung in 
Berichtsform stellten die abschließenden 
Schritte des methodischen Vorgehens dar.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Darstel-
lung der Maßnahmen in Abschnitt 3.2 des Lan-
desintegrationsberichts nicht umfassend ist, 
sondern eine gezielte Auswahl darstellt. Hinter-
grund ist, dass in einzelnen Fällen mehr Maß-
nahmen gemeldet wurden, als abgefragt wur-
den. Des Weiteren basieren die Ergebnisse der 
Ressortbefragung auf Selbstauskünften der 
Ressorts und bilden keine externe Überprüfung 
der Umsetzung ab.

A1.4 Informationen zu  
externen Daten 
Für diesen Bericht wurden externe Datensätze 
analysiert, die von anderen Institutionen erho-
ben wurden. Dies betrifft sowohl regionale 
Kontextinformationen aus dem Zensus, die in 
Kapitel 1, 2 und 4 verwendet wurden, als auch 
die Indikatoren für das Integrationsmonitoring 
in Kapitel 5. Alle Analysen beziehen sich auf 

Baden-Württemberg, d. h., es werden nur die-
jenigen Befragten berücksichtigt, die in Baden-
Württemberg leben. Falls der entsprechende 
Datensatz auch Beobachtungen aus anderen 
Bundesländern enthält, werden diese aus den 
Analysen für diesen Bericht ausgeschlossen.
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In Kapitel 5 werden die dargestellten Integra-
tionsindikatoren zunächst nach Personen mit 
und ohne Einwanderungsgeschichte aufge-
schlüsselt dargestellt. Wenn es sinnvoll und  
auf Basis der vorhandenen Fallzahlen möglich 
ist, dann wird der entsprechende Indikator nach 
der sogenannten differenzierten Einwande-
rungsgeschichte aufgeschlüsselt abgebildet.  
In diesem Fall werden also Eingewanderte, 
Nachkommen, Personen mit einseitiger und 
ohne Einwanderungsgeschichte unterschieden. 
Im Text wird teilweise auf die Veränderungen  
im Generationenverlauf, beziehungsweise über 
die Generationen hinweg, eingegangen. Damit 
sind Unterschiede zwischen Eingewanderten 
(erste Generation), Nachkommen (zweite Gene-
ration) und Personen mit einseitiger Einwande-
rungsgeschichte gemeint.  

Es handelt sich hierbei um sogenannte synthe-
tische Generationen.

Eine Berücksichtigung des Zuwanderungszeit-
punktes (vor 1949) (Statistisches Bundesamt, 
2025b) wird in Kapitel 5, abgesehen von weni-
gen Ausnahmen, nicht vorgenommen (für Aus-
nahmen siehe Tabelle M1.4.1 in diesem 
Abschnitt). 

Bei manchen Datenquellen ist es nicht möglich, 
eine Kategorisierung nach dem Konzept der 
Einwanderungsgeschichte vorzunehmen. In 
diesen Fällen wird auf ähnliche, verwandte  
Konzepte, wie etwa auf den Migrationshinter-
grund, zurückgegriffen. Eine Auflistung, welches 
Konzept in welcher Datenquelle umgesetzt 
wird, findet sich in Tabelle M1.4.1. 

Hinweise zur Gewichtung
Wenn sich aufgrund von methodischen Ver
fahren die Gewichtung eines Datensatzes 
empfiehlt, wird diese auf Basis der Empfeh- 
lungen der jeweiligen Datenproduzenten vor
genommen. Werden gewichtete Ergebnisse 

dargestellt, so kann ein Hinweis darauf stets in 
den Anmerkungen unter der jeweiligen Grafik 
oder Tabelle gefunden werden. Die Fallzahlen 
werden immer ungewichtet ausgewiesen. 

Hinweise zu fehlenden  
Werten und Filterfragen
Nicht-interpretierbare Antworten werden sowohl 
in die Berechnung der Anteile einbezogen als 
auch grafisch abgebildet. Das bedeutet, dass  
in allen Darstellungen abgebildet wird, wie viel 
Prozent der Befragten bei der jeweiligen Frage 
keine Angabe machen oder angeben, die Ant-
wort nicht zu wissen. Somit bleiben die Fall
zahlen über alle Auswertungen mit dem glei-
chen Datensatz hinweg konstant. 

Es kann jedoch zu unterschiedlichen Fallzahlen 
durch Filterfragen oder bestimmte Auswahlkrite-
rien kommen. Das heißt, wenn einer Person eine 
bestimmte Folgefrage nicht gestellt wird, weil sie 
die vorherige Frage schon negativ beantwortet 
hat, wird diese Person von der Auswertung der 
Folgefrage ausgeschlossen (Filterfrage). Ebenso 
werden Personen ausgeschlossen, wenn sich 
eine Darstellung nur auf eine bestimmte Perso-
nengruppe bezieht, etwa auf die erwerbstätige 
Bevölkerung (Auswahlkriterium). 

Darstellung im Zeitverlauf
Wenn möglich und sinnvoll, werden Indikatoren 
im Zeitverlauf dargestellt. Allerdings ist es auf-
grund der diversen Datenquellen nicht möglich, 

dass über alle Indikatoren hinweg die gleichen 
Zeitpunkte dargestellt werden.

Mikrozensus, Statistische Ämter des Bundes und der Länder (FDZ der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder, 2017, 2021, 2025)

Verwendetes Konzept: Einwanderungsgeschichte

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: Der Mikrozensus zählt zu  
den amtlichen Statistiken und ist die größte repräsentative Haushaltserhebung, die jährlich 
rund 1 Prozent der Wohnbevölkerung in Deutschland befragt. Seit 1957 werden Struktur-
daten und Informationen zur sozialen und wirtschaftlichen Situation der Bevölkerung 
erfasst.

Bei der Interpretation der deskriptiven Analysen zu den relevanten Indikatoren ist grund-
sätzlich zu beachten:

• �Wenn Indikatoren im Zeitverlauf dargestellt werden, beschränken sich diese auf die Jahre 
2013, 2018 und 2022. Zum einen trägt das zum besseren Verständnis der Verteilungen in 
Abbildungen bei, zum anderen gibt es methodische Gründe für die Auswahl der betrachte-
ten Zeitpunkte. Vor dem Jahr 2017 wurden die Geburtsländer der Eltern nur alle vier Jahre 
abgefragt. Dies hat zur Folge, dass eine Einteilung von Befragten nach dem Konzept der 
Einwanderungsgeschichte erst ab 2017 jährlich möglich ist (Canan & Petschel, 2023). Als 
letzter Erhebungszeitpunkt wurde 2022 herangezogen, da für den Mikrozensus 2023 und 
2024 zum Zeitpunkt der Untersuchung ausschließlich Erstergebnisse vorlagen. 

• �Wegen der Pflicht zur Geheimhaltung von Einzelfällen wurden nur Werte berücksichtigt, 
die auf mindestens drei Fällen beruhen. Werte, die deshalb nicht abgebildet wurden, fallen 
ausschließlich in die Kategorie „Keine Angabe“.

• �Im Jahr 2022 konnten Schutzsuchende aus der Ukraine aufgrund des starken Zuzugs nicht 
vollständig erfasst werden (Statistisches Bundesamt, 2023).

Gewichtung: nein. Ausnahme: Abbildung 5.1.5. Da hier die absoluten Fallzahlen zur Aufent-
haltsdauer von Eingewanderten berichtet werden, wurden diese auf die Gesamtbevölkerung 
hochgerechnet. Dazu wurde für die Jahre 2013 und 2018 der Hochrechnungsfaktor, der auf 
der Fortschreibung des Zensus 2011 basiert, herangezogen. Für 2022 wurde der Hochrech-
nungsfaktor auf Basis des Zensus 2022 verwendet.

Zeitpunkt(e): 2013, 2018, 2022

Weitere Informationen zu den Daten unter https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesell-
schaft-Umwelt/Bevoelkerung/Haushalte-Familien/Methoden/mikrozensus.html# (zuletzt 
abgerufen am 28.01.2026).

Beschreibung der externen Datensätze
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Erstergebnisse Mikrozensus 2024, Statistisches Landesamt Baden-Württemberg  
(Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2025a)

Verwendetes Konzept: Einwanderungsgeschichte nach der Definition des Statistischen 
Bundesamts. Personen werden nur dann als Eingewanderte kategorisiert, wenn sie nach 
1950 auf das heutige Gebiet Deutschlands zugezogen sind (Statistisches Bundesamt, 
2025a).

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: Der Mikrozensus 2024 zählt 
zur amtlichen Statistik und erhebt Informationen zu den Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von rund 1 Prozent der Bevölkerung Deutschlands (siehe grundsätzliche Informationen zum 
Mikrozensus). Für das Jahr 2024 liegen ausschließlich Erstergebnisse vor.

Gewichtung: nein

Zeitpunkt(e): 2024

Daten abrufbar unter https://www.statistik-bw.de/leben-und-arbeiten/bevoelkerung-und-
gebiet/migration-und-nationalitaet/ (zuletzt abgerufen am 27.01.2026). 

Zensus 2022, Statistisches Bundesamt (Statistisches Bundesamt, 2024)

Verwendetes Konzept: Einwanderungsgeschichte nach der Definition der amtlichen Statis-
tik. Personen werden nur dann als Eingewanderte kategorisiert, wenn sie nach 1950 auf das 
heutige Gebiet Deutschlands zugezogen sind.

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: registerbasierte Erfassung der 
Bevölkerung, zufallsstichprobenbasierte Haushaltsbefragung und Vollerhebung in Wohn-
heimen und Gemeinschaftsunterkünften. 

Gewichtung: nein

Zeitpunkt(e): 2022

Daten abrufbar unter https://ergebnisse.zensus2022.de/datenbank/online/statistic/1000A/
details (zuletzt abgerufen am 27.01.2026).

IQB-Bildungstrend, Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (Stanat, 2023; 
Stanat et al., 2022)

Verwendetes Konzept: Migrationsgeschichte definiert nach Geburtsland der Schülerinnen 
und Schüler beziehungsweise ihrer Eltern. Ohne Migrationsgeschichte: beide Elternteile in 
Deutschland geboren. Einseitige Migrationsgeschichte: ein Elternteil im Ausland geboren. 
Zweiseitige Migrationsgeschichte: beide Eltern im Ausland geboren. 

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: mehrstufige Zufallsauswahl, 
Viert- bzw. Neuntklässler an allgemeinbildenden Schulen (einschließlich Förderschulen), 
verpflichtende Teilnahme an öffentlichen Schulen. Nur Schülerinnen und Schüler, deren 
Herkunftssprache nicht Deutsch ist, die weniger als ein Jahr auf Deutsch unterrichtet wurden 
und nicht Deutsch lesen oder sprechen konnten, wurden ausgeschlossen. Etwa vierstündige 
Testsitzungen in der 9. Jahrgangsstufe, etwa zweistündige Testsitzungen in der 4. Jahr-
gangsstufe.

Gewichtung: nein

Zeitpunkt(e): 4. Jahrgangsstufe Deutsch und Mathematik: 2011, 2016, 2021, 9. Jahrgangs-
stufe Deutsch: 2009, 2015, 2022. 

Daten abrufbar unter https://www.integrationsmonitoring-laender.de/indikatoren-d-
bildung-d2-schuelerkompetenzen.html (zuletzt abgerufen am 27.01.2026).

Statistik der allgemeinbildenden Schulen, Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 
(Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2025b)

Verwendetes Konzept: Migrationshintergrund. Deutsche mit Migrationshintergrund: Perso-
nen mit nicht-deutschem Geburtsland und/oder nicht-deutsche Verkehrssprache in der 
Familie/dem häuslichen Umfeld. Ausländer: Personen ohne deutsche Staatsbürgerschaft.

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: Schülerinnen und Schüler der 
4. Klassenstufe des Vorjahrs, amtliche Statistik

Gewichtung: nein

Zeitpunkt(e): Schuljahr 2023/2024

Daten abrufbar unter https://daten.statistik-bw.de/genesisonline/online/
table/21111_0009#astructure (zuletzt abgerufen am 27.01.2026).
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Integration in Baden-Württemberg 2024 & Integration unter Druck 2019, Ministerium  
für Soziales, Arbeit und Gesundheit Baden-Württemberg

Verwendetes Konzept: Einwanderungsgeschichte

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: Beide Datengrundlagen 
basieren auf telefonischen Befragungen unter zufällig ausgewählten Personen, die Deutsch 
sprechen, in Baden-Württemberg leben und mindestens 18 Jahre alt sind. Durch eine 
zusätzliche Screening-Befragung von zufällig ausgewählten Personen mit Migrationshin-
tergrund (basierend auf der Definition der amtlichen Statistik, siehe Glossar) wurde eine 
Überquotierung von Personen mit Migrationshintergrund vorgenommen. Diese Überquo-
tierung ist hilfreich, um verlässliche Aussagen über die überquotierte Subgruppe treffen  
zu können.

Gewichtung: ja

Zeitpunkt(e): 2019, 2024

Weitere Informationen zu den Daten: Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
Baden-Württemberg.

SVR-Integrationsbarometer, Sachverständigenrat für Integration und Migration (SVR) 
(Gülzau et al., 2022; Sachverständigenrat für Integration und Migration (SVR), 2023; Wittlif, 
2025; Wittlif et al., 2024)

Verwendetes Konzept: Einwanderungsgeschichte

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: Dual-Frame-Zufallsstichprobe, 
Personen ab 15 Jahren, Überrepräsentation von Personen mit Migrationshintergrund, com-
putergestützte Telefoninterviews (CATI)

Gewichtung: ja

Zeitpunkt(e): 2022, 2024

Weitere Informationen zu den Daten unter https://www.rwi-essen.de/forschung-beratung/
weitere/forschungsdatenzentrum-ruhr/svr-integrationsbarometer (zuletzt abgerufen am 
28.01.2026).

Deutscher Freiwilligensurvey 2019, Deutsches Zentrum für Altersfragen (DZA) (Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin, 2023; Schiel et al., 2019)

Verwendetes Konzept: Einwanderungsgeschichte

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: Zufallsstichprobe, Personen 
ab 14 Jahren, computergestützte Telefoninterviews (CATI)

Gewichtung: ja

Zeitpunkt(e): 2019

Weitere Informationen zu den Daten unter https://www.dza.de/forschung/fdz/fws (zuletzt 
abgerufen am 28.01.2026). 

Migrantinnen und Migranten als politische Akteure (2006 bis 2015) & REPCHANCE (2021 
bis 2025), Hochschule München University of Applied Sciences, Mannheimer Zentrum 
für Europäische Sozialforschung (Bergmann et al., 2024; Wüst, 2014; Wüst & Heinz, 2009)

Verwendetes Konzept: Migrationshintergrund (basierend auf der Definition der amtlichen 
Statistik, siehe Glossar). 

Informationen zur Stichprobenauswahl und Datenerhebung: systematische Prüfung der 
Geburtsorte (1. Generation) auf Basis der offiziellen Angaben, Recherchen des Medien-
dienstes Integration und Nachrichtenartikel, Kontaktierung der Vorsitzenden von Landtags-
fraktionen mit der Bitte um Auskunft zu Abgeordneten mit Migrationshintergrund 
(zunächst per E-Mail, dann per Brief). 

Gewichtung: nein

Zeitpunkt(e): 2005, 2009, 2011, 2013, 2015, 2021

Daten abrufbar unter https://www.integrationsmonitoring-laender.de/indikatoren-i-inter-
kulturelle-oeffnung-i2-abgeordnete-in-landesparlamenten.html (zuletzt abgerufen am 
27.01.2026).
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Tabelle M1.4.1: Übersicht der genutzten Datensätze, Konzepte und Indikatoren

Daten Verwendetes Konzept Indikatoren Jahre Abbildungen Gewichtung

Erstergebnisse  
Mikrozensus

Einwanderungsgeschichte Bevölkerung mit und ohne  
Einwanderungsgeschichte

2024 5.1.1 Nein

Mikrozensus Einwanderungsgeschichte Altersstruktur 2022 5.1.2, 5.1.3

Aufenthaltsdauer von  
Eingewanderten

2013, 2018, 2022 5.1.5

Deutsche Staatsbürgerschaft  
und Einbürgerung

2013, 2018, 2022 5.1.6

Zuhause vorwiegend gesprochene 
Sprache

2022 5.2.1, 5.2.2

Betreuung von Kindern unter  
6 Jahren

2022 5.2.3

Junge Erwachsene: zwischen 
Schule, Ausbildung und  
Arbeitsmarkt

2013, 2018, 2022 5.2.9

Höchster allgemeinbildender 
Schulabschluss

2013, 2018, 2022 5.2.10, 5.2.11, 5.2.12

Höchster beruflicher  
Bildungsabschluss

2013, 2018, 2022 5.2.13, 5.2.14

Erwerbstätigenquote 2013, 2018, 2022 5.3.1

Beschäftigungsumfang  
(Vollzeit, Teilzeit oder geringfügige 
Beschäftigung)

2013, 2018, 2022 5.3.2, 5.3.3

Wirtschaftszeige mit den höchsten 
Anteilen von Beschäftigten mit 
Einwanderungsgeschichte

2022 5.3.4

Stellung im Beruf 2013, 2018, 2022 5.3.5, 5.3.6

Berufliches Anforderungsniveau 2013, 2018, 2022 5.3.7, 5.3.8

Schichtarbeit 2013, 2018, 2022 5.3.9, 5.3.10

Samstags- und Sonntagsarbeit 2013, 2018, 2022 5.3.11, 5.3.12

Schicht-, Samstags- und  
Sonntagsarbeit (Index)

2022 5.3.13

Zensus 2022 Einwanderungsgeschichte Herkunftsländer Eingewanderter 2022 5.1.4 Nein
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Daten Verwendetes Konzept Indikatoren Jahre Abbildungen Gewichtung

SVR-Integrations-
barometer

Einwanderungsgeschichte Kontakthäufigkeit 2024 5.4.2, 5.4.3 Ja

Einschätzung Benachteiligung  
allgemein

2024 5.4.5

Persönliche Erfahrungen mit 
Benachteiligung

2022, 2024 5.4.6

Gefühlte Zugehörigkeit 2024 5.4.7

Institutionenvertrauen 2024 5.4.8

Deutscher  
Freiwilligensurvey

Einwanderungsgeschichte Aktivität und Engagement in  
verschiedenen Gesellschafts-
bereichen

2019 5.4.4 Ja

IQB-Bildungstrend Migrationsgeschichte. Zweiseitige 
Migrationsgeschichte = Beide Eltern 
sind im Ausland geboren. Einseitige 
Migrationsgeschichte = Ein Eltern-
teil ist im Ausland geboren. Ohne 
Migrationsgeschichte = Kein Eltern-
teil ist im Ausland geboren. 

Mindeststandard Mathematik  
und Deutsch (Lesen) in der  
4. Jahrgangsstufe

2011, 2016, 2021 5.2.4, 5.2.5 Nein

Mindeststandard Deutsch (Lesen) 
in der 9. Jahrgangsstufe

2009, 2015, 2022 5.2.7, 5.2.8 

Statistik der  
allgemeinbildenden 
Schulen

Staatsbürgerschaft und Migrations-
hintergrund. Deutsche mit Migra-
tionshintergrund = Personen, die im 
Ausland geboren wurden und/oder 
mit nicht-deutscher Verkehrsspra-
che im familiären bzw. häuslichen 
Umfeld. Schülerinnen und Schüler 
mit deutscher und weiterer Staats-
bürgerschaft werden als deutsch 
erfasst. 

Übergänge auf weiterführende 
Schulen nach der 4. Klasse

2023/2024 5.2.6 Nein

Integration in Baden-
Württemberg, Inte
gration unter Druck

Einwanderungsgeschichte Bewertung der Chancengleichheit 2024 5.4.1 Ja

Bewertung politischer Maßnahmen 
für Integration

2024 5.4.9

Integrationspolitik der  
Landesregierung

2019, 2024 5.4.11

Migrantinnen und 
Migranten als  
politische Akteure, 
REPCHANCE

Migrationshintergrund nach  
Definition der amtlichen Statistik

Abgeordnete im baden-württem-
bergischen Landtag 

2005, 2009, 2011, 2013, 2015, 
2021

5.4.10 Nein
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Tabelle A2.1.1: Welche Gründe sehen Sie dafür, dass es keine zuständige Person oder gesonderte 
Abteilung für Integrationsangelegenheiten in Ihrer Kommune gibt? Bitte wählen Sie bis zu drei der 
wichtigsten Gründe aus. (In Prozent)

Genannt

Mangel personelle Ressourcen 70,2

Mangel finanzielle Ressourcen 53,7

Bevölkerung mit EWG gering 31,3

Datenquelle: eigene Erhebung, 134 Kommunen ohne gesonderte Abteilung oder zuständige Person für Integrationsangelegenheiten. Anmerkung: 
EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100.

Tabelle A2.1.2: Wer tritt an Sie heran, um Anliegen von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
vorzubringen? (In Prozent)

Genannt

Sozialarbeiter/innen 34,7

Integrationsmanager/innen 60,4

Wohlfahrtsverbände 27,8

Helferkreise/ehrenamtliche Initiativen 65,3

Migrantenselbstorganisationen 29,9

Bildungsinstitutionen 27,8

Agentur für Arbeit/Jobcenter 15,3

Kammern (z. B. IHK) 0,7

Kirchen/Religionsgemeinschaften 9,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die 
Summe der Prozentangaben größer als 100.

Tabelle A2.1.3: Wem sind Sie organisatorisch direkt untergeordnet? (In Prozent)

Prozent

Oberbürgermeister/in / Landrat/Landrätin 2,1

Bürgermeister/in / Dezernent/in 10,4

Amts-/Fachbereichsleitung 42,4

Abteilungs-/Referatsleitung 19,4

Sachgebietsleitung 16,7

Andere 6,3

Keine Angabe 2,8

Gesamt 100

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.1.4: Wie hoch ist Ihr wöchentlicher Beschäftigungsumfang für die Tätigkeit als Integra-
tionsbeauftragte oder Integrationsbeauftragter? (In Prozent)

Prozent

unter 10 Stunden 2,1

10–19 Stunden 15,3

20–29 Stunden 27,8

30 Stunden oder mehr 50,7

Keine Angabe 4,2

Gesamt 100

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.

A2 Anhangstabellen
Abschnitt 2.1
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Tabelle A2.1.5: In welchen weiteren kommunalen Gremien oder Formaten sind Sie mindestens ein-
mal im Jahr vertreten? (In Prozent)

Bericht Gemeinderat/Stadtrat/Kreisrat Prozent

Vierteljährlich 4,0

Halbjährlich 6,7

Jährlich oder seltener 86,7

Keine Angabe 2,7

Gesamt 100

Bericht interne Verwaltungsrunden Prozent

Monatlich 32,8

Vierteljährlich 32,8

Halbjährlich 15,6

Jährlich oder seltener 9,4

Keine Angabe 9,4

Gesamt 100

Bericht Sozialausschuss Prozent

Vierteljährlich 6,4

Halbjährlich 21,3

Jährlich oder seltener 72,3

Gesamt 100
Datenquelle: eigene Erhebung, VwV-Integrationsbeauftragte, die im jeweiligen Gremium vertreten sind.

Tabelle A2.1.6: Wie häufig findet ein direkter Austausch zwischen Ihnen und der Amtsspitze statt? 
(In Prozent)

Prozent

Mindestens Quartalsweise 49,3

1–2 Mal im Jahr 10,4

Auf Anfrage 25,7

Kein direkter Austausch 7,6

Keine Angabe 6,9

Gesamt 100
Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.1.7: Wie bewerten Sie die Wirksamkeit Ihrer Arbeit als Integrationsbeauftragte oder Inte-
grationsbeauftragter auf die kommunale Integrationspolitik insgesamt? (In Prozent)

Prozent

Sehr wirkungsvoll 8,3

Eher wirkungsvoll 52,1

Eher nicht wirkungsvoll 18,1

Überhaupt nicht wirkungsvoll 6,9

Keine Angabe 14,6

Gesamt 100
Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.1.8: Welche Faktoren fördern die Wirksamkeit Ihrer Arbeit als Integrationsbeauftragte 
oder Integrationsbeauftragter? (In Prozent)

Genannt

Eigene Erfahrung oder Fachkompetenz 85,1

Datenquelle: eigene Erhebung, 87 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.1.9: Welche Herausforderungen behindern die Wirksamkeit Ihrer Arbeit als Integrations-
beauftragte oder Integrationsbeauftragter? (In Prozent) 

Genannt

Fehlende politische Rückendeckung 63,9

Datenquelle: eigene Erhebung, 36 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.1.10: Welche Formen der individuellen Förderung und Unterstützung würden Sie sich für 
Ihre Arbeit als Integrationsbeauftragte oder Integrationsbeauftragter wünschen? (In Prozent)

Genannt

Fachliche Fortbildungen 59,7

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.1.11: Bei welchen Integrationsbereichen besteht aus Ihrer Sicht besonderer Handlungs-
bedarf in Ihrer Kommune? (In Prozent)

Genannt

Wohnen und Unterbringung 54,9

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.
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Tabelle A2.1.12: Wie schätzen Sie die Integration von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in 
Ihrer Kommune ein? (In Prozent)

Prozent

Sehr gut 2,8

Gut 33,3

Teils, teils / schlecht 58,3

Keine Angabe 5,6

Gesamt 100
Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.2.1: Gibt es in Ihrer Kommune ein Integrationskonzept? (In Prozent)

Gemeinden Stadtkreise Landkreise

Gibt es, schriftlich 45,6 50,0 53,8

Gibt es, informell 23,7 0,0 19,2

Gibt es nicht 21,1 25,0 23,1

Keine Angabe 9,6 25,0 3,8

Gesamt 100 100 100

Beobachtungen 114 4 26
Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte.

Tabelle A2.2.2: Integrationsstrukturen in Gemeinden mit und ohne Integrationskonzept (in Prozent)

Ohne Konzept Mit Konzept Keine Angabe

Keine Strukturen 64,8 19,4 49,0

Andere Strukturen 31,3 79,2 44,9

Keine Angabe 3,9 1,4 6,1

Gesamt 100 100 100
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: Andere Strukturen bedeuten, dass die Gemeinde entweder eine Abteilung für Inte
grationsangelegenheiten, eine Integrationsbeauftragte oder einen Integrationsbeauftragten, einen Integrationsrat oder einen Integrationsausschuss 
hat. Gemeinden, in denen es nur eine zuständige Person für Integrationsangelegenheiten gibt, die jedoch keine Integrationsbeauftragte ist, aber 
keine anderen Strukturen, sind hier Gemeinden ohne andere Strukturen.

Tabelle A2.2.3: Anteil der Gemeinden mit und ohne weitere Integrationsstrukturen, die folgende 
Gründe für das Fehlen eines Integrationskonzeptes ankreuzen (in Prozent)

Gemeinden ohne Strukturen Gemeinden mit Strukturen

Bevölkerung mit EWG gering 28,2 15,0

Von Politik nicht gefordert 23,9 30,1

Von Zivilgesellschaft nicht 
gefordert

26,9 25,7

Verwaltung kein Interesse 9,8 20,4

Mangel personeller  
Ressourcen

70,5 52,2

Mangel finanzieller  
Ressourcen

41,0 35,4

Datenquelle: eigene Erhebung, 349 Gemeinden ohne Integrationskonzept. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist 
die Summe der Prozentangaben größer als 100. 

Tabelle A2.3.1: Wie ist derzeit die Zusammensetzung des Integrationsrats in Bezug auf Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte? (In Prozent)

Gemeinden

Stadtkreise Gesamt BVZ 
 ≥ 10.000

BVZ 
 < 10.000

Nur Menschen ohne Einwande-
rungsgeschichte

0,0 12,3 9,8 16,7

Mehr Menschen ohne als mit 
Einwanderungsgeschichte

0,0 26,2 12,2 50,0

Ungefähr gleich viele Menschen 
mit und ohne Einwanderungs-
geschichte

11,1 15,4 24,4 0,0

Mehr Menschen mit als ohne 
Einwanderungsgeschichte

44,4 27,7 43,9 0,0

Nur Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte

44,4 9,2 4,9 16,7

Keine Angabe 0,0 9,2 4,9 16,7

Gesamt 100 100 100 100

Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, 65 Gemeinden mit Integrationsrat. Anmerkung: BVZ = Bevölkerungszahl.

Abschnitt 2.2

Abschnitt 2.3
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Tabelle A2.3.2: Wie bewerten Sie die den Einfluss des Integrationsrats auf politische Entscheidun-
gen in Ihrer Kommune? (In Prozent)

Stadtkreise Gemeinden

Sehr groß 0,0 1,5

Eher groß 55,6 9,2

Eher gering 22,2 35,4

Sehr gering 11,1 16,9

Hat keinen Einfluss 11,1 23,1

Keine Angabe 0,0 13,8

Gesamt 100 100

Datenquelle: eigene Erhebung, 9 Stadtkreise, 65 Gemeinden mit Integrationsrat.

Tabelle A2.3.3: Welche Gründe sehen Sie dafür, dass der Integrationsrat geringen/keinen Einfluss 
auf politische Entscheidungen in Ihrer Kommune nimmt? Bitte wählen Sie bis zu drei der wichtigsten 
Gründe aus. (In Prozent)

 Stadtkreise Gemeinden

Kaum in politische Gremien eingebunden 75,0 55,1

Politische Akteure suchen keinen Kontakt 50,0 36,7

Fördert Zusammenarbeit Verwaltung- 
Politik-MSO nicht

0,0 8,2

Mangel an finanziellen Ressourcen 25,0 10,2

Mangel an personellen Ressourcen 75,0 24,5

Mitgliedern fehlt Expertise/Engagement 0,0 16,3

Integrationsthemen sind nicht sichtbar genug 25,0 14,3

Datenquelle: eigene Erhebung, 4 Stadtkreise, 49 Gemeinden mit Integrationsrat, die dessen Einfluss auf politische Entscheidungen in ihrer Kom-
mune als gering oder nicht vorhanden einschätzen. Anmerkung: MSO = Migrantenselbstorganisationen. Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antwor-
ten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100.

Tabelle A2.3.5: Was sind die zentralen Aktivitäten des Integrationsausschusses? Bitte wählen Sie 
bis zu drei der wichtigsten Aktivitäten aus. (In Prozent)

Stadtkreise Gemeinden

Erarbeiten und Einreichen von 
Anträgen 

28,6 16,0

Öffentlichkeitsarbeit 14,3 36,0

Durchführung von  
Veranstaltungen 

14,3 36,0

Beratung/Stellungnahme zu 
Vorlagen/Vorhaben von 
Stadt-/Gemeinderat 

85,7 36,0

Kontaktpflege mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren 

14,3 24,0

Ermittlung von Bedarfen von 
Menschen mit EWG 

71,4 52,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 7 Stadtkreise und 25 Gemeinden mit Integrationsausschuss. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Auf-
grund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100.

Tabelle A2.3.4: Wer ist Mitglied im Integrationsausschuss Ihrer Gemeinde? Bitte geben Sie alles an, 
was zutrifft. (In Prozent)

Stadtkreise Gemeinden

Sachkundige ohne EWG 42,9 60,0

Sachkundige mit EWG 100 76,0

Gemeinderatsmitglieder 100 88,0

Bürgermeister/in 42,9 80,0

Integrationsbeauftragte/r 42,9 76,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 7 Stadtkreise und 25 Gemeinden mit Integrationsausschuss. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Auf-
grund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Prozentangaben größer als 100.

Tabelle A2.3.6: Ganz allgemein gesprochen, wie gut gelingt es dem Integrationsausschuss in Ihrer 
Kommune, die Belange von Menschen mit Einwanderungsgeschichte zu vertreten? (In Prozent)

Stadtkreise Gemeinden

Gut 42,9 40,0

Teils, teils 42,9 48,0

Nicht gut 14,3 8,0

Keine Angabe 0,0 4,0

Gesamt 100 100
Datenquelle: eigene Erhebung, 7 Stadtkreise und 25 Gemeinden mit Integrationsausschuss.

Tabelle A2.3.7: Wie häufig findet üblicherweise der Austausch zwischen Kommunalverwaltung und 
dieser Interessenvertretung statt? (In Prozent)

Landkreise Gemeinden

Mindestens einmal die Woche 9,5 9,4

Mindestens einmal im Monat 9,5 23,1

Mindestens einmal im Quartal 38,1 26,2

Mindestens einmal im Jahr 28,6 21,5

Seltener als einmal im Jahr 0,0 8,3

Keine Angabe 14,3 11,6

Gesamt 100 100

Datenquelle: eigene Erhebung, 21 Landkreise, 363 Gemeinden.
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Tabelle A2.5.1: Strukturelle Integrationsangebote nach Gemeindegröße und Regionstyp (in Prozent)

BVZ  
≥ 10.000, 

städtisch

BVZ  
≥ 10.000,
ländlich

BVZ  
< 10.000, 

städtisch

BVZ  
< 10.000,
ländlich

Programme zur politischen  
Partizipation

59,8 58,9 29,1 20,8

Bildungs- und Weiterbildungs-
programme

33,9 35,6 8,9 9,3

Arbeitsmarktprogramme 18,8 24,4 6,1 4,2

Förderung Zusammenleben in 
religiöser Vielfalt

15,2 12,2 0,6 0,3

Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: BVZ = Bevölkerungszahl. Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, 
kann die Summe der Prozentangaben größer als 100 sein.

Tabelle A2.5.2: Beratungsangebote nach Gemeindegröße und Regionstyp (in Prozent)

BVZ  
≥ 10.000, 

städtisch

BVZ  
≥ 10.000, 
ländlich

BVZ  
< 10.000,

städtisch

BVZ  
< 10.000,
ländlich

Migrations- und  
Integrationsberatung

62,5 62,2 44,7 25,0

Unterstützung von Personen  
mit EWG bei Behördenangele-
genheiten

62,5 56,7 46,4 33,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte, BVZ = Bevölkerungszahl. Aufgrund der Möglichkeit, 
mehrere Antworten zu wählen, kann die Summe der Prozentangaben größer als 100 sein. 

Tabelle A2.5.4: Durchschnittliche Anzahl an Angeboten nach Anteil der Bevölkerung mit Einwande-
rungsgeschichte

Anteil EWG 
unter 15 %

Anteil EWG 
15 % bis 

unter 20 %

Anteil EWG 
20 % bis 

unter 25 %

Anteil EWG 
25 % und 

mehr

Durchschnittliche Anzahl an 
Angeboten

0,7 1,4 2,0 2,8

Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte.

Tabelle A2.5.3: Angebote zur Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts nach Gemeinde-
größe und Regionstyp (in Prozent)

BVZ  
≥ 10.000, 

städtisch

BVZ  
≥ 10.000,
ländlich

BVZ   
< 10.000,

städtisch

BVZ  
< 10.000,
ländlich

Interkulturelle  
Begegnungsformate

67,9 73,3 24,6 18,3

Antidiskriminierungs- 
programme

19,6 21,1 1,1 1,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: BVZ = Bevölkerungszahl. Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, 
kann die Summe der Prozentangaben größer als 100 sein. 

Tabelle A2.5.5: Durchschnittliche Anzahl an von Gemeinden genutzten Landkreisangeboten nach 
Gemeindegröße und Regionstyp

BVZ 
≥ 10.000, 

städtisch

BVZ 
 ≥1 0.000,
ländlich

BVZ 
< 10.000,

städtisch

BVZ 
< 10.000,
ländlich

Durchschnittliche Anzahl an 
genutzten Angeboten

4,8 4,9 2,9 2,3

Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: BVZ = Bevölkerungszahl.

Tabelle A2.5.6: Durchschnittliche Anzahl genutzter Landkreisangebote nach Anteil der Bevölkerung 
mit Einwanderungsgeschichte

Anteil EWG 
unter 15 %

Anteil EWG 
15 % bis 

unter 20 %

Anteil EWG 
20 % bis 

unter 25 %

Anteil EWG 
25 % und 

mehr

Durchschnittliche Anzahl an 
genutzten Angeboten

1,7 2,6 3,7 3,8

Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte.
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Tabelle A2.6.1: Angebote nach Anteil der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte (in Prozent)

Anteil EWG 
unter 15 %

Anteil EWG 
15 % bis 

unter 20 %

Anteil EWG 
20 % bis 

unter 25 %

Anteil EWG 
25 % und 

mehr

Interkulturelle Öffnung 10,1 14,1 24,6 35,1

Gegen Diskriminierung/  
Rassismus

3,0 7,1 17,5 26,4

Zusammenleben in religiöser 
Vielfalt

4,0 7,1 16,4 23,4

Nichts davon 62,6 57,1 43,3 33,9

Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu 
wählen, kann die Summe der Prozentangaben größer als 100 sein. 

Tabelle A2.6.2: Bei welchen Integrationsbereichen besteht aus Ihrer Sicht besonderer Handlungs-
bedarf in Ihrer Kommune? Bitte wählen Sie bis zu drei Bereichen aus. (In Prozent)

Genannt

Wohnen und Unterbringung 54,9

Arbeitsmarktintegration 36,1

Interkulturelle Öffnung der Verwaltung 31,3

Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die 
Summe der Prozentangaben größer als 100. 

Tabelle A2.6.3: Welche der folgenden Aufgaben sind Teil Ihrer Tätigkeit? Bitte wählen Sie bis zu drei 
Bereiche aus. (In Prozent)

Genannt

Aufbau und Weiterentwicklung eines Integrationsnetzwerks 78,5

Zentrale Anlauf-, Beratungs- und Koordinierungsstelle für institutionelle Akteure 70,8

Entwicklung und Fortführung eines kommunalen Integrationsplans 38,9

Allgemeine Beratungstätigkeiten 28,5

Information in den zuständigen Gremien der Gemeinde 27,1

Förderung der interkulturellen Öffnung der Verwaltung und der Regeldienste 25,7

Sonstiges 14,6
Datenquelle: eigene Erhebung, 144 VwV-Integrationsbeauftragte. Anmerkung: Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die 
Summe der Prozentangaben größer als 100.

Tabelle A2.7.1: Anzahl von Kooperationen mit anderen Gemeinden des eigenen Landkreises nach 
Gemeindegröße und Regionstyp (in Prozent)

BVZ  
≥ 10.000, 

städtisch

BVZ  
≥ 10.000, 
ländlich

BVZ  
< 10.000,

städtisch

BVZ  
< 10.000,
ländlich

Keine Kooperation 46,4 48,9 59,2 70,2

1–2 Gemeinden 9,8 17,8 7,3 5,1

3–4 Gemeinden 14,3 8,9 6,1 3,5

5 oder mehr Gemeinden 14,3 8,9 5,0 2,2

Keine Angabe 15,2 15,6 22,3 18,9

Gesamt 100 100 100 100

Beobachtungen 112 90 179 312
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: BVZ = Bevölkerungszahl. Die Kategorie „Keine Angabe“ umfasst Gemeinden, zu denen 
entweder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der Kooperationen vorliegen.

Tabelle A2.7.2: Anzahl von Kooperationen mit anderen Gemeinden des eigenen Landkreises nach 
Anteil der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte (in Prozent)

Anteil EWG 
unter 15 %

Anteil EWG 
15 % bis 

unter 20 %

Anteil EWG 
20 % bis 

unter 25 %

Anteil EWG 
25 % und 

mehr

Keine Kooperation 71,7 64,7 59,6 54,0

1–2 Gemeinden 1,0 8,7 7,6 10,9

3–4 Gemeinden 2,0 6,0 7,0 8,8

5 oder mehr Gemeinden 1,0 2,7 9,9 7,1

Keine Angabe 24,2 17,9 15,8 19,2

Gesamt 100 100 100 100

Beobachtungen 99 184 171 239
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Die Kategorie „Keine Angabe“ umfasst Gemeinden, 
zu denen entweder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der Kooperationen vorliegen.
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Tabelle A2.7.3: Landkreisübergreifende Kooperation von Gemeinden nach Anteil der Bevölkerung 
mit Einwanderungsgeschichte (in Prozent)

Anteil EWG 
unter 15 %

Anteil EWG 
15 % bis 

unter 20 %

Anteil EWG 
20 % bis 

unter 25 %

Anteil EWG 
25 % und 

mehr

Ja 2,0 0,0 2,9 5,4

Nein 73,7 82,1 81,3 75,3

Keine Angabe 24,2 17,9 15,8 19,2

Gesamt 100 100 100 100

Beobachtungen 99 184 171 239
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: EWG = Einwanderungsgeschichte. Die Kategorie „Keine Angabe“ umfasst Gemeinden, 
zu denen entweder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der Kooperationen vorliegen.

Tabelle A2.7.4: Gemeinden mit und ohne Integrationskonzept: Anzahl von Kooperationen mit ande-
ren Gemeinden in Baden-Württemberg (in Prozent)

Mit Integrations-
konzept

Ohne Integra­
tionskonzept

Keine Angabe

Keine Kooperation 44,5 73,1 57,1

1–2 Gemeinden 12,0 4,7 2,0

3–4 Gemeinden 12,7 3,0 2,0

5 oder mehr Gemeinden 12,4 2,2 4,1

Keine Angabe 18,4 16,9 34,7

Gesamt 100 100 100

Beobachtungen 283 361 49
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: Die Kategorie „Keine Angabe“ zu Kooperationen umfasst Gemeinden, zu denen ent-
weder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der Kooperationen vorliegen.

Tabelle A2.7.5: Gemeinden mit und ohne Gremien zur Integrationspolitik in der Gemeinde: Anzahl 
von Kooperationen mit anderen Gemeinden in Baden-Württemberg (in Prozent)

Mit IR Ohne IR Keine 
Angabe

Mit IA Ohne IA Keine 
Angabe

Keine Kooperation 43,1 65,1 26,5 40,0 65,7 16,1

1–2 Gemeinden 12,3 7,6 0,0 16,0 7,3 6,5

3–4 Gemeinden 15,4 6,0 6,1 24,0 6,6 3,2

5 oder mehr 
Gemeinden

7,7 6,7 2,0 4,0 6,8 4,8

Keine Angabe 21,5 14,5 65,3 16,0 13,7 69,4

Gesamt 100 100 100 100 100 100

Beobachtungen 65 579 49 25 606 62
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: IR = Integrationsrat, IA = Integrationsausschuss. Die Kategorie „Keine Angabe“ zu 
Kooperationen umfasst Gemeinden, zu denen entweder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der 
Kooperationen vorliegen.

Tabelle A2.7.6: Gemeinden mit und ohne aktive Migrantenselbstorganisationen vor Ort: Anzahl von 
Kooperationen mit anderen Gemeinden in Baden-Württemberg (in Prozent)

Mit MSO Ohne MSO Keine Angabe

Keine Kooperation 45,9 72,2 24,5

1–2 Gemeinden 14,8 6,3 3,1

3–4 Gemeinden 14,1 5,7 3,1

5 oder mehr Gemeinden 14,1 5,4 1,0

Keine Angabe 11,1 10,4 68,4

Gesamt 100 100 100

Beobachtungen 135 460 98
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: MSO = Migrantenselbstorganisation. Die Kategorie „Keine Angabe“ zu Kooperationen 
umfasst Gemeinden, zu denen entweder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der Kooperationen 
vorliegen.
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Tabelle A2.7.7: Anzahl von Kooperationen von Stadtkreisen und Landkreisen mit anderen Kreisen in 
Baden-Württemberg (in Prozent)

Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise. Anmerkung: Die Unterscheidung der Landkreise nach „städtisch“ und „ländlich“ 
basiert auf der Einteilung der Kreise nach Siedlungsstruktur des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR, 2023). Die Kategorie 
„Keine Angabe“ zu Kooperationen umfasst Kreise, zu denen entweder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur 
Anzahl der Kooperationen vorliegen.

Landkreise

Ländlich Städtisch Gesamt Stadtkreise Gesamt

Keine Kooperation 44,4 11,5 20,0 11,1 18,2

1–2 Kreise 22,2 19,2 20,0 77,8 31,8

3–4 Kreise 0,0 30,8 22,9 0,0 18,2

5 oder mehr Kreise 11,1 23,1 20,0 0,0 15,9

Keine Angabe 22,2 15,4 17,1 11,1 15,9

Gesamt 100 100 100 100 100

Beobachtungen 9 26 35 9 44

Tabelle A2.7.8: Integrationsnetzwerk im Kreis vorhanden (in Prozent)

Prozent

Ja 85,7

Nein, aber gab es in der Vergangenheit 2,9

Nein, gab es nie 5,7

Keine Angabe 5,7

Gesamt 100
Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise.

Tabelle A2.7.9: Inhaltliche Schwerpunkte in den Integrationsnetzwerken (in Prozent)

Genannt

Sprachförderung 70,0

Arbeitsmarktintegration 46,7

Austausch zu integrationspolitischen Themen 30,0

Soziale Integration 26,7

Unterstützung von Migrantinnen/Migranten bei Behördenangelegenheiten 23,3

Vernetzungsprogramme 23,3

Festlegung der strategischen integrationspolitischen Ausrichtung 13,3

Förderung interkultureller Begegnungen 13,3

Gesundheit und Pflege 13,3

Bildung und Weiterbildung 10,0

Schulungen oder Fortbildungen zu integrationsrelevanten Themen 6,7

Wohnen und Unterbringung 6,7

Antidiskriminierungsarbeit 0,0

Förderung politischer Partizipation 0,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 30 Landkreise mit Integrationsnetzwerk.

Tabelle A2.7.10: Gemeinden mit und ohne Integrationsnetzwerk im Landkreis: Anzahl von Koopera-
tionen mit anderen Gemeinden in Baden-Württemberg (in Prozent)

Mit Integrations-
netzwerk

Ohne Integra­
tionsnetzwerk

Keine Angabe

Keine Kooperation 59,4 61,2 76,7

1–2 Gemeinden 7,8 4,1 6,7

3–4 Gemeinden 7,0 8,2 3,3

5 oder mehr Gemeinden 7,0 4,1 0,0

Keine Angabe 18,7 22,4 13,3

Gesamt 100 100 100

Beobachtungen 614 49 30
Datenquelle: eigene Erhebung, 693 Gemeinden. Anmerkung: Die Kategorie „Keine Angabe“ zu Kooperationen umfasst Gemeinden, zu denen ent-
weder keine allgemeinen Informationen zu Kooperationen oder keine Angaben zur Anzahl der Kooperationen vorliegen.

Landesintegrationsbericht 2025

284

Landesintegrationsbericht 2025

285



Tabelle A4.1: Bitte wählen Sie maximal drei Änderungen aus, die sich für Ihre Kommune durch ein 
zukünftiges Integrationsgesetz ergeben sollten. (In Prozent)

Landkreise Stadtkreise VwV Integ­
rationsb.

Gemeinden

Bessere finanzielle Unterstützung 74,3 88,9 50,7 62,0

Gesetzlich verpflichtende Verankerung 
kommunaler Integrationsbeauftragter

74,3 66,7 63,9 26,4

Gesetzlich verpflichtende Verankerung 
kommunalen Integrationsmanagements

54,3 66,7 47,9 26,1

Bessere Vernetzung Akteure im Bereich 
Integration

11,4 0,0 17,4 25,8

Bereitstellung von mehr Expertise im 
Bereich Integration

8,6 11,1 18,1 24,0

Förderung digitaler Lösungen für  
Integrationsarbeit

20,0 11,1 18,1 16,5

Bessere politische Partizipations
möglichkeiten für Menschen mit EWG

14,3 44,4 40,3 9,7

Keine davon 0,0 0,0 1,4 4,0

Datenquelle: eigene Erhebung, 35 Landkreise, 9 Stadtkreise, 144 VwV-Integrationsbeauftragte, 693 Gemeinden. Anmerkung: VwV Integrationsb. = 
VwV-Integrationsbeauftragte, EWG = Einwanderungsgeschichte. Aufgrund der Möglichkeit, mehrere Antworten zu wählen, ist die Summe der Pro-
zentangaben größer als 100.

Tabelle A5.1.1: Durchschnittliches Alter nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2022

Mit EWG Ohne EWG

Durchschnittliches Alter 41,3 44,9

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 129.078. EWG = Einwanderungsgeschichte.

Tabelle A5.1.2: Bevölkerung nach Geschlecht und Einwanderungsgeschichte in Baden-Württem-
berg 2022 (in Prozent)

Mit EWG Ohne EWG

Frauen 50,2 50,8

Männer 49,8 49,2

Gesamt 100 100
Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 129.078. EWG = Einwanderungsgeschichte.

Tabelle A5.2.1: Betreuung von Kindern unter drei Jahren nach differenzierter Einwanderungsge-
schichte in Baden-Württemberg 2022 (in Prozent)

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2022 = 3.958. EWG = Einwanderungsgeschichte.

Eingewan­
derte

Nachkom­
men

Einseitige 
EWG

Ohne EWG

Nur elterliche Betreuung 67,0 79,1 70,1 63,1

Nur nicht-institutionelle Betreuung 12,5 7,1 10,3 12,4

Nur institutionelle Betreuung 15,9 13,1 15,6 19,1

Institutionelle und nicht-institutionelle 
Betreuung

4,5 0,7 4,0 5,4

Gesamt 100 100 100 100

Datenquelle: IQB-Bildungstrend (nur Baden-Württemberg) 2011, 2016 und 2021. Anmerkung: Mathematik: N 2011 = 1.509, N 2016 = 1.453, N 2021 = 
1.539. Deutsch: N 2011 = 1.497, N 2016 = 1.456, N 2021 = 1.544. Zweiseitige Migrationsgeschichte (ZSMG) = Beide Eltern sind im Ausland geboren. 
Einseitige Migrationsgeschichte (ESMG) = Ein Elternteil ist im Ausland geboren. Ohne Migrationsgeschichte (Ohne MG) = Kein Elternteil ist im Aus-
land geboren.

2011 2016 2021

ZSMG ESMG Ohne 
MG

ZSMG ESMG Ohne 
MG

ZSMG ESMG Ohne 
MG

Mathematik 53,6 67 80,3 51,2 62,3 71,8 40,1 54,2 67,8

Deutsch (Lesen) 53,5 62,7 75 45 66 74,8 33,9 59,8 71,3

Tabelle A5.2.2: Schülerinnen und Schüler der 4. Jahrgangsstufe, die den Mindeststandard in Deutsch 
(Lesen) und Mathematik erreichen, nach differenzierter Migrationsgeschichte in Baden-Württemberg 
2011, 2016 und 2021 (in Prozent)

Kapitel 4

Abschnitt 5.1

Abschnitt 5.2
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Tabelle A5.3.1: Anteil von Personen mit und ohne Einwanderungsgeschichte an der Erwerbsbevöl-
kerung in Baden-Württemberg 2013, 2018 und 2022 (in Prozent)

2013 2018 2022

Anteil mit EWG 31,4 37,0 40,0

Anteil ohne EWG 68,6 63,0 60,0

Gesamt 100 100 100

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 42.392, N 2018 = 51.597,  
N 2022 = 65.826. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die erwerbstätige Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren. 

Tabelle A5.3.2: Erwerbstätigkeit nach Einwanderungsgeschichte in Baden-Württemberg 2013, 2018 
und 2022 (in Prozent) 

Datenquelle: Mikrozensus (nur Baden-Württemberg) 2013, 2018 und 2022, eigene Auswertung. Anmerkung: N 2013 = 55.475, N 2018 = 65.499,  
N 2022 = 83.199. EWG = Einwanderungsgeschichte. Dargestellt ist die Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren.

2013 2018 2022

Mit 
EWG

Ohne 
EWG

Mit 
EWG

Ohne 
EWG

Mit 
EWG

Ohne 
EWG

Nicht erwerbstätig 27,6 21,6 25,1 18,7 24,9 18,0

Erwerbstätig 72,4 78,4 74,9 81,3 75,1 82,0

Gesamt 100 100 100 100 100 100

Tabelle AM.1.1: Teilnahme kreisangehöriger Städte und Gemeinden nach Bevölkerungszahl  
(in Prozent)

Datenquelle: eigene Erhebung, 1.092 Gemeinden.

Teilgenommen Nicht  
teilgenommen

Gesamt

Beendet Nicht 
beendet

Unter 5.000 46,1 8,0 45,9 100

5.000–9.999 59,7 7,5 32,8 100

10.000–19.999 69,3 3,3 27,5 100

20.000–29.999 85,7 6,1 8,2 100

30.000 und mehr 95,7 2,1 2,1 100

Gesamt 56,6 6,9 36,5 100
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Landesintegrationsbericht 2025

288

Landesintegrationsbericht 2025

289



Eingewanderte
Siehe Eintrag Einwanderungsgeschichte.

Einwanderungsgeschichte (EWG)
Das Konzept Einwanderungsgeschichte basiert 
auf dem Kriterium der Wanderungserfahrung 
einer Person bzw. ihrer Eltern. Es unterteilt die 
Bevölkerung in Personen mit und ohne Ein-
wanderungsgeschichte. Zu den Personen mit 
Einwanderungsgeschichte gehören Eingewan-
derte (ihr Geburtsland ist nicht Deutschland), 
Nachkommen (sie sind selbst in Deutschland 
geboren, beide Eltern jedoch nicht) und Perso-
nen mit einseitiger Einwanderungsgeschichte 
(sie sind selbst in Deutschland geboren und nur 
ein Elternteil nicht). Zur Bevölkerung ohne Ein-
wanderungsgeschichte gehören diejenigen, die 
selbst in Deutschland geboren wurden und bei 
denen beide Elternteile ebenfalls in Deutsch-
land geboren wurden. Die verschiedenen für 
diesen Bericht herangezogenen Datenquellen 
verwenden zum Teil abgewandelte Definitionen 
und Operationalisierungen. Welche Definition 
in welcher Datenquelle umgesetzt ist, ist im 
Abschnitt „Informationen zu externen Daten“ 
(siehe Abschnitt A1.4) dokumentiert.

Gebietskörperschaft
Körperschaft des öffentlichen Rechts, deren 
Gebietshoheit einen räumlich abgegrenzten 
Teil des Staatsgebiets sowie dessen Bewohner 
und Bewohnerinnen als gesetzliche Mitglieder 
ihrer Organisation erfasst. In Deutschland sind 
Gebietskörperschaften in mehreren Ebenen 
organisiert: der Bund, die Länder sowie auf 
kommunaler Ebene die Landkreise und  
Gemeinden.

Gemeinde
Siehe Eintrag Kommune.

Generationenverlauf
Veränderungen über die nach dem Konzept der 
Einwanderungsgeschichte unterschiedenen 
Gruppen hinweg. Es handelt sich hierbei um 
sogenannte synthetische Generationen. d. h., die 
Gruppe der Eingewanderten wird zum Beispiel 

mit der Gruppe der Nachkommen verglichen. 
Es handelt sich also nicht um einen Vergleich 
zwischen eingewanderten Personen und ihren 
eigenen Kindern.

Helferkreis
Organisierter Zusammenschluss ehrenamtlich 
tätiger Bürgerinnen und Bürger, die sich für die 
Integration und Unterstützung von Geflüchteten 
und Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
auf kommunaler Ebene einsetzen. Helferkreise 
unterstützen unter anderem beim Erlernen der 
deutschen Sprache, begleiten bei Behördengän-
gen oder helfen bei der Wohnungs- und Arbeits-
suche.

Integrationsausschuss
Beratender Ausschuss auf Kommunalebene im 
Sinne der Gemeindeordnung beziehungsweise 
der Landkreisordnung, der gemäß § 11 und  
§ 12 des PartIntG gebildet wird. Unter den  
sachkundigen Einwohnerinnen und Einwoh-
nern in diesem Ausschuss müssen Personen 
mit Migrationshintergrund vertreten sein. Der 
Integrationsausschuss kann sich mit Angele-
genheiten befassen, die Auswirkungen auf die 
Integration von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte haben. Der Beschluss zur Einrich-
tung eines Integrationsausschusses sowie die 
Entscheidung über dessen Zusammensetzung, 
die Berufung der Mitglieder und die Aufgaben-
beschreibung werden vom Gemeinderat bezie-
hungsweise Kreistag getroffen.

Integrationsbeauftragte
In kommunalen Gebietskörperschaften tätige 
Personen, die die Entwicklung und Stärkung 
nachhaltiger Strukturen im Bereich Integra-
tion systematisch planen und koordinieren. Sie 
sind die zentrale Anlaufstelle für institutionelle 
Akteure innerhalb und außerhalb der Verwaltung 
bei Integrationsfragen und beraten Kommunen 
bei integrationspolitischen Fragestellungen.

Integrationskonzept
Dokument, in dem beschrieben wird, mit 
welchen strategischen Ansätzen, organisa-

torischen Strukturen und Formen der Zusam-
menarbeit Integration auf kommunaler Ebene 
strategisch gesteuert und gefördert wird. Es 
wird häufig von Kommunen und mit Beteili-
gung aller Akteure im Bereich Integration ent-
wickelt, wobei Integrationsbeauftragte dafür 
oft eine zentrale Rolle spielen. In Integrations-
konzepten werden möglichst konkrete Ziele 
und Handlungsfelder der kommunalen Inte-
grationsarbeit erarbeitet, häufig in Bereichen 
wie Bildung, Sprache, Arbeit oder Teilhabe. In 
der Praxis werden Integrationskonzepte unter 
unterschiedlichen Bezeichnungen wie „Inte
grationsplan“ oder „Leitbild“ geführt. Die VwV IB 
spricht von „Integrationsplan“.

Integrationsrat  
(auch: kommunale Migrantenvertretung)
Gewähltes Gremium auf Kommunalebene 
gemäß § 11 und § 13 des PartIntG, das aus Ein-
wohnerinnen und Einwohnern mit Migrations-
hintergrund oder mit Kenntnissen in Fragen der 
Migration und Integration besteht. Der Integra-
tionsrat kann sich mit allen Angelegenheiten 
der Gemeinde beziehungsweise des Land-
kreises befassen, die Auswirkungen auf die 
Integration von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte haben. Der Integrationsrat hat das 
Recht, auf Antrag eine Angelegenheit aus dem 
Bereich Integration dem Gemeinderat bezie-
hungsweise Kreistag zur Beratung und Ent-
scheidung vorzulegen. Darüber hinaus hat eine 
Vertretung des Integrationsrats Rede-, Anhö-
rungs- und Antragsrecht bei Sitzungen des 
Gemeinderates beziehungsweise des Kreis-
tages, wenn Angelegenheiten aus dem Bereich 
Integration behandelt werden. Der Beschluss 
zur Einrichtung eines Integrationsrates sowie 
die Entscheidung über dessen Zusammenset-
zung, die Wahl der Mitglieder und Aufgaben-
beschreibung werden vom Gemeinderat bezie-
hungsweise Kreistag getroffen.

Interkulturelle Öffnung
Nach § 6 des PartIntG ist die interkulturelle 
Öffnung ein bewusst gestalteter Prozess, durch 
den Verwaltungen, Organisationen und Einrich-
tungen ihre Strukturen, Abläufe und Dienstleis-
tungen so gestalten, dass sie den Bedürfnissen 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
sowie aller Bevölkerungsgruppen gerecht wer-

den. Gemäß der „Verwaltungsvorschrift Inte
grationsbeauftragte“ ist die Förderung der inter-
kulturellen Öffnung der Verwaltung und der 
Regeldienste eine zentrale Aufgabe der Inte-
grationsbeauftragten. Interkulturelle Öffnung 
wird dabei als ein Prozess verstanden, der auf 
den Ebenen Personal, Organisation, Angebote 
und Vernetzung wirkt. Teilweise wird auch der 
Begriff der „diversitätssensiblen Öffnung“ ver-
wendet, da dieser Begriff die unterschiedlichen 
Lebensrealitäten und Teilhabebedarfe einer 
vielfältigen Bevölkerung umfassender abbildet 
und den Abbau struktureller Benachteiligungen 
stärker in den Blick nimmt.

Kommune
Oberbegriff für die unterste Verwaltungs- und 
Gebietskörperschaft im föderalen deutschen 
Staatssystem, die aus Gemeinden (Städte und 
Gemeinden) und Gemeindeverbänden (Land-
kreise) besteht. Als Träger der kommunalen 
Selbstverwaltung sind Kommunen zuständig 
für die örtliche Daseinsvorsorge und gestal-
ten zentrale Bereiche des gesellschaftlichen 
Lebens vor Ort. Es werden zwei Typen von 
Kommunen unterschieden: 

Gemeinden sind die unterste kommunale 
Ebene mit eigenständiger Verwaltung und 
einem direkt gewählten Gemeinderat. In 
diesem Bericht schließt der Begriff Gemein-
den und kreisangehörige Städte ein.

Kreise sind größere territoriale Zusammen-
schlüsse mehrerer Gemeinden und/oder 
Städte und erfüllen überörtliche Aufgaben. 
Sie werden durch einen direkt gewählten 
Kreistag vertreten. Kreise werden unterteilt 
in Landkreise und Stadtkreise. Während 
Landkreise mehrere Gemeinden und kleinere 
Städte umfassen, sind Stadtkreise kreisfreie 
Städte, die zugleich die Aufgaben eines 
Landkreises erfüllen.

Landesverband der kommunalen Migranten­
vertretungen Baden-Württemberg (ehemals: 
Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Ausländervertretungen Baden-Württemberg) 
(LAKA)
Zusammenschluss der kommunalen Migranten-
vertretungen (siehe Integrationsrat) und Vertre-
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tung von Einwohnerinnen und Einwohnern mit 
Einwanderungsgeschichte auf Landesebene. 
Der LAKA ist eine vom Land Baden-Württemberg 
durch finanzielle Zuwendungen geförderte 
nationalitätenunabhängige, überparteiliche 
und überkonfessionelle Selbstorganisation von 
Migrantinnen und Migranten. Sie arbeitet gemäß 
§ 10 des PartIntG mit der Landesregierung in 
integrations- und migrationsspezifischen Ange-
legenheiten zusammen. Aufgaben des LAKA 
umfassen die Geltendmachung von Migranten-
interessen, die Mitwirkung bei der politischen 
Meinungs- und Willensbildung von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte, die Unterstüt-
zung der Bildung neuer Integrationsräte sowie 
die Förderung der Fortbildung ihrer Mitglieder.

Landesbeirat für Integration
Gremium auf Landesebene, das die Landes-
regierung gemäß § 9 des PartIntG bei allen 
wesentlichen Fragen der Integrations- und  
Migrationspolitik beraten und unterstützen  
soll. Der Landesbeirat ist bei Vorhaben der 
Landesregierung, soweit spezifische Belange 
von Menschen mit Migrationshintergrund 
betroffen sind, frühzeitig zu beteiligen. Dem 
Landesbeirat gehören Vertreterinnen und Ver-
treter aus Wissenschaft, Wirtschaft, Kirchen, 
Wohlfahrtsverbänden sowie Verwaltung und 
Gesellschaft an. Die Ministerin oder der Minister 
für Soziales, Arbeit und Gesundheit führt den 
Vorsitz.

Landkreis
Siehe Eintrag Kommune. 

Migrantenselbstorganisation (MSO)
Vereine, Initiativen oder Netzwerke, die von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
getragen und geführt werden. Migranten-
selbstorganisationen sind gemeinnützige 
Zusammenschlüsse, deren Ziele und Zwecke 
sich wesentlich aus der Situation und den 
Interessen von Personen mit Einwanderungs-
geschichte ergeben und deren Mitglieder 
überwiegend Personen mit Einwanderungsge-
schichte sind. Zu ihren wichtigsten Funktionen 
in der kommunalen Integrationsarbeit zählt die 
Interessenvertretung von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte und die Mitgestaltung 
von integrationspolitischen Entscheidungen.

Migrationshintergrund
Unter den Begriff Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund fallen laut Definition der amtlichen 
Statistik Personen, die entweder selbst oder 
von denen mindestens ein Elternteil nicht mit 
deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde. 
Die verschiedenen für diesen Bericht heran-
gezogenen Datenquellen verwenden zum Teil 
abgewandelte Definitionen und Operationali-
sierungen. Welche Definition in welcher Daten-
quelle umgesetzt ist, ist im Abschnitt „Infor-
mationen zu externen Daten“ (siehe Abschnitt 
A1.4) dokumentiert.

Nachkommen
Siehe Eintrag Einwanderungsgeschichte. 

NEET
NEET ist ein Akronym des englischen Begriffs 
„Not in Education, Employment or Training“ 
(weder in Bildung, Beschäftigung noch in 
Berufsausbildung). NEET-Bevölkerung bezeich-
net junge Menschen, die sich weder in einer 
allgemeinbildenden Schule, in beruflicher Aus-
bildung oder im Studium befinden noch einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen. In der amtlichen 
Statistik wird diese Gruppe in der Regel als 
junge Erwachsene im Alter von 15 bis 25 Jahren 
definiert.

Partizipations- und Integrationsgesetz für 
Baden-Württemberg (PartIntG)
Am 05.12.2015 in Baden-Württemberg in Kraft 
getretenes Gesetz, das die Verwirklichung der 
gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund in allen Berei-
chen des gesellschaftlichen Lebens zum Ziel 
hat. Es regelt zentrale Integrationsaufgaben 
des Landes, wie beispielsweise die Förderung 
der deutschen Sprache, die Entwicklung inte
grationsfördernder Strukturen auf Landes- und 
kommunaler Ebene, die Unterstützung beim 
Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung und 
die interkulturelle Öffnung der Landesverwal-
tung. Auf struktureller Ebene ermöglicht es die 
Bildung verschiedener Integrationsgremien in 
Kommunen, beispielsweise Integrationsaus-
schuss und Integrationsrat.

Personen mit einseitiger Einwanderungs­
geschichte
Siehe Eintrag Einwanderungsgeschichte.

Personen ohne Einwanderungsgeschichte
Siehe Eintrag Einwanderungsgeschichte. 

Regeldienst
Zu den Regeldiensten gehören beispielsweise 
Dienste der Jugendhilfe und Kindertages-
betreuung, Schulen, Dienste der öffentlichen 
Gesundheit, Jobcenter, Arbeitsagentur, Sozial-
ämter, Wohnungsämter sowie Einrichtungen 
der freien Wohlfahrtspflege. Dienste spezifisch 
für Personen mit Einwanderungsgeschichte wie 
Migrationsberatung oder Jugendmigrations-
dienste ergänzen und unterstützen die Regel-
dienste.

Stadtkreis
Siehe Eintrag Kommune. 

Verwaltungsvorschrift
Abstrakt-generelle Anordnungen und Weisun-
gen innerhalb einer Verwaltungsorganisation, 
die von einer Behörde gegenüber einer nach-
geordneten Behörde ergehen, um Organisation 
und Handeln der Verwaltung zu bestimmen. 
Verwaltungsvorschriften entfalten ihre Wirkung 
nur im hierarchischen Verhältnis zwischen 
Behörden, grundsätzlich aber nicht darüber 
hinaus im Verhältnis zwischen selbstständigen 
Verwaltungsträgern oder zwischen der Ver-
waltung und Bürgerinnen und Bürgern. In der 

Praxis werden sog. Förderrichtlinien als Verwal-
tungsvorschriften mit verfahrens- und ermes-
senslenkender Zielsetzung erlassen, wenn dies 
aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
und Bürgerfreundlichkeit erforderlich ist. Das 
ist regelmäßig der Fall, wenn der Kreis der 
potenziellen Zuwendungsempfänger groß ist 
und entsprechend viele Fälle abgewickelt wer-
den. Förderrichtlinien sind hier das geeignete 
Mittel, auf allen Ebenen einen einheitlichen 
Vollzug zu gewährleisten und umfassend über 
Förderkonditionen zu informieren. Eine Über-
sicht der für diesen Bericht zentralen Verwal-
tungsvorschriften findet sich in Kapitel 2.

VwV-Integrationsbeauftragte
VwV-geförderte Integrationsbeauftragte wer-
den über die „Verwaltungsvorschrift Integra-
tionsbeauftragte“ (VwV IB) vom Land Baden-
Württemberg bezuschusst. Ihre Aufgaben sind 
in der VwV IB definiert (siehe Kapitel 2 „Integra-
tionspolitische Strukturen in den Kommunen“).

Zivilgesellschaftliche Akteure

Organisationen, Verbände, Vereine und Grup-
pen, die sich außerhalb des Staates (inklusive 
der Verwaltung) und des marktwirtschaftlichen 
Sektors bewegen. Zu zivilgesellschaftlichen 
Akteuren gehören beispielsweise gemeinnüt-
zige Vereine, Stiftungen, Verbände, Gewerk-
schaften, Kirchen, politische Parteien, Migranten-
selbstorganisationen, Netzwerke und Initiativen.
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